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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i tz end e : Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Minkowitsch, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t . 

Einlauf und Zuweisung 

Präsident: Ich ersuche den Schriftführer, 
Herrn Abgeordneten Dr. Fiedler, um die 
Verlesung des Einlaufes. 

Schriftführer Dr. Fiedler: Von der Bundesre­
gierung sind folgende Regierungsvorlagen ein­
gelangt: 

Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien zur Vermeidung der Doppelbe­
steuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen (41 der Bei­
lagen) 

Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und der Föderativen Republik Brasilien zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen samt Protokoll (49 der Beilagen) 

Bundesgesetz über die Behördenzuständig­
keit und die Ahndung von Verwaltungsübertre­
tungen in Angelegenheiten der Schiffahrt auf 
dem Bodensee sowie über die Änderung des 
Schiffahrtspolizeigesetzes (64 der Beilagen) 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien über Änderungen und Ergänzun­
gen des Vertrages zwischen der Republik 
Österreich und der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien über die gemeinsame 
Staatsgrenze vom 8. April 1965 (70 der Beilagen) 

Präsident: Danke. 

Ich werde die soeben als eingelangt bekannt­
gegebenen Regierungsvorlagen in der nächsten 
Sitzung zuweisen. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage: Bundes­
gesetz über Hygiene in Hallenbädern und 
künstlichen Freibeckenbädern (Bäderhygiene­
gesetz) (62 der Beilagen) 

weise ich dem Ausschuß für Gesundheit und 
Umweltschutz zu. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (2 und Zu 2 der 
Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1976 

samt Anlagen (50 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe XIV 

Kapitel 14: Wissenschaft und Forschung (ein­
schließlich Konjunkturausgleich-Voranschlag) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. 

Gegenstand ist der Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvorlage: 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1976. 

Wir gelangen zur Verhandlung über die 
Beratungsgruppe XIV. Diese umfaßt das Kapitel 
14 des Bundesvoranschlages. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Kerstnig. Ich ersuche um den Bericht. 

Spezial berichterstatter Dr. Kerstnig: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Spezial­
bericht zu Beratungsgruppe XIV. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe XIV zusammengefaßten 
Teile des Bundesvoranschlages für das Jahr 1976 
am 21. November 1975 unter dem Vorsitz des 
Obmannstellvertreters Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr in Verhandlung gezogen. 

In dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Bundesvoranschlag 1976 ist für das Wissen­
schaftsressort ein Gesamtausgabenrahmen von 
6.701,274.000 S vorgesehen. Gegenüber dem 
Bundesvoranschlag 1975 ergibt dies eine Steige­
rung von 17,78 Prozent. 

Im einzelnen entfallen auf den Personalauf­
wand 2.805,363.000 S und auf den Sachaufwand 
3.895,911.000 Si gegenüber dem Bundesvoran­
schlag 1975 ergibt dies eine Steigerung im 
Personalaufwand von 18,18 Prozent und im 
Sachaufwand eine solche von 17,50 Prozent. 

Der Anteil des Wissenschafts- und For­
schungsbudgets am Gesamtbudget des Bundes 
beträgt 3,11 Prozent, wogegen er 1975 3,08 
Prozent betrug. 

Die um 431,535.000 S erhöhten Ansätze auf 
dem Personalsektor halten sich in einem 
notwendigen Rahmen und sind zum Großteil 
durch die allgemeine Gehalts- und Nebenge­
bührenregelung bedingt. 
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Dr. Kerstnig 

Der Forschungsblock der Ressortkredite, das 
sind die Ansätze von 111413 bis 1/1419, steigt 
um 15,59 Prozent. 

Der bei Ansatz 1/1413 im Jahre 1975 erstmals 
zur Ausschreibung gelangte Staatspreis für 
Energieforschung in der Höhe von 100.000 S 
konnte auch wieder in den Bundesvoranschlag 
1976 aufgenommen werden. 

Eine beträchtliche Erhöhung hat das "Hydro­
logische Programm" erfahren. Ebenso auch die 
Aufwendungen für Forschungsvorhaben in 
internationaler Kooperation: Der CERN-Beitrag 
beträgt für 1976 127,932.000 S; für Molekular­
biologie Europäische Zusammenarbeit 
5,400.000 S; für das Institut für Führungsaufga­
ben der Technik 590.000 Si für das Europäische 
Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage 
wurde wie 1975 ein Betrag von 2,500.000 Sund 
für den Beitrag des Bundes am Europäischen 
Weltraumforschungsprogramm ebenfalls wie 
1975 5,000.000 S veranschlagt. 

Die Beiträge des Bundes für die Österreichi­
sche Studiengesellschaft für Atomenergie wur­
den, um 21,18 Prozent erhöht. 

Die Sachaufwandskredite der Universitäten 
erfuhren eine Steigerung um 25,64 Prozent und 
dienen vor allem den Aufwendungen für 
Unterrichts- und Forschungserfordernisse ein­
schließlich der EDVmäßigen Ausstattung der 
Universitäten. 

Für einen weiteren Schwerpunkt des Wissen­
schaftsressorts wurde im Haushaltsjahr 1976 in 
Form des Hochschulzentrums Wien-Althan­
straße, welches den Gesamtkomplex der Wirt­
schaftsuniversität Wien und des Zoologischen 
Instituts der Universität Wien beheimaten soll, 
im Ausmaß von 100,000.000 S vorgesorgt. Diese 
weitere Rate dient für das im Leasing-Verfahren 
zu errichtende Bauwerk. 

Die Kredite der Kunsthochschulen steigen um 
20,42 Prozent auf 133,465.000 S. Diese starke 
Steigerung dient vor allem für die Erweiterung 
des Studienbetriebes. 

Die optische Minderung der Kreditmittel auf 
dem Bibliothekssektor um 21,49 Prozent ist 
bedingt durch den Wegfall der Post "Sammlung 
HOBOKEN", die in den Jahren 1974 und 1975 
angekauft wurde und für die Österreichische 
Nationalbibliothek eine einmalige Bereiche­
rung der Musiksammlung darstellt. 

Schließlich gelang es neuerlich, auf dem 
Sektor der wissenschaftlichen Publikationen 
eine Förderungspost bei Ansatz 1114006 für 
wissenschaftliche Zeitschriften und Publikatio­
nen mit einem Betrag von 4,000.000 S zu 
veranschlagen. 

Die Sachaufwandsansätze für den Museums­
bereich werden einen weiteren Ausbau der 
Museen und Sammlungen des Bundes ermögli­
chen; das Kreditvolumen für 1976 beträgt 
49,267.000 S. 

Die Sachaufwendungen für das Denkmal­
schutzwesen weisen eine Steigerung von 3,07 
Prozent auf. 

Die Einnahmenentwicklung im Rahmen des 
Kapitels 14 weist eine Steigerung von 
200,371.000 S im Jahre 1975 auf 219,701.000 S 
für 1976 auf, was einer Steigerungsrate von 
19,330.000 S oder plus 9,65 Prozent gleich­
kommt. 

Schließlich sind im Konjunkturausgleichsvor­
anschlag des Kapitels 14 "Wissenschaft und 
Forschung" 255,103.000 S im Rahmen der Kon­
junkturbelebungsquote und im Rahmen der 
Stabilisierungsquote ein Betrag von 
60,816.000 S veranschlagt. 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteilig­
ten sich die Abgeordneten Dr. Blenk, Radinger, 
Dipl.-Ing. Hanreich, Dr. Mock, Blecha, Dr. 
Ermacora, Wille, Kern, Wuganigg, Dr. Früh­
wirth, Luptowits, Dr. Bauer, Anneliese Albrecht 
und DDr. König. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg beant­
wortete ausführlich die an sie gerichteten 
Fragen. 

Bei der Abstimmung am 28. November 1975 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die 
finanzgesetzlichen Ansätze dieser Beratungs­
gruppe unverändert angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An tr ag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 14: Wissenschaft und Forschung 
samt dem zu diesem Kapitel gehörenden Teil 
des Konjunkturausgleich-Voranschlages des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1976 wird die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Namens des Budgetausschusses beantrage 
ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Dr. Blenk. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Blenk (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Das Kapitel Bildung im allgemei­
nen, das Kapitel Wissenschaft im besonderen 
sollte nach den Regierungserklärungen der 
ersten bei den Regierungen Kreisky einen 
Schwerpunkt der Arbeit dieser Regierung 
darstellen. Wir haben heute den Bericht des 
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Dr. BIenk 

Herrn Berichterstatters über das kommende 
Budget zu diesem Bereich gehört, und ich 
möchte meinen, es kommt nicht von ungefähr, 
daß er in gewissen Detailbereichen Zahlen 
genannt hat, aber daß er eigentlich - und darauf 
werde ich im einzelnen zu sprechen kommen -
die tatsächlichen Bewegungen nur sehr undeut­
lich aufgezeigt hat. 

Es war im übrigen überraschend, daß in der 
Regierungserklärung 1975 die Regierung 
Kreisky nicht mehr davon sprach, daß Wissen­
schaft und Forschung einen Schwerpunkt dar­
stellen sollten, sondern man sprach nur mehr 
davon, daß Wissenschafts- und Forschungspoli­
tik als Teil der allgemeinen Gesellschaftspolitik 
gewertet werde. Und diese Erkenntnis, Frau 
Bundesminister, kommt ja doch nach und nach 
in alle Köpfe, nämlich die Erkenntnis, daß mit 
diesem Bereich der Wissenschafts- und vor 
allem Bildungspolitik echte sozialistische 
Gesellschaftspolitik gemacht wird. An diesem 
Primat der ideologischen Umgestaltung läßt ja 
kaum eines der Mitglieder der Regierung und 
der sozialistischen Sprecher einen Zweifel offen, 
nur dürfte dabei, so meine ich, das primäre Ziel 
jeder Politik und auch Gesellschaftspolitik, 
nämlich die entsprechenden Bereiche tatsäch­
lich weiterzuführen und weiter auszubauen, 
nicht leiden. 

Ich habe, Frau Bundesminister, schon in 
früheren Budgetdebatten als einen sehr interes­
santen Vergleichswert die Entwicklung des 
Kulturbudgets im Bereich der letzten zehn Jahre 
und vor allem während der Zeit der Regierungen 
Kreisky aufgezeigt. Damit meine ich die 
gesamten Ausgaben, die jeweils für die Ressorts 
Unterricht und Kunst sowie Wissenschaft und 
Forschung getätigt werden. Ich halte dazu 
einige Zahlen fest. 

In der Zeit der Regierung Klaus stieg das 
Kulturbudget durchwegs um 0,5 Prozent pro 
Jahr in seinem Anteil am Gesamtbudget. In der 
bisherigen Zeit der Regierungen Kreisky stieg 
das Budget im Schnitt um 0,2 bis 0,3 Prozent. 
Zweimal ist es gesunken: einmal im Jahre 
1972173 um 0,2 und nun zum zweitenmal mit 
absolutem Rekord auf das Jahr 1976 hin mit 0,4 
Prozent. Das ist also der Schwerpunkt für die 
Bildungspolitik, für die Wissenschaft und For­
schung. 

Wenn man den Berichterstatter gehört hat, 
dann hat man - wie ich schon sagte - den 
Eindruck, daß hier durchaus spektakuläre 
Steigerungsraten vorhanden seien. Er sprach 
davon, daß in gewissen wesentlichen Bereichen 
Steigerungen zwischen 15 und 20 Prozent 
aufscheinen. Wie schauen aber die Zahlen 
wirklich aus? 

Es ist unbestritten, daß die Gesamtbudgetstei­
gerung mit 17,7 Prozent noch durchaus erträg­
lich aussieht. Als ich aber im Budgetausschuß 
bei einer Analyse dieser Zahlen feststellte, daß 
die wesentlichsten Sachbereiche, die tatsächli­
chen wissenschaftspolitischen Gestaltungsbe­
reiche des Budgets, fast durchwegs stagnieren, 
ja zum Teil rückläufig sind, da meinte die Frau 
Bundesminister, das sei eine subjektive Beurtei­
lung von mir; bei objektiver Betrachtung sähen 
die Dinge wesentlich anders aus. 

Frau Bundesminister! Bescheidenheit ist 
keine Schande, ist es noch nie gewesen. Nur der 
Grundsatz, daß die eigene Meinung die objek­
tive ist und die Meinung des Widerparts die 
subjektive, das ist für mich zumindest eine neue 
Art von Logik oder Dialektik. (Beifall bei der 
OVP.) 

Es ergibt sich jedenfalls Bemerkenswertes, 
wenn ich nur einige der Zahlen des Berichtes 
hernehme und sie vergleiche. Hier heißt es zum 
Beispiel: Der ganze Forschungsblock der Res­
sortkredite ist um 15,59 Prozent angestiegen. -
Das klingt recht schön. Wie schaut es aber in 
Wirklichkeit aus? Wie schaut es in den 
Hauptforschungsbereichen aus? Ich nehme hier 
genau den Kataster, wie er im Bericht enthalten 
ist. 

Position 1413, Expertengutachten und Auf­
tragsforschung: Steigerung um 5 Prozent von 19 
auf 20 Millionen; Wissenschaftliche Forschung: 
mit 143 Millionen gleichgeblieben; Gewerbli­
che Forschung: mit 169 Millionen gleichgeblie­
ben; Forschungseinrichtungen: um 6,7 Prozent 
gestiegen; Österreichische Akademie der Wis­
senschaften: mit 79 Millionen gleichgeblieben. 

Das Gesamtbild, das so schöne statistische 
Werte ergibt, wird lediglich dadurch erreicht, 
daß gewisse internationale Verpflichtungsberei­
che - Beiträge zum CERN und so weiter - eine 
gesetzlich zwangsläufige und unentrinnbare 
Erhöhung erfahren haben, eine Erhöhung, die 
eben zu dieser Entwicklung von Prozenten 
geführt hat. 

Ich wiederhole es noch einmal: In den 
wesentlichen Bereichen ist praktisch nichts 
geschehen. Bemerkenswert ist, daß in allen 
Kapiteln dieses Budgets eigentlich fast alle 
Erhöhungen und Steigerungen ausschließlich, 
möchte ich sagen, auf gesetzliche Verpflichtun­
gen und auf Bindungen zurückgehen. 

Es wird zum Beispiel auch im Bericht erwähnt, 
daß eine beträchtliche Steigerung der Sachauf­
wandskrediteerfolgt sei, und zwar zugunsten 
der Aufwendungen und für Unterrichts- und 
Forschungserfordernisse. Aber, Frau Bundesmi­
nister, wie schaut die Realität aus? Die 
Unterrichts- und Forschungserfordernisse der 
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Hochschulen sind mit 69 Millionen Schilling auf 
den Schilling gleichgeblieben, und zwar nomi­
nell gleichgeblieben. Und es ist eine ganze 
Reihe weiterer Kategorien im Budget genau 
gleichgeblieben. Es sind gleichgeblieben die 
Förderungsausgaben für Kunsthochschulen, die 
Aufwendungen für Kunsthochschulen. Die 
Unterrichtserfordernisse der Kunsthochschulen 
sind sogar zurückgegangen, die Förderungsaus­
gaben für Museen stagnieren, die Aufwendun­
gen für Museen stagnieren, die Förderungsaus­
gaben und die Aufwendungen für das Bundes­
denkmalamt stagnieren, die Ausgaben für 
Studentenmensen stagnieren, die Ausgaben für 
Studentenheime stagnieren, die Ausgaben für 
die Österreichische Hochschülerschaft sind 
ebenfalls gleichgeblieben, die gesamten Förde­
rungsausgaben für hochschulische Einrichtun­
gen sind zurückgegangen, die Förderungsaus­
gaben für wissenschaftliche Einrichtungen stag­
nieren und so weiter und so fort. 

Was das heißt, Frau Bundesminister, brauche 
ich Ihnen nicht zu sagen: Das heißt, es ist 
nominell alles gleichgeblieben, das bedeutet 
aber ebenso reale Rückgänge von 10 bis - wir 
wissen, daß der Forschungsinflator stärker ist -
zu 15 Prozent. 

Nun, Frau Bundesminister, ich möchte hier 
etwas einfügen, weil man ja gelegentlich von 
seiten Ihrer Fraktion sehr wohl in Erkenntnis der 
etwas tristen Situation in der Zukunft zurück­
schaut. Ich habe hier, Frau Bundesminister, eine 
Notiz, die Sie beim OECD-Ländertreffen, bei der 
Länderprüfung für die Hochschulen, am 20. 11. 
1974 wörtlich abgaben. Ich habe das damals 
mitgeschrieben. Sie haben, nachdem Sie alle 
Leistungen Ihres Ressorts herausgestrichen hat­
ten, unter anderem gesagt: 

"Seit 1970 haben sich die Hochschulbudget­
ausgaben mehr als verdoppelt." 

Frau Bundesminister! Ich muß das zu Ihren 
Gunsten korrigieren. Ich habe das Hochschul­
budget, das heißt die Position 1/142 in den 
Jahren 1970 bis 1975 beobachtet und verglichen 
und komme zur Feststellung: Das Hochschul­
budget hat in den letzten fünf Jahren um 85 
Prozent zugenommen. Aber - Frau Bundesmini­
ster, das muß man dazu sagen - die Hörerzahlen 
sind im selben Zeitbereich von rund 40.000 auf 
62.000 und damit um 52,8 Prozent gewachsen, 
der Lebenshaltungskostenindex hat um 47,3 
Prozent zugenommen. 

Nach den normalen Berechnungen ergäbe das 
nur bei der Erhaltung des realen Wertes etwa 
pro Studenten die Notwendigkeit der Steige­
rung des Hochschulbudgets von 125 Prozent. 
Frau Bundesminister! Anders ausgedrückt: Seit 
dem Jahre 1970 ist das Hochschulbudget, 

umgerechnet auf den Studenten, um genau 32 
Prozent oder ein Drittel real gesunken. 

Das ist eine Tatsache, Frau Bundesminister! 
Da mögen Sie nun sagen: Das ist eine subjektive 
Feststellung, weil sie von mir kommt. Sie 
werden objektiv selbstverständlich das als falsch 
hinstellen. Aber ich halte das fest, daß mit dieser 
Budgetaufgliederung tatsächlich der Stillstand 
der Wissenschaftspolitik, ich behaupte, der 
Rückschritt der Wissenschaftspolitik eingeleitet 
ist und fortgesetzt wird. Wenn Sie das als 
befriedigend ansehen, Frau Bundesminister, 
dann muß ich sagen, daß das Teil eines Systems 
ist, das wir grundsätzlich ablehnen. (Beifall bei 
der OVP.j 

Es mag anschließend der Herr Abgeordnete 
Radinger, wie ich es bereits voraussehe, hierher 
kommen und sehr schöne Zahlen, etwa genauso 
wie der Herr Berichterstatter, von sich geben, 
und die Frau Bundesminister wird dann mög­
licherweise dasselbe tun wie schon vergangenes 
Jahr. Sie wird sagen: Zu den Zahlen des Dr. 
Blenk kann ich nur sagen, daß Herr Abgeordne­
ter Radinger sie alle selbstverständlich wider­
legt hat. 

Frau Bundesminister! Für den Fall, daß Sie 
das machen, bitte ich Sie, auch die konkreten 
Daten. die ich jetzt vorgebracht habe. im 
einzelnen zu widerlegen. 

Es ist daher kein Wunder, daß die Misere an 
unseren Hochschulen immer ärger wird, Frau 
Bundesminister! Es ist daher kein Wunder, daß 
solche Anfragen, Interventionen und Demon­
strationen, wie wir sie zuletzt im Bereiche der 
Medizin, der Medizinstudenten, gesehen haben, 
an der Tagesordnung sind. 

Ich meine weiters, Frau Bundesminister: So 
geht es eben auch nicht, daß Sie auf alle 
Vorhalte. die man Ihnen schriftlich und münd­
lich macht - ich haUe Gelegenheit, dies schon in 
einer mündlichen Anfrage darzutun -, schlicht 
und einfach sagen: Schauen Sie, das waren 
Briefe, das waren Vorbringen, die für mein 
Gefühl nicht höflich genug waren, und daher 
habe ich sie nicht beantwortet. 

Ich frage Sie, Frau Bundesminister, ob es nicht 
richtig wäre, einmal zu überlegen, ob der Stil 
dieser Höflichkeiten und Unhöflichkeiten viel­
leicht nicht doch kein einseitiger ist, ob man hier 
vielleicht nicht doch in den Wald anders 
hineingerufen hat, als man gerne das Echo 
zurückhören würde. (Abg. Dr. G rad e n e g ger: 
Das ist ein starkes Stück!) Das ist kein starkes 
Stück, das ist eine Meinung, die ich hier von mir 
gebe, Herr Abgeordneter Gradenegger, eine 
Meinung, die mir sehr wohl zusteht. (Beifall bei 
der OVP.) 
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Herr Abgeordneter Gradenegger! Ich bin kein 
Freund von Monumenten. Die Frau Bundesmini­
ster möge mir nicht gram sein, wenn ich eine 
Feststellung wiedergebe, die gelegentlich 
gehört wird. Es ist eben nicht richtig, daß ein 
Ressortminister, sei er auch weiblichen 
Geschlechts, unantastbar und unanfechtbar ist 
und, ich würde sagen, auf einer völlig anderen 
Vergleichsebene steht, weil er eben ein beson­
ders empfindsames Gemüt hat. Wenn man gibt, 
dann muß man auch nehmen, oder anders 
gesagt: Wer austeilt, muß auch einstecken 
können! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich komme weiter zum Sektor Hochschulbau­
ten. Hohes Haus! Auch hier wurde gesagt, das 
sei eine recht spektakuläre Entwicklung. Ich 
stelle fest, daß die Ansätze für Hochschulbauten 
im ordentlichen Bereich von 648 auf 672 
Millionen Schilling angewachsen sind, also grob 
um 3 Prozent, oder, wenn man die Nebenbud­
gets hereinnimmt, sind es gute 10 Prozent. 

Im Ausschuß, Frau Bundesminister, habe ich 
darauf hingewiesen, daß eine ganze Reihe von 
konkreten Hochschul- und Universitätsbauten 
tatsächlich unterdotiert ist, und zwar nicht nur 
unterdotiert nach den für Sie immer übersetzten 
Erwartungen, sondern auch unterdotiert, Frau 
Bundesminister, nach den Zusagen und Verspre­
chungen, die Sie beziehungsweise die Regie­
rung noch vor einem Jahr abgegeben haben. 

Ich habe hier die Bautenbudgets des letzten 
und des kommenden Jahres verglichen und 
stelle an einigen Beispielen demonstrierend 
folgendes fest: Universitätsinstitut Helferstorfer­
straße von 70 auf 30 Millionen reduziert. 
Aspanggründe von 10 auf 1 Million reduziert. 

Technische Universität Wien, Elektrotechni­
sches Institut, von 12 auf 5 Millionen reduziert. 
Neubau Mozarteum Salzburg von 60 auf 40 
Millionen, TU Graz, Hochspannungslabor, von 9 
auf 5 Millionen, Physikalisches Institut der TU 
Graz von 30 auf 20 Millionen, Maschinentechni­
sches Institut der TU Graz von 50 auf 30 
Millionen, Vorklinische Institute der Uni Graz 
von 50 auf 35, Anorganische Chemie, Uni Graz, 
von 40 auf 20, Philosophische Fakultät Innsbruck 
von 30 auf 20 reduziert und so weiter und so fort. 

Frau Bundesminister! Es wurde vor fünf 
Jahren ein sogenanntes langfristiges Hochschul­
bauprogramm vorgelegt. Wir haben bereits in 
dem Augenblick, als es herauskam, darauf 
hingewiesen, daß es a) mit völlig überholten 
Ziffern arbeitet und daß es b) mehr oder weniger 
eine Festlegung der an sich schon bekannten 
dringendsten Wünsche war. 

Wir haben Sie mehrfach ersucht, Sie mögen 
doch endlich ein Konzept vorlegen, das zeigt, 
wie Sie die Misere im Hochschulbaubereich 

angehen wollen. Wir. haben Sie mehrfach 
ersucht und gebeten - die gestrige Bautende­
batte hat gezeigt, daß es leider eine besondere 
Symptomatik dieser Regierung ist, auch in 
diesen Bereichen keine Ideen zu haben -, Sie 
mögen sich überlegen, welche außerbudgetären 
Finanzierungstechniken Sie mobilisieren 
könnten. 

Frau Bundesminister! Bis heute haben wir 
nichts gehört und nichts gesehen. Ich nehme fast 
an: Es wird so sein, wie gestern der Herr 
Bautenminister, als man ihm das vorgeworfen 
hat, gesagt hat: Was wollen Sie? Ich habe eh 
schon irgendwo eine Kommission eingerichtet, 
und diese ist - in Klammer, soweit ich weiß - eh 
schon beim Arbeiten. So, Frau Bundesminister, 
werden die Probleme nicht gelöst! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Auf dem Hintergrund dieses betrüblichen 
Zahlenspiegels stellt sich nun die Frage, ich 
möchte sagen, die Kernfrage, welche Vorstellun­
gen die Regierung von der Bildungspolitik im 
allgemeinen und von der Hochschulpolitik im 
besonderen hat. Wir wissen - Frau Bundesmini­
ster, ich vermisse eigentlich in allen bisherigen 
Arbeiten die Auswertung all dieser Dinge, 
geschweige denn weitere Perspektiven -, daß 
wir eine Analyse über die Akademikersituation 
und -entwicklung der vergangenen Jahre vorlie­
gen haben, eine Analyse, die sehr aussageträch­
tig ist. Ich möchte meinen, daß diese zunächst zu 
verwerten wäre. Es würde sich daraus die Frage 
ergeben, welche Vorstellungen für die Zukunft 
- in Klammern: welche Prognosen für die Zu­
kunft - bestehen. Dann weiter: Wie steht es 
mit der immer wieder monierten Bedarfspla­
nung für Akademiker und schließlich mit der 
Einrichtung von Bildungsberatungs- bezie­
hungsweise Berufsberatungssystemen ? 

Zur Akademikerentwicklung in der Vergan­
genheit einige Fakten. Wir wissen, daß die Zahl 
der erwerbstätigen Akademiker im letzten 
Jahrzehnt an sich nur mäßig zugenommen hat, 
im Schnitt um etwa 1 Prozent pro Jahr. Dabei ist 
überraschend, daß diese Bestandsausweitung 
merklich hinter dem zurückblieb, was man an 
sich in einer so stark wachsenden Wirtschaft 
etwa angenommen hatte. 

Die Frage, die sich daher stellt, lautet 
zwangsläufig: Wer hat denn nun diesen an sich 
bescheidenen Zuwachs aufgenommen? Die Ant­
wort ist wiederum einfach, aber trotzdem für 
manche überraschend. Es gibt nämlich grund­
sätzlich drei Schwerpunktbereiche: die Lehrer 
mit fast der Hälfte, also der ganze Bildungsbe­
reich, die Verwaltung mit fast einem Drittel und 
die Ärzte im Gesundheitsdienst. 

Das heißt, bei den Ärzten ist vor allem die 
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Zahl der Spitals ärzte gewachsen und nicht die 
der freiberuflichen. 

Man kann überhaupt sagen: Der Nettozu­
wachs an berufstätigen Akademikern im letzten 
Jahrzehnt wurde nahezu, Frau Bundesminister, 
ausschließlich vorn öffentlichen Dienst aufge­
nommen. Das ist zunächst festzuhalten. Dafür ist 
eine Reihe von Gründen vorhanden. Einer dieser 
Gründe ist sicherlich ein gewisses Sicherheits­
bestreben, eine gewisse, wenn Sie wollen, 
Flucht vor der Konkurrenz mit Nichtakademi­
kern, eine gewisse geschützte Laufbahn et 
cetera. 

Das heißt, daß sich andererseits in allen freien 
akademischen Berufen im letzten Jahrzehnt 
kaum nennenswert etwas geändert hat. So ist 
beispielsweise die Zahl der freiberuflichen 
Ärzte von 7500 auf 6100 zurückgegangen i jene 
der Rechtsanwälte und Notare von 2800 auf 2400 
zurückgegangen. Es gibt zwar etwas mehr 
Wirtschaftstreuhänder, dafür aber wieder weni­
ger freischaffende Architekten. Also alles in 
allem ein echter Rückgang. Wir sehen also -
anders gesagt - die Tendenz, statt in die 
chancenreicheren Berufe in die sichereren 
Berufe hineinzugehen. Interessant dabei und 
auch nicht verwunderlich ist, daß der ganze 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft insgesamt 
nur um 4 Prozent mehr Akademiker beschäftigt 
als vor zehn Jahren. Und zusätzlich interessant, 
daß dieser Zuwachs geringer ist als der Abgang 
im land- und forstwirtschaftlichen Bereich. Also 
der primäre und sekundäre Sektor, Landwirt­
schaft und gewerbliche Wirtschaft, konnte im 
letzten Jahrzehnt trotz beträchtlicher Produk­
tions- und Produktivitätssteigerung mit einem 
sehr, sehr bescheidenen Akademikerzuwachs 
auskommen. 

Frau Bundesminister! Nun die Frage: Wie 
wird die Entwicklung künftig sein? Wie wird der 
Arbeitsmarkt der Akademiker in den kommen­
den Jahren sein, und, daraus abgeleitet, wie 
wird die Bedarfsplanung'des Ministeriums und 
wie wird die Bildungsberatung des Ministe­
riums in den kommenden Jahren sein? Was tut 
das Ministerium, um dieser Entwicklung gerecht 
zu werden? 

Eines möchte ich nicht hoffen, Frau Bundes­
minister: daß Sie auf die Frage: Bildungsbera­
tung - was geschieht?, hier wieder etwa meinen: 
Na ja, das ist ja Sache der Hochschülerschaft. 
Frau Bundesminister! Wenn es einen Bereich 
gibt, der, unabhängig von gesetzlichen Teilkom­
petenzen, wirklich wesentlicher Bestandteil 
einer Gesamtbildungspolitik ist, dann ist es -
sofern man die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen bereit ist oder, wenn Sie wollen, fähig 
ist - der Bereich der Bildungsberatung. 

Die Zahl der Graduierungen - das ergaben 
Prognosen wissenschaftlicher Forschungsinsti­
tute, und vor allem das Institut für Wirtschafts­
forschung hat sich in diesen Fragen ja besonders 
positiv bemüht - wird weiter steigen. Der 
Zuwachs wird nach den derzeit vorliegenden 
Schätzungen in den kommenden zehn Jahren 
etwa dreimal so hoch sein wie in den 
vergangenen zehn Jahren. 

Wo also sollen diese Akademiker unterge­
bracht werden, Frau Bundesminister? Die Frage 
ist zunächst relativ einfach beantwortet. Wahr­
scheinlich in den gleichen Bereichen, die schon 
in den sechziger Jahren zusätzlich Akademiker 
aufnahmen. Das Lehrerdefizit ist immer noch 
vorhanden. Zusätzliche Verwaltungskräfte wer­
den noch gebraucht werden. Ärzte im Gesund­
heitswesen werden zusätzlich gebraucht werden 
- allerdings der Erweiterungsbedarf wird kaum 
größer sein als in den sechziger Jahren. Im 
Bereich der freiberuflichen Akademiker kann 
man höchstens mit einer Stabilität rechnen. Es 
wird also praktisch nur noch die Wirtschaft 
~brigbl~ib~n. 

Und hier beginnt nun ein Problem, Frau 
Bundesminister, das von ganz grundsätzlicher, 
nicht nur wirtschaftlicher, sondern auch sozialer 
Bedeutung ist. Es ist bildungspolitisch von 
entscheidender sozialer Bedeutung, es ist aber 
auch einkommenspolitisch von entscheidender 
Bedeutung, und zwar deswegen, Frau Bundes­
minister, weil sich in der Zukunft viel stärker als 
bisher eine gewisse Dualität, eine gewisse 
Zweiebenentheorie, wenn Sie wollen, oder 
-praxis ergeben wird, daß wir nämlich auf der 
einen Seite den an sich weitgehend abgesicher­
ten, den karrieremäßig und zugangsmäßig 
weitgehend geschützten Bereich des öffentli­
chen Dienstes haben, und auf der anderen Seite 
einen weitgehend offenen Bereich, nämlich den 
der ganzen freien Wirtschaft, und vielleicht, 
wenn Sie wollen, allerdings mit stagnierenden 
Zahlen, den Bereich der freien Berufe, einen 
Bereich, der sehr offen ist, in dem die 
Konkurrenz mit Nichtakademikern ständig stei­
gen wird. Frau Bundesminister! Alle diese Dinge 
- ich wiederhole - haben entscheidende 
Konsequenzen, die man einfach mit hereinzie­
hen muß in die Beratungen. 

Ich frage daher: Kann es sich ein Ministerium 
leisten, Frau Bundesminister, angesichts dieser 
sich abzeichnenden Entwicklung auf Prognosen 
fast zu verzichten? Wir wissen, daß Herr 
Bundeskanzler Kreisky vor kurzem gesagt hat: 
Na ja, in der Wirtschaft werden wir jetzt 
versuchen, ohne Prognosen auszukommen; wir 
werden uns damit begnügen, daß wir so etwas 
ringsum schauen und schauen, was rings um uns 
herum vorgeht; das wird uns genügen. 
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Frau Bundesminister! Auch Ihre Prognose­
freudigkeit ist ja bekanntermaßen sehr 
gedämpft; mit einem gewissen - sagen wir -
Verständnis dann, wenn man bedenkt, daß die 
Prognosen, die Sie bisher erstellt haben, 
durchwegs unzutreffend waren. Ich frage nur: 
Liegt das an der Technik der Prognosen, oder 
liegt es vielleicht doch woanders? Liegt es 
vielleicht nicht doch daran, daß man Prognosen 
vom System und Modell her vielleicht nicht so 
einfach ansetzen kann, wie es gelegentlich 
gemacht wird? Ich kenne Ihre Prognosemodelle 
nicht. Aber liegt es vielleicht nicht auch 
zusätzlich daran, daß eben Prognosen zwangs­
läufig eine ständige Modifizierung und Ajour­
nierung verlangen und man das bisher vielleicht 
zuwenig gemacht hat? 

Ich glaube also, daß es für die Zukunft 
angesichts der sich abzeichnenden Entwicklung 
eines stärkeren Angebotes an akademischen 
Kräften, eines sehr begrenzten, eines sehr 
spezifischen Aufnahmestatus am Arbeitsmarkt 
unumgänglich sein wird, hier entsprechende 
Arbeiten anzugehen. Es wird vor allem auch 
darum gehen - und das ist nun wieder ein 
Budgetproblem -, individuelle und gesamthafte 
Fehlinvestitionen im Bildungsbereich möglichst 
gering zu halten. 

Frau Bundesminister! In diesem Zusammen­
hang, glaube ich, wäre auch das Problem der 
Studienbeihilfen zu erwähnen. Dazu werden 
sich noch Kollegen meiner Fraktion im einzel­
nen melden. Nur eines möchte ich sagen: Es ist 
eine Tatsache, daß die Lebenshaltungskosten 
bei in den letzten Jahren stagnierenden Sti­
pendien für Hochschüler so stark gestiegen sind, 
daß auch vorn Herrn Bundeskanzler nicht 
bestritten wird, wie notwendig eine Valorisie­
rung wäre. Das hat er den Herren Studenten bei 
ihrer Vorsprache mitgeteilt. Eine Zahl mag dies 
noch unterstreichen: Vor fünf Jahren sind noch 
21 Prozent aller Studenten im Genuß von 
Stipendien gewesen, heute sind es nur noch 16 
Prozent. Nicht deswegen, weil die Studenten 
oder die Eltern reicher geworden sind, Frau 
Bundesminister, sondern weil eben der Kreis 
jener, die bei der doppelten Inflation - der 
Einkommen und der Preise - durch den Rost 
fallen, immer größer wird. 

Die Folge ist eine sehr fatale. Es treten 
Studienverzögerungen ein, weil nämlich die 
Zahl der im Nebenberuf erwerbstätigen Studen­
ten inzwischen mehr als drei Viertel beträgt; 
Studienverzögerungen, die ihrerseits wieder 
den Verlust von Stipendien zur Folge haben. Ich 
würde also bitten, daß dieses Problem auch in 
die gesamtpolitischen Überlegungen mit einbe­
zogen wird. 

Frau Bundesminister! Ich möchte nun zu einer 

Frage kommen, die die ganze derzeitige 
Hochschulpolitik überschattet. All die ungelö­
sten und schwierigen Probleme, nämlich alles 
das, was ich dargelegt habe - die völlig 
unzureichenden Mittel, der Rückgang der 
Hochschulausgaben pro Student und so weiter-, 
geht vor dem Hintergrund einer Organisations­
struktur vor sich, die mit dem UOG geschaffen 
wurde, einer Organisationsstruktur, Frau Bun­
desminister, von der wir heute behaupten und 
wissen, daß sie zu einer verbürokratisierten, daß 
sie zu einer zentralisierten, daß sie zu einer 
politisierten und in ihrer Autonomie weitgehend 
beschnittenen Universität geführt hat! (Zustim­
mung bei der (jVP.) 

Wir haben schon bei der Beschlußfassung und 
in den langen Beratungen zum UOG immer 
wieder darauf hingewiesen, Frau Bundesmini­
ster. Und es kommt für mich nicht von ungefähr, 
daß etwa die neue Regierungserklärung mit 
keinem Wort die Autonomie der Hochschulen 
erwähnt. 

Der Hochschulbericht 1975 geht ja auch sehr 
elegant um die tatsächlichen Fakten herum, 
wenn er etwa meint: Es hat sich nicht sehr viel 
geändert, es ist die Gliederung beibehalten 
worden, und die Zentralverwaltung der Univer­
sität wurde ebenfalls beibehalten. 

Die Zentralverwaltung der Universität, Frau 
Bundesminister, wurde nicht beibehalten, son­
dern wurde neu geschaffen; neu geschaffen mit 
Konsequenzen, die Sie selbst bereits in keiner 
Weise mehr übersehen. 

Als Beweis führe ich den sehr ommosen 
Zeugniserlaß an, den Sie am 5. November 
herausgegeben haben. Ich behaupte, Frau 
Bundesminister, ein gewundeneres, undurch­
sichtigeres, ein, ich würde sagen, immer vorn 
linken zum rechten Ohr greifendes Dokument 
der Hilflosigkeit, ein Dokument der Undurch­
führbarkeit eines Gesetzes habe ich bisher nicht 
erlebt! 

Wie heißt es da drin, Frau Bundesminister? Es 
heißt da drin etwa, vereinfacht gesagt: Den 
Universitäten sei mitgeteilt, sollten sie sich bei 
der Zentralisierung der Zeugnisausfertigungen 
und der Zeugnisevidenzen nicht mehr zu helfen 
wissen, sollte ihnen alles über den Kopf 
wachsen, dann, bitte schön, müßten sie sich 
nicht mehr an das Gesetz halten, wenn alle, die 
damit befaßt sind, damit einverstanden sind. 

Frau Bundesminister! Ich stelle hier die Frage: 
Von welchem rechts staatlichen Standpunkt geht 
ein zuständiger Minister aus, der seinen 
nachgeordneten Instanzen im Erlaßweg mitteilt, 
daß ein Abweichen von gesetzlichen und damit 
bindenden Bestimmungen dann toleriert werde 
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und möglich sei, wenn alle damit befaßten 
Verwaltungsorgane damit einverstanden sind? 

Ich finde dieses Dokument, Frau Bundesmini­
ster, schlechthin ungeheuerlich. Sie sagen etwa 
- ich zitiere wörtlich -: "Die totale Zentralisie­
rung" - das stammt aus Ihrem Erlaß - "der 
Verwaltungsgeschäfte, der Prüfer ... stellt ... 
eine beträchtliche momentane Erschwerung 
dar." "Da die (im Gesetz verbindlich vorge­
schriebene) Ausfertigung von Zeugnissen nicht 
die Ausübung von gesetzlichen Kompetenzen, 
sondern die Durchführung administrativer 
Arbeiten darstellt, ist ein Abweichen" davon 
"nicht als ein die Rechtmäßigkeit ... berühren­
des Verhalten zu qualifizieren. Die Rechtswid­
rigkeit betrifft vielmehr nur das Verhältnis 
Organ - zugeordnete Dienststelle." 

Frau Bundesminister, ich stelle Ihnen die 
Frage: Wo gibt es in unserem rechtsstaatlichen 
System eine Unterscheidung zwischen gesetzli­
cher Aufgabe und administrativer Durchführung 
derselben? Wenn etwas im Gesetz ausdrücklich 
vorgesehen ist, dann ist es eben gesetzliche 
Aufgabe! 

Und wenn Sie abschließend sagen - auch 
wieder in Ihrem Erlaß, Frau Bundesminister -, 
daß das Ministerium gegen übereinstimmende 
Beschlüsse aller damit befaßten Universitätsor­
gane gegen den Gesetzeswortlaut, so sagen Sie 
wörtlich, "nichts einzuwenden" haben, so 
schließt das entweder ein unfaßbares, unhaltba­
res und selbstverständlich verfassungswidriges 
Verhalten eines Ressortchefs ein, gleichzeitig 
aber zweifellos, Frau Bundesminister, das Ein­
geständnis des völligen Scheiterns der gegen 
die massiven Vorhalte der Opposition im 
Alleingang beschlossenen neuen Organisations­
regelung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es sind ähnlich bedenkliche, ja völlig rechts­
widrige Auffassungen in verschiedenen Berei­
chen inzwischen offenbar geworden. Ich erin­
nere nur an das Problem EDV-Zentrum Wien. 
Frau Bundesminister. Sie haben entgegen den 
klaren Bestimmungen des UOG nicht nur das 
Zentrum errichtet. für das Anhörung oder 
Befragung der Universitäten notwendig wäre. 
Sie haben selbstverständlich auch aus eigenem 
und ohne Anhörung der betroffenen Universitä­
ten, der gesetzlich damit zu befassenden 
Universitäten. auch die Leiter bestellt. Und als 
die Rektoren der Universitäten, sich derart 
vergewaltigt sehend, dann in die Öffentlichkeit 
gingen, da sagten Sie nur: Ich verbiete Ihnen, 
künftig mit irgendwelchen Äußerungen an die 
Öffentlichkeit zu gehen. Sie erließen den 
sogenannten Maulkorb-Erlaß und meinten, es 
handle sich dabei lediglich um unterschiedliche 
Rechtsauffassungen. 

Frau Bundesminister! So geht das nicht. Wenn 
wir ein Gesetz haben. dann hat auf der Basis 
dieses Gesetzes agiert zu werden. Und dieses 
Gesetz gilt seit dem Studienjahr 1975/76. Wenn 
in früheren Zeiten unter anderen Voraussetzun­
gen und ohne diese Rechtsgegebenheiten eine 
Universität einmal gemeint hat, sie würde den 
oder jenen Mann vorsehen für die Leitung dieses 
oder jenes Institutes. dann können Sie nicht 
einer gesetzlichen Aufgabe, durch das VOG 
vorgegeben. dadurch entgehen, Frau Bundesmi­
nister, daß Sie nachher sagen: Sie haben still zu 
sein. Wenn Sie eine andere Meinung haben, 
dann ist das höchstens eine unterschiedliche 
Rechtsauffassung. So geht das nicht, Frau 
Bundesminister! 

Alle diese Geschehnisse der letzten Zeit 
wären zu ergänzen durch eine Reihe von 
Dingen, von den Wahlkommissionsregelungen 
angefangen. Ich halte also fest: Unsere immer 
wieder vorgebrachten Einwände einer sinnlosen 
und unadministrierbaren Zentralisierung. einer 
hypertrophen Bfuokratisierung wurden in trauri­
gem Ausmaße bestätigt. 

Zum großen Fragenkomplex der Forschungs­
politik und der Forschung werden sich jeden­
falls noch Kollegen meiner Fraktion melden. Ich 
habe bereits bei der Analyse des Budgets, Frau 
Bundesminister, darauf hinweisen müssen, daß 
die Forschung diesmal wieder echt im argen 
liegt, daß sie also echt einen Rückgang erleidet. 

Ich möchte aber darüber hinaus meinen, daß 
es wichtig wäre, dann zu erfahren, Frau 
Bundesminister, wie weit diese Budgetansätze 
vielleicht zu tun haben mit Ihrem möglicher­
weise schon vorhandenen langfristigen For­
schungskonzept, also mit dem mehrfach ange­
kündigten Forschungsorganisationskonzept. Sie 
haben ja verschiedentlich gesagt. die Forschung 
gehört gestrafft. koordiniert. Im Prinzip nichts 
dagegen; nur eines: Neben den internationalen 
Verpflichtungen ist noch ein einziger Bereich im 
Forschungskapitel angehoben worden, und das 
ist die ÖSGAE. Grundsätzlich nichts dagegen, 
ich frage nur: Soll das heißen, daß das 
Atomreaktorzentrum Seibersdorf nun doch etwa 
jenen Weg gehen soll. den Sie schon einmal 
angedeutet haben, nämlich den Weg einer 
absoluten staatlichen Kontrolle in Form eines 
Nationallabors? 

Ich meine, Frau Bundesminister, daß Sie 
sicherlich mit diesem Forschungskonzept nicht 
das erreichen, ja das sogar torpedieren. was Sie 
selbst noch vor gar nicht so langer Zeit, nämlich 
in einer Festansprache zum Nationalfeiertag 
1972 beim großen Forschungssymposium von 
sich gegeben haben. Sie haben damals gemeint, 
zur Erreichung der Ziele der Forschungskonzep­
tion der Regierung wird es notwendig sein, 
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"überproportionale jährliche Steigerungsraten 
in den Budgetansätzen für Forschung und 
Entwicklung" - und Sie haben selbst von 20 bis 
24 Prozent gesprochen - anzusetzen. Ich nehme 
an, Sie haben es damals nominell gemeint. 

Das vorliegende Budget bringt keinerlei 
Zuwachsraten, sondern es bringt - ich habe das 
schon gesagt - reale Rückgänge in sämtlichen 
wesentlichen Forschungsbereichen. 

Ich komme zum Schluß und fasse zusammen: 
Das vorliegende Budget, Hohes Haus, zeigt 
insbesondere in den Bereichen Hochschulen 
und Forschung das Versagen dieser Regierung, 
die Kapitulation von noch vor fünf Jahren 
lauthals verkündeten großen Finanzierungs­
schwerpunkten. Die permanente Krise der 
Universitäten wird nicht angegange~, sie wird 
verschärft. Dazu kommt erschreckend deutlich 
die Krise sozialistischer Forschungspolitik. 

Jedes Budget spiegelt - das wurde an dieser 
Stelle schon oft gesagt - die politischen 
Vorstellungen der herrschenden Mehrheit 
wider. Auf diesem Hintergrund lassen sich auch 
die Ansätze dieses Budgets betrachten, und es 
bleibt leider nur eine Erkenntnis offen: nämlich 
die Erkenntnis, daß die Regierung die immer 
wieder freimütig zugegebene Tatsache des 
Primates gesellschaftspolitischer Veränderun­
gen an die Spitze gestellt hat, daß die 
Verwirklichung sozialistischer Zielstellungen 
die Hauptaufgabenstellung dieses Budgets ist, 
daß die Regierung damit den Weg einer 
primären Verwirklichung sozialistischer Gesell­
schaftspolitik geht, den Weg übrigens, Frau 
Bundesminister - das wäre an einigen Beispie­
len zu beweisen -, der Begünstigung sozialisti­
scher Institutionen und Initiativen zu Lasten 
allgemeiner Notwendigkeiten, den Weg der 
Mißachtung - und hier weise ich auch auf einige 
Fälle in der Personalpolitik hin - ihr nicht 
genehmer Institutionen und Personen zugunsten 
parteipolitischer Entscheidungen, den Weg der 
Unduldsamkeit - siehe die ganzen Hochs~huler­
lässe - gegenüber all jenen, die es wagen, 
notwendige Kritik vorzutragen oder Rechtswid­
rigkeiten aufzuzeigen. Schließlich - Basis des 
Ganzen - den Weg der Verschleuderung von 
Milliarden für sozialistische Prestigeprojekte 
und schließlich als Folge davon den Weg einer 
nicht mehr überschaubaren Erschwerung einer 
auch längerfristigen Sanierung der bestehenden 
budgetpolitischen Misere. 

Diese alle Erwartungen im Hochschul- und 
Forschungsbereich enttäuschenden Budgetan­
sätze, dieses unflexible, weil in fast allen 
Bereichen gesetzlich gebundene, dieses gestal­
tungslose Budget, das ein weiterer Beweis für 
die Unfähigkeit dieser Regierung ist, über ihren 
eigenen parteipolitischen Schatten zu springen 

und große Aufgaben sinnvoll zu bewältigen, 
wird daher von uns zwangsläufig abgelehnt. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Radinger. 

Abgeordneter Radinger (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
meinen prophetischen· Vorredner nicht Lügen 
strafen und werde selbstverständlich das ent­
sprechende Zahlenmaterial, das er von mir 
erwartet, auch heute wieder bringen, nur wird es 
erst am Ende meines Beitrages sein. 

Ich möchte vorher aus aktuellem Anlaß etwas 
näher auf die Entwicklung der sozialen Lage der 
Studierenden seit 1910 eingehen. Die Studenten 
haben unlängst in einer Demonstration auf ihre 
Lage aufmerksam machen wollen. Es ist ihnen 
selbstverständlich auch gelungen. Es ist das 
auch ihr gutes Recht. Wir wollen keineswegs 
verkennen, daß es auch unter den Studierenden 
eine Reihe von jungen Menschen gibt, die ein 
keineswegs leichtes Leben führen. Aber so kann 
man die Sache natürlich nicht darstellen, daß 
der Eindruck erweckt wird, daß die Studenten 
generell als die Unterprivilegierten unserer 
Gesellschaft anzusehen seien. Ich möchte das 
mit einigen Zahlen untermauern. 

So ist zum Beispiel die Studienförderung von 
128 Millionen im Jahre 1910 auf 285 Millionen 
im Jahre 1916 gestiegen; das sind also doch 121 
Prozent. Die Aufwendungen für Studentenheime 
stiegen von 28 Millionen auf 61 Millionen; das 
sind 116 Prozent. Und die Sozialaufwendungen 
wurden insgesamt von 160 Millionen auf 369 
Millionen Schilling erhöht; das sind 130 Prozent. 

Eine im Frühjahr dieses Jahres unter dem 
Titel: "Materialien zur sozialen Lage der 
Studenten in Österreich", veröffentlichte Stati­
stik über die Lage der Studenten enthält eine 
Fülle von Einzelangaben und übersichtstabel­
len, die fast in jede Seite dieses Themas 
aufschlußreiche Einblicke gewähren. 

Ich gehe einmal von der Tatsache ausJ daß die 
Quote der Erstinskribierenden, die von 5,4 
Prozent im Wintersemester 1967/1968 auf 9 
Prozent im Wintersemester 1972/1973 anstei­
gend war, derzeit stagniert, daß sie bei den 
männlichen Studierenden im Wintersemester 
1911/1912 mit 11,1 Prozent einen Höhepunkt 
erreichte und seither leicht rückläufig ist, 
während sich der Anteil der weiblichen Studie­
renden, der weiblichen Jahrgänge von 3,2 
Prozent im Wintersemester 1967/1968 auf 7,6 
Prozent im Wintersemester 1914/1975 mehr als 
verdoppelt hat und den Höhepunkt anscheinend 
auch noch nicht erreicht hat. 

14. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 137

www.parlament.gv.at



1148 Nationalrat XIV. CP - 14. Sitzung - 17. Dezember 1915 

Radinger 

Was die Studentenquote der einzelnen Bun­
desländer anlangt, so steht Wien noch immer mit 
11,1 weit voran, gefolgt von Kärnten mit 8, 
Oberösterreich, Steiermark, Salzburg mit 6, 
Niederösterreich, Tirol mit über 5 und Vorarl­
berg mit 4,7. Das Burgenland liegt mit 5,9 heute 
im Mittelfeld, hat aber seine Quote seit 
1970/1971 mehr als verdoppelt, während Wien 
gegenüber 1910 eine leicht rückläufige Tendenz 
zeigt, jedoch noch immer fast ein Drittel aller 
inländischen Hörer stellt. 

Und es gilt nach wie vor, daß mit der Größe 
der Herkunftsgemeinde des Studierenden direkt 
proportional die Chance auch für ein Hochschul­
studium wächst, obgleich sich hier leichte 
Veränderungen zum Besseren abzuzeichnen 
beginnen. 

Ich glaube, daß der Anteil der Studierenden 
aus kleineren Gemeinden zweifellos noch 
stärker anwachsen wird, wenn sich die Errich­
tung von mehr höheren Schulen in solchen 
Gebieten, der Ausbau der Schul- und Heimbei­
hilfen, die freie Schulfahrt auch auf die 
Jahrgänge auswirken, die die Schulen besu­
chen, weil dadurch mehr junge Menschen aus 
solchen entlegenen Gegenden die Möglichkeit 
erhalten, sich durch den Besuch solcher Schulen 
für die Hochschulen zu qualifizieren. 

Obwohl der Anteil der Arbeiterkinder an den 
Hochschulen von zirka 10 Prozent im Jahre 
1967/1968 auf 13 Prozent im Jahre 1973/1974 
gestiegen ist, muß diese Gruppe noch immer als 
sehr stark unterrepräsentiert bezeichnet werden, 
wenn man weiß, daß der Anteil der entsprechen­
den Vätergeneration, der Arbeiter also, an der 
vergleichbaren Wohnbevölkerung 38 Prozent 
beträgt. 

Die von mir vorher zitierte Publikation gibt 
auch Aufschluß über die Einnahmen der 
Studenten und über die verschiedenen Arten der 
Finanzierung des Studiums. Die Angaben über 
die geschätzten und über die tatsächlichen 
Einnahmen der Studenten zeigen, daß die 
befragten Studenten nur 45 bis 66 Prozent jenes 
Geldbetrages erwarteten, den sie dann in 
Wirklichkeit aufbrachten. Diese tatsächlichen 
Einnahmen variieren zwischen 3500 S bei 
Studenten, die im Elternhaushalt wohnen, über 
4600 S bei Studenten, die in Haupt- oder 
Untermiete wohnen, zu rund 4000 S bei solchen, 
die in Heimen wohnen. 

Der Bericht spricht von einer mangelnden 
Planbarkeit der studentischen Lebensfinanzie­
rung, wobei Studenten auf Grund ihrer speziel­
len sozialen Lage eher dazu neigen - vielleicht 
auch dazu gezwungen sind -, ihr Leben 
kurzfristig zu organisieren, aber auch gewisse 
Unsicherheitsfaktoren in Kauf nehmen, weil ihr 
Status ja ein vorübergehender ist, denn das 

Bewußtsein, in zwei, drei oder vielleicht vier 
Jahren zumindest den Anfangsbezug eines 
Akademikers im öffentlichen Dienst zu erhalten, 
macht es für den Studierenden doch leichter 
erträglich, daß sein Einkommen zwischen rund 
50 und 80 Prozent des Einkommens eines 
Arbeiterhaushaltes beträgt. 

Diese Angaben über die Einkommen bedür­
fen noch eines ergänzenden Hinweises insofern, 
als im elterlichen Haushalt wohnende Studenten 
natürlicherweise durch eine Reihe von direkten 
Leistungen seitens der Eltern im allgemeinen 
einkommensbesser gestellt sind als solche junge 
Menschen, die auswärts wohnen und studieren 
müssen. 

Es ist allerdings so, daß . regelmäßige 
Zuschüsse in allen Haushaltstypen der Studen­
ten die monatlichen Einnahmen zu einem Drittel 

. und mehr decken. 
Zirka ein Fünftel bis ein Viertel der Einnah­

men werden aus Ersparnissen gedeckt, und 
diese stammen wiederum zum großen Teil aus 
Ferialarbeit oder anderer Erwerbstätigkeit. Die 
geringste Rolle bei der Studienfinanzierung 
spielen Kredite, wohl wegen einer bei Studenten 
verständlicherweise geringen Kreditfähigkeit 
oder -würdigkeit und wegen der in dieser 
Situation schwer planbaren Rückzahlungsmoda­
lität. Inwieweit allerdings eine organisierte 
staatliche Studienkreditaktion zu empfehlen 
und zielführend wäre, das müßte wohl erst 
eingehend geprüft werden. 

Das Rückzahlen einer größeren Darlehens­
summe nach Studienabschluß erscheint mir 
jedenfalls problematisch und sehr schwierig, 
wenn ich die für diesen Fall doch nicht allzu 
hohen Anfangsbezüge und die in den meisten 
Fällen in diese Phase fallende Familien- und 
Haushaltsgründung in Rechnung stelle. 

Für alle Studenten gilt, daß in erster Linie die 
Eltern Finanzierungsquelle sind, dann kommen 
Stipendien und dann eigene Erwerbstätigkeit. 
Insgesamt über 20 Prozent aller Studierenden 
beziehen eine staatliche Studienbeihilfe nach 
dem Studienförderungsgesetz oder ein Begab­
tenstipendium oder ein privates Stipendium. 

Rund 43 Prozent aller Studierenden arbeiten 
während der Ferien, rund 30 Prozent sind 
während des Semesters erwerbstätig, wobei die 
Belastung durch die Erwerbstätigkeit von mehr 
als der Hälfte der Befragten als gering bezie­
hungsweise sehr gering angesehen wird, wäh­
rend sie von einem Fünftel als sehr groß bis groß 
eingeschätzt wird. 

Nicht übersehen werden darf, daß die 
Lebenshaltungskosten der Studierenden durch 
eine Reihe von Sozialleistungen erheblich 
gesenkt werden. Ich denke dabei an Mensen, 
Studentenheime, Vergünstigungen bei den 
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öffentlichen Verkehrsmitteln beziehungsweise 
Freifahrten und so weiter. So hat der Bund seit 
dem Jahre 1970 mehr als 224 Millionen Schilling 
an Subventionen für Studentenheime ausgege­
ben, und in dieser Zeit wurden rund 3000 
Heimplätze neu geschaffen. 

·Ein sehr schwerer Belastungsfaktor für die 
Studenten wurde durch die Schaffung einer 
Krankenversicherung für sie beseitigt. Die 
Studierenden haben die Möglichkeit, eine 
solche Krankenversicherung für einen monatli­
chen Beitrag von 120 S abzuschließen, von dem 
die Hälfte der Bund übernimmt. 

Schließlich sollte wiederum in Erinnerung 
gerufen werden, daß durch die Aufhebung der 
Hochschultaxen den inländischen Hörern seit 
dem Jahre 1972 durchschnittlich 700 S pro Jahr 
an Ausgaben erspart bleiben, ein Einnahmeaus­
fall für den Staat, der an die 50 Millionen 
Schilling jährlich ausmacht, und daß letzten 
Endes auch die Familienbeihilfen bis zum 27. 
Lebensjahr an die Eltern der Studierenden 
weiter geleistet werden. 

Alles in allem kann man sagen, daß sowohl 
die Aufwendung des Bundes für die Hochschu­
len, auf die ich noch kommen werde, sehr stark 
angestiegen sind, daß aber auch die Sozialauf­
wendungen des Bundes tür die Studenten in den 
vergangenen Jahren, wie schon erwähnt, mehr 
als verdoppelt wurden. 

Ich möchte daher noch einmal betonen, daß 
man die Studenten nicht generell als unterprivi­
legiert bezeichnen kann. Wenn ich in diesem 
Zusammenhang anführe, daß immerhin 40 
Prozent aller Studenten nach eigenen Angaben 
PKW-Besitzer sind, so möchte ich diesen 
Umstand nicht unbedingt als einen Indikator 
eines besonderen Wohlstandes auslegen. Es 
müßte aber andererseits doch erhoben werden, 
wie groß der Prozentsatz der PKW-Besitzer in 
der vergleichbaren Altersklasse bei Nichtstudie­
renden ist. Nachweisbar sind die Studenten, 
verglichen mit den nicht studierenden Wienern, 
hinsichtlich der Wohnbedingungen privilegiert, 
und zwar sowohl was die Größe als auch was die 
Ausstattung der Wohnung betrifft. Ich verweise 
auf die schon veröffentlichten Prozentsätze der 
Studenten, denen Kühlschränke, Telephone, 
Waschmaschinen und andere Einrichtungen zur 
Verfügung stehen. 

In einer von Dr. Kreutz durchgeführten 
Untersuchung wird als einer der Gründe für die 
studentische Unzufriedenheit eine subjektiv 
empfundene Benachteiligung gegenüber den 
nicht studierenden Gleichaltrigen angeführt, die 
sowohl bei jenen Studenten anzutreffen ist, die 
aus besser situierten Schichten stammen, als 
auch bei jenen, die durch ein Studium den 

Zugang zu einer höheren Schichte anstreben. 
Als weitere Grunde der studentischen Unzufrie­
denheit werden die verlängerte wirtschaftliche 
Abhängigkeit und die rein rezeptive Rolle 
angeführt, auf die sich die Studenten an den 
Hochschulen in den meisten Fällen beschränken 
müssen. 

Nun möchte ich meinen, daß der Drang nach 
Unabhängigkeit, nach Selbständigkeit, seit eh 
und je eine gesunde, dem Leben gegenüber 
positiv eingestellte Jugend gekennzeichnet hat. 
Die studierende Jugend hat vielleicht heute 
mehr als früher hier ein ungutes Gefühl, weil die 
gleichaltrigen Nichtstudierenden in unserer Zeit 
doch im allgemeinen in früheren Lebensjahren 
ihre wirtschaftliche Unabhängigkeit und Hand­
lungsfähigkeit erlangen. Dazu mag kommen -
und ich sage das, ohne es böse zu meinen -, daß 
sich die Studierenden auf Grund ihrer höheren 
Schulbildung vielfach doch etwas besser vor­
kommen als andere und daß ihnen gerade 
deswegen die verlängerte Abhängigkeit und das 
wirtschaftliche Gängelband, an dem sie sich 
geführt fühlen, umso schwerer fallen. 

Aber, um noch einmal auf das Problem der 
Studienbeihilfen zurückzukommen, noch ein­
mal einige meiner Ansicht nach sehr wesentli­
che Ergebnisse der Erhebungen. Es zeigt sich, 
daß von den Eltern der Höchststipendienbezie­
her 1974/75 mehr als 50 Prozent zur Einkom­
mensteuer veranlagt waren. Auch die Ergeb­
nisse in den Studien zur sozialen Lage der, 
Studierenden weisen darauf hin, daß bei den 
Beziehern höherer Beihilfen Kinder von Selb­
ständigen überrepräsentiert sind. So zeigt sich 
zum Beispiel, daß 19 Prozent der Kinder von 
Tierärzten, 23 Prozent der Kinder von Hoteliers, 
Gastwirten und Fuhrwerksunternehmen Sti­
pendien beziehen beziehungsweise 24 Prozent 
aller Studierenden, deren Väter nicht lohn­
steuerpflichtig sind. Der Prozentsatz bei den 
Kindern von Ptlichtschullehrern macht bei­
spielsweise 13 aus, bei den Beamten mit und 
ohne Mittelschulbildung 11 bis 12 Prozent. 
Wenn man diese Zahlen, meine Damen und 
Herren, vergleicht, so ist das für jeden, dem 
soziale Gerechtigkeit etwas bedeutet, ein Anlaß 
zum Nachdenken, und ich glaube, das Suchen 
nach besseren Entscheidungsgrundlagen für die 
Zuerkennung von staatlichen Studienbeihilfen 
müßte und wird für uns alle eine vordringliche 
Aufgabe sein. (Beifall bei der SPG.) 

Ich habe hier einige Beispiele: Gastwirte, 
Friseure, Fleischhauer, Schotterwerk-, 
Transportunternehmer - hier zeigt es sich, daß 
diese Berufsgruppen laut Steuerbescheid eben 
am wenigsten verdienen, und daher erhalten 
ihre Söhne und Töchter auch die höchsten 
Studienbeihilfen. 
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Wenn wir nun wissen, daß es eine Gruppe von 
Studierenden gibt, die zusehen müssen, wie es 
junge Menschen in diesem Staat gibt, für die die 
staatliche Studienbeihilfe eine Verbesserung 
ihres Taschengeldes ist, während sie echt auf 
diese Studienbeihilfe als die Grundlage ihrer 
Lebensexistenz angewiesen sind, dann muß man 
verstehen, daß diese jungen Menschen über 
diesen Zustand nicht gerade sehr glücklich sind. 

Wir wissen, daß es ein erklärtes Ziel der Frau 
Bundesminister ist, hier eine möglichst hohe und 
weitgehende Stipendiengerechtigkeit herbeizu­
führen. Sie kann bei diesen Bemühungen 
unserer Unterstützung voll und ganz sicher sein. 

Nun zum Budgetkapitel und zu den Zahlen: 
Für das Jahr 1976 weist dieses Budgetkapitel 
eine Steigerung um rund 1,011 Milliarden 
Schilling bei den Ausgaben aus. Das sind 17,8 
Prozent gegenüber 1975, das heißt, die Steige­
rung des Kapitels ist um rund 1 Prozent höher als 
die des Gesamtbudgets. Wir konnten seit dem 
Jahr 1970 miterleben, wie gerade dieses Ressort 
seinen Budgetanteil ständig ausbauen konnte. 
Betrug nämlich der Anteil von Wissenschaft und 
Forschung 1971 noch 2,4 Prozent, so beträgt er 
nun immerhin 3,11 Prozent. Was die Hochschul­
budgets anbelangt, von denen jetzt die Rede 
war, so waren und sind sie echte Schwerpunkte, 
die den Stellenwert klarmachen, der dem 
Problem der Hochschulen von dieser Regierung 
und von diesem Ministerium zugedacht ist. 

Folgende Zahlen mögen das erhärten: Das 
Hochschulbudget einschließlich Bauausgaben 
und hochschulrelevanter Förderung von Wissen­
schaft und Forschung weist gegenüber 1970 eine 
Steigerung um 167 Prozent auf, ohne Bauausga­
ben eine solche um 188 Prozent, sodaß die 
Jahresdurchschnittssteigerungsraten 28 bezie­
hungsweise 31 Prozent ausmachen. 

Hinsichtlich des Personalaufwandes der 
Hochschulen beträgt die Steigerung gegenüber 
1975 18,5 Prozent, gegenüber 1970 gibt es eine 
solche um 166 Prozent, das sind also über 27 
Prozent im Durchschnitt der letzten Jahre. Beim 
Sachaufwand zeigt sich gegenüber 1975 eine 
Erhöhung um 24,7 Prozent, gegenüber 1970 eine 
solche um 178 Prozent, das sind fast 30 Prozent 
im Durchschnitt der Vergleichsjahre. 

Noch besser, großartiger, möchte ich sagen, ist 
die Verbesserung bei der Dotierung von 
hochschulrelevanter Förderung von Wissen­
schaft und Forschung, sie beträgt nämlich mehr 
als 72 Prozent im Jahresdurchschnitt oder 
insgesamt 433 Prozent seit 1970. 

Natürlich lassen wir dabei nicht außer acht, 
daß auch die Zahl der Hörer in dieser Zeit 
gestiegen ist. Mein Herr Vorredner hat die 
Steigerungsrate angeführt. Aber trotz dieser 

zwei'felfos sehr starken Zunahme der Studieren­
den konnten auch die Aufwendungen, die 
Ausgaben pro Studenten seit 1970 von 37.000 
auf 64.000 S erhöht werden. Das ist also 
immerhin fast das Doppelte dessen, was wir 
seinerzeit gehabt haben. 

Meine Damen und Herren! Es ist verständlich, 
daß dort, wo in den vergangenenJahren echte 
Schwerpunkte und Prioritäten mit besonders 
hohen Steigerungsraten gesetzt wurden, heuer 
nicht im gleichen Maße erhöht wird, weil eben 
bei einer Reihe von Ansätzen der Nachholbedarf 
im wesentlichen abgedeckt erscheint. 

Ich möchte nun ganz kurz noch ein paar 
Gedanken und Worte zur sogenannten Studen­
ten- und Akademikerschwemme sagen, von der 
da und dort die Rede ist und die auch mein 
Vorredner als drohend, als über uns hereinbre­
chend gesehen hat. 

Die OECD-Länderprüfung, die heuer stattge­
funden hat - die Prüfung unserer Hochschul­
und Wissenschaftspolitik -, hat ergeben, daß 
Österreich mit seinen Studenten- und Akademi­
kerquoten noch immer unter dem europäischen 
Durchschnitt liegt. Einer Statistik der "Weltwo­
ehe" vom 19. November dieses Jahres ist zu 
entnehmen, daß der Anteil der Studierenden an 
der in Frage kommenden Altersgruppe bei uns 
unter den angeführten europäischen Staaten an 
vorletzter Stelle liegt. 

Es gibt natürlich - darauf muß ich doch 
hinweisen - bei uns eine Beratung aller 
Maturanten, bei der sie unter anderem auch 
über die Berufschancen von Fachleuten infor­
miert werden. Es wird freilich immer wieder 
junge Menschen geben, die Eignung und 
Neigung für einen Beruf mitbringen und diesen 
Beruf als Ziel anstreben, auch wenn ihnen davon 
abgeraten wird aus Gründen, die mit der 
Wirtschaft, die mit den Chancen etwas zu tun 
haben. 

Im übrigen aber ist zu erwarten, daß der 
Ausbau unseres berufsbildenden höheren Schul­
wesens, der derzeit im Gange ist, in Zukunft 
manchem jungen Menschen ein Hochschulstu­
dium als entbehrlich erscheinen lassen wird. 

Ich glaube allerdings nicht, daß die Panik 
gewisser Ärztekammerfunktionäre berechtigt 
ist, die neuerdings die jungen Menschen vom 
Medizinstudium abschrecken wollen. Die Frau 
Bundesminister für Gesundheit hat das auf einer 
vor kurzem abgehaltenen Pressekonferenz ja mit 
Zahlen untermauert. Es ist noch immer auf 
vielen Gebieten und vor allem im ländlichen 
Raum, aber auch in vielen anderen Sektoren, 
eine ärztliche Unterversorgung zu verzeichnen. 
Auch die Altersstruktur der Ärzte läßt eine 
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sogenannte Bremse für das Medizinstudium 
nicht geraten erscheinen. 

Natürlich: Durch den verstärkten Zustrom an 
die Hochschulen entstehen auch bei uns ernste, 
schwierige Probleme. Das ist uns vollkommen 
klar; das wollen wir gar nicht abstreiten. Mehr 
Studenten brauchen mehr Raum, mehr Professo­
ren und mehr Assistenten. All das kostet 
unendlich viel mehr Geld. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß das 
Hochschulbudget seit 1970 um 167 Prozent 
erhöht wurde, daß die Steigerung des Personal­
aufwandes seither 166 Prozent ausmacht und 
daß der Sachaufwand um 178 Prozent erhöht 
wurde. Es verdient meiner Ansicht nach wirklich 
noch einmal in Erinnerung gerufen zu werden, 
daß die Netto-Nutzfläche der Hochschulen im 
Jahre 1969 392.000 Quadratmeter ausmachte 
und daß den Hochschulen un den Universitäten 
seit 1970 rund 130.000 Quadratmeter Netto­
Nutzfläche übergeben wurde. Dazu kommen 
noch Anmietungen im Ausmaß von zirka 40.000 
Quadratmeter. Das bedeutet allein in diesen 
wenigen Jahren eine Vermehrung des Flächen­
angebotes um weit mehr als ein Drittel. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf 
hinweisen, daß beispielsweise im Budget 1976 
neuerdings allein für das im Leasingverfahren 
zu errichtende Hochschulzentrum Althanstraße 
100 Millionen Schilling vorgesehen sind. 

Natürlich gibt es trotz dieser wirklich großzü­
gigen Vorsorge bei uns an manchen Hochschu­
len gewisse Engpässe. Ich bin jedoch überzeugt, 
daß sich diese bei allseits gutem Willen 
überwinden lassen werden. 

Wenn allerdings - und das ist klar - die 
Numerus-clausus-Flüchtlinge aus Nachbarlän­
dern, die, wie die Zeitungen aus diesen Ländern 
schreiben und eingehend darstellen, trotz 
Traumnoten keinen Studienplatz bekommen, 
auch bei uns in dieser Lage keine Chancen 
haben, so ist das für die Betroffenen sehr 
bedauerlich, aber zur Wahrung der Interessen 
unserer eigenen Jugend verständlich und not­
wendig. 

Daß Hochschulkapazitäten besser genützt 
werden sollten, daß die Auslastung verschie­
dentlich nicht optimal ist, wird nicht nur bei uns, 
sondern auch in anderen Ländern bemängelt. 
Hier sollte Abhilfe geschaffen werden. An 
Anregungen und Hilfestellungen seitens des 
Ministeriums fehlt es, wie wir wissen, absolut 
nicht. 

Weil mein Herr Vorredner auch zum UOG 
seine Meinung gesagt hat, auch von mir nur ein 
Gedanke, ein Satz dazu. 

Dieses UOG ist nun in das Stadium der 

Realisierung eingetreten. Ich möchte daher noch 
nicht allzuviel sagen, weil wir ja noch am 
Anfang der Realisierung stehen. Aber eines ist 
erfreulich: Bei einer Umfrage der "Österreichi­
schen Hochschulzeitung" unter den neugewähl­
ten Rektoren betonen diese zwar die Schwierig­
keit der Umstellung, aber auch das Hoffen auf 
genügend ehrlichen Willen bei den Beratenden 
und bei den Entscheidenden. Es besteht der 
Konsens der Rektoren, daß es bei gutem 
Einvernehmen aller an der Hochschule Tätigen 
gelingen wird, mit diesem Gesetz zum Vorteil 
der Hochschulen zu arbeiten. Das ist etwas sehr, 
sehr Positives. 

Nun zum Abschluß, meine Damen und 
Herren: Daß die Österreichische Volkspartei 
diesem Kapitel ihre Zustimmung versagt, müßte 
uns eigentlich wundern, denn in ihrer Regie­
rungsperiode war der Anteil von Wissenschaft 
und Forschung gelegentlich wesentlich geringer 
als heute. Aber wo bleibt schon die Logik, wenn 
wir daran denken, daß Wissenschaft und 
Forschung von der ÖVP sogar als Renommierka­
pitel bezeichnet, aber dennoch abgelehnt 
wurde? 

Oder: Wir haben im Verlauf dieser nun in die 
dritte Woche gehenden Debatte von der ÖVP 
mehrmals gehört, daß sie das Gesamtbudget 
ablehne, weil es zu expansiv sei. Das Kapitel 
Wissenschaft und Forschung aber, das hier mit 
seinen Ausdehnungsquoten (Abg. Dr. 
Kohlm ai er: Wer hat das gesagt vom expansi­
ven Budget?) Ich werde es Ihnen sagen, ich 
werde es Ihnen an Hand des Protokolls dann 
gleich nachweisen. - (Abg. Dr. K 0 hIrn a i er: 
Bitte!) Aber dieses Kapitel wird aus anderen 
Gründen abgelehnt. Also wenn man will, findet 
man immer wieder Möglichkeiten. 

Wir Sozialisten vertreten die Auffassung, daß 
in einer wirtschaftlich sicher nicht leichten Zeit 
die Dotierung dieses Budgetkapitels eine Fort­
setzung der bewährten Wissenschafts- und 
Hochschulpolitik garantiert. Daher werden wir 
selbstverständlich unsere Zustimmung geben. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Hanreich. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Das Kapitel Wissen­
schaft und Forschung ist von uns Freiheitlichen 
stets mit besonderem Interesse beobachtet 
worden, und seine Entwicklung im Rahmen des 
Budgets hat für unsere Beurteilung stets eine 
wesentliche Rolle gespielt. 

Das resultiert daraus, daß wir der Auffassung 
sind, daß Wissenschaft und Forschung die 
elementaren Träger der zukünftigen Entwick-
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lung sind, daß Wissenschaft und Forschung die 
Möglichkeiten sind, ein qualitatives Wachstum 
zu erreichen, wie es uns als Zielsetzung für die 
österreichische Gesamtwirtschaft vor Augen 
schwebt und von dem wir glauben, daß es im 
Sinne einer optimalen Lösung für unsere 
Bevölkerung verfolgt werden sollte. 

Die Innovation ist der wesentliche Wachs­
tumsfaktor, der heute noch Chancen hat, sich 
auszuweiten und zu verbessern. Denn wir haben 
keine Möglichkeit der Vermehrung des Bodens, 
das Arbeitskräftepotential ist weitgehend ausge­
schöpft, und die Kapitalbildung kann nicht 
zusätzlich beschleunigt werden. Es liegen also 
die wirklichen Chancen für eine weitere 
Entwicklung auf dem Sektor Wissenschaft und 
Forschung, mit der Konsequenz der Erneuerung. 
Das ist der Grund, warum wir uns stets für die 
Fragen auf dem Gebiete von Wissenschaft und 
Forschung besonders interessiert haben. Das ist 
auch der Grund, warum wir diesem Kapitel, 
nachdem man begonnen hat, einen Schwer­
punkt auf diesem Gebiet zu setzen, unsere 
Zustimmung erteilt haben. 

Die Forschungsorganisation wird in den 
nächsten Jahren ein besonders wichtiges Kapitel 
sein, über das dann aus freiheitlicher Sicht mein 
Kollege Stix sprechen wird. Wir selbst aber 
haben festgestellt, daß der Schwerpunkt des 
Budgets, der bei früheren Budgets bei Wissen­
schaft und Forschung gesetzt wurde, beibehal­
ten wurde und beziehen daher grundsätzlich 
eine positive Stellung zu diesem Budgetkapitel. 

Wenn wir die einzelnen Ziffern betrachten -
wie das vom Kollegen Radinger ja sehr 
ausführlich geschehen ist -, dann kommt man zu 
dem Ergebnis, daß die Voraussetzungen für die 
weitere Entwicklung natürlich nicht optimal 
sind, daß sie aber doch als gut bezeichnet 
werden müssen. 

Ich möchte aber nicht im einzelnen auf die 
Details der Ziffern eingehen, sondern mich 
vorweg einmal mit der schon sehr breit 
dargelegten Situation der Studenten beschäfti­
gen und dabei darauf hinweisen, daß die 
Position der Studenten deswegen als so uner­
freulich empfunden wird, weil sie aus dem gut 
entwickelten Bereich der Mittelschulen, aus den 
AHS an die Hochschulen kommt. Nach den 
intensiven Investitionen bei den AHS hat das 
Anspruchsniveau hinsichtlich Ausstattung der 
Arbeitsräumlichkeiten, der Bedingungen zum 
Studium, Ausstattung mit verschiedensten Hilfs­
mitteln, Laboratorien und so weiter schon eine 
beträchtliche Höhe erreicht. Die Studenten 
haben das Gefühl, daß ein sehr hoher Standard 
vorhanden sein muß. Gekoppelt mit der zuneh­
menden Zahl der Studenten an den Hochschulen 
- die Zunahme war vom Wintersemester 

1955/1956, das damals 13.888 Studenten ausge­
wiesen hat, bis zum Wintersemester des Vorjah­
res mit 62.481 Studenten sehr beträchtlich -, hat 
das dazu geführt, daß ein ungeheurer Nachhol­
bedarf an den Hochschulen entstanden ist, der 
auch bei verstärkten Investitionen subjektiv, aus 
der Sicht des Studenten, zu dem Gefühl beiträgt, 
daß zuwenig getan wird, zu dem Gefühl, daß die 
Maßnahmen nicht ausreichen, die in bestem 
Wissen und bestem Willen zur Entschärfung der 
Situation gesetzt werden. 

Natürlich leidet der Student persönlich unter 
den Auswirkungen der Inflation. Wir haben 
daher grundsätzlich Verständnis, daß sich die 
Studenten mit vermehrten Forderungen an das 
Wissenschaftsministerium wenden. Uns scheint 
vor allem die Forderung zur Wohnungssituation, 
wie sie in dem Papier der Österreichischen 
Hochschülerschaft, und zwar vom Hauptaus­
schuß der Universität Wien, präsentiert wurde, 
als bemerkenswert, und es hat uns zu einer 
entsprechenden Initiative veranlaßt. 

Die Studenten fordern dort, daß ein qualitati­
ver und quantitativer Ausbau von Studenten­
heimplätzen vorangetragen werden soll. Wir 
haben als Konsequenz einen Antrag vorbereitet, 
den ich dann im weiteren Verlauf meiner 
Ausführungen präsentieren werde. Wir wollen 
durch eine erhöhte Dotation des Studentenheim­
baues erreichen, daß einerseits die Kosten für 
die Erhalter der Studentenheime niedriger 
werden und dadurch auch die Studenten in den 
Genuß billigerer Heimplätze kommen können, 
daß andererseits die Zahl der Studentenheim­
plätze vermehrt werden kann und damit eine 
bessere Ausgangssituation für den einzelnen 
Studenten geschaffen wird. 

Das kommt den Punkten entgegen, die von 
der Hochschülerschaft präsentiert wurden. Ein 
Vergleich allerdings verdient doch Aufmerk­
samkeit, nämlich der, der hier im Punkt 2 zur 
Wohnungssituation angeführt wird. 

Es wird hier festgestellt: "Der Aufwand für 
einen Wohnheimplatz ist entschieden höher 
gestiegen als der Wohnindex überhaupt. Der 
Student zahlt durchschnittlich mehr für seinen 
Heimplatz als der Durchschnittsösterreicher für 
seine Wohnung Miete, was in keinem Verhältnis 
zu den tatsächlich gebotenen Leistungen steht.·· 

Das ist natürlich eine Feststellung, die zu 
denken geben muß. Sie findet allerdings eine 
einfache Erklärung, die daraus resultiert, daß 
unser Wohnungsmarkt durch den Mietenschutz 
und durch die Bindung der Zinse an die 
Friedenskrone vollkommen verzerrt und ver­
fälscht ist, daß man solche Vergleiche nur dann 
anstellen kann, wenn man die Entwicklung der 
neuen Wohnungen, der neuerbauten Wohnun-
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gen im Vergleich zu den Kosten der Studenten­
heime betrachtet. Dieser Vergleich geht aller­
dings zugunsten der Kosten für den Studenten 
aus. 

Die soziale Situation der Studenten ist ja 
ausführlich vom Kollegen Radinger erläutert 
worden. Er hat allerdings die Chancengleich­
heit, wie ich glaube, doch etwas zu etnseitig 
gesehen. Ich möchte daher - der Anregung des 
Kollegen Blenk folgend - auf die Bedarfspla­
nung und auf die Beratung der Studenten bei 
Antritt der Studien zu sprechen kommen. 

Ich glaube, daß die Entwicklung des Akade­
mikerbedarfes einer sehr sorgfältigen und 
langfristigen Beobachtung bedarf. Es ist notwen­
dig, sich einen überblick zu verschaffen, wie die 
wirtschaftliche Entwicklung sein wird, welche 
Gruppen von Akademikern besonders 
gebraucht werden, wohin die Tendenz geht und 
wohin die Zielvorstellungen führen, die wir mit 
der wirtschaftlichen Entwicklung unseres Lan­
des verbinden, wobei ja nicht nur die wirtschaft­
liche Entwicklung maßgebend ist, sondern 
darüber hinaus auch die Gesamtentwicklung. 
Ich denke nur an die sozialen Wissenschaftsge­
biete, die auch eine Rückkoppelung haben 
müssen und zu einem bestimmten Bedarf an 
Akademikern führen. 

Es ist also notwendig, daß man sich über 
diesen Bedarf mehr Klarheit verschafft, als das 
im Augenblick der Fall ist. Es erscheint mir ganz 
wesentlich, daß die zukünftige Entwicklung 
langfristig beobachtet und dargestellt wird. 
Dabei möchte ich aber davor warnen, eine 
Feststellung wie die des Kollegen Blenk in den 
Raum zu stellen, der sagt: Bei den Freiberuflern 
sei eine Stabilisierung zu erwarten, es sei keine 
Weiterentwicklung und keine Vermehrung der 
Zahl von Freiberuflern anzunehmen. 

Eine solche Entwicklung würden wir Freiheit­
lichen als ausgesprochen negativ ansehen. Im 
Gegenteil, man muß dem Freiberufler, dem 
Ziviltechniker, der als Selbständiger innerhalb 
der Gesellschaft voll verantwortlich und mit 
einer starken moralischen Bindung arbeitet, 
einen größeren Freiraum, einen größeren Spiel­
raum und möglichst mehr Betätigungsmöglich­
keiten einräumen. Dieser einzelne als Freiberuf­
ler erscheint uns ein wesentliches dynamisches 
Element, das nicht protektionistisch geschützt 
und in Reservate zurückgedrängt werden soll. 
Nein, er soll in einem echten Konkurrenzkampf 
stehen, das ist notwendig und richtig. Aber er 
soll mehr Möglichkeiten eingeräumt bekom­
men. Wir würden es als ausgesprochen negativ 
ansehen, wäre eine Tendenz da, wie man sie 
gelegentlich findet, daß die staatlichen Instituti­
onen dazu neigen, Funktionen des Freiberuflers 
zu übernehmen. 

Der Freiberufler soll eine Chance zur Weiter­
entwicklung haben; es wird in Zukunft sicher 
neue Zweige und neue Bereiche geben, die eine 
positive Entwicklung erwarten lassen und wo 
ein zusätzlicher Bedarf auftritt. 

Diese langfristige Studie über die Entwick­
lung des Akademikerbedarfes ist für uns aber 
nicht etwa eine Konstruktion, die wir als 
Grundlage eines Numerus clausus haben möch­
ten. Wir glauben, das wäre falsch. Was wir damit 
wollen, ist, mit einer solchen langfristigen 
Studie klarzustellen, welche Erwartungen der 
einzelne Student, der einzelne Absolvent einer 
AHS zu Recht an die Zukunft stellen kann. Er 
muß sich ja einen Überblick verschaffen können, 
er muß die Information bekommen, um für seine 
Zukunft das Risiko abwägen zu können. Das 
wird man ihm nie abnehmen können. Letztlich 
kann eine Fehlentscheidung passieren, aber er 
soll, wenn er ein Studium vielleicht aus Neigung 
beginnt, doch sehen, welche Chancen er zu 
erwarten hat. Er soll sehen, welche Entwicklung 
ihm bevorsteht. Er soll sehen, wie man den 
Bedarf seiner Fachrichtung einschätzt. Das 
erscheint mir als eine wichtige Entscheidungs­
hilfe für den einzelnen Studenten, und die 
erachten wir als unbedingt notwendig. 

Wir glauben auch, daß man sich im Interesse 
des Staates und im Interesse einer sparsamen 
Verwaltung ein möglichst klares Bild über diese 
zukünftige Entwicklung verschaffen muß. Es soll 
damit verhindert werden, daß Fehlleitungen und 
auch Fehlinvestitionen entstehen. Fehlleitungen 
dadurch, daß Studenten in einer Fachrichtung 
ausgebildet werden, in der sie dann keinen 
Arbeitsplatz finden mit der Folge, daß sie in 
andere Gebiete ausweichen müssen oder sich 
einen Arbeitsplatz im Ausland suchen müssen. 
Das ist eine Fehlentwicklung, die wir nicht 
haben wollen. Und andererseits Fehlinvestitio­
nen dadurch, daß man sich nur an den 
Hörerzahlen orientiert und feststellt: Es besteht 
jetzt ein Trend zu einer bestimmten Fachrich­
tung, die Konsequenz daraus ist, daß man mehr 
Räumlichkeiten, mehr Laboratorien oder was 
auch immer bereitstellen muß! Dann stellt sich 
heraus, daß diese Investitionen, die man da 
tätigt, Fehlinvestitionen sind, weil der Bedarf an 
Fachleuten dieser Studienrichtung gar nicht 
gegeben ist. 

Der Staat trägt dann das doppelte Risiko: er 
hat auf der einen Seite die Kosten der 
Ausbildung, die Investitionen, und auf der 
anderen Seite im Extremfall die Kosten eines 
arbeitslosen Akademikers zu tragen. Dabei 
schlagen sich diese viel weniger in den Geldern 
der Arbeitslosenunterstützungen nieder - die 
wären noch viel weniger problematisch - als in 
einer inneren Unruhe, in einer unbefriedigen-
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den Situation für die Absolventen, die dann 
zwangsläufig auch politische Konsequenzen hat. 

Es wäre daher durchaus eine ernst zu 
nehmende Überlegung - die natürlich auch 
diese langfristige Studie als Basis braucht -, zu 
überprüfen, ob man nicht in bestimmten 
Fachrichtungen die Förderungsmaßnahmen, die 
man dem einzelnen Studenten zukommen läßt, 
in der Form von rückzahlbaren Darlehen 
gestaltet. 

Diese Überlegung, die wir grundsätzlich für 
die günstigere Lösung halten, wäre gerade in 
den Bereichen sehr wertvoll, wo wir mit einer 
Schwemme von Akademikern rechnen; dort vor 
allem wäre es sinnvoll. Ich glaube, daß der 
Kollege Radinger mit seinen Bemerkungen dazu 
recht gehabt hat, wenn er sagt, man könne es 
dann einem frisch absolvierten Akademiker 
nicht antun, bei der Rückzahlung eines solchen 
Darlehens sofort mit sehr hohen Raten zu 
beginnen. Das ist aber nicht unbedingt das 
Problem. Es gibt zum Beispiel die Möglichkeit, 
eine vorläufige Pause für die Rückzahlungen 
einzulegen, einen gewissen Zeitraum verstrei­
chen zu lassen, bis sich der Absolvent konsoli­
diert hat, bis er in seiner beruflichen Praxis so 
gefestigt und etabliert ist, daß er auch die 
Chance hat, erfolgreich zu arbeiten und aus 
seinen Erfolgen heraus diese Darlehen zurück­
zuzahlen. Damit ließe sich ganz sicher eine gute 
Lösung finden. Wir glauben, daß dieser Vor­
schlag ein gutes Regulativ gegen eine Akademi­
kerflut wäre, weil wir grundsätzlich der freien 
Wahl der Studienrichtung und der freien Wahl 
der Ausbildungsmöglichkeiten das Wort reden. 

Zur Chancengleichheit aber in diesem 
Zusammenhang noch eine Bemerkung. Man soll 
die Chancengleichheit nicht immer nur vom 
Quantitativen her sehen. Es geht ja nicht darum, 
daß alle österreichischen Staatsbürger die 
gleiche Chance haben und auch wahrnehmen 
müssen. Das wäre ein Mißverständnis. Es geht 
darum, daß Leute mit gleichen Anlagen und 
Fähigkeiten die gleichen Chancen zur Verwirk­
lichung und Umsetzung dieser Fähigkeiten 
erhalten. Daher ist es auch sehr problematisch, 
wenn man in internationalen Quoten und 
Vergleichen denkt. Man muß doch sehr genau 
folgendes überprüfen: Schaffen wir das, was die 
Idealzielvorstellung ist, daß nämlich jeder mit 
einschlägiger Begabung das einschlägige Stu­
dium ergreifen kann und dann auch eine 
Möglichkeit findet, seine Lernerfahrungen in 
die Praxis umzusetzen? 

Was wir Freiheitlichen ganz sicher auch 
verhindern wollen, ist, daß die Begabungsreser­
ven in Österreich nicht voll ausgeschöpft 
werden. Aber sie sollen nicht nur voll ausge­
schöpft werden, sondern sie sollen auch optimal, 

das heißt differenziert ausgeschöpft werden. Es 
soll nicht jemand in eine Laufbahn gedrängt 
werden, in der er nicht die besten Leistungen 
erbringen kann. 

Soweit zu der Frage der Chancengleichheit 
und zu der Frage der Bedarfsplanung für die 
Entwicklung der Akademiker und ihre Rück­
koppelung im Sinne einer Berufsberatung für 
den Absolventen der AHS. 

Und nun möchte ich doch aus den Details der 
Situation der einzelnen Hochschulen, die durch 
eine Reihe von unbefriedigenden Dingen 
gekennzeichnet sind, einen Schwerpunkt her­
ausnehmen. Ich möchte mich im besonderen 
dem Geographischen Institut der Universität 
Graz zuwenden, da uns ein Brief der Hochschü­
lerschaft erreicht hat, die sich mit der personel­
len Situation am Geographischen Institut der 
Universität Graz auseinandersetzt und auch die 
gesamte Raumnot dort sehr deutlich ausdrückt. 

Wenn ich es auch als etwas übertrieben 
empfinde, daß dieser Brief an die Frau Bundes­
minister in der Form eines Ultimatums präsen­
tiert wird, so glaube ich doch, daß das nur dem 
jugendlichen Eifer der Vertreter zuzuschreiben 
ist und mehr im Sinne des intensiven Bemühens 
um eine positive und erfolgreiche Lösung des 
Problems zu sehen ist als im Sinne einer 
grundsätzlich kämpferischen und negativen 
Einstellung. 

In diesem Schreiqen wird ausgeführt, daß die 
550 Geographiestudenten nur von ein e m 
Professor und zwei Assistenten betreut werden 
und daß daher ein dringender Bedarf besteht, 
die Lehrkanzel 2 zu besetzen, ja eventuell bei 
dem gegebenen Andrang und der bleibenden 
Entwicklung in dieser Fachrichtung eine dritte 
Lehrkanzel einzurichten. 

Der Stand an wissenschaftlichem Personal 
wird ebenfalls als zu niedrig bezeichnet und die 
Notwendigkeit betont, durch eine Aufstockung 
Voraussetzungen für einen günstigen Betrieb 
und ein erfolgreiches Aufrechterhalten der 
Lehrtätigkeit sicherzustellen. 

Es kann nicht der Sinn der Sache sein, jetzt 
hier in alle Details einzusteigen, aber ich glaube 
doch, daß es wertvoll wäre, eine Stellungnahme 
von der Frau Bundesminister zu erhalten. Ich 
würde ihr diese Bemühungen der Studentenver­
tretung ans Herz legen und hoffe auf eine 
positive Erledigung in dem Sinne, daß die 
dringendsten Schwierigkeiten für dieses Institut 
beseitigt werden. 

Nun zu einer Problematik, die unser freiheitli­
ches Verhältnis zum Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung in den letzten 
Jahren etwas getrübt hat. Das ist die Tatsache 
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des Universitäts-Organisationsgesetzes, in dem 
die freiheitlichen Zielvorstellungen leider zuwe­
nig Berücksichtigung erfahren haben. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß dieses 
Gesetz, wenn auch gegen unsere Stimmen und 
mit entsprechenden Vorbehalten im Meritori­
schen, nun einmal Gesetz geworden ist und es 
jetzt zu überprüfen gilt, wie sich dieses Gesetz 
bewähren wird. 

Ich entnehme der Introduktion zum Akademi­
schen Jahr des Rektors der Universität Wien, 
Professor Seitelberger, daß die Professoren die 
Möglichkeit sehen, das UOG in die Praxis 
umzusetzen, erfolgreich umzusetzen, daßsieaber 
diesem UOG kritisch gegenüberstehen wollen. 

Ich möchte diese Formulierung, die der Rektor 
hier gewählt hat, zitieren, weil ich glaube, daß 
sie auch die Grundhaltung der Freiheitlichen 
ganz gut charakterisiert. Wir glauben ebenfalls, 
daß wir so an die derzeitige Situation herange­
hen sollten. 

Rektor Seitelberger sagt in seiner Introduk­
tion: "Das UOG ist daher für die Universität in 
gleicher Weise wie jedes andere politische 
Faktum ein Objekt wissenschaftlicher Analyse 
und Kritik. Die Universität ist dank ihrer 
wissenschaftlichen Potenz und ethischen Tradi­
tion ihrer gegenwärtigen Aufgabe voll gewach­
sen, nämlich zugleich Objekt gesetzlicher 
Maßnahmen als auch Subjekt einer kritisch-wis­
senschaftlichen Reflexion dieser sie betreffen­
den Maßnahmen zu sein. Die Universität nimmt 
diese Herausforderung an ihre Loyalität ohne 
Einschränkung an und wird beweisen, daß 
wissenschaftliches Verhalten nicht distanziertes 
Aussagen oder Verkünden bedeutet, sondern in 
jedem Fall bedingungsloses Urteilen und Han­
deln aus erkannter Wahrheit. Die Universität 
steht sicher in der überzeugung, daß die 
Resultate ihrer kritischen Objektstudie und 
selbstkritischen Reflexion gerade im Falle des 
neuen UOG entscheidend für die Erreichung der 
in den Grundsätzen dieses Gesetzes angespro­
chenen Ziele sein werden." 

In diesem Sinne haben wir Freiheitlichen es 
auch als sehr erfreulich registriert, daß die Frau 
Bundesminister ihre grundsätzliche Bereitschaft 
erklärt hat, die Konsequenzen aus der Einfüh­
rung des VOG dann durch eine Novellierung zu 
ziehen, wenn die Notwendigkeit dazu erkannt 
wird. Natürlich erwarten wir Freiheitlichen uns 
eine Bestätigung unserer Vorbehalte während 
der Debatte zu diesem Gesetz. Wir sind bereit, in 
einer Übergangsperiode dieses Gesetz nun einer 
überprüfung durch die Praxis zu unterziehen 
und ganz im Sinne der Darlegungen des Rektors 
dann auch unsere Stellungnahme dazu abzu­
geben. 

Ich glaube, daß das Wesentliche dabei ist, daß 
auch innerhalb der Hochschulen, innerhalb der 
Universitäten an dieses Gesetz mit einer 
Grundeinstellung herangegangen wird, die im 
Vordergrund die gemeinsame Aufgabe aller an 
der Hochschule Beteiligten sieht. Da scheint es 
mir besonders wichtig zu sein, darauf hinzuwei­
sen, daß ein ausschließliches Gruppendenken in 
den Hochschulen und Universitäten genauso 
wie auch in der Wirtschaft nur negative 
Auswirkungen haben kann. 

Wir Freiheitlichen bekennen uns zu der 
Tatsache, daß gesellschaftliche Konflikte exi­
stieren. Wir bekennen uns auch dazu, daß sie 
bewußt gemacht werden müssen. Wir bekennen 
uns auch dazu, daß sie dann ausgetragen 
werden müssen. Aber wir verstehen das in der 
Form, daß der einmal artikulierte Konflikt und 
seine nachfolgende Lösung dann die Grundlage 
gemeinsamer weiterer Entwicklung sein soll. 

Das Fixieren von ständigen Kampfsituationen 
durch Institutionen erscheint uns gefährlich. Wir 
verstehen die Diskussion über unterschiedliche 
Interessen in den verschiedenen Organisationen 
stets als eine Form von Projektgruppe, die eben 
eine ganz bestimmte Interessenslage auszuglei­
chen und im Sinne einer Synthese zu einer 
besseren Gesamtsituation zu führen hat, immer 
ausgerichtet auf das gemeinsame Ziel. Das 
bedeutet für die Universitäten und Hochschulen 
einerseits wissenschaftliche Forschung und Wei­
terentwicklung, andererseits Lehre für die Praxis 
unseres Akademikernachwuchses. 

In diesem Zusammenhang wäre es auch 
notwendig, ein paar Bemerkungen zu der 
Diskussion über die Radikalen in der Hoch­
schulverwaltung zu sagen. Die Diskussion 
darüber ist vom Kollegen Gasperschitz in die 
Wege geleitet worden aus einem Anlaß, den wir 
Freiheitlichen als einen dafür völlig ungeeigne­
ten ansehen. Es ging dabei um die Wahl der 
Personalvertreter auf den Hochschulen. Dort 
haben sich 143 Professoren und Dozenten für 
den Linksblock entschieden. Das mag man nun 
werten, wie man will. Feststeht, daß es sich 
hiebei um eine politische Entscheidung zur 
Bestimmung politischer Funktionsträger han­
delt. Das muß jedem einzelnen, auch dem 
Staatsangestellten, möglich sein, in jeder Rich­
tung. Wir glauben daher, daß dieser Anlaß falsch 
war, um daran an die Grundfrage der wehrhaf­
ten Demokratie zu rühren und die Frage zu 
diskutieren, die in einem Kommentar der 
"Kleinen Zeitung" vom 13. Dezember unter die 
Überschrift gestellt worden ist: "Selbstmord 
durch Toleranz". 

Es ist richtig, daß damit ein ganz schwieriges, 
sehr heikles, verfassungsrechtlich weitgehend 
ungelöstes Problem angeschnitten wurde, ein 
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Problem, über das es sich sicher lohnen wird, im 
Laufe der nächsten Zukunft sehr eingehend zu 
diskutieren. 

Die Problematik, um es mit wenigen Worten 
zu erläutern, ergibt sich aus freiheitlicher Sicht 
daraus, daß die demokratische Verfassung sich 
einern monarchischem Prinzip gegenüber gese­
hen hat und daher eher darauf abgestellt war, 
den einzelnen Staatsbürger vor Eingriffen einer 
institutionalisierten Macht zu sichern. 

Heute ist diese Verwaltung in der demokrati­
schen Gesellschaft integriert, ist ein Bestandteil 
dieser demokratischen Gesellschaft, und diese 
Gesellschaft hat sich nun vor äußeren Einflüs­
sen, aber ebenso auch vor inneren Zersetzungen 
zu schützen und gegen diese zu verteidigen. Die 
Grenzlinien dazu zu finden, wird sicherlich 
schwierig sein, und es wird darauf ankommen, 
das rechtsstaatliche Prinzip durc4zuziehen, 
damit verhindert wird, daß solche Fragen zum 
Anlaß für politische Willkür in der Verwaltung 
gemacht werden können. 

Es wird zu prüfen sein, inwieweit nicht die 
Aufsicht und die Beurteilung bei der Berufung 
schon auf solche Gesichtspunkte Rücksicht 
nehmen muß, wobei ich betonen möchte, daß 
das Recht auf Lehr- und Lemfreiheit gegeben 
sein muß. Es ist nur die Frage, in welcher Form 
man hier Einschränkungen trifft und wie man 
dort Grenzen setzt, wo aus der Lehr- und 
Lernfreiheit eine Freiheit zur antidemokrati­
schen Agitation gemacht wird. 

Wir haben - ich finde das sehr erfreulich und 
als einen Beweis für die positive Situation an 
unseren Hochschulen - keinen konkreten 
Anlaßfall, an den man eine solche Diskussion 
aufhängen müßte, und ich finde es daher richtig, 
daß man ohne Druck einer öffentlichen Meinung 
und der öffentlichen Auseinandersetzung ein­
mal in den Parteien und letztlich auch hier im 
Hohen Haus ernsthaft an dieses Problem 
herangeht. 

Ich glaube nicht, daß es mit der Frage, wie wir 
sie hier jetzt kurz anschneiden, getan sein kann. 
Es wird eben notwendig sein, eine Konsequenz 
auch daraus zu ziehen, daß wir in unserer 
Verfassung neuerdings die geistige Landesver­
teidigung durch die umfassende Landesverteidi­
gung verankert haben. Man wird prüfen müssen, 
ob daraus nicht in dem einen oder anderen Fall 
Ergebnisse resultieren, die gesetzliche Ergän­
zungsmaßnahmen notwendig machen. 

Eines steht fest: Für einen "Radikalen-Erlaß" 
im Sinne der Deutschen Bundesrepublik sollte 
diese Diskussion kein Aufhänger und kein 
Anlaß sein. Es ist aber sicher, daß darüber sehr 
eingehend wird diskutiert und gesprochen 
werden müssen. 

Nun zu einern anderen Thema, das im 
Rahmen des Kapitels Wissenschaft und For­
schung besonders unser freiheitliches Interesse 
findet. Der Kollege Blenk hat kritisiert, daß die 
Ausgaben für das Bundesdenkmalamt keine 
weitere Steigerung erfahren haben. Ich muß 
dazu bemerken, daß es sich um eine, wenn man 
so will, Stagnation auf hohem Niveau handelt. 
Denn im Rahmen des Denkmalschutzjahres sind 
die Mittel beträchtlich aufgestockt worden, und 
man hat damit neue Akzente und Schwerpunkte 
in der österreichischen Denkmalpflege gesetzt. 

Es ist vor allem - das muß als erfreulich 
bemerkt werden - gelungen, auch das Interesse 
breiter Bevölkerungsschichten an den Fragen 
der Denkmalpflege zu aktualisieren, die Men­
schen für dieses Problem sensibel zu machen. 
Die Breitenwirkung beginnt auch Früchte zu 
tragen, indern denkmalpflegerische Aufgaben 
auch in den Gemeinden bewußter gehandhabt 
werden. 

Es ist bedauerlich, daß es nicht gelungen ist, 
das neue Denkmalschutzgesetz schon im Jahr 
des Denkmalschutzes unter Dach und Fach zu 
bringen. Wir sehen, daß die Dringlichkeit, ein 
solches Denkmalschutzgesetz zu erstellen, 
steigt, weil mit dem Bewußtsein, daß Denkmal­
schutzfragen wichtig sind, auch in der Bevölke­
rung der Wunsch nach klaren Regelungen 
entsteht. Gerade der Ensembleschutz, der eben 
nicht ausreichend sichergestellt ist - es sei denn 
durch Maßnahmen auf Landesebene punktuell 
-, muß auch eine bundeseinheitliche Regelung 
finden. Vor allem wird es darauf ankommen, die 
Wirksamkeit der Denkmalschutzmaßnahmen 
stark zu verbreitern. Ich glaube, man muß hier 
dem freiheitlichen Prinzip des Aktivelernentes 
mehr Gewicht und Bedeutung einräumen. 

Wir sind der Auffassung, und das entspricht 
unseren freiheitlichen Zielvorstellungen, daß 
die persönliche Dynamik des einzelnen enga­
gierten Staatsbürgers viel mehr zu leisten 
imstande ist als die Organisation, die institutio­
nalisierte Einrichtung, viel mehr als ein bürokra­
tischer Apparat, der zwangsläufig eine großes 
Maß an inneren Reibungen in sich trägt. 

Es erscheint uns daher wichtig, daß in den 
Fragen des Denkmalschutzes jeder daran Inter­
essierte aktiviert wird und vom Staat her 
Förderungsmaßnahmen gesetzt werden, daß 
diejenigen, die bereit sind, sich diesen Aufga­
ben mit zu widmen, diese Aufgaben in ihrem 
täglichen Leben in der einen oder anderen Form 
mit zu betreuen, auch dazu ermuntert werden. 
Das erscheint mir besonders wichtig bei dem, 
wie im Ausschuß klargemacht wurde, stärker in 
den Vordergrund gerückten ländlichen Raum, 
wo die alte Baukultur mit der Verbesserung der 
Gesamtsituation und den Förderungsmaßnah-
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men in der Landwirtschaft einem sehr starken 
Verwandlungsprozeß unterliegt. Die Gefahr des 
Verlustes von interessanter und erhaltungswür­
diger Bausubstanz ist deswegen besonders groß, 
weil die ländliche Bevölkerung noch nicht das 
ausreichende Bewußtsein für die Problematik 
hat, obwohl das Gefühl für Tradition und für das 
Beibehalten überkommener Werte gerade dort 
günstige Ansatzpunkte bieten würde. 

Es geht uns also darum - und wir werden das 
bei den Beratungen zum Denkmalschutzgesetz 
noch in dichterer und präziserer Form ausformu­
lieren -, daß der einzelne zur Mitarbeit 
ermuntert wird, daß man sich weniger auf 
dirigistische und von oben her vorgegebene 
direkte Regelungen festlegt, sondern Anstöße 
zur Eigeninitiative gibt. 

Soweit zu der Frage des Denkmalschutzes, 
und mit anderen Vorzeichen müßte man dies 
auch für die Museen sagen. Es ist ja nicht so, daß 
wir nur die großen Museen haben, die weltbe­
rühmt sind und über ganz hervorragende 
Sammlungen verfügen. Es ist auch so, daß wir 
eine ganze Fülle von kleineren Museen haben, 
die regional gestreut sind, die teilweise ihre 
Aktivität und ihr Bestehen kleineren Vereini­
gungen verdanken oder auch nur engagierten 
Einzelstaatsbürgern, denen es gelingt, Gruppen 
zu finden, die dann dazu einen Beitrag leisten. 
An deren weiterem Ausbau, an deren erfolgrei­
eher Entwicklung ist uns ebenfalls sehr gelegen, 
weshalb wir in dem Antrag, den ich dann im 
Anschluß zur Verlesung bringen werde, auch in 
dieser Richtung eine bessere Dotierung anstre­
ben. Aber wir glauben, daß man gerade dort 
etwas tun muß, um, wie schon vorher erläutert, 
die persönliche Initiative zu fördern. 

Es zählt ja zu den betrüblichsten Dingen, daß 
unsere großen Museen die Konsequenz eines 
historisch großen und mächtigen Staates sind 
und über Sammlungen von einem Rang und 
einer Qualität verfügen, wie sie in einem so 
kleinen Staat, wie wir ihnheute haben, gar nicht 
mehr neu aufstellbar wären. Daraus ergibt sich 
die Schwierigkeit, daß schon die Verwaltung 
dieser ungeheuren Schätze eine große Belastung 
für uns ist, der man sich viel zuwenig bewußt 
gegenübersieht, daß aber das Ergänzen und 
Fortführen dieser Sammlungen oft große Mittel 
erfordert, die wir nur in den seltensten Fällen 
aufzubringen in der Lage sind, sodaß uns am 
internationalen Kunstmarkt oder Antiquitäten­
markt manches entgeht, was als Ergänzung für 
unsere Sammlungen von größter Bedeutung 
wäre. 

Aber aus diesem Dilemma werden wir nicht 
herauskommen, es sei denn, es gelingt, auch für 
diese Frage das Bewußtsein der Bevölkerung 
stärker zu sensibilisieren, damit akzeptiert wird, 

daß man große Beträge im Sinne der Fortsetzung 
einer alten Tradition für unsere Museen, für 
Ankäufe für diese Museen ausgibt. 

Im Sinne der Ausführungen, auf der einen 
Seite den Studenten bei ihrer Wohnungssitua­
tion eine verbesserte Lage zu verschaffen, mit 
dem Ziel, die Kosten in den Studentenheimen 
etwas zu vermindern und dadurch die betroffe­
nen Studenten zu entlasten, haben wir einen 
Antrag abgefaßt, der darüber hinaus noch das 
Ziel hat, auch die kleineren Museen in ihrer 
weiteren Entwicklung zu fördern. (Präsident 
Minkowitsch übernimmt den Vorsitz.) 

Diesen Abänderungsantrag zum Budget 
möchte ich jetzt einbringen und verlesen: 

Ab änderungsantrag 

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Hanreich, Dr. 
Stix, Dr. Scrinzi zur Regierungsvorlage betref­
fend Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1976 (2 
d. B.) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

In der Anlage I der im Titel bezeichneten 
Regierungsvorlage sind die nachfolgenden 
finanzgesetzlichen Ansätze wie folgt zu 
ändern: 

1114106 Hochschulische Einrichtungen; 
Förderungsausgaben von 129,839 um 10,000 
auf 139,839 Millionen Schilling, Summe 1410 
von 985,427 um 10,000 auf 995,427 Millionen 
Schilling, Summe 141 von 1.823,596 um 
10,000 auf 1.833,596 Millionen Schilling. 

1/14406 Museen; Förderungsausgaben von 
2,600 um 2,000 auf 4600 Millionen Schilling, 
Summe 144 von 141,519 um 2,000 auf 143,519 
Millionen Schilling, Gesamtausgaben 14 von 
6.701,274 um 12,000 auf 6.713,274 Millionen 
Schilling: 

Erläuterungen 

Die beim Ansatz 1/14106 vorgesehene 
Betragserhöhung ist für Zwecke der Errich­
tung von Heimen für Hörer der Universitäten 
beziehungsweise Hochschulen und die beim 
Ansatz 1/14406 für Zwecke der Förderung von 
Heimatmuseen bestimmt. 

Eine gleich hohe Rückstellung beim Ansatz 
1/59907 kann auf Grund mittlerweile einge­
tretener geringfügiger Senkungen der Kosten 
auf dem ausländischen Geld- und Kapital­
markt vorgenommen werden. 

Dieser Antrag, dessen Begründung und 
Ursache ich Ihnen soeben erläutert habe, wird 
mit dem Ersuchen an beide Seiten des Hohen 
Hauses eingebracht, ihm die Zustimmung zu 
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erteilen. Wir glauben, daß damit eine Verbesse­
rung geschaffen wird, die einerseits den 
Studenten, andererseits den kleineren Museen 
zugute kommt. Wir ersuchen daher, diesem 
Antrag die Zustimmung zu geben. 

Wir Freiheitlichen werden auf Grund der 
Gesamtbeurteilung dieses Budgetkapitels im 
Sinne einer differenzierten und konstruktiven 
Oppositionspolitik diesem Kapitel unsere 
Zustimmung geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Minkowitsch: Der Abänderungsan­
trag der Abgeordneten Hanreich, Dr. Stix, Dr. 
Scrinzi ist genügend unterstützt und steht somit 
in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist Abgeord­
neter Dr. Mock. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Mock (ÖVP): Meine Damen 
und Herren! Die Diskussion über die einzelnen 
Kapitel soll ja auch eine Debatte zwischen den 
Fraktionen sein. Ich möchte daher ganz kurz auf 
einige Bemerkungen des Herrn Abgeordneten 
Radinger, dem Erstsprecher der sozialistischen 
Fraktion, eingehen, wobei ich vorweg bemerken 
will, daß die Mängel, die schlechte Qualität der 
Wissenschaftspolitik und die Vorsitzführung im 
Wissenschaftsausschuß durch den Abgeordne­
ten Radinger durchaus in einem umgekehrten 
Verhältnis zueinander stehen. Daher ist es 
verständlich, wenn ich sage: Er könnte einem 
fast leid tun, daß er jedes Jahr hier nicht seine, 
sondern die Wissenschaftspolitik der Frau 
Bundesminister beziehungsweise der Sozialisti­
schen Partei verteidigen muß. 

Sie haben, Herr Abgeordneter Radinger, über 
die unterschiedlichen Auswirkungen bei der 
Vergabe von Stipendien, je nachdem, ob es sich 
um die Vorlage von Einkommensteuerbeschei­
den oder von Lohn- beziehungsweise Gehalts­
zetteIn handelt, gesprochen. In der Sache 
stimme ich mit Ihnen weitgehend überein. 

Hier ergibt sich aus dem System selbst eine 
Benachteiligung jener, die eine Gehaltsbestäti­
gung vorzulegen haben. Es hätte eigentlich zu 
Ihnen gepaßt, wenn Sie dabei die übliche 
klassenkämpferische Terminologie weggelas­
sen hätten,denn es gibt bekanntlich sehr 
bescheidene Einkommensbezieher auch unter 
den Selbständigen, ich nenne hier zum Beispiel 
nur die Bergbauern oder kleine Gewerbetrei­
bende. Das ist eine Schablone; diese lassen wir 
doch bitte einmal der Vergangenheit ange­
hören! 

Herr Abgeordneter Radinger! Sie haben dann 
gesagt: All das ist Anlaß zum Nachdenken. - Für 
Sie ist es höchste Zeit, ist das Anlaß zu handeln, 
Sie denken jetzt schon fünf Jahre darüber nach, 

fünf Jahre lang haben Sie die absolute Mehrheit. 
Was haben Sie auf diesem Gebiet gemacht? 
(Abg. Dr. Kohlmaier: Lange denken!) Nichts 
haben Sie bis jetzt hier gemacht! Worüber ist 
eine Studie vorgelegt worden? Wo haben Sie Ihr 
Gewicht als Obmann des Wissenschaftsaus­
schusses in die Waagschale geworfen, um dieses 
Problem zu beseitigen? Keinen einzigen Schritt 
haben Sie gesetzt. Diesen Vorwurf kann ich 
Ihnen nicht und der Frau Bundesminister noch 
weniger ersparen. Entweder wollen Sie die 
Mängel nicht beseitigen, oder Sie finden keine 
Lösung, und es ist eine billige politische 
Polemik gegen jene Gruppen der Bevölkerung, 
die Selbständige sind. 

Nicht Nachdenken, sondern handeln soll das 
Prinzip vor allem einer Regierungspartei sein, 
die Verantwortung trägt! 

Zweitens: Sie haben hier in bekannter Manier 
die Prozentsätze aufgezählt, um die sich 
einzelne Ansätze erhöht haben: 166 Prozent, ich 
glaube, der Sachaufwand um 128 Prozent, die 
Nettonutzfläche um 33 Prozent und ähnliches 
mehr. 

Abgeordneter Blenk hat ja schon dargetan, 
daß man da die Inflation einrechnen muß. Man 
muß dabei auch das Anwachsen der Zahl der 
Studenten und des wissenschaftlichen Personals 
berücksichtigen. 

Aber, meine Damen und Herren, alle diese 
Prozentsätze sind nichts im Vergleich zu den 
Prozentsätzen der Steigerung des bürokrati­
schen Aufwands des Ministeriums der Frau 
Bundesminister! Der Personalstand stieg um 
mehr als das Doppelte. Repräsentationskosten: 
900 Prozent, Mietkosten: 400 Prozent, Inlands­
reisen: 300 Prozent, Auslandsreisen: 400 
Prozent. 

Wenn man sich all das ansieht, findet man im 
Ministerium ganz andere Prozentsätze als 
draußen bei den Assistenten, den Professoren, 
den Studenten und bei den wissenschaftlichen 
Einrichtungen. 

Frau Bundesminister! Sie haben im Budget­
ausschuß gesagt, es sei der einzige dunkle Fleck 
- wenn ich richtig zitiere -, daß der Personal­
stand im Dienstpostenplan weitestgehend 
gleichgeblieben ist. Das geht zurück auf die 
Aggression der Opposition gegen die Schreibti­
sche. Verwechseln Sie nicht die Interessen der 
Hochschulen, der Forschungsinstitute mit Ihren 
eigenen Interessen im Ministerium! Hier besteht 
ein wesentlicher Unterschied! Gegen die büro­
kratische Verschwendung, die Sie seit fünf 
Jahren, nicht zuletzt auf Grund des Teilungspro­
zesses, betreiben, werden wir immer wieder 
auftreten. Das ist und bleibt Verschwendung! 
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Wir glauben, Wissenschaftspolitik muß dort 
gemacht werden, wo die Wissenschaft primär 
tätig ist. Wissenschaftspolitik, meine Damen und 
Herren, muß an den Instituten gemacht werden: 
durch modernere technologische Einrichtungen, 
durch mehr qualifizierte Mitarbeiter, durch eine 
bessere finanzielle Absicherung, vor allem des 
Mittelbaues. Dort, in der Forschungsorganisa­
tion, wird Wissenschaftspolitik gemacht. Der 
Herr Abgeordnete Blenk hat darauf verwiesen, 
daß die Ansätze für die wissenschaftliche, tür die 
gewerbliche Forschung gleich geblieben sind. 
Dort wird Wissenschaftspolitik gemacht; nicht, 
indem man den bürokratischen Apparat im 
Ministerium ständig ausdehnt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Der Abgeordnete Blenk hat hier von einern 
Stagnationsbudget gesprochen. Kollege Blenk 
hat sich hier sehr charmant ausgedrückt, muß 
ich sagen. Denn es ist ein Budget, das ja im 
Realwert zurückgeht. Denn er hat hier auch 
selbst erläutert: Wenn bei einer Inflation 
zwischen 8 und 16 Prozent in den verschieden­
sten Bereichen ein Ansatz gleich bleibt, dann 
geht der Realwert der Aufwendungen zurück. 
Auch in finanzieller Hinsicht; so wie Ihre 
Wissenschaftspolitik dem Inhalt nach ein reak­
tionäres Budget ist, so wie Sie eine reaktionäre 
Wissenschaftspolitik betreiben. Auf das komme 
ich dann noch im einzelnen zu sprechen. 

Auch bei den Studenten, Herr Abgeordneter 
Radinger! Das beste ist ja das: Der Herr 
Bundeskanzler sagt: Die sollen halt arbeiten, das 
schadet eh nicht! - so mit leichtem Zungen­
schlag sagt er das. So fischt man hier, meine 
Damen und Herren, billige Popularität. Und 
gestern schrieb die "Arbeiter-Zeitung": Auch 
der Student braucht Muße, um studieren zu 
können. 

Ich bin weit davon entfernt, den Wert der 
körperlichen Arbeit zu verkennen. Aber das ist 
ja das Beste: an den Universitäten wehrt sich die 
Linke gegen das Leistungsprinzip, und wenn es 
dem Herrn Bundeskanzler bei Verhandlungen 
paßt, dann sagt er den Studenten: Geht's halt 
arbeiten! - Das ist doch keine kohärente Politik! 
Das ist eine reaktionäre Politik. 

Wir glauben, wir sollen ein System haben, in 
dem es dem Studenten ermöglicht wird, zu 
arbeiten, und wir glauben darüber hinaus, daß 
er auch verpflichtet ist, zu arbeiten. Das ist unser 
Standpunkt in dieser Frage. (Beifall bei der 
OVP.) 

Nun, meine Damen und Herren, ich komme 
damit zu einern Grundsatzproblem, das heute 
hier auch schon einmal gestreift wurde. Für mich 
ist ja das Universitäts-Organisationsgesetz mit 
der Einschränkung der Autonomie ein weiteres 

Beispiel, wo oie Politik der sozialistischen 
Alleinregierung den liberalen Gehalt unserer 
Gesellschaft beschnitten hat. Wir sind mit dem 
Universitäts-Organisationsgesetz, meine Damen 
und Herren, ein Stück des Weges von der freien 
Universität zur regierungsabhängigen Universi­
tät gegangen. 

Wie das Ausland zeigt, ist dieser Weg zur 
regierungsabhängigen Universität sehr oft ein 
Stück am Wege weiter zur sozialistischen 
Universität. Weil das Universitäts-Organisa­
tionsgesetz durch die Einschränkung der Auto­
nomie eben auch den Raum des Grundrechtes 
der Freiheit von Wissenschaft und Lehre 
eingeschränkt hat, ist es für uns eben letztlich 
auch eine reaktionäre wissenschaftspolitische 
Entscheidung der Mehrheit dieses Hauses 
gewesen - wenn Sie so wollen - aus der 
Geistigkeit des josephinischen Obrigkeits­
staates. 

Aus dieser Sicht heraus möchte ich mich 
etwas eingehender mit dem Grundrecht der 
Freiheit der Wissenschaft und der Lehre 
befassen. 

Ich glaube, daß die Autonomie der Universitä­
ten, meine Damen und Herren, das im Artikel 17 
des Staatsgrundgesetzes enthaltene Grund­
recht, die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei, 
stärkt und daß dieses Grundrecht, die Wissen­
schaft und ihre Lehre ist frei, in einem hohen 
Ausmaß den liberalen Charakter unserer Lehr­
und Forschungsinstitutionen bestimmt. Ich 
glaube daher, daß ein Abbau der Autonomie, der 
Selbstverantwortlichkeit der Universitäten auch 
den Wirkungsbereich dieses Grundrechtes der 
Freiheit von Wissenschaft und Lehre ein­
schränkt. 

Wie interpretieren wir diesen Artikel 17, die 
Wissenschaft und ihre Lehre ist frei? Wir 
verstehen darunter erstens, daß die staatlichen 
Organe ohne gesetzliche Grundlage weder in 
die wissenschaftliche Tätigkeit eingreifen, noch 
sie behindern, noch sie beschränken dürfen. 

Zweitens: Daß niemand wegen der Aufstel­
lung eines wissenschaftlichen Lehrsatzes als 
solcher gerichtlich oder behördlich verfolgt 
werden darf. 

Drittens: Natürlich gibt es auch für grund­
rechtliehe Freiheiten im Hinblick auf die 
Erfordernisse einer Gemeinschaft Schranken. 
Auch grundrechtliche Freiheiten können nicht 
schrankenlos sein. Aber Eingriffe können nur 
stattfinden auf allgemeinen, genau definierten 
Gründen, wie sie zum Beispiel im Strafrecht 
verankert sind. So verstehen wir das Grund­
recht: Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 

Zusammenfassend: Die wissenschaftliche For-
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schung und Lehre dürfen mit Ausnahme 
gesetzlich genau festgelegter Fälle in keiner 
Weise irgendeiner Fremdbestimmung unterwor­
fen werden; <;las heißt, wir lehnen jede Zensur, 
jede Bindung an staatlich approbierte Lernbe­
helfe, jede administrative Weisung im Bereich 
der Lehr- und Forschungstätigkeit ab. 

Zur Sicherung dieses Grundrechtes, meine 
Damen und Herren, sind eben diese Personen, 
der Forscher, der Wissenschaftler, einem Maxi­
mum an Eigenverantwortlichkeit und einem 
Maximum an Selbstkontrolle unterworfen und 
eben nicht der Fremdkontrolle. Das heißt, die 
Volkspartei vertritt eine liberale Interpretation 
des Grundrechtes der Freiheit von Wissenschaft 
und Lehre. 

Auf keinen Fall können extreme politische 
Auffassungen mit irgendeiner Einschränkung 
dieses Grundrechtes bekämpft werden, sondern 
wir bekämpfen sie auf politischer Ebene. 

Nun, Frau Bundesminister, ... (Zwischenruf 
des Abg. Hab er 1 .) - Ich komme schon noch 
dazu, Herr Abgeordneter Haberl. - Sie setzen 
seit Jahren eine ganze Reihe politischer Hand­
lungen und machen Aussagen, die einen 
antiliberalen Charakter haben. Wir sind nicht 
gegen das Universitäts-Organisationsgesetz hier 
im Haus angetreten wegen der dort verankerten 
Einschränkungen der Autonomie, wegen der 
Einschränkung des Freiheitsraumes der Univer­
sitäten, um uns von Ihnen bei irgendeinem 
Anlaß gegenüber irgendeinem Abgeordneten 
meiner Fraktion eine intolerante oder unliberale 
Haltung unterstellen zu lassen. 

Nun Ihre Maulkörbe ... (Zwischenruf des 
Abg. Wille.) Ja, Herr Abgeordneter Wille! -
Ich möchte nur folgendes sagen: Die Maulkörbe 
der Frau Minister sind Legion, sind nicht nur 
parlamentsnotorisch, sondern öffentlichkeitsbe­
kannt. Und ihre Versuche, die Kritik an ihrer 
Amtsführung einzuschränken, sind genauso 
Legion. 

Ich erinnere Sie zum Beispiel daran: Als der 
Frau Minister das Ergebnis der Hochschüler­
schaftswahl im Jahre 1972 nicht gepaßt hat, war 
es auf einmal nicht repräsentativ. Die Organe 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft! Nur 
deswegen, weil die Wahlbeteiligung gering 
war. 

Nächstesmal, Frau Bundesminister, ist halt die 
Vollversammlung der Arbeiterkammer nicht 
repräsentativ, weil die Wahlbeteiligung gering 
war. Wo liegt dann der qualitative Unterschied­
daß irgendeiner sagt: Das Parlament ist bei 
dieser Wahlbeteiligung nicht repräsentativ! -
Das ist eine Haltung, eine Aussage, die unserem 
Demokratieverständnis nicht entspricht und die 
antiliberal ist. (Beifall bei der OVP.) 

Ein weiteres Beispiel - der Herr Abgeordnete 
Scrinzi ist jetzt nicht hier, und mich trennt vieles 
grundsätzlich von seinen politischen Auffassun­
gen -: Im Dezember 1972 wurde der freige­
wählte Abgeordnete dieses Hauses, Herr Abge­
ordneter Scrinzi, eingeladen, an der Universität 
zu sprechen. Durch üble undemokratische 
Methoden linker Randalierer - ich qualifiziere 
das so ab - konnte er das Wort dort nicht 
ergreifen. Was hat die zuständige Frau Bundes­
minister für eine Antwort? Na, hätte er die Rede 
halt im Wirtshaus gehalten! 

Das ist ein Skandal, Frau Minister! So eine 
Aussage als zuständiger Ressortchef zu machen, 
ist ein politischer Skandal. In einem Land mit 
100jähriger demokratischer Tradition, die wir 
leider nicht haben, müßte ein solcher Minister 
zurücktreten. Das möchte ich Ihnen hier in 
Erinnerung rufen. (Beifall bei der OVP.) Auch 
das ist ein reaktionäres, antiliberales Verhalten. 

Ich möchte hier folgendes klarstellen, meine 
Damen und Herren: Es kann zwischen Abgeord­
neten dieses Hauses gar kein so großer 
politischer Auffassungsunterschied bestehen, 
daß nach meiner Meinung nicht jeder verpflich­
tet wäre, immer dafür einzutreten, daß jeder 
jederzeit die Möglichkeit hat, seiner Meinung 
überall frei Ausdruck zu geben; ganz gleich, wie 
gegeneinander wir in bestimmten Fragen ste­
hen. Diese Auffassung von Demokratie haben 
Sie durch Ihre Äußerung gröblich mißachtet. Da 
kann man nicht mehr von einem liberalen 
Charakter einer Politik sprechen. 

Ich glaube, es ist heute erwähnt worden: Ihren 
Beamten haben Sie in einem Erlaß - jetzt 
werden Sie wahrscheinlich darauf antworten, es 
gibt keinen solchen Erlaß, es war nämlich eine 
Dienstanweisung, das war Ihre erste Ausrede -
gesagt, sie dürfen gegenüber der Presse keine 
Auskunft geben, ich glaube, mit Ausnahme der 
Sektionsleiter. Als die Spitzenfunktionäre der 
Universität Wien, der akademische Senat, sich 
erlaubt haben, anläßlich der Einrichtung des 
interuniversitären Zentrums für elektronische 
Datenverarbeitung die Vorgangsweise der Frau 
Minister als gesetzwidrig zu bezeichnen, hat es 
geheißen, die Universität Wien könne ihren 
Vorgesetzten, sprich das Wissenschaftsministe­
rium, nicht der Gesetzwidrigkeit bezichtigen. So 
eine Mentalität ist ja monarchisch! Wo kommen 
wir denn da hin, wenn sich die - der Rektor oder 
sonst jemand - erlauben, zu sagen, das 
Ministerium handelt gesetzwidrig. Das ist ja 
furchtbar, das ist ja ein Skandal, die muß man ja 
zur Ordnung rufen! - Frau Minister! Sie 
scheinen verschlafen zu haben, daß im Jahre 
1918 die Republik eingeführt worden ist. 
(Heiterkeit bei der OVP.) Da wurde ja im 
Reichsrat dem Kaiser damals mehr an den Kopf 
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geworfen, als Sie in einer demokratischen 
Republik an kritischen Äußerungen akzeptie­
ren. Das Beste ist aber das: Gleichzeitig im UOG 
bekommt die Universität die Möglichkeit, einen 
Bescheid wegen Gesetzwidrigkeit beim Verwal­
tungsgerichtshof anzufechten. Aber Kritik am 
zuständigen Minister - das wäre ja gelacht, 
wenn man das auch noch einreißen lassen 
würde. 

So könnte man die Beispiele fortführen: Da 
werden zur Beratung der Durchführungserlässe 
des UOG einen Tag die Rektoren eingeladen, 
den nächsten Tag lädt man die Universitätsdi­
rektoren ein, damit ja keine Koordination 
stattfindet. Da kann der eine übermorgen sagen: 
Das ist uns gesagt worden, der andere kann 
allenfalls das Gegenteil beweisen. Zumindest 
kann so eine Quelle von Mißverständnissen 
entstehen. Soweit sie provisorisch sind, läßt man 
sie im' provisorischen Status, damit sie die Macht 
des Ministeriums spüren. 

Was war letztlich der Zweck der Unterstellung 
des Universitätsdirektors unter das Ministerium, 
Frau Minister? Daß Sie den Verwaltungsapparat 
an der Universität, der primär den Universitäts­
zwecken, das heißt vor allem der Forschung und 
der Lehre, zu dienen hat, direkt vom Ministe­
rium her in den Griff bekommen. Was bedeutet 
eine freie Wissenschaft, eine freie Forschung 
und eine freie Lehre, wenn der Hilfsapparat 
direkt vom Ministerium aus gesteuert wird? 

Das alles, Herr Abgeordneter Wille, sind 
entweder eindeutige Handlungen, sind Indizien, 
die sich gegen Freiheitsräume richten, die 
Ma ulkorber lässe , Dienstanweisungen bedeuten 
und die einen antiliberalen Charakter haben. 
Jetzt haben Sie die Beispiele, um die Sie mich 
vorhin gefragt haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Minister! Wenn man solche Aussagen 
und solche politischen Handlungen "aufgießt" 
und diese sehr wohl im Bewußtsein der 
Öffentlichkeit "gefrieren", indem man sich 
erinnert, dann darf man nicht auf dieses Eis mit 
großen Erklärungen über die Freiheit von 
Wissenschaft und Lehre tanzen gehen. Da 
rutscht man dann nämlich aus. 

Wie ist das mit der Haltung? Ich habe das 
vorhin definiert. Hinter Ihrer Vorgangsweise 
steht eben eine andere Ideologie. Dahinter steht 
eine zentralistische Ideologie, dahinter steht 
eine bürokratische Ideologie, eine autonomie­
feindliche Ideologie, eine freiheitsbeschrän­
kende Ideologie, eben der Sozialismus. 

Frau Bundesminister! Mir imponiert das noch 
viel mehr, daß Sie sozialistische Politik machen, 
als das ideologisch gehaltlose Herumagieren 
mancher anderer Mitglieder der Bundesregie­
rung, weil mir ein politischer Gegner noch 

immer lieber ist, der weiß, wo er steht, als Leute, 
die nur aus einem Tagesopportunismus heraus 
agieren. 

Es wäre daher viel besser, Frau Minister, 
wenn Sie nicht zu dem Problem Demokratie -
extreme Gruppen in dieser apodiktischen Art 
Stellung nehmen würden. Denn ich möchte 
Ihnen auch eines sagen: Die Demokratie ist noch 
nie deswegen zugrunde gegangen, weil sich 
irgendein Abgeordneter oder sonst jemand 
zuviel Sorgen gemacht hat, sondern weil man 
sich in der Geschichte zuwenig Sorge um ihren 
Bestand gemacht hat. Daher muß man jede 
Auffassung, dieses Problem zu diskutieren, sehr 
wohl ernst nehmen, ganz gleich, aus welcher 
politischen Ecke es kommt. 

Herr Abgeordneter Wille! Sie schütteln den 
Kopf - das ist Ihr gutes Recht. Wir leben Gott sei 
Dank in einem System, wo Sie anderer Meinung 
sein können. Ich glaube, man kann sich um den 
Bestand der Demokratie gegen Rechtsextreme 
und gegen Linksextreme nicht zu viele Gedan­
ken machen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Minister! Ich habe vorhin gemeint, Sie 
sollten sich viel mehr mit der praktischen 
Entwicklung - vielleicht wäre hier mehr zu 
erwarten - der ganzen Hochschulstruktur aus­
einandersetzen. Da gibt es eine riesige Mängel­
liste, wenn ich mir zum Beispiel das Hochschul­
lehrerdienstgesetz hernehme. 

Meine Damen und Herren! In der Regierungs­
erklärung 1971 hat der Herr Bundeskanzler ein 
neues Dienstrecht für sämtliche Hochschullehrer 
verkündet. Die Frau Bundesminister verkündet 
im ersten Entwurf zum UOG eine absolut 
notwendige Begleitmaßnahme der organisatori­
schen Reform. Bis heute haben wir kein solches 
Gesetz, nachdem Sie zwei Jahre lang einen 
Kompetenzstreit mit dem Herrn Bundeskanzler 
hatten, wer überhaupt dafür zuständig ist. In der 
neuen Regierungserklärung ist das überhaupt 
nicht mehr erwähnt worden. Das wäre entschei­
dend, Frau Minister, auch die genaue dienst­
rechtliche Stellung der an der Hochschule 
Tätigen neu festzulegen. Dann gäbe es vielleicht 
eine weniger mißverständlich graue Zone 
zwischen Rechten und Pflichten der akademi­
schen Lehrer, wenn Sie so einen Entwurf 
vorgelegt hätten. Wo bleibt diese notwendige 
Begleitmaßnahme - bis heute ist das nicht 
vorgelegt worden -, die vor allem auch dem 
Mittelbau - ich möchte das unterstreichen - eine 
höhere soziale Sicherheit bringen würde? 

Ich habe hier vor mir, meine Damen und 
Herren, den 4. Bericht des Beirates der 
Hochschule für Bildungswissenschaften in Kla­
genfurt. Bekanntlich wurde die Hochschule 
noch unter der ÖVP-Alleinregierung eingerich-
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tet, es war eine Chance für eine neue 
Hochsch ulkonstruktion. 

Frau Minister, wenn man sich das durchliest: 
Der Beirat brachte seine Beunruhigung und 
Befremdung darüber zum Ausdruck ... , der 
Beirat nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis ... , die 
Misere der ständigen Vakanzen - die dann hier 
beendet wurde -, der mangelnde Praxisbezug , 
der Beirat drückt sein Bedauern darüber aus ... 
So geht das, meine Damen und Herren, 18 Seiten 
lang. Was ist denn los, Frau Minister? Entweder 
stimmt das - warum greifen Sie nicht ein, sei es 
auch auf gesetzlicher Basis, wenn Sie keine 
direkten Zugriffsrechte haben? Oder stimmt das 
nicht - ich bin weit davon entfernt, das alles für 
bare Münze zu nehmen -, wo bleibt dann Ihre 
Gegendarstellung? 

Sie lassen hier eine Hochschule wie die 
Klagenfurter Hochschule, die einen besonders 
schwierigen Wachstumsprozeß durchgeht, ohne 
konkrete und greifbare Unterstützung des 
zuständigen Ressortchefs. 

Die Studentenberatungsstellen, meine Damen 
und Herren: Die Volkspartei - ich wiederhole 
das - fordert einen sehr raschen, intensiven 
Ausbau der Studienberatung. Drei Studienbera­
tungen an drei Universitäten wurden unter der 
ÖVP-Alleinregierung eingerichtet. In den gan­
zen fünf Jahren Ihrer Ministerschaft sind drei 
weitere dazugekommen. In fünf Jahren sind 
zwar die Dienstposten im Ministerium um 150 
Prozent angehoben worden, aber für die 
Studienberatung an den Hochschulen draußen 
gab es keine Dienstposten. Dann reden Sie von 
einer Aggression gegen die Schreibtische. Das, 
meine Damen und Herren, wo in gleicher Zeit 
die Anzahl der Studenten um 50 Prozent 
angestiegen ist. 

Wie gesagt, eine ganze Mängelliste, wo auch 
die praktische Politik einfach zu kurz gekom­
men ist und wo sich bei der Einrichtung eines 
eigenen Wissenschaftsministeriurns folgendes 
zeigt: Sie haben ein halbes Ministerium über­
nommen, aber nur im Ministerium selbst einen 
doppelt so großen bürokratischen Apparat 
daraus geschaffen. Draußen, an den Hochschu­
len, waren Sie um ein Vielfaches bescheidener. 

Aber, meine Damen und Herren, was immer 
die Mängel in der konkreten Politik der Frau 
Bundesminister im Versagen draußen an den 
Hochschulen, an den Forschungsinstituten sind: 
Für uns ist der Hauptgrund und das wesentliche 
Gewicht, warum wir Ihre Politik ablehnen, daß 
Sie eine Politik betreiben, die, wie ich vorhin 
formuliert habe, ihrem Charakter nach autono­
miefeindlich ist, die zentralistisch und bürokra­
tisch ist und die letztlich daher freiheitsfeindlich 
ist. Bei einer solchen Politik können Sie nie mit 

unserer Zustimmung rechnen. (Beifall bei der 
t>VP.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Blecha. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Blecha (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Herr Abgeordnete Dr. Mock 
hat den zweifelhaften Mut gehabt, die österrei­
chische Wissenschaftspolitik als schlecht zu 
bezeichnen, jene Wissenschaftspolitik, die in 
Wirklichkeit heute in ganz Europa gelobt und 
zum Vorbild in vielen Ländern genommen wird. 
(Beifall bei der SPt>. - Abg. Dr. BI e n k: Wie 
beweisen Sie das?) 

Herr Dr. Mock hat Unkenntnis bewiesen, da 
haben Sie schon recht. Er hat zum Beispiel 
gesagt, zur Frage der Stipendien hätte das 
Bundesministerium bis dato keinen Bericht 
vorgelegt. Vielleicht ist ihm entgangen, daß es 
einen gedruckten Bericht zur sozialen Lage der 
Studenten gibt. Ich nehme zur Kenntnis, daß er 
ihn offenbar nicht gelesen hat. (Abg. Dr. 
G r u be r: Das ist ein Blecha-Bericht!) Das ist 
kein Blecha-Bericht, das ist ein Bericht über 
wissenschaftliche Untersuchungen verschiede­
ner Institute zur sozialen Lage der Studenten, 
und Ergebnisse dieser Untersuchungen sind 
eben Richtschnur der Vorstellungen des Mini­
steriums. Aber ich kann ja nichts dafür, wenn Sie 
Berichte, die das Ministerium ausschickt - wir 
haben das ja schon bei anderen Gelegenheiten 
feststellen können -, einfach nicht zur Kenntnis 
nehmen (Zustimmung bei der SPtJ) und sich Ihr 
Davon-Kenntnisnehmen eben nur im Lesen des 
jeweiligen Titels erschöpft. (Abg. Dr. Bus e k : 
Jeder Kramer lobt sei' War'!) 

Der Herr Dr. Mock hat hier auch noch - es ist 
ja wirklich alles grotesk, entschuldigen Sie, aber 
nach seiner Rede bin ich ja fast außer mir -
kritisiert, daß sich der Personalaufwand verdop­
pelt hätte. Aber gleichzeitig verlangt er, daß die 
Institute personell besser besetzt werden. Also 
ich verstehe das überhaupt nicht mehr. (Abg. Dr. 
G ru b er: Im Ministerium, hat er gesagt!) Nein, 
der Personalaufwand insgesamt, ich habe das 
sehr genau mitgeschrieben, Herr Dr. Gruber. 
(Abg. Dr. Gruber: Das stimmt ja nicht, da hat 
er sich ja nicht verdoppelt! Sie lesen den Bericht 
des Ministeriums nicht!) Der Herr Dr. Mock war 
für mich die personifizierte Ambivalenz der 
ÖVP. Er hat in Wirklichkeit die ganze Zeit den 
schalen Geschmack, der durch die Gasperschitz­
Erklärungen zurückgeblieben ist, wegzuputzen 
versucht, indem er von der Liberalität und von 
den Definitionen grundrechtlicher Freiheiten 
gesprochen hat. (Beifall bei der SPt>.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Mock hat sich dazu 
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bekannt, daß jede Zensur, jede administrative 
Weisung im Wissenschaftsbereich abzulehnen 
ist. Aber der Herr Gasperschitz hat zur selben 
Zeit für Linke praktisch ein Berufsverbot im 
Wissenschaftsbereich verlangt. (Abg. Dr. 
BI e n k: Eine Unterstellung!) 

Herr Dr. Mock, Sie vertraten in Ihrer Rede 
eine, wie Sie sagten, liberale Interpretation der 
Freiheit der Wissenschaft, aber diese muß doch 
angesichts der bis jetzt nicht verstummenden 
Forderung nach einem Radikalen-Erlaß, die von 
Leuten Ihres Bundes, dem Sie vorstehen, immer 
wieder erhoben wird, wie ein schlechter Witz 
klingen. 

Der ÖAAB, dessen Obmann Sie sind, Herr Dr. 
Mock - bitte, ich weiß nicht, vielleicht kümmern 
Sie sich um Ihren Bund genausowenig wie um 
den Bericht über die soziale Lage der Studenten 
-, dieser Bund ist erschreckt über 143 Stimmen, 
die von 4000 wahlberechtigten Hochschulleh­
rern auf den Linksblock bei den Personalvertre­
tungswahlen entfallen sind. (Abg. Dr. BI e n k : 
Das Budget zu verteidigen ist schon schwieriger, 
als zu polemisieren!) 

Der ÖAAB hat durch seine Sprecher immer 
wieder erklären lassen, wie erschreckend es 
wäre, die Jugend solchen Leuten, die Linksblock 
wählen, auszuliefern. 

Aber, Herr Dr. Mock, Sie können nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß gerade Anhänger Ihres 
Bundes mit sehr zweifelhaften, mit sehr 
bedenklichen Methoden die Zugänge zu den 
Positionen auf den Hochschulen zu regeln 
versuchen. Hier darf ich nur einen Fall - Sie 
provozieren mich durch Ihre Rede dazu -
aufzeigen, den Fall des Dr. Peter Seidl von der 
Universität Innsbruck. 

Das Habilitationsverfahren ist nach dem 
offiziellen Selbstverständnis der Hochschule, 
wie es auch in Gesetze umgesetzt worden ist, ein 
Instrument der Leistungsauslese, das dem 
tüchtigeren im Vergleich zum weniger tüchtigen 
Bewerber einen Vorteil verschaffen soll. 

Ich weiß, daß es immer wieder Kritiker unter 
jenen Linken - die manche der Anhänger Ihres 
Bundes mit einern Berufsverbot bedenken 
möchten - gegeben hat, die meinten, daß die 
Zugehörigkeit zur höheren Statusgruppe des 
Hochschulprofessors nicht durch Leistungen 
erworben, sondern auf Grund einer Empfehlung 
des Habilitationsvaters in einer Weise verliehen 
wird wie die Zugehörigkeit zu einern exklusiven 
Klub durch die Empfehlung eines angesehenen 
Klubmitgliedes. 

Der Herr Dr. Peter Seidl hat eine Habilita­
tionsschrift "Bausteine in der Theorie der Schule 
und der Schulreform" eingereicht, und er hat 

dann das Angebot des Vorstandes des Erzie­
hungswissenschaftlichen Institutes der Inns­
brucker Universität Professor Weiß erhalten, daß 
dieser die Habilitation unterstützen würde, 
wenn der Bewerber Loyalität gegenüber den 
Professoren zeige und wenn er nach Abschluß 
der Habilitation das Institut verlasse. Weil Dr. 
Peter Seidl dieses Ansinnen zurückgewiesen 
hat, kam es zu einer Ablehnung seiner 
Habilitation, zur Entfesselung einer Kampagne, 
auf deren Einzelheiten ich aus Zeitmangel jetzt 
nicht näher eingehen möchte. (Abg. Dr. BI e n k : 
Ist das nicht ein Problem der Frau Minister, Herr 
Abgeordneter Blecha?) Aber die Verbesserung 
des Habilitationsverfahrens, die durch das UOG 
ermöglicht wird, wird sicherlich dazu beitragen, 
daß manche dieser Karrierebehinderungen kriti­
scher Akademiker wenn nicht aufgehoben, so 
doch zumindest zurückgedrängt werden können. 
In dem Umstand sehe ich eine der Ursachen, 
eine der Motivationen für die wütende Bekämp­
fung des UOG, wie sie jetzt gerade mein 
Vorredner vorgenommen hat. 

Ich möchte mich im zweiten Teil der 
Ausführungen, in der Zeit, die mir noch zur 
Verfügung steht, einern Bereich zuwenden, der 
in der heutigen Wissenschaftsdebatte noch nicht 
ausführlich diskutiert worden ist, dem der 
Forschung. Sowohl der Herr Dr. Blenk als auch 
der Herr Dr. Mock haben es bei einigen 
abqualifizierten Bemerkungen bewenden las­
sen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Qualifizieren Sie es auf, 
mit Zahlen!) Das, glaube ich, wird mir nicht 
schwerfallen. Ich werde es Ihnen beweisen, Herr 
Dr. Blenk, passen Sie halt auf. 

Wir sind der Meinung, daß zu den traditionel­
len Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital in 
der modernen Industriegesellschaft auch ein 
dritter Produktionsfaktor, das Wissen, das Wis­
sen wie, das Know how hinzugekommen ist. 
Dieses Know how basiert auf den Erkenntnissen 
der wissenschaftlichen, der angewandten und 
der sozialwissenschaftlichen Forschung. Eine 
fortschrittliche Wissenschaftspolitik muß alles 
tun, um die Notwendigkeit der Forschungsförde­
rung zu einern tatsächlich zentralen Anliegen 
der gesamten Regierungspolitik werden zu 
lassen. Das ist in einem überreichen Maße in 
den fünfeinhalb Jahren, die jetzt seit Amtsantritt 
einer sozialistischen Regierung in Österreich 
vergangen sind, geschehen. Ich halte das sogar 
für das wesentliche. 

Herr Dr. Mock hat erklärt, sozialistische 
Wissenschaftspolitik, das ist etwas ganz 
Schlechtes. Aber wissen Sie, Herr Dr. Mock, daß 
wir in einer Zeit leben, in der reiche Industrie­
staaten und multinationale Konzerne versuchen, 
Wissen wie Kapital zu akkumulieren, Wissen 
wie Arbeitskräfte und Betriebsstätten zu kon-
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zentrieren und die Macht des Wissens wie früher 
die Macht des Geldes einzusetzen, um alte 
Abhängigkeiten zu erhalten oder neue zu 
schaffen? 

Für kleine Industrieländer, Herr Dr. Blenk, 
ergibt sich daraus die Aufgabe, Wissenschaft 
und Forschung als ein Mittel zur Erhaltung der 
Souveränität und Unabhängigkeit zu sehen und 
eine Forschungspolitik zu betreiben, die ein 
Garant für die Sicherheit zu sein hat. (Zwischen­
rufe des Abg. Dr. Blenk.) 

Herr Abgeordneter Dr. Blenk, ich kann Ihnen 
eines sagen: Die Wissenschaftsförderung und 
vor allem die Forschungsförderung ist zu der 
Zeit, zu der Anhänger Ihrer Partei in Österreich 
die Regierung geführt haben, als Luxus betrach­
tet worden. Als Notwendigkeit ist sie erst 
erkannt worden, als unter einer sozialistischen 
Regierung ein eigenes Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung errichtet worden 
ist. (Beifall bei der SP(). - Abg. Dr. G r u be r : 
Wer hat denn das Forschungsförderungsgesetz 
gemacht?) 

Und wie haben denn die Forschungsbeträge 
damals ausgeschaut, Herr Dr. Gruber? Ich werde 
Ihnen noch die Ziffern vorlesen, wie die in 
Wirklichkeit ausgeschaut haben. 

Durch international aufsehenerregende Stei­
gerungen des Wissenschaftsbudgets - das 
können Sie auch durch Zwischenrufe nicht 
wegdisputieren -, durch in der österreichischen 
Budgetgeschichte wirklich einmalige finan­
zielle Dotationen sämtlicher Forschungsförde­
rungen wurden in den vergangenen fünfeinhalb 
Jahren jene psychologischen Impulse zum 
Klimawechsel ausgelöst, der innerhalb des 
kurzen, überschaubaren Zeitraumes von bloß 
fünf Jahren in Österreich die Wissenschafter und 
die Forscher aus einem Zustand tiefer Resigna­
tion - darüber geben Dokumente österreichi­
scher Forscher aus den Jahren 1950 bis 1970 
Aufschluß -, aus einem Zustand der Verbitte­
rung, oft auch innerer Emigration (Zwischenruf 
des Abg. Dr. BI e n k), in einen Zustand aktiver 
Kooperationsbereitschaft geführt hat, die heute 
bei allen Forschern in Österreich festzustellen 
ist, und zu einer neuen Schaffensfreude, die in 
der Zeit, in der eine ÖVP-Regierung für die 
Forschungspolitik verantwortlich war, längst 
verlorengegangen war. (Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Blenk.) 

Vergleicht man - und das soll sich vor allem 
der Herr Dr. Mock hinter die Ohren schreiben -
die Fünfjahresperioden - nämlich die Jahrespe­
riode 1966 bis einschließlich 1970 - denn für das 
Budget 1970 war noch die ÖVP-Alleinregierung 
verantwortlich - mit der Fünf jahres-Periode 
1971 bis einschließlich 1975, dann kann man erst 

ermessen, was für ein gewaltiger Wandel sich in 
Österreich vollzogen hat. (Abg. Dr. BI e n k : 
Aber nicht in der Hochschulpolitik!) 

In der ersten Periode wurden 5346 Millionen 
Schilling, in der zweiten aber 11.865 Millionen 
Schilling vom Bund für Forschung und For­
schungsförderung ausgegeben. In der zweiten 
Periode also, Kollege Dr. Blenk - und das 
nehmen Sie bitte doch auch einmal zustimmend 
zur Kenntnis -, mehr als das Doppelte; um es in 
Prozenten auszudrücken: 221,9 Prozent! (Beifall 
bei der SP(). - Weitere Zwischenrufe des Abg. 
Dr. Blenk.) 

Wenn nun Österreich hinsichtlich der 
Zuwachsrate des Forschungsbudgets jahrelang 
im Spitzenfeld der europäischen Länder liegt 
und auch 1976 mit dem von Ihnen kritisierten 
Forschungsbudget nach allen bis jetzt vorliegen­
den Berichten mit der Zuwachsrate an der Spitze 
aller europäischen Länder liegen wird, dann 
kann man nicht davon reden, daß die For­
schungsförderung bei uns miserabel wäre, daß 
in Österreich eine schlechte Forschungs- und 
Wissenschaftspolitik betrieben wird; sondern 
man kann in Wirklichkeit stolz darauf sein. 

An Hand der OECD-Statistiken, Herr Dr. 
Blenk, wurde für die letzte OECD-Ministerrats­
tagung ein internationaler Vergleich der 
Zuwachsraten der Forschungsbudgets erarbei­
tet. Darnach hat sich gezeigt, daß - und jetzt 
berücksichtige ich schon die Inflation und 
registriere lediglich die realen Zuwachsraten -
Österreich 1970 im Vergleich zum Vorjahr 1969 
mit 8,7 Prozent realem Zuwachs des Forschungs­
budgets im Mittelfeld der OECD-Länder lag. Die 
Streuung der Zuwachsrate reichte damals von 
minus 3,8 Prozent in Amerika bis zu plus 14,5 
Prozent in Finnland. Österreich lag noch im 
Mittelfeld, obwohl die sozialistische Bundesre­
gierung nach ihrer Amtsübernahme die vom 
damaligen Finanzminister Koren für Regie­
rungspropaganda vorgesehenen Mittel dem 
Forschungsförderungsfonds zugeführt hat. 

1972 lag Österreich im Vergleich zum Vorjahr 
bereits an der Spitze sämtlicher OECD-Länder; 
die Streuung der Zuwachsraten der Forschungs­
budgets lag in diesem Jahr zwischen minus 0,8 
Prozent in Kanada und plus 12,8 Prozent in 
Österreich. 

In vergleichbaren europäischen Staaten, wie 
etwa Frankreich, in den Niederlanden und in 
Italien, lag die Zuwachsrate der Forschungsbud­
gets nur mehr bei 2 bis etwa 3 Prozent. 

Und im Jahre 1973 haben wir, verglichen mit 
1972, die zweite Stelle mit einem realen Zuwachs 
von 9,4 Prozent gehalten; wir sind nur knapp 
überflügelt worden von Italien und haben alle 
anderen Länder - ich erinnere an das mit uns 
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vergleichbare Norwegen, das 2,8 Prozent realen 
Zuwachs hatte - weit hinter uns zurückgelas­
sen. 1974 sind wir wieder an der Spitze der 
OECD-Länder. Amerika hat damals eine 
Schrumpfung von 3,8 Prozent real hinzunehmen 
gehabt, Österreich lag mit plus 8 Prozent an der 
Spitze . 

.-

Österreich liegt 1975 im Vergleich mit dem 
Jahr 1974 mit einem Zuwachs von 7,5 Prozent 
real ebenfalls an der Spitze der OECD-Staaten 
und wird nach den bisher vorliegenden Unterla -
gen mit über 8 Prozent Zuwachs im heurigen 
Jahr .. , (Abg. Dr. G ru be r; Aber Sie reden 
nicht vom Budget allein!) Alle Forschungsausga­
ben des Bundes! Nur die des Bundes, aber von 
diesen trägt ja das Forschungsbudget des 
Wissenschaftsministeriums mehr als 82 Prozent. 
(Abg. Dr. G r u be r : Ich weiß schon! Nur daß Sie 
nicht danebenreden!) Auch das sei also hinzuge­
fügt. 

Herr Dr. Gruber! 1976 wird in Österreich die 
Zuwachsrate des Forschungsbudgets - nicht die 
reale nach Abzug der Geldwertverdünnung, 
sondern die nominale Zuwachsrate - verglichen 
mit den Ansätzen des Vorjahres 18,6 Prozent 
erreichen; und diese liegt wieder über dem 
Zuwachs des Gesamtbudgets, der bekanntlich 
nur 16,8 Prozent ausmacht. 

Verglichen mit 1967 wird daher im Jahre 1976 
der Bund das Vierfache, verglichen mit 1970 das 
rund 2,8fache für Forschung und Entwicklung 
ausgeben. Und da wagt der Herr Dr. Mock das 
Forschungsbudget als ein schlechtes Budget zu 
bezeichnen. 

Gegenüber 1975 werden die Steigerungen bei 
der wissenschaftsbezogenen Forschung 14,5 
Prozent ausmachen, bei der staatlichen For­
schung 29,1 Prozent, bei der gewerblichen 
Forschung 16,2 Prozent und bei den forschungs­
wirksamen Anteilen der Zahlungen, die Öster­
reich an internationale Forschungseinrichtun­
gen leistet, 71,6 Prozent - alles verglichen mit 
dem Vorjahr. 

Die hochschulrelevante Förderung von Wis­
senschaft und Forschung - das sei jetzt 
wiederum dem Dr. Mock ganz besonders 
entgegengehalten - wird gegenüber dem Vor­
jahr um 19,9 Prozent, um fast 20 Prozent steigen 
und gegenüber dem Jahr 1970 eine Steigerung 
von 433,7 Prozent erreicht haben. 

Meine Damen und Herren! Jetzt werden Sie 
verstehen, daß ich mir zu Beginn meines 
Debattenbeitrages erlaubt habe, die Ausführun­
gen des Dr. Mock als grotesk zu bezeichnen. 

Einschließlich der Stabilisierungs- und der 
Konjunkturbelebungsquote werden auch die 
Förderungsmittel, die dem Fonds zur Förderung 

der wissenschaftlichen Forschung, und jene, die 
dem Forschungsförderungsfonds der gewerbli­
chen Wirtschaft zur Verfügung gestellt werden, 
stark ansteigen. Ich weiß schon, daß Forschungs­
förderung sehr flexibel gehandhabt werden 
muß. Wenn die bei den Forschungsförderungs­
fonds in den vergangenen Jahren gewaltige 
Steigerungsraten zu verzeichnen hatten, ist es 
selbstverständlich, daß jetzt ein anderer Bereich 
nachgezogen werden muß, nämlich jener, wo im 
Zuge verstärkter internationaler kooperativer 
Forschung höhere Ausgaben notwendig sind. 

50 werden unsere Ausgaben für das CERN­
Projekt im Jahre 1976 um 107 Prozent höher als 
1975 liegen. Aber trotzdem kann man nicht 
davon reden, daß dem Wissenschaftlichen 
Forschungsfonds oder dem Forschungsförde­
rungsfonds der gewerblichen Wirtschaft unge­
nügende finanzielle Mittel zugeführt werden. 

In der Konjunkturbelebungsquote und in der 
Stabilisierungsquote stecken Beträge in der 
Höhe von etwa 65 Millionen Schilling für den 
Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung, der damit auf 207 Millionen Schil­
ling im Jahr 1976 kommen kann, und für die 
Förderung der Forschung im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft stehen immerhin 
zusätzlich etwa 64 Millionen Schilling durch die 
Konjunkturbelebungsquote 1976 und fast 17 
Millionen durch die 5tabilisierungsquote zur 
Verfügung. 

So gewichtig die höhere Dotierung von 
Wissenschaft und Forschung auch war - vor 
allem um den katastrophalen Nachholbedarf, 
der durch die ÖVP-Politik im Wissenschaftsbe­
reich entstanden ist, erfüllen zu können - ist doch 
viel mehr noch notwendig: die Koordinierung, 
die Planung, die Konzeption und die Organisa­
tion. 

Das 1970 geschaffene Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung hat die Koordinie­
rung der Forschungsvorhaben des Bundes zur 
Wahrung der allen Ressorts gemeinsamen 
Interessen im Bereich der Forschung wahrge­
nommen; es hat die Voraussetzungen für die 
Forschungskoordination geschaffen; es hat for­
schungspolitische Informationssysteme einge­
richtet und bundeseinheitliche Vergaberichtli­
nien für Forschungsaufträge und Expertengut­
achten erstellt. Seit 1972 ist den österreichischen 
Wissenschaftern eine Forschungskonzeption an 
die Hand gegeben, die heute im Ausland als 
vorbildlich klassifiziert wird. 

So ist es möglich geworden, daß in Österreich 
seit fünfeinhalb Jahren eine nach Konzepten 
geplante Wissenschafts- und Forschungspolitik 
betrieben werden kann. 

Der Anteil der Ausgaben für Forschung und 
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Entwicklung wird 1976, gemessen am Bruttona­
tionalprodukt, einen Prozentsatz von 1,26 errei­
chen. Das, Herr Dr. Gruber, ist die Antwort auf 
Ihren Zwischenruf zu Beginn meiner Ausfüh­
rungen. 

Die österreichische Forschungskonzeption hat 
für das Jahr 1976 für Forschung und Entwick­
lung einen Anteil am Bruttonationalprodukt im 
Ausmaß von 1,05 bis 1,23 Prozent vorgesehen. Es 
wird das, was die österreichische Forschungs­
konzeption plant, in einer Zeit der weltweiten 
Krise sogar übertroffen! Nicht nur erfüllt, 
sondern sogar übertroffen! (Abg. Dr. Blenk: In 
dem Budget?) Jawohl, in diesem Budget! Mit 
diesem Budget wird die Förderungszielsetzung 
nicht nur erfüllt, sondern sogar übertroffen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Lassen Sie mich nur noch einen 
Satz sagen. In diesem Budget wird wiederum 
eine Forschungsförderung in einem Ausmaß 
vorhanden sein, wie sie - was die Zuwachsrate 
betrifft - andere europäische Länder nicht 
aufweisen. (Zwischenrufe bei der OVP.) Die 
Zuwachsrate beträgt - ich habe das schon gesagt 
- 18,6 Prozent. Nehmen Sie das endlich zur 
Kenntnis! Plus 18,6 Prozent bei der Forschung. 
Das Forschungsbudget steigt um 18,6 Prozent, 
bei der hochschulrelevanten Forschung um 19,9 
Prozent. (Abg. Dr. B 1 e n k: Lassen Sie das 
anschauen!) 

Ja, ich habe es ja da. Lesen Sie es. (Der 
Redner zeigt Statistiken vor.) Lesen Sie sich's 
nur durch: 19,9 Prozent; 18,6 Prozent bei der 
Forschung insgesamt. (Abg. Dr. Gru ber: Das 
steht ja nicht drinnen im Budget!) 

Wir müssen aber feststellen, daß einer 
Sozialisierung der expandierenden Kosten von 
Forschung und Entwicklung in Österreich eine 
zunehmende Privatisierung der Ergebnisver­
wertung gegenübersteht. 

Es ist durchaus vertretbar, daß wir 55 Prozent 
der Gesamtausgaben für Forschung und Ent­
wicklung, die 1976 9 Milliarden Schilling 
erreichen werden, durch die öffentliche Hand 
finanzieren lassen. Wenn man aber noch mehr 
Mittel für die Forschung will, dann soll man sich 
an die Wirtschaft wenden, die bloß 45 Prozent 
der österreichischen Forschungsausgaben trägt 
und doch der große Nutznießer der Ergebnisse 
der Forschungsarbeit in Österreich ist. Um nur 
annähernd den Betrag des Bundes zu erreichen, 
müßte die Wirtschaft hunderte Millionen Schil­
ling zu dem, was von ihr bisher für Forschung 
aufgewendet wird, hinzulegen müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Alles in allem werden auch 1976 die Grundsätze 
unserer Forschungspolitik, die ein Teil der 

allgemeinen Gesellschaftspolitik ist, verwirk­
licht werden. So wird auch 1976 eine aktive 
Forschungspolitik, gestützt auf dieses Budget, 
das der Herr Dr. Blenk lautstark abgelehnt hat, 
ihren Beitrag zur positiven Entwicklung unserer 
Gesellschaft leisten. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Stix. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Als Zweitsprecher der freiheitli­
chen Fraktion zu diesem Budgetkapitel habe ich 
mich im letzten Jahr ausführlich der Energiefor­
schung gewidmet. Ich möchte in diesem Jahr zu 
diesem Kapitel nur eInIge Anmerkungen 
machen, im übrigen aber den weiten Bereich der 
Forschungsorganisation zum Gegenstand mei­
nes Debattenbeitrages machen. 

Vorerst einige Aspekte zum neu esten Stand 
der Energieforschung in Österreich. Es hat sich 
da in jüngster Zeit etwas ereignet, das durchaus 
verdient, aus der Flut der Alltagsmeldungen 
herausgehoben und etwas genauer betrachtet zu 
werden. Ich meine die Tatsache, daß die 
Internationale Energieagentur den Beschluß 
gefaßt hat, Wien zum internationalen Koordina­
tionszentrum für einen Teil der Forschung zur 
Nutzung der Sonnenenergie zu machen. Es 
betrifft das jenen Bereich, der die Solarzellen 
sowie die Kollektoren-Technik und -Anwen­
dung umfaßt. Das ist ein sehr beachtlicher 
Beschluß, und ich stehe nicht an, die Frau 
Bundesminister zu dieser Entscheidung der 
Internationalen Energieagentur zugurIsten 
Österreichs zu beglückwünschen. 

Ich darf daran erinnern, daß es in der Sache 
ein weiter Weg war, der allerdings in nur ganzen 
zwei Jahren zurückgelegt werden konnte, von 
jenem Zeitpunkt an, da hier in Österreich das 
Thema Sonnenenergie erstmals auftauchte, bis 
zum heutigen Tag, wo Österreich durch diese 
Entscheidung der Internationalen Energieagen­
tur eine Auszeichnung erfahren hat. 

Ich darf daran erinnern, daß ich für die 
Freiheitlichen am 6. Dezember 1973, damals 
einsamer und vielleicht auch belächelter Rufer 
in der Wüste, auf die Sonnenenergie hingewie­
sen habe. Es war damals eine peinliche 
Information für uns alle, daß bei dem UNESCO­
Kongreß in Paris über die Nutzung der Sonne im 
Dienste der Menschheit kein österreichischer 
Wissenschaftsvertreter war. 

Damals hat das Wissenschaftsministerium -
ich muß das ausdrücklich anerkennen - prompt 
geschaltet, und das Ergebnis ist nicht nur, daß 
die Sonnenenergieforschung in das österreichi­
sche Energieforschungskonzept aufgenommen 
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wurde, sondern eben auch jetzt dieses Ereignis, 
daß Österreich auf einem Teilgebiet der Sonnen­
energieforschung eine internationale Schalt­
stelle wird. Ich freue mich darüber. 

Es ist nicht zuletzt diese Tatsache, daß dem 
Gebiet der Energieforschung seitens des Wis­
senschaftsministeriums in den letzten Jahren 
besondere Aufmerksamkeit zugewendet wurde, 
ein Grund dafür, daß wir Freiheitlichen diesem 
Budgetkapitel zustimmen. 

In diesem Zusammenhang ist von besonderem 
Interesse, daß mit der Wahrnehmung der 
Koordinierungsaufgaben, die die Energieagen­
tur Österreich übertragen hat, in Österreich die 
Österreichische Gesellschaft für Weltraumfra­
gen, derzeit ASA genannt, beauftragt wurde. 

Es ist hier vielleicht ganz interessant, eine 
Brücke zu den anderen Aufgaben zu schlagen, 
die diese Österreichische Gesellschaft für Welt­
raumfragen wahrzunehmen hat. Sie verbinden 
sich, für uns alle bekannt, mit der Beschlußfas­
sung vor Ablauf der letzten Legislaturperiode, 
also im Sommer dieses Jahres hier im Hause, 
über die Ratifizierung der Beteiligung Öster­
reichs am europäischen beziehungsweise inter­
nationalen Spacelab-Programm, wofür auch die 
Österreichische Gesellschaft für Weltraumfra­
gen die Schalt- und Koordinationsstelle ist. 

Wie weitgespannt das österreichische Inter­
esse an dieser Beteiligung am Spacelab-Pro­
gramm ist, zeigt sehr instruktiv die jüngste 
Pianungsstudie über die Nutzung von Spacelab 
unter Bedachtnahme auf die spezifisch österrei­
chischen Interessen in Industrie und For­
schungsinstituten. Allein das Inhaltsverzeichnis 
ist für jemanden, der sich für diese Fragen 
interessiert, mindestens so spannend zu lesen 
wie ein Kriminalroman. Es geht hier um den 
Wasserhaushalt, um den Wärmehaushalt, um die 
Fragen des ganzen Öko-Systems in Verbindung 
mit den atmosphärischen Grenzschichten, und 
es geht nicht zuletzt dabei wiederum - das ist 
mein spezielles Interesse an dieser Arbeit - um 
Fragen der Energiepolitik. Die Fernerkundung 
von Rohstoffvorkommen, von ÖllagerstäUen 
spielt da genauso eine Rolle wie der Wasser­
haushalt unter energiepolitischen Gesichts­
punkten. 

Ich darf aus der zitierten Planungsstudie, nur 
um zu zeigen, wie hochaktuell für die Energie­
politik diese scheinbar so ~heoretische Welt­
raumforschung ist, einige wenige Sätze zitieren, 
etwa: Für große Flußgebiete sind Vorhersagen 
des Abflusses auf zwei bis drei Tage von 
Bedeutung. Vorhersagen des Zuflusses tür 
Stauseen auf mehrere Monate im voraus sind für 
die optimale Speicherfüllung von Interesse. Für 
große Flußgebiete und für die zu erwartende 

Stromerzeugung von Laufkraftwerken ist die 
Schneerücklage wichtig, um daraus auf den 
Frühjahrs- beziehungsweise Sommerabfluß zu 
schließen. 

überhaupt die Abschätzung der hydrauli­
schen Stromerzeugung über mehrere Monate 
voraus ist von großer Bedeutung für die 
Energiewirtschaft. All diesen notwendigen ener­
giepolitischen Aktivitäten dient auch die öster­
reichische Beteiligung am Spacelab-Programm. 
Es sind inzwischen europaweit 250 Vorschläge 
für seine praktische Nutzung abgegeben wor­
den, darunter auch sieben österreichische Vor­
schläge. 

Soweit zum Bereich der Energieforschung, wo 
ich noch einmal ausdrücklich namens der 
Freiheitlichen konzedieren möchte, daß die 
diesbezüglichen Aktivitäten des Wissenschafts­
ministeriums unseren Beifall finden. 

Nun aber zu einem ganz anderen Gebiet, 
ebenfalls im Bereich der Forschungspolitik, und 
zwar zu dem Gebiet der Forschungsorganisa­
tion. Wir haben es nämlich hier mit einem 
Bereich zu tun, der nach wie vor brach liegt und 
dem in Zukunft eine gesteigerte und gezielte 
wissenschaftspolitische Aktivität gewidmet wer­
den muß. 

Ich stimme dem Abgeordneten Blecha, mei­
nem Vorredner, zu, wenn er sagt, daß für die 
weitere Entwicklung unserer Wirtschaft und 
Gesellschaft das Wissen, das Know-how, einen 
der wichtigsten Produktionsfaktoren darstellt. 
Ich möchte sogar noch weiter gehen: Für die 
gesamte Weiterentwicklung auf allen Lebensge­
bieten, auch hinsichtlich der Bewältigung der 
ganzen Umweltsorgen, die wir uns mit unserer 
Industriegesellschaft aufgehalst haben, bedeu­
ten Forschung und Entwicklung die wahre 
Quelle unserer zukünftigen Produktivität. 

Österreich hat hier einen gewissen Abstand, 
der in den letzten Jahren zu beklagen war, 
aufgeholt; leider nur teilweise, das muß hier 
auch gesagt werden. Der Anteil der Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung war im Jahr 
1970, gemessen am Bruttosozialprodukt in 
Österreich, 0,9 Prozent. Er konnte inzwischen bis 
1975 auf 1,1 Prozent gesteigert werden. 

Das ist ein Ergebnis zweifelsohne einer 
stattgefundenen Schwerpunktbildung auf die­
sem Gebiet. Aber das reicht selbstverständlich 
nicht aus, denn nach internationalen Maßstäben 
ist tür ein kleines Industrieland, wie es 
Österreich darstellt - und Österreich zählt zu 
den Industrieländern -, für ein kleines Industrie­
land nach westlichen Maßstäben, der Sollanteil 
für Forschung und Entwicklung am Bruttosozial­
produkt mit rund 1,5, 1,6 Prozent zu veranschla­
gen. Und auf diesen Sollwert fehlt uns noch 
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einiges; da ist wirklich noch viel zu tun. Auch 
das muß hier gesagt und unterstrichen werden. 

Es hat aber gerade die Erweiterung der 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeit neuer­
dings über das strukturelle Anliegen hinaus eine 
Bedeutung durch die konjunkturelle Lage 
bekommen. 

Ich bin überzeugt davon, daß gerade eine 
Wirtschaftsrezession, eine Wirtschaftsflaute sich 
dafür anbietet, Innovationsförderung in einem 
verstärkten Ausmaß zu betreiben. Denn es gibt 
vielleicht nirgendwann eine solche Chance, um 
StrukturspTÜnge qualitativer Art voranzutreiben 
und in die Wege zu leiten, wie gerade in einer 
Rezessionsphase. Hier sollte aus der Not eine 
Tugend gemacht und diese an sich so unerfreuli­
che wirtschaftspolitische Situation wenigstens in 
dieser Hinsicht, also innovationspolitisch, 
genutzt werden. 

Da kommen wir aber jetzt gleich zu dem 
Problem, das mir heute und hier besonders am 
Herzen liegt. Es geht nämlich nicht nur darum, 
die Forschungsförderung quantitativ, also nach 
dem Umfang der eingesetzten Mittel, zu 
beurteilen, sondern es gibt dabei einen sehr, 
sehr wichtigen qualitativen Gesichtspunkt. 

Was nützen noch so große Mittel, wenn sie 
nicht richtig disponiert sind, wenn sie nicht 
sorgfältig genug koordiniert werden? Wenn d~s 
nicht stattfindet, dann gibt es eben Doppelglel­
sigkeit, Mehrfachkosten, dann gibt es Fehllei­
stungen von Mitteln, und dann gibt es vor allem 
eine Ineffizienz, die daraus resultiert, daß das 
Ergebnis der eigentlichen kreativen Tätigkeit 
auf dem Gebiet belastet wird durch den 
Aufwand einer üppig wuchernden Bürokratie 
und eines immer größeren Anteils an Verwal­
tungsaufwand. 

Um mit diesen Problemen fertig zu werden 
und aus dem gleichen quantitativen Mittelein­
satz an Qualität für die Forschungspolitik mehr 
herauszuholen, braucht Österreich ein For­
schungsorganisationsgesetz, das wir derzeit 
noch nicht haben. Dieses hätte weniger die 
Hochschulforschung zu betreffen, sondern mehr 
den Bereich der außeruniversitären Forschung, 
selbstverständlich in einer engen Verflechtung 
und in einem engen Zusammenspiel mit der 
Hochschulforschung. 

Wir Freiheitlichen haben immer schon die 
Auffassung vertreten, daß außer einer Neuord­
nung des Universitätspersonalwesens, der Uni­
versitätsverwaltung, der Universitätsfinanzie­
rung komplementär zur Universitätsreorganisa­
tion auch eine Umgestaltung der gegenwärtigen 
Organisation der österreichischen außeruniver­
sitären Forschung erfolgen muß. Das haben wir 
im § 1 unseres seinerzeitigen freiheitlichen 
Initiativantrages für ein UOG bereits gesagt. 

Wir sehen die Forschung durchaus in zweier­
lei Hinsicht. Einerseits dient wissenschaftliche 
Erkenntnis zweifelsohne einem Selbstzweck, 
einer Selbstverwirklichung. Es ist das der 
Anspruch auf die freie Entfaltung der Wahrheits­
suche, der für uns Freiheitliche etwas ist, 
worüber wir nicht mit uns diskutieren lassen. 

Andererseits aber erfüllt die Forschung sehr 
wohl spezifische Aufgaben, die im öffentlichen 
Interesse gelegen sind. Wir brauchen sie für die 
Lösung von gesellschaftlichen, wissenschaftli -
ehen, technischen, sozio-ökonomischen Proble­
men. Diesen Bereich richtig zu organisieren, das 
wird die Aufgabe der nächsten Zeit sein. 

Dabei brauchen wir selbstverständlich die 
Wissenschafter, aber es darf andererseits keine 
Verpflichtung der Wissenschafter geben, unter 
allen Umständen und unter Umständen auch 
gegen ihren Willen an solchen Sachen mitzuar­
beiten. Hier bewegen wir uns auf einer 
Grenzlinie, die einer sorgfältigen Erarbeitung 
und politischen Diskussion bedarf. 

Die Situation der Forschung in Österreich ist 
erfreulicherweise durch das Vorhandensein 
zahlreicher qualifizierter Wissenschafter 
gekennzeichnet. Weiters ist auf Grund der 
gegenwärtigen gesetzlichen Lage in Österreich 
auch die Forschungsfreiheit weitgehend sicher­
gestellt. Aber diese zweite Aufgabe der For­
schung, öffentliche Interessen zu vollziehen und 
wahrzunehmen, wird derzeit nur auf Teilberei­
chen einigermaßen befriedigend gelöst. Es 
gebricht an strukturellen Konsequenzen hin­
sichtlich der Gestaltung des Forschungsappara­
tes, seines Personalwesens, der Verwaltung und 
der Finanzierung. 

Wir haben in unserer Forschungsstruktur ein 
Nebeneinander völlig unterschiedlicher Rechts­
formen. Der innere Aufbau der Forschungsstät­
ten ist völlig unterschiedlich, und die dienst­
rechtliche Stellung des wissenschaftlichen Per­
sonals erlaubt es kaum, sie von einer Institution 
in die andere zu transferieren, ohne daß sich 
nicht untragbare dienstrechtlich-persönliche 
Konsequenzen ergeben. Auch das muß angegli­
chen werden, wenn das große Forschungspoten­
tial, das Österreich tatsächlich besitzt, flexibel 
eingesetzt werden soll. 

Ich darf in diesem Zusammenhang an die 
UNESCO-Studie erinnern, die derzeit läuft, an 
der sich sieben Länder, auch Österreich, 
beteiligen. Sie hat zum Ziel, die Organisations­
struktur von Forschungseinrichtungen zu analy­
sieren und daraus Rezepte abzuleiten für eine 
bessere Bewältigung der Probleme. Ich begrüße 
es, daß sich Österreich daran beteiligt. 

Wie notwendig es ist, hat ja auch die 
seinerzeitige OECD-Prüfung der Wissenschafts-
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politik in Österreich ergeben. Dieser OEeD-Be­
richt enthält eine massive Warnung, eine 
Warnung mit der Quintessenz, daß eine ständige 
Kontrolle der Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung unbedingt notwendig ist, um 
sicherzustellen, daß es nicht zu einem Mißver­
hältnis zwischen Aufwand für Forschungsver­
waltung und für die eigentliche kreative 
Forschungstätigkeit kommt. 

Wir Freiheitlichen wollen, daß Österreich ein 
Forschungsorganisationsgesetz erhält, in dem 
auf folgende Merkmale besonders geachtet 
werden müßte: Die Vielfalt der Forschungsein­
richtungen ist zu erhalten, gleichzeitig müssen 
aber die außeruniversitären Forschungseinrich­
tungen zusammengefaßt werden. Es sollte 
rechtlich einigermaßen einheitlich konstruierte 
Selbstverwaltungskörper geben, dazu eine Kon­
troll stru ktur, das ganze verbunden mit einer 
modernen Forschungsverwaltung. Dazu gehört 
Programm-, Budget-, Leistungsberichterstat­
tung. Weiters muß die Kooperation zwischen 
den verschiedenen Instituten organisiert und 
gefördert werden, vor allem im Bereich Hoch­
schulforschung, außeruniversitäre Forschung. 
Weiters ist auf die Gleichstellung des wissen­
schaftlichen Personals zu achten, daß es in 
gleicher Funktion, wenn auch in verschiedenen 
Forschungseinrichtungen, gleichgestellt ist und 
dadurch mobil gehalten werden kann. 

Eine Mitwirkung der Wirtschaft an der 
Planung und Gestaltung auch der außeruniversi­
tären Forschung ist notwendig. Wenn sie schon 
zahlt, und wie der Abgeordnete Blecha sagt, 
noch mehr zahlen soll - die Wirtschaft leistet da 
Enormes -, dann muß sie selbstverständlich 
mitgestalten können. Das ist eine logische 
Forderung aus demokratischer Sicht. 

Ein letztes wichtiges Merkmal, etwas, was uns 
Freiheitlichen besonders am Herzen liegt: die 
Förderung der Heranbildung des wissenschaftli­
chen Nachwuchses, auch die wissenschaftliche 
Entfaltung des Mittelbaues, beispielsweise 
durch Auslandsausbildungsstipendien, aber 
auch Forschungsförderungsmittel für For­
schungsprojekte von Nachwuchswissenschaf­
tern und ihrer Mitwirkung an der Forschungs­
planung. Denn allen Kennern der Forschungstä­
tigkeit ist es ein bekanntes, wenngleich trauri­
ges Faktum, daß sehr oft etablierte Forschung 
Nachwuchsforschung behindert. Hier ist es eine 
Aufgabe der Forschungspolitik, diesen über­
gang aufzulockern und zu verhindern, daß da 
eine hemmende Barriere entsteht. 

Das war, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, nur eine grobe Aufzählung jener 
Gesichtspunkte, die wir Freiheitlichen bei der 
Schaffung eines österreichischen Forschungsor­
ganisationsgesetzes berücksichtigt wissen wol-

len. Dieses ist dringend nötig, und wir richten an 
die Bundesregierung den Appell, die Arbeiten 
daran rasehest aufzunehmen. 

In diesem Zusammenhang als letztes nur der 
Hinweis - ich weiß, er ist zuwenig, es bedürfte 
einer ausführlichen Darlegung, aber ich möchte 
ihn dennoch geben - auf das große Problem in' 
der Forschungspolitik, das Problem hie Freiheit, 
hie Planung, Freiheit der Forschung auf der 
einen Seite, Planung, die zwangsläufig 
irgendwo auch Dirigismus ist, auf der anderen. 
Wir wollen beides. Ohne Planung geht es nicht, 
aber eine Planung, der wir die Freiheit opfern 
würden, wäre sinnentleert, sie können wir 
Freiheitlichen nicht akzeptieren. 

Bei diesem Gegensatz Freiheit und Planung 
handelt es sich um einen echten dialektischen 
Gegensatz, der auch dialektisch aufgelöst 
werden muß: die These der Freiheit auf der 
einen Seite, die Antithese der Planung auf der 
anderen Seite, und unser aller Aufgabe ist es, 
zur Synthese zu finden, die nur darin bestehen 
kann, daß in alle Planungen Freiheitsräume 
bewußt mit hineingenommen werden. 

In diesem Sinne glauben wir Freiheitlichen, 
daß unser geistiges Potential einen wesentlichen 
Beitrag zur Bildung und Findung dieser Syn­
these von Freiheit und Planung leisten kann. Wir 
glauben, daß die österreichisehe Forschungspo­
litik in etwa sich auf diesem Wege befindet, und 
wir können daher diesem Budgetkapitel unsere 
Zustimmung geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. 
Gruber. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gruber (ÖVP): Hohes Hausl 
Meine Damen und Herrenl Mit dem Kapitel 
Forschung, Forschungsförderung und For­
schungsorganisation wird sich noch der Kollege 
Dr. Busek eingehend befassen. 

Ich möchte aber zunächst eine Antwort auf die 
Bemerkung des Herrn Abgeordneten Blecha 
geben, daß der Kollege Mock eine hundertpro­
zentige Steigerung des Personalaufwandes für 
das gesamte Wissenschaftsressort behauptet 
hätte. Dem ist nicht so, sondern die hundertpro­
zentige Steigerung des Personalaufwandes 
bezieht sich eben leider - muß man in dem Fall 
sagen - auf das Ministerium, auf die Zentrallei­
tung, nicht im gleichen Maß auf die wissen­
schaftlichen Einrichtungen. Ich werde später in 
einem anderen Zusammenhang noch darauf 
zurückkommen. 

Der Kollege Blecha hat sich sehr ausführlich 
mit der Forschungsförderung beschäftigt. Ich 
möchte nur die eine Bemerkung dazu machen: 

81 
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Er sprach von tiefer Resignation und Verbitte­
rung in der Zeit der ÖVP-Regierung, hat aber 
dann gleichzeitig auch angegeben, daß Öster­
reich im OECD-Schnitt zur damaligen Zeit im 
guten Mittelfeld gelegen ist, was den Zuwachs 
und die Forschungsförderung anlangt. Ich kann 
mir also nicht gut vorstellen. daß es eine so tiefe 
Resignation gegeben haben soll. zumal der 
damalige Präsident des Forschungsrates. Profes­
sor Rohracher , erklärt hat, das von der ÖVP 
initiierte und geschaffene Forschungsförde­
rungsgesetz ist ein ganz ausgezeichnetes 
Gesetz, das der Forschungsförderung wirklich 
große Dienste geleistet hat. 

Solche Behauptungen. wie sie der Herr 
Abgeordnete Blecha in den Raum gestellt hat, 
sind weithin unbeweisbar. Er hat sogar manche 
Ziffern genannt, die er nicht beweisen konnte. 
Er hat nicht einmal darstellen können, ob sich 
die Forschungsförderung auf den staatlichen 
Bereich oder auf den gesamten Bereich unserer 
Wirtschaft bezieht. Ich glaube, mit solchen 
Darstellungen trägt man nicht dazu bei, die 
Situation aufzuhellen, sondern verwirrt sie eher. 
(Beifall bei der dVP.) 

Ähnlich schien es mir auch mit den Ziffern zu 
sein, die der Abgeordnete Radinger bezüglich 
der Studentenzahlen, der Zahlen der Studien­
beihilfenbezieher und dergleichen gebracht hat. 
Bevor ich mich damit jetzt im einzelnen befasse, 
möchte ich doch den Kollegen Radinger, weil er 
lange Zeit dem Wissenschaftsausschuß und 
vorher auch dem Unterrichtsausschuß angehört 
hat, doch fragen: Wie ist denn die Diskussion im 
Jahre 1969 gelaufen, als wir uns mit der Frage 
des Einkommensbegriffes sehr lange und sehr 
eingehend befaßt haben, um eben den von Ihnen 
angedeuteten übelstand zu beheben? 

Damals haben wir den Abgeordneten 
Androsch gebeten, er möge uns doch einen 
Lösungsvorschlag bringen; und wenn dieser 
Lösungsvorschlag tauglich ist, dann werden wir 
ihm selbstverständlich auch beitreten. 

Der Abgeordnete Androsch konnte keinen 
Lösungsvorschlag bringen, und er hat bis jetzt 
keinen gebracht. Ich möchte daher sagen: 
Dieses Problem ist zwar immer noch vorhanden, 
aber die Sozialisten haben es in den fünf Jahren 
ihrer Alleinregierung auch nicht vermocht, mit 
dem Problem fertig zu werden, weil wir eben an 
dem Einkommensbegriff des Einkommensteuer­
gesetzes festhalten müssen. Etwas anderes 
haben wir nicht, und solange wir nichts anderes 
haben, ist es ein unnützes Lamento, Herr 
Abgeordneter Radinger, das Sie hier anstimmen, 
wenn Sie uns nicht sagen können, was da 
geschehen soll. Die Frau Minister jetzt nach fünf 
Jahren aufzufordern nachzudenken, das ist 
wirklich ein schlechter Witz. Entweder hat sie 

bis jetzt nicht nachgedacht, oder es ist zu 
erwarten, daß sie auch in den nächsten fünf 
Jahren nichts zustande bringt. (Zustimmung bei 
der dVP.) 

Nun zu den Argumenten, die hier im 
Zusammenhang mit der sozialen Lage der 
Studenten vorgebracht worden sind, und das ist 
das einzige Thema, mit dem ich mich heute 
eigentlich kurz beschäftigen möchte. 

Herr Abgeordneter Radinger! Sie haben so 
viele Ziffern genannt, daß ich fast den Verdacht 
habe, Sie wollten eine gewisse Verdunkelung 
der Situation herbeiführen. Ich will in dem 
Zusammenhang nicht von einer Verdunklungs­
gefahr reden, aber ganz eindeutig waren Ihre 
Ziffern darauf ausgerichtet, die Argumentation 
des Bundesministeriums für Wissenschaft und 
Forschung hier zu stützen. nämlich diese 
Argumentation. die im Anschluß an die Studen­
tendemonstration vom Beginn dieses Monats in 
einer Aussendung enthalten war. Diese Informa­
tion ist doch etwas sonderbar, muß ich sagen, 
weil sie sich mit den Dingen sehr oberflächlich 
beschäftigt. 

Zunächst einmal· heißt es hier: Was wollen 
denn die Studenten - das ist jetzt eine 
Einfügung von mir -, denn von den Studieren­
den, die allein einen Haushalt führen, hatten 25 
Prozent mindestens 3000 S Einkommen. Nun, 
das "mindestens" ist schon ein bißehen eigenar­
tig. 2S Prozent hatten ein Einkommen, das unter 
3000 S lag. Sagen wir das einmal so: Frau 
Bundesminister, wenn wir die anderen 7 S 
Prozent außer Betracht ließen, so sind die 2S 
Prozent immerhin noch eine Quantität, mit der 
wir uns beschäftigen sollten. (Beifall bei der 
dVP.) Sie tun das so ab: Was wollen denn die? 
Es sind ohnehin nur 2S Prozent. die ein 
Einkommen unter 3000 S haben. (Abg. Radin­
ger: Diesen Gedanken haben Sie jetzt hineinin­
terpretiert!) 

Aber so muß man es interpretieren, Kollege 
Radinger, denn der Tenor des Gesamten ist 
doch: Die Lage der Studenten ist nicht schlecht, 
was erheben die für ein Geschrei, die sollen 
nicht auf die Straße gehen, sondern sollen 
studieren und sollen der Frau Minister Firnberg 
dankbar sein. Das ist ja eigentlich der Tenor. Es 
heißt, bis zu 40 Prozent der Studierenden 
besitzen ein eigenes Auto. Kolossal! Und die 
anderen 60 Prozent, die keines haben, interes­
sieren Sie nicht, Frau Bundesminister? Das sind 
nämlich jene, für die wir uns interessieren, nicht 
die 40~ Prozent, die mit einem Auto fahren. 
(Beifall bei der dVP.) 

Ein Vergleich der Wohnsituation der Studie­
renden mit der gleichaltrigen Wiener Wohnbe­
völkerung hat ergeben, daß die Studierenden im 
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Hinblick auf Größe und Ausstattung der 
Wohnung in einer wesentlich günstigeren 
Situation sind als ihre Altersgenossen. 

Das sind Sie ihnen auch neidig? Gestern 
haben wir über die miese Wohnungs situation in 
Wien gesprochen, und da wollen Sie, daß alle 
Studenten in Österreich ebenso schlecht woh­
nen, wie leider die Bevölkerung in Wien durch 
die sozialistische Politik gezwungen ist, immer 
noch zu wohnen? Das ist ja kein Argument, Frau 
Minister! (Beifall bei der OVP.) SO viel nur zu 
dieser Information des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung. 

Nun die Zahl der Studierenden. Sie wird in 
der Unterlage angegeben, die uns der Herr 
Finanzminister auch geliefert hat. Ich möchte 
aber aus gegebenem Anlaß dazu sagen: Herr 
Abgeordneter Blecha, wir sind nicht auf die 
Unterlagen des Finanzministers angewiesen, 
denn wir studieren natürlich auch den Hoch­
schulbericht, wir studieren die Hochschulstati­
stik, wir studieren sogar den IFES-Bericht, 
Materialien zur sozialen Lage der Studenten in 
Österreich. Ich beziehe mich in meinen Ausfüh­
rungen im wesentlichen auch darauf. 

Die Zahl der Studierenden betrug im Studien­
jahr 1969/1970 um 28.607 weniger als im Jahre 
1974/1975, da ist sie nämlich auf 82.372 
angestiegen. Und es wird mit einem gewissen 
Wohlgefallen vermerkt, das sei eine Steigerung 
um 53,21 Prozent. In diesen fünf Jahren stieg 
also die Zahl der Studierenden um mehr als 50 
Prozent an. 

Und nun, Herr Kollege Blecha: Die Zahl der 
Lehrkanzeln wurde in demselben Zeitraum um 
22 Prozent erhöht, nämlich von 906 auf 1105, und 
die Zahl der Assistenten wurde um 24 Prozent 
erhöht, nämlich von 3440 auf 4242. Ich wollte 
Ihnen nur sagen, daß der Kollege Mock 
sicherlich nicht die Zahl des Personals an den 
Hochschulen gemeint hat, sondern nur die Zahl 
im Ministerium selbst, dort ist die exorbitante 
Steigerung, und nicht dort, wo wir die Leute an 
der Front gebraucht hätten. (Beifall bei der 
OVP.) Das einmal dazu. 

Nun aber im Verhältnis dazu die Zahl der 
Studienbeihilfenbezieher. Auf Grund des Hoch­
schulberichtes wissen wir, daß im Studienjahr 
1969/1970 8077 Bezieher von Studienbeihilfen 
existiert haben. Im Jahre 1972 waren es 11.423, 
1973 11.013 und 1974 10.434. Wir sehen also, daß 
in demselben Zeitraum, in dem die Zahl der 
Studierenden um über 50 Prozent gestiegen ist, 
die Zahl der Studienbeihilfenbezieher nur um 
knapp 30 Prozent gestiegen ist. Sagt Ihnen das 
etwas, Herr Kollege Blecha, Herr Kollege 
Radinger? (Abg. Radinger: Ja!) 

Oder wenn man jetzt die Zahl der Studienbei-

hilfenbezieher hernimmt: sie betrug im Jahre 
1972 noch 21 Prozent, ein Jahr später waren es 
18 Prozent, 1974 16 Prozent. Aus der Information, 
die die Österreichische Hochschülerschaft 
anläßlich dieser Demonstration herausgegeben 
hat, wissen wir, daß es jetzt nur mehr 12 Prozent 
sind. 

Das ist ja die Situation, die uns Sorge macht. 
Und da gehen Sie her und bringen Ziffern und 
sagen: Es ist ohnehin alles bestens in Ordnung!, 
und sehen gar nicht, daß wir einen ständigen 
sozialen Abstieg der Studierenden zu verzeich­
nen haben. 

Wenn ich nun noch die Studienbeihilfenbe­
zieher weiters einer Analyse unterziehe: Was 
haben Sie da ... (Abg. BI e c ha : "Es ist ohnehin 
alles bestens in Ordnung!", das habe ich ja nicht 
behauptet!) Ach das ist alles bestens in 
Ordnung? - Aha! Sie haben aber eine Entla­
stungsoffensive für die Frau Minister gestartet 
und haben sich im vorhinein bereits den Sanktus 
dafür geholt, daß die Frau Bundesminister nicht 
so viele Ziffern bringen muß, weil ohnehin der 
Kollege Radinger das alles schon vorweg bringt. 

Das Höchststipendium, mit dem in der 
Diskussion auch gelegentlich operiert wird, 
beziehen überhaupt nur 2 Prozent der Studieren­
den. Und dann will man von einer effektiven 
Förderung auf diesem Sektor sprechen. 

Nun zur Höhe des Stipendiums selbst. Frau 
Bundesminister! Sie haben im Budget 1975 255 
Millionen drinnen gehabt, und 1976 werden es 
285 Millionen sein. Das ist eine Steigerung von 
10,5 Prozent. 

Nun begründen Sie diese Steigerung damit, 
daß die Zahl der Studierenden im heurigen 
Studienjahr sicherlich wieder ansteigt. Der 
Kollege Radinger hat sich bemüht zu erklären: 
Es ist eh eine Verflachung da, die Zahl der 
Erstinskribenten stagniert ja!, aber die Zahl der 
Studierenden insgesamt wird wahrscheinlich 
wieder um 7, 8 Prozent höher liegen als im 
vergangenen Jahr. Aber immerhin nicht um so 
viel, wie Sie hier Steigerungsrate bei dem 
Ansatz drinnen haben. Ich frage mich also: Wozu 
dieser erhöhte Ansatz? 

Man muß noch dazusagen, daß natürlich die 
höhere Studentenzahl hier allein gar nicht 
maßgeblich sein kann. Wir wissen doch, daß die 
Zahl der Studienbeihilfenbezieher von Jahr zu 
Jahr absinkt, wenn nicht eine Anpassung der 
Einkommensgrenze durchgeführt wird. So wird 
also auch für das heurige Jahr die Zahl 
rückläufig sein, weil Sie den Anpassungszeit­
punkt versäumt haben, und Sie werden diese 
Steigerung von 30 Millionen Schilling, Frau 
Bundesminister, gar nicht benötigen. Das kann 
ich Ihnen schon heute sagen. Es sei denn, Sie 
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entschließen sich doch möglichst rasch, eine 
Novelle zum Studienbeihilfengesetz einzubrin­
gen, und zwar so rechtzeitig einzubringen, daß 
im Jahr 1976 das Gesetz auch noch wirksam 
wird; denn wenn Sie sich so lang Zeit lassen, wie 
Sie es durchblicken haben lassen, dann wird 
auch im Herbst 1976 kein Student etwas von 
einer solchen Novelle haben. 

Und nun wird auch in Ihrer Information 
gesagt, die bessere Lage der Studenten gehe 
doch darauf zurück, daß es zwei Novellen in der 
Zeit gegeben habe, in der Sie diesen Minister­
sessel einnehmen. Dazu muß ich halt auch 
sagen: Diese Vergleiche sind auch nicht ganz 
zutreffend, denn Sie beziehen sich in einem Fall 
auf das Jahr 1970, während die Stipendienhöhe 
bereits 1969 einmal festgelegt worden ist. 

Aber sei es wie immer, die Studienbeihilfe 
stieg nominell seit dem Jahr 1971 um 25 Prozent. 
Diese Ziffer von 25 Prozent habe ich einem 
Flugblatt des VSStÖ entnommen. Ich weiß nicht, 
wieweit man ihm Glauben schenken darf, aber 
hier steht es schwarz auf weiß. 

In derselben Zeit ist aber die Inflation um 41 
Prozent gewachsen, das heißt der Index ist um 41 
Prozent gestiegen. Also: eine Stipendienhöhe, 
die um 25 Prozent über dem seinerzeitigen 
Ansatz liegt, und auf der anderen Seite der 
Kaufkraftsverlust von 41 Prozent. Und da wollen 
Sie in Ihrer Information der Öffentlichkeit noch 
weismachen: Was wollen denn die Studenten, 
die haben ohnehin zwei Erhöhungen seit 1969 
erfahren, die sollen doch still sein! - Das ist Ihre 
Argumentation. 

Frau Bundesminister! Wenn ich also nicht 
dem VSStÖ glaube, sondern Ihrer eigenen 
Information beziehungsweise der Unterlage des 
Finanzministers, dann ist das Durchschnitts­
höchststipendium von 13.500 Sauf 18.500 S in 
dem Zeitraum angestiegen. Das ist aber auch 
noch nicht die Steigerungsrate, die wir bei der 
Inflation leider zu verzeichnen haben. 

Dazu kommt, daß gewisse Auslagen der 
Studenten überdurchschnittlich gestiegen sind, 
zum Beispiel die Studentenheimpreise - es ist 
heute, glaube ich, schon gesagt worden -: hier 
gab es Steigerungen bis zu 70 Prozent innerhalb 
von zwei Jahren. 

Was will ich mit meinen Ausführungen 
eigentlich zum Ausdruck bringen? - Daß die 
Lage der Studierenden in Österreich nicht 
generell als schlecht bezeichnet werden kann -
das hat auch die Studie des Herrn Abgeordneten 
Blecha gebracht -, daß es aber doch einen sehr 
beträchtlichen Teil unter den Studierenden gibt, 
die tatsächlich von diesen Stipendien, von 
diesen Studienbeihilfen leben müssen. Und 
wenn wir heute schon gehört haben - was auch 

da drinnen steht in dem Bericht -, daß über 50 
Prozent der Studierenden das ganze Semester 
hindurch oder im Sommer, in den Ferien und so 
weiter einer Berufstätigkeit nachgehen, so ist 
das, glaube ich, kein sehr gesunder Zustand. 

Der Herr Abgeordnete Radinger hat uns 
seinerzeit, als wir uns über die Aufhebung der 
Hochschultaxen unterhalten haben, sehr beredt 
sein Schicksal als Werkstudent geschildert. Herr 
Kollege Radinger! Aber durch Ihre Politik sind 
wir heute wieder bei dem Werkstudententum 
von seinerzeit, weil über 50 Prozent der 
Studierenden heute sich etwas dazuverdienen 
müssen, damit sie ihr Studium finanzieren 
können! Das ist, glaube ich, keine soziale Politik 
auf diesem Sektor. (Zustimmung bei der OVP.) 

Daher verlangen wir - und hier wäre keine 
Zeit zu verlieren - die Anpassung der Einkom­
mensgrenzen, um zu verhindern, daß immer 
mehr Anspruchsberechtigte aus diesem 
Anspruch herausfallen, die Anpassung, die 
zeitgemäße Anpassung der Stipendienhöhen, 
denn vergessen wir nicht, daß schon wieder zwei 
Jahre vergangen sind, seit wir das letztemal 
valorisiert haben, und das waren ja zwei Jahre 
mit einer sehr beachtlichen Inflationsrate. Wenn 
man es also nicht allzu dramatisch schildert: 
Zwischen 15 und 20 Prozent liegt der Kaufkraft­
verlust in dieser Zeit. 

Wir wollen auch durch eine stärkere Förde­
rung des Studentenheimbaues und die Förde­
rung der Mensen doch einen Beitrag geleistet 
sehen, daß die Studenten nicht gerade in ihren 
Lebenshaltungskosten über Gebühr sozusagen 
immer wieder zur Ader gelassen werden. Und 
ich sage dazu: Es ist Geld dafür, wenn auch 
vielleicht nicht ganz in ausreichendem Maß, 
sogar in Ihrem Budget vorhanden, und Sie 
würden nur die Initiative zu ergreifen brauchen. 

Frau Minister! Es ist, wie ich gesagt habe, 
höchste Zeit für eine solche Novelle. Denn 
derzeit ist es so, daß immer weniger Studenten 
eine Studienbeihilfe mit immer kleiner werden­
den Beträgen erhalten, die noch dazu von der 
Inflation aufgezehrt werden. Das ist keine 
soziale Entwicklung, das ist das Gegenteil. 

Frau Bundesminister! Ich weiß nicht, wieso 
eigentlich die Raben in den Ruf geraten sind, 
daß sie schlechte Eltern seien. Das eine weiß ich 
aber: daß Sie keine gute Mutter der Studenten 
sind, und deshalb fordere ich Sie auf, hier doch 
endlich einmal tätig zu werden. (Lebhafter 
Beifall bei der OVP.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Wille. 
Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Wille (SPÖ): Hohes Haus! Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Bundesminister! Herr Abgeordneter Gruber, ic:h 
gebe Ihnen sehr gern recht, daß bezüglich der 
sozialen Lage der Studenten viel getan werden 
könnte und viel zu tun wäre. Ich bitte Sie aber zu 
bedenken: Wir haben in den letzten Tagen 
neben der sozialen Lage der Studenten die 
soziale Lage der Bauern, die soziale Lage der 
Arbeiter, die soziale Lage der Selbständigen, die 
in weiten Bereichen auch recht unbefriedigend 
ist, und die soziale Lage der Pensionisten 
besprochen. Ich muß sagen, mir zerbricht - und 
das sei nicht nur pathetisch hier erklärt - oft das 
Herz, wenn ich höre, was bäuerliche Zuschuß­
rentner tatsächlich bekommen. 

Man kann natürlich vom Staat mit Recht auf 
den verschiedensten Ebenen viel verlangen, 
gleichzeitig muß uns dann aber bewußt sein, daß 
die steuerliche Belastung des Staatsbürgers und 
der Staat insgesamt wird zunehmen müssen. 
(Abg. Dr. G ru be r: Da ist ja mehr drinnen im 
Budget!) Ja natürlich. Wenn Sie den Antrag 
gestellt hätten, in dem um rund 17 Prozent 
steigenden Budgetkapitel eine Umschichtung 
vorzunehmen, beispielsweise vom Hochschul­
bau hin zu den Studenten, wäre das verständ­
lich. Wir sehen ja, wenn man alle Probleme 
behandelt - ich werde auch auf einige Probleme 
zu sprechen kommen, ohne mich mit der Lage 
der Studenten zu beschäftigen, obwohl es ein 
sehr ernstes Problem ist -, daß bedeutende 
Mittel fehlen. Die Mittel fehlen dem Staat; die 
Mittel fehlen aber nicht nur uns in Österreich; 
die Mittel fehlen einfach insgesamt, weil überall 
an den Staat immer mehr Ansprüche herangetra­
gen werden. (Abg. S tau d i n ger: Wir sehen, 
wohin die sozialistische Politik führt!) 

Ich möchte mich heute vor allem mit zwei 
Problemen beschäftigen, die in diesem Ressort 
ziemlich jung sind: mit der Arbeitswissenschaft 
und mit der Energieforschung. Ich möchte das 
deswegen tun, weil der OECD-Ausschuß für 
Wissenschafts- und Technologiepolitik auf sei­
ner letzten Tagung im Juni 1975 zur Erkenntnis 
kam, daß die Zukunft nur zu bewältigen sein 
wird, wenn für die Lösung der gesellschaftlichen 
Probleme mehr Wissenschaft und Forschung zur 
Verfügung stehen und wenn zudem ein starker 
Dialog zwischen Öffentlichkeit und Wissen­
schaft da ist. Die Wissenschaft darf nicht ein 
Körper für sich selbst sein im Bereich der 
Gesellschaft, sondern die Gesellschaft muß 
wissen, was sie an der Wissenschaft hat, und die 
Wissenschaft muß aber auch wissen, daß sie auf 
die gesellschaftlichen Bedürfnisse eingehen 
muß. 

Ein Kapitel, in dem das bisher absolut nicht 
verstanden worden ist, ist das der Arbeitswissen-

schaften. Es war aus diesem Grunde sehr zu 
begrüßen, daß am 6. März 1975 eine konstituie­
rende Sitzung eines "Projektteams Arbeitswis­
senschaften" stattfand. Die Frau Bundesminister 
hat bei dieser konstituierenden Sitzung erklärt, 
daß eine Umfrage unter den Sozialwissenschaf­
tern ergeben hätte, daß die Welt der Arbeit ein 
Forschungsschwerpunkt werden müsse. 

Wenn man untersucht, warum denn die Welt 
der Arbeit bisher von der Wissenschaft so 
vernachlässigt worden ist, kommt man sehr 
rasch drauf, daß die herrschende Klasse einfach 
nicht daran interessiert sein konnte, diesen 
Bereich zu erforschen und die Wissenschaft in 
den Dienst der arbeitenden Menschen zu 
stellen. Je mehr sich aber unsere Gesellschaft 
demokratisiert, umso selbstverständlicher ist es, 
daß die Wissenschaft für die Arbeiterbewegung 
frei und verfügbar wird. Es ist in meinen Augen 
ein Scheinargument zu glauben, daß Techno­
struktur und verschiedene Fachzwänge die 
Vermenschlichung auf Grund von wissenschaft­
lichen Arbeiten einfach ausschlössen. 

Die enormen Belastungen durch Schmutz, 
Erschwernis, Gefahren, durch Nachtarbeit, 
Schichtarbeit und durch die ausgeklügelten 
Leistungslohnsysteme haben zweifellos ein 
Defizit an menschengerechter Arbeit entstehen 
lassen. 

Die sogenannten zivilisierten Wirtschaften, 
vor allem die europäischen Wirtschaften, haben 
auf diese Frage mit den Gastarbeitern geantwor­
tet. Ich glaube aber, es ist eine barbarische 
Antwort, wenn man glaubt, daß man in den 
Betrieben der Vermenschlichung der Arbeits­
plätze aus dem Weg gehen kann und in die 
Löcher, die dadurch entstehen, dann einfach die 
Gastarbeiter hineindrängt. (Abg. Dr. BI e n k: So 
ist das Problem auch wieder nicht!) Das ist keine 
Lösung. Wir müssen schauen, daß wir mit 
diesem Problem fertig werden. 

Natürlich ist es so, Kollege Blenk, daß der 
Arbeiter in der Zeit der Vollbeschäftigung, in 
der er unabhängiger, selbständiger und auch 
stolzer geworden ist, nicht mehr bereit war, 
Arbeitsplätze auszufüllen, die Jahre und Jahr­
zehnte lang arg vernachlässigt worden sind. Das 
Ergebnis war, daß die Gastarbeiter herhalten 
mußten. Wir haben heute Betriebe und Arbeits­
plätze - ich denke an Gießereien -, in denen 
Akkordarbeit in der Nacht nur mehr von 
Gastarbeitern heute ausgeführt wird. 

Ich glaube also, daß das geändert werden 
kann. Es kann aber nur geändert werden, wenn 
wir alle, Gewerkschaften und Wissenschaft, 
darangehen, die Welt der Arbeit zu vermenschli­
chen und die Humanisierung einzuleiten. Ein 
Projektteam .,. (Abg. Dr. BI e n k: Wie wollen 
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Sie die Arbeit in Gießereien vermenschlichen?) 
Kollege Blenk! Sie halten mich mit Ihren 
Zwischenrufen nur auf; mich stört das, wenn Sie 
immer dazwischemufen. Aber Sie können mir 
glauben, das ist ein Gebiet, wo wir alle sehr gut 
wissen, wovon wir reden. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. Dr. BI e n k . ) 

Ich möchte dann noch darüber sprechen, wie 
man Energie gewinnen, und nicht, wie man sie 
vergeuden kann. Ich bezeichne es als eine 
Energievergeudung, wenn Sie immer wieder 
versuchen, eine kleine Bombe zu legen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich begrüße es aus diesem Grunde also sehr, 
daß ein Projektteam nun dabei ist, ein For­
schungskonzept für dieses Problem zu erarbei­
ten, und daß bereits ein erster Forschungsauftrag 
erteilt worden ist, nämlich eine Bestandserhe­
bung durchzuführen. Man muß sich das verge­
genwärtigen: Erst 1975 gehen wir daran, eine 
Bestandsaufnahme über alle Aktivitäten auf 
diesem Gebiet durchzuführen! Wir wußten 
bisher gar nicht, wer was gemacht hat und was 
überhaupt nicht gemacht worden ist. 

Wer die vielen verplanten Betriebe kennt, die 
vielen verplanten Fabriken, die pseudowissen­
schaftlichen Datenerfassungsmethoden und die 
in jahrzehntelanger Akkordarbeit verstümmel­
ten Arbeiter, der wird dankbar sein, daß es zu 
diesen Initiativen kommt. So hoffe ich, daß die 
Wissenschaft mit den Gewerkschaften auf 
diesem Gebiete wird Großes leisten können, 
aber natürlich auch im Dienste der österreichi­
schen Wirtschaft und unserer Gesellschaft 
insgesamt. 

Ich möchte damit schon zu meinem zweiten 
Problemkreis kommen, zur Energieforschung. 
Ich bin meinem Kollegen Stix sehr dankbar, daß 
er das Problem der Energieforschung immer 
wieder in recht konstruktiver Weise behandelt, 
auch dieses Mal wieder. Ich möchte von meiner 
Warte aus dazu etwas sagen, weil ich glaube, 
daß gerade die Energiepolitik künftig eine der 
entscheidenden Fragen der Wirtschaftspolitik 
sein wird. 

In Österreich hat man 1974 einen Energiever­
brauch von rund 30 Millionen Tonnen Steinkoh­
leeinheiten registriert. Allein diese Tatsache 
zeigt schon - da unsere ganze Wirtschaft auf 
diesem Energieverbrauch aufbaut -, wie abhän­
gig.. wir von OPEC- und COMECON-Ländern 
sind. Es wäre also gerade dieses Kapitel sehr 
ungeeignet, die Systemdiskussion fortzuführen, 
von der Sie auch sehr gern reden. Denn Menge 
und Preis werden hier nämlich nicht vom Markt, 
sondern zum Großteil von politischen Überle­
gungen bestimmt. 

Wenn man zudem noch berücksichtigt, daß 

neue Energieformen immer erst in 10, 20 und 30 
Jahren wirksam werden können - das kann 
natürlich auch keine marktwirtschaftliche 
Lösung sein -, dann sieht man, wie notwendig es 
natürlich ist, daß staatliche Planung einhergeht 
mit einem großen Bereich von Freiheit in der 
Wirtschaft. 

Die Massenerzeugung von Energie wird in 
den nächsten Jahren rund 4,5 Prozent jährlich 
steigen. Der Stromverbrauch ist in den letzten 
Jahren sogar um 7 Prozent gestiegen. Ich habe 
schon darauf hingewiesen, daß wir 1915 einen 
Energieverbrauch von rund 30 Millionen Ton­
nen Steinkohleeinheiten haben. Selbst wenn wir 
diese 30 Millionen Tonnen mit nur 3,5 Prozent 
Wachstum hochrechnen, kommen wir bis zum 
Jahre 2025 zu einem Energieverbrauch in 
Österreich von rund 500 Millionen Tonnen 
Steinkohleeinheiten. Jeder wird einsehen, daß 
es sich dabei um Größenordnungen handelt, die 
auf der einen Seite energiepolitisch und auf der 
anderen Seite von der Umweltbelastung her 
einfach nicht zu verkraften sind. Deswegen 
begrüßen wir sehr, daß das Bundesministerium 
für Wissenschaft und Forschung ein österreichi­
sches Energieforschungskonzept erarbeitet hat 
und dabei in diesem Konzept versucht, die Wege 
zu finden, die uns von den konventionellen 
Energieträgern zu nichtkonventionellen Ener­
gieträgern hinführen. 

Im Forschungskonzept und in den vielen 
Publikationen des Forschungsministeriums wird 
immer wieder darauf hingewiesen, daß Kern­
energie nur eine kurzfristige Lösung sein kann. 
Eine kurzfristige Lösung vor allem deswegen, 
weil niemand glaubt, daß die Zukunft der 
Menschheit auf der Kernenergie aufgebaut 
werden könnte. Zwar wollen die Europäischen 
Gemeinschaften bis 1985 in der Lage sein, 15 
Prozent des Stromverbrauches aus Kernkraft­
werken zu decken, zwar wollen die Vereinigten 
Staaten bis zum Jahre 2000 eine Kernkraft­
werksleistung von 1,2 Millionen Megawatt 
erzielen, aber das allein heißt schon, daß dann 
jährlich rund 500 Tonnen Plutonium anfallen 
werden. Das ist eine Menge Plutonium, aus der 
man rund 100.000 Atombomben zu erzeugen in 
der Lage ist. Dabei ist natürlich nicht nur die 
Frage des Friedens und die Frage des Krieges zu 
berücksichtigen, sondern auch das Problem, daß 
wir mit der Endlagerung des Atommülls bis 
heute nicht fertig geworden sind. 

Universitätsprofessor Engelbert Broda 
schreibt dazu in einer Publikation des Ministe­
riums: Die Lagerung muß auf Zeiten von 
Hunderttausenden Jahren verläßlich sein. Eine 
ständige Kontrolle, unter anderem auch durch 
Radiometrie und Seismographie, ist erforderlich. 

Im Energieforschungskonzept heißt es nun 
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dazu, daß neue Energieträger gefunden werden 
müßten, und es wird darauf hingewiesen, daß 
die Sonnenenergie zweifellos eine Hauptrolle 
bei der Deckung des Energiebedarfes der 
Menschheit spielen wird. Dabei nicht sosehr 
einfach mit bereits allgemein bekannten Metho­
den der Kollektoren. Das wesentliche Problem 
dabei wird vor allem sein, ob und wann es der 
Wissenschaft gelingt, sozusagen nach dem 
"Modell der grünen Pflanze" Wasser in Wasser­
stoff und Sauerstoff zu zerlegen. Wasserstoff 
wäre nicht nur deswegen ein sehr idealer 
Energieträger, weil er leicht gelagert und leicht 
transportiert werden kann, sondern weil er 
zudem auch sehr umweltfreundlich verwendet 
werden kann. 

Die einfacheren Methoden, also die Nutzung 
des Wärmeinhalts der Sonnenstrahlung durch 
Kollektoren, sind ja bereits vielfach in Erpro­
bung, und auch wir werden dazu übergehen, 
dieses Problem ernsthafter zu behandeln. Im 
Grunde genommen gibt es heute bereits diese 
Kollektoren nicht nur für die häusliche Verwen­
dung der Sonnenenergie, sondern es existieren 
auch bereits Sonnenöfen, die bis zu 3000 Grad 
zu produzieren in der Lage sind. 

Was sind nun die Gründe dafür, daß die 
Sonnenenergie bisher so stiefmütterlich behan­
delt worden ist? Wir nehmen an, daß zweifellos 
das militärische Interesse ausschlaggebend war, 
daß der Kernforschung so enorme Mittel 
zugeflossen sind. Auch 1975 werden die 
Vereinigten Staaten für die photochemische 
Energieforschung nur 50 Millionen Dollar 
ausgeben, während 1975 allein für den schnel­
len Brüter, also einen neuen Reaktortyp, das 
Zehnfache, nämlich 500 Millionen Dollar ausge­
geben werden, obwohl dieser Reaktortyp aller 
Wahrscheinlichkeit nach für zivile Zwecke 
unbrauchbar sein wird, weil er technisch so 
unerhört kompliziert und gefährlich ist. 

Nun, was tun wir Österreicher konkret? Sie 
haben bereits gehört, daß daran gedacht ist, die 
Gesellschaft für Weltraumfragen auch mit dem 
Problem Sonnenenergie zu beschäftigen. Die 
Gesellschaft soll zudem erweitert werden und 
private Gesellschafter in die Unternehmung 
aufnehmen. Ich glaube, Herr Kollege Blenk, Sie 
waren es, der die Behauptung aufgestellt hat, 
daß der Staat an einer Verstaatlichung der 
Forschung interessiert wäre. Aber gerade das ist 
wieder ein Gebiet, wenn Sie wollen, wo eine 
Privatisierung eintritt. (Abg. Dr. B 1 e n k: Ist 
diese Aussage zitatfähig?) Uns geht es aber nicht 
darum, zu verstaatlichen oder zu privatisieren, 
uns geht es darum, optimale Formen zu finden, 
um mit den Problemen, die vor uns stehen, fertig 
zu werden. 

Es werden in diese Gesellschaft für Weltraum-

fragen und Sonnenenergie die Shell Austria AG, 
die ÖMV-AG und die Giro-Zentrale AG eintre­
ten. Zudem möchte ich auch berichten, daß 
bereits drei österreichische Unternehmen die 
Produktion von Sonnenenergiekollektoren auf­
genommen haben. 

Immer wieder, und zwar von namhaften 
Ökologen, habe ich schon gehört, daß die Frage 
auftaucht: Na wird denn die Sonnenenergie 
reichen, und darf man sie für unsere Bedürfnisse 
beanspruchen? Deswegen erlauben Sie mir 
abschließend nur noch einige Hinweise. 

Seit ihrer Entstehung, also seit ungefähr 5 
Milliarden Jahren, hat die Sonne im Zuge der 
eigenen Energieproduktion nur rund 10 Prozent 
des Wasserstoffvorrates in Helium verbrannt. 
Ungefähr 25.000 Kilowatt Energie pro Einwoh­
ner kommen auf die Erde zu oder anders gesagt: 
2000 Kilowattstunden werden jährlich pro 
Quadratmeter eingestrahlt. Es sind im Grunde 
genommen gigantische Mengen, nur müssen wir 
in der Lage sein, diese Mengen sinnvoll zu 
nützen. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika werden 
nach den letzten Untersuchungen im Jahre 2020 
bereits zwischen 10 und 25 Prozent des 
Energieverbrauches mit Solarenergie decken. 

Deswegen meine ich, sehr geehrte Damen 
und Herren und Frau Bundesminister, lohnt es 
sich, wenn auch wir diesem Problem mit ganzer 
Kraft zu Leibe rücken und diese Forschungsakti­
vitäten unterstützen. Es könnte ja sein, daß die 
Sonne noch etwas anderes zu tun hat, als unsere 
Häupter zu erleuchten oder zu erwärmen, aber 
wir sollten zumindest unsere Chance zu nützen 
wissen. Danke sehr. (Beifall bei der SptJ.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. 
Busek. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Busek (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Abgeordnete Blecha hat in seinem Diskussions­
beitrag zum Kapitel Wissenschaft und For­
schung ziemlich viel Energie - um bei der 
Diktion des Vorredners zu bleiben - aufge­
bracht, um die Diskussion rund um die 
Äußerung des Abgeordneten Gasperschitz wei­
terzuführen. Offensichtlich haben wir das hier 
im Hohen Haus als eine Vorübung auf eine 
Fernsehdiskussion zu verstehen, die demnächst 
in "Zeit im Bild 2" stattfinden soll. Der 
Abgeordnete Blecha wollte sich also auf diese 
Weise auf den Abgeordneten Gasperschitz 
einschießen. (Präsident Probst übernimmt den 
Vorsitz.) 

Man sollte - glaube ich - diese gesamte Frage 
von der aktuellen Diskussion über eine Äuße-
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rung weg auf das eigentliche Problem der 
Demokratie, ihres Schutzes und ihrer Möglich­
keiten hin entwickeln. (Beifall bei der ÖVP.) In 
diesem Sinn würde ich den Abgeordneten 
Blecha bitten, seine Diskussionsbeiträge auch in 
die Richtung zu verstehen, weil das jenseits 
eines Wahlergebnisses und jenseits der freien 
Entscheidung von Bürgern in der Demokratie 
für eine bestimmte politische Position ein 
Grundproblem unserer gesamten Demokratie 
darstellt. 

Daß ich mit dieser Ansicht nicht allein bin und 
hier durchaus berechtigte und legitime Männer 
nennen kann, die dieselbe Ansicht vertreten, 
möge ein Zitat zeigen, das der anerkannte 
Verfassungsrechtler und Bundesrichter Gerhard 
Leibholz in seinem Buch "Strukturprobleme der 
Demokratie" niedergelegt hat. 

Ich würde dem Hohen Haus zu überlegen 
geben, ob nicht dieser Gesichtspunkt - egal auf 
welcher Seite wir stehen-für'ein Parlament, das 
eine sehr hohe Verantwortung in der Demokra­
tie gerade in dieser Frage trägt, eine vereinende 
und gemeinsame Grundlage der Beurteilung 
solcher Entwicklungen sein könnte. 

Leibholz führt hier aus: 

Wie jeder Verfassung kann auch einer 
liberal-demokratischen Verfassung nicht das 
Recht abgesprochen werden, sich gegenüber 
ihren Feinden mit den Waffen des Rechts zu 
schützen. Keiner Verfassung, auch nicht einer 
liberal-rechtstaatlichen Demokratie, kann zuge­
mutet werden, daß sie die Voraussetzungen für 
ihre eigene Beseitigung sanktioniert und damit 
potentiell ihren Selbstmord begeht. Auch in 
einer liberalen Demokratie ist Freiheit nicht 
identisch mit Bindungslosigkeit. 

Soweit Leibholz. Und da keine Zwischenrufe 
vorliegen, nehme ich an, daß Sie wenigstens 
diesem Grundsatz zustimmen. 

Mir schien es sehr wichtig, diesen Gesichts­
punkt der Diskussion selbst voranzustellen, weil 
wir damit, glaube ich, zu einer richtigen und in 
der Dimension entsprechend distanzierten 
Betrachtung dieses Problems kommen. 

Ich bin dem Abgeordneten Gasperschitz für 
die Äußerung deswegen dankbar, weil ich hoffe, 
daß sich dar an eine notwendige, ich würde ruhig 
sagen "Selbstschutzdiskussion" der Demokratie 
anschließt und damit vielleicht mit der falschen 
Liberalität, die eben Bindungslosigkeit beinhal­
tet, die beinhaltet, daß es ohne weiteres 
geradezu schick sein kann, mit der Freiheit, die 
die Demokratie zur Verfügung stellt, so weit zu 
kokettieren, daß man sie womöglich negiert, 
aufgeräumt werden kann; im guten Sinn 
aufgeräumt werden kann, weil es zu einer 

Klärung der Geister führen kann. (Beifall bei der 
OVP.) 

In diesem Zusammenhang vielleicht auch ein 
Eingehen auf das konkrete Problem: Ich habe -
ich betone es - das außerordentliche Vergnügen 
gehabt, vor einiger Zeit in Klagenfurt an der 
Universität Klagenfurt mit Studenten, Assisten­
ten und Professoren ihre Situation, die Situation 
der Bildungspolitik in Österreich zu diskutieren, 
und dabei einige beunruhigende Beobachtun­
gen gemacht, die für mich das Verständnis zu 
dem Wahlergebnis, das insbesondere rund um 
die Hochschule Klagenfurt einigen Staub aufge­
wirbelt hat, durchaus mitgeliefert haben. Ich 
möchte der Frau Bundesminister das mitgeben; 
ich bin zwar nicht befugt, sie nach Klagenfurt 
einzuladen, aber ein so direkter Kontakt würde 
bei der Beurteilung der vorliegenden Problem­
lage sicher behilflich sein. 

Es hat sich nämlich eines für mich sehr 
eindrucksvoll herausgestellt: Bei den dort an der 
Universität Beteiligten - seien es Studenten, 
Assistenten oder Professoren - hat sich infolge 
der Politik des Ressorts und infolge der Gesetze, 
insbesondere des Universitäts-Organisationsge­
setzes, eine ungeheure Unsicherheit eingeschli­
chen, die gar nicht weggeleugnet werden kann, 
weil sie quer durch die politischen Lager und 
quer durch die politischen Fronten gegangen ist. 

Der Tatbestand ist kurz gekennzeichnet: 
Unter der ÖVP-Regierung wurde ein Gesetz 
betreffend eine Hochschule für Bildungswissen­
schaften dem Hause hier vorgelegt und auch 
verabschiedet, das der heutigen Klagenfurter 
Universität eine eigenständige Aufgabe im 
Sinne einer Schwerpunktsetzung auf dem 
bedeutenden Bereich der Bildungspolitik und 
Bildungswissenschaften eingeräumt hat. In vie­
lem ein sehr modernes Gesetz, wogegen das 
Universitäts-Organisationsgesetz - wie es heute 
vorliegt - in einigen Bereichen für die Klagen­
furter einen Rückschritt bedeutet. Das ist nicht 
zu leugnen; es ist jedenfalls denen, die davon 
betroffen sind, sehr klar. 

Jetzt haben sich dadurch folgende Entwick­
lungen ergeben: 

Erstens die der Unsicherheit, welche Position 
diese Hochschule im gesamten Rahmen der 
Hochschulorganisation in Österreich überhaupt 
hat. 

Zweitens aber auch wegen der Entwicklung 
dieser Universität, weil man aus einer Reihe von 
Gründen versucht hat, den klassischen Schwer­
punkt der Bildungswissenschaften durch eine 
Reihe von Lehrfachstudien anzureichern. Es 
wird zwar immer wieder betont, daß diese 
eigentlich nur der praktischen Anwendung 
dienen, in Wirklichkeit verhält sich die Lage 
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aber anders. Es läßt sich dem einzelnen 
Studenten nicht vorschreiben, wie er sein 
Studium betrachtet; es ist ein sehr, sehr starker 
Zuzug in Richtung Lehrfachausbildung fest­
stellbar. 

Einer der Diskussionsteilnehmer - ich identi­
fiziere mich nicht damit - ist sogar so weit 
gegangen - er gehört nicht meiner Partei an -, 
dort zu sagen: Es hat sich auf der Klagenfurter 
Universität eine Höhere Töchterschule für das 
Lehrfach entwickelt. - Ich bin nicht in der Lage, 
diese Aussage zu untersuchen, sie hat aber 
sicher einigen Hintergrund, denn sonst wäre sie 
nicht gefallen. 

Es geht also für die dort Beteiligten um die 
Frage: Welche Zielvorstellung liegt der Hoch­
schulpolitik des gegenwärtigen Ministeriums 
überhaupt in bezug auf Klagenfurt zugrunde? 
Was geschieht, daß diese Verunsicherungen 
aufhören, daß die entsprechende praktische 
Anwendung der dort gewonnenen Erkenntnisse, 
die notwendige Rückkoppelung über die prakti­
sche Durchführung der Bildung, der Bildungspo­
litik und die theoretischen Erkenntnisse, die 
dort getroffen werden, überhaupt sichergestellt 
werden? 

Denn eines ist auch noch zutage getreten, was 
eben die Problematik der Koordination zwischen 
Wissenschaftsministerium und Unterrichtsmini­
sterium sehr deutlich zeigt: Es sind die dort 
Auszubildenden und die Ausbilder, die Lehrer 
und Assistenten, nicht in der Lage, ihre 
Erkenntnisse etwa an den Höheren Schulen oder 
im Ptlichtschulbereich überhaupt zu überprüfen. 
Das war eine Mitteilung der Professoren und 
Mitteilung der Assistenten an mich. Also muß 
schon was dran sein. Es bleibt offensichtlich in 
der Bürokratie - ich möchte sagen: zwischen 
Minoritenplatz und Minoritenplatz - hängen, 
weil man offensichtlich in einem Haus nicht in 
der Lage ist, eine entsprechende Koordination 
oder die entsprechende praktische Anwendung 
überhaupt durchzuführen, obwohl die Schulver­
suche sicher eine reiche Möglichkeit dazu böten 
und sich auch noch einige andere Gesichts­
punkte ergeben. 

Ich würde Sie bitten, Herr Abgeordneter 
Blecha, diesen Gesichtspunkt auch mit einzube­
ziehen, wobei mich hier sehr intey;essieren 
würde, wie die Frau Minister dieses Problem 
sieht. Daß das ein Problem ist, hat in diesem Fall 
nicht die Opposition, sondern haben die 
Betroffenen festgestellt. Und von der Mitwir­
kung der Betroffenen halten wir doch im 
Rahmen der Demokratieentwicklung immer so 
viel. Hier melden sich Betroffene zu Wort und 
protestieren mit diesem Wahlergebnis ganz 
offensichtlich - diese Grundhaltung war auch 
vernehmbar, das sollte Grund zu einer gemein-

samen Sorge sein -, weil offensichtlich eine 
Vernachlässigung stattgefunden hat. 

Das war die erste überlegung, Herr Abgeord­
neter Blecha. 

Eine zweite: Ich muß sagen, ich war beein­
druckt von dem doch stark entwickelten 
Zahlenfetischismus, den Sie in der Rechtferti­
gung des Wissenschaftsbudgets entwickelt 
haben. Es läßt sich bekanntlich ja mit Ziffern 
trefflich streiten. Ein kleiner Fehler ist Ihnen 
passiert: Es ist nicht eine Erhöhung um 229 
Prozent, sondern um 129 Prozent. Statistiker 
haben mich belehrt, daß man immer die Hundert 
wegziehen muß; es ist, glaube ich, ein Verständ­
nisirrtum. Ich hoffe, daß die IFES-Studien nicht 
mit diesen statistischen Grundkenntnissen 
zustande kommen. 

Wenn wir aber schon beim Zahlenfetischis­
mus sind, erlauben Sie mir, einige Hinweise zu 
geben. Es ist Ihren Zahlenstudien entgangen, 
daß sich der Hochschulbericht 1975 -1II-15 der 
Beilagen, XIV. GP - äußerst intensiv mit der 
künftigen Entwicklung befaßt und als Zielent­
wicklung für 1978 angibt, daß wir eine 
Steigerung von rund 160 Professorendienst­
posten, 800 Assistentendienstposten und 550 
Dienstposten für das nichtwissenschaftliehe 
Personal zusätzlich zum Bestand bräuchten. 

Das würde heißen, wenn wir eine lineare 
EntWicklung bis 1978 ins Auge fassen, daß wir 
für 1976 etwa 53 Professoren, 267 zusätzliche 
Assistenten und 183 Posten für das nichtwissen­
schaftliehe Personal bräuchten. Für 1976 ist aber 
keine Steigerung vorgesehen. 

Dieser Zahlengesichtspunkt ist Ihrer Rechtfer­
tigung entgangen. Ich möchte gern fragen, wie 
man sich dann in der Periode, die jetzt um das 
Jahr 1976 mit dem vorliegenden Budget- und 
Dienstpostenplan verkürzt ist, die Bewältigung 
dieser Bedarfsprognose vorstellt. 

Oder aber, Herr Abgeordneter Blecha: Viel­
leicht peinigt uns gemeinsam der Verdacht, daß 
die Zahlen im Hochschulbericht nicht stimmen! 
Wieso liegt das aber dann gleichzeitig vor? Auch 
hier, würde ich sagen, ein gewisser Koordina­
tionsmangel oder ein Mangel in der Interpreta­
tion der Politik, die wir, glaube ich, hier im 
Sinne einer gewissen - ich verwende absichtlich 
ein Modewort Transparenz dringlich 
bräuchten. 

Wenn wir schon bei der Transparenz sind, 
meine Damen und Herren, dann muß man sich 
bitte auch die Budgetsteigerungen etwas 
genauer ansehen. 

Der Herr Abgeordnete Blecha hat mit den 
Globalzahlen gearbeitet, was in der Tat ein­
drucksvoll ist, wenn man sie nicht näher ansieht. 
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Die Steigerung im Bereich der Forschung im 
Kapitel 14 geht nämlich bei näherem Besehen 
ganz eindeutig auf die 128 Millionen Schilling 
zurück, die wir als Mitgliedsbeitragsleistung 
zum CERN aufbringen, dann auf weitere 
Millionen Schilling für die Molekularbiologie­
konferenz und zum Laborprojekt der EMBL, zum 
OECD-Institut für Führungsaufgaben der Tech­
nik, und so weiter. 

Wenn wir das herausrechnen, Herr Abgeord­
neter, dann sieht es mit den Steigerungen schon 
bescheidener aus. Die Wichtigkeit des CERN­
Projektes sei unbestritten, aber da können Sie 
wirklich nicht sagen, daß es sich um inlands­
wirksame Forschung handelt. 

Ich kann mich nämlich erinnern, daß Sie 
gerade der Souveränität eines kleinen Landes 
durch die Forschung und die Investition in die 
Forschung das Wort geredet haben. Ich stimme 
Ihnen vollkommen zu. Dabei ergibt sich aber 
immer noch das Problem, ob wir die Firmen 
haben, wo die Leute dann das anwenden 
können. 

Wir haben auch das Problem, daß Österreicher 
womöglich ausgebildet werden und dann For­
schungsprojekte in anderen Staaten entwickeln, 
wodurch wir nicht souveräner, sondern abhängi­
ger werden. Das ist das Problem eines Klein­
staates. 

Aber diese Millionen Schilling, die hier für 
internationale Projekte drinnen stehen, können 
Sie nicht als eine inlandswirksame Forschung 
reklamieren, sondern ... (Abg. B 1 e c ha: 80 
Prozent unseres Beitrages für Spacelab fließen 
der ästerreichischen Wirtschaft zu!) Warten wir 
einmal ab! Warten wir erstens einmal ab. 
Zweitens handelt es sich hier bitte um CERN -
ich mache Sie darauf aufmerksam -, und die 
Molekularbiologie hat ~ichts mit Spacelab zu 
tun. Es gibt also schon einige Unterschiede. 
(Beifall bei der OVP.) 

Es wäre also interessant, eine um diese Dinge 
bereinigte Forschungsbilanz zu bekommen. 
Überhaupt muß ich leider sagen, daß dieses 
Budgetkapitel von Umreihungen und Umstel­
lungen sehr stark betroffen ist. Wenn Sie 
nämlich die Einzelzahlen genauer ansehen, 
dann kommen Sie darauf, daß es eine Reihe von 
Budgetpositionen gibt, die viel besser ins 
Bautenbudget passen, aber vom Finanzminister 
- wahrscheinlich hat er es sich nicht genau 
angesehen - als eine Steigerung des Sachauf­
wandes der Universitäten verkauft wurden. 

Zum Beispiel: Das Hochschulzentrum bei der 
Franz Josefs-Bahn; dann das Kernheizwerk 
Innsbruck und einige andere Bauvorhaben, die 
dann bei näherer Durchforschung des Budgets 
eindeutig dorthin ressortieren. 

Hier wäre es, glaube ich, um der besseren 
Information des Hauses willen besser, man hätte 
diese Gesichtspunkte klarer herausgestellt. Es 
wäre niemandem ein Stein aus der Krone 
gefallen, sondern wir hätten dann den besseren 
und klareren überblick, was hier wirklich 
geschieht. 

Nun erlauben Sie mir, bevor ich mich auf das 
Kapitel Forschung noch näher spezialisiere, 
auch noch einiges zu den Museen beizutragen. 

Ich habe der Debatte im Budgetausschuß 
entnommen, daß die Frau Minister ein Konzept 
für die Museen angekündigt hat. Das begrüße 
ich an sich sehr. Sie spricht in diesem 
Zusammenhang von einer Arbeitsgruppe, an der 
neben den Beamten auch interessierte Kreise, 
wie zum Beispiel Journalisten und Vertreter der 
Museenbesucher, teilnehmen. 

Ich weiß nicht, ob die Wiedergabe hier richtig 
ist; es handelt sich um die "Parlamentskorre­
spondenz"j ich nehme es aber an. Ich habe 
schmerzlich vernommen, daß jene, deren Werke 
dort in Zukunft hoffentlich ausgestellt werden, 
nämlich die Künstler, von der Mitwirkung an 
einem Museenkonzept offensichtlich ausge­
schlossen sind. - Hier wäre ein Appell an den 
gegenwärtig nicht anwesenden Unterrichtsmini­
ster am Platz. Auch hier wieder eine Problematik 
dieser Res so rtte ilung. - Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß ohne Mitarbeit der Künstler und 
ohne Mitarbeit der Kunsterzieher funktionsfä­
hige Museen überhaupt zustande kommen 
können. 

Der Mangel dieser Koordination zeigt sich 
schon darin, daß etwa der Kunstbericht, über 
den wir noch zu reden haben, in keiner Weise 
auf die Problematik der Koordination hinüber zu 
den Museen eingeht oder darüber Auskunft gibt, 
in welcher Weise die Belebung der Museen 
aktiv unterstützt werden kann. 

Ich glaube, daß hier eine Zweigleisigkeit 
vorliegt, die wir alle zu bezahlen haben. So 
manches Museum in Österreich wäre bei diesem 
Budget froh, wenn es etwa das Anschaffungs­
budget gehabt hätte, das der Bundestheaterver­
band bei der Ausschmückung seines Kassensaa­
les gehabt hat. Es liegt eine Ungleichgewichtig­
keit vor, wenn man Institutionen, die dazu 
berufen sind, das künstlerische Schaffen nicht 
nur zu dokumentieren, sondern auch lebendig 
zu erhalten, mit geringeren Mitteln ausstattet, 
als das in anderen Bereichen geschieht und, nur 
aus einer Kompetenztrennung heraus, falsche 
Schwerpunkte geschaffen werden. 

Erlauben Sie mir, daß ich auch noch auf den 
Antrag eingehe, den der Herr Abgeordnete 
Hanreich dann ziemlich eindeutig in Verbin­
dung mit seiner Zustimmung oder der Zustim-
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mung seiner Fraktion zum Kapitel Wissenschaft 
und Forschung hier vorgebracht hat. Es tut mir 
leid, daß er nicht da ist. Ich hätte ihm nämlich 
gern eine Überlegung mitgegeben, die mir im 
Rahmen der Stellung der Freiheitlichen Partei 
zum Budget berücksichtigenswert erschiene. 

Im Jahr 1970 hat die Freiheitliche Partei - ich 
gebe zu, bei einer sozialistischen Minderheitsre­
gierung - für ihre Zustimmung Veränderungen 
bei einern Budgetrahmen von etwa 100 Milliar­
den Schilling im Stellenwert von 1 Milliarde 
Schilling, ich würde sagen, eingehandelt. Das ist 
ungefähr 1 Prozent des Gesamtbudgets. 

Bei ihrer Zustimmung zu dem Kapitel 
Wissenschaft und Forschung gibt sich die FPÖ 
nun mit der Veränderung von 12 Millionen 
Schilling zufrieden. Das sind 15 Tausendstel des 
Budgets. Ich gebe zu, daß der Vergleich grausam 
ist. Ich will ihn lieber auf das Ressort 
Wissenschaft und Forschung beziehen: da 
ergeben diese 12 Millionen Schilling von 6,7 
Milliarden Schilling so rund 2 Promille. 

Es ist ein starker Kursverfall festzustellen, 
wenn man seinerzeit bei 1 Prozent eine 
Zustimmung erteilt hat und heute schon bereit 
ist, bei 2 Promille mitzugehen. 

Aber der Kursverfall hätte mich noch weniger 
betroffen, wenn ich nicht auch der "Parlaments­
korrespondenz" entnommen hätte, daß der Herr 
Abgeordnete Hanreich die Prüfung der Zustim­
mung und der Verhaltensweise der Freiheitli­
chen davon abhängig gemacht oder hier den 
Gesichtspunkt herausgearbeitet hat, daß die 
freiheitlichen Vorstellungen beim UOG keine 
Berücksichtigung gefunden haben. 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß die 
freiheitlichen Vorstellungen beim UOG gegen­
wärtig auf der politischen Börse im Gegenwert 
von 12 Millionen Schilling gehandelt werden. 
Entweder ist die Position beim UOG nicht so 
freiheitlich, oder die 12 Millionen Schilling sind 
so überzeugend, daß ein Mitgehen durchaus 
gerechtfertigt ist. 

Ich würde mich daher sehr interessieren, wie 
es nun um die freiheitlichen Vorstellungen zum 
UOG steht, beziehungsweise ob sich die 12 
Millionen Schilling wirklich auszahlen, eine 
Politik zu unterstützen, die offensichtlich im 
Grundsatz von den freiheitlichen Vorstellungen 
entfernt ist. 

Dann noch ein letzter Gesichtspunkt. Ich 
wurde, ich glaube, voriges Jahr - da war ich noch 
nicht Angehöriger des Hohen Hauses -, vom 
Abgeordneten Radinger hier im Plenum, ohne 
mich wehren zu können, sehr gerügt, weil ich 
bei einer Diskussion die Vorstellung geäußert 
hatte, daß die Finanzierung und das Stipendien-

wesen im Bereich der Universität umgestellt 
werden könnte, indem man eine Darlehensrege­
lung ins Auge faßt. 

Das war jedenfalls meine Äußerung. Ich 
konnte mich, wie gesagt, nicht wehren. Ich habe 
nur ungefähr im Gedächtnis, was Sie damals 
hier im Hohen Haus gesagt haben. 

Das ist aber nicht der eigentliche Punkt, Herr 
Abgeordneter Radinger. Ich würde Sie eher 
bitten, die "Arbeiter-Zeitung" zur Hand zu 
nehmen als Ihre eigene Aussagen. Am 3. 
Dezember 1975 hat nämlich Herr Hans Besen­
böck erklärt, daß etwa die Finanzierung eines 
kostendeckenden Stipendiums zu verwirklichen 
ist; freilich nur in Form eines Darlehens, das 
zumindest größtenteils nach Studienabschluß 
und Berufseintritt zurückzuzahlen wäre. 

Damals bin ich hier von Ihnen als "schreckli­
eher" Angehöriger des Wirtschaftsbundes, Kapi­
talistenknecht und ähnliches gekennzeichnet 
worden. Heute weiß ich Besenböck in meinen 
Reihen. (Heiterkeit.) 

Mich würde es sehr interessieren, wie es nun 
der Herr Abgeordnete Radinger mit diesem 
Punkt hier hält oder ob das Ende der Legislatur­
periode eine Änderung des Standpunktes 
bedeutet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Soweit zu einigen Gesichtspunkten der 
Debatfe hier im Haus. 

Nun erlauben Sie mir, meine Damen und 
Herren, etwas näher auf die Problematik der 
Forschung und der Forschungsorganisation ein­
zugehen. Die Frau Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung hat der Öffentlichkeit ihre 
Tätigkeit im Kabinett Kreisky III dahingehend 
beschrieben, daß der Schwerpunkt in der 
nächsten Zeit auf Vorhaben im Bereich der 
Forschungspolitik liegen wird. Dagegen ist an 
sich nichts zu sagen. Im Gegenteil: Ich würde 
diesen Gesichtspunkt sogar sehr begrüßen. 

Es gibt auch bereits eine Reihe von Ankündi­
gungen auf diesem Gebiet, wobei allerdings die 
Auskünfte im Rahmen des Budgetausschusses 
bisher eher knapp gewesen sind. Offensichtlich 
bestehen im Rahmen des Ressorts entweder 
noch keine klaren oder nicht der interessierten 
Öffentlichkeit zugänglichen Vorstellungen zur 
neuen rechtlichen Fassung dieses Gebietes. Die 
Regierungserklärung als Auskunftsdokument 
bedient sich in diesem Zusammenhang des 
heute üblichen Rotwelsch, was den sibyllini­
schen Charakter der Mitteilungen eher noch 
verstärkt. Ich zitiere: 

"Wissenschaft und Forschung tragen im 
wesentlichen Ausmaß zur Erreichung gesamtge­
sellschaftlicher und gesamtstaatlicher Ziele bei. 
Wissenschafts- und Forschungspolitik verstehen 
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sich heute als Teil der allgemeinen Gesell­
schaftspolitik. .. 

Diese Feststellungen sind von einigen Vorred­
nern schon entsprechend wiederholt worden. 

Ich will gar nicht darauf eingehen, was 
gesamtgesellschaftliche und gesamtstaatliche 
Ziele sind, denn dann müßte es ja teilgesell­
schaftliche und teilstaatliche Ziele geben. Ich 
will mich auch gar nicht damit aufhalten, was 
Wissenschafts- und Forschungspolitik anderes 
sein könnten als ein Teil der Gesellschaftspoli­
tik, beziehungsweise welche Politik nicht Teil 
einer Gesellschaftspolitik ist. Diese Auskunft 
hätte ich gern einmal bekommen. 

Ich hege aber bei Betrachtung dieser knappen 
Zeilen für die im Rahmen der Regierungserklä­
rung angekündigte Neuordnung der For­
schungsorganisation einige Bedenken. 

Zunächst hat der Abgeordnete Stix gemeint, 
daß die Forschungsorganisation brach liegt. Er 
verkennt aber dabei, daß wir seit geraumer Zeit 
ein Forschungsförderungsgesetz haben, daß es 
die beiden Forschungsförderungsfonds sowie 
eine Reihe von anderen Maßnahmen gibt, die 
durchaus in der Lage waren, eine Verbesserung 
der Situation herbeizuführen. Sonst hätte näm­
lich nicht eine sozialistische Regierung mit einer 
absoluten Mehrheit im Parlament fünf Jahre 
damit gearbeitet. 

Ich glaube, daß man es sich auch nicht so 
einfach machen kann wie der Abgeordnete 
Blecha, der meinte: Na ja, jetzt macht der Staat 
etwas, da soll auch die Wirtschaft etwas tun! Wir 
würden als Wirtschaft in Österreich nicht derart 
exportintensiv sein, wenn wir nicht auf dem 
Sektor des internationalen Know-how aus 
eigener Leistung der Wirtschaft hätten mithalten 
können, wenn wir nicht in der Lage gewesen 
wären, an vielen internationalen Projekten 
mitzuwirken, gerade auf dem Forschungssektor 
und gerade in dem Bereich, der sehr denkinten­
siv und sehr einfallsintensiv ist. 

Im innovatorischen Bereich hat also die 
österreichische Wirtschaft einiges gebracht, 
sonst hätte sie nicht auch in einigen Zulieferfir­
men wesentliche Beiträge, zum Beispiel für die 
Raumfahrt, leisten können. 

Das Problem liegt aber anders. Wir schicken 
uns aller Voraussicht nach an - den bisherigen 
übungen der sozialistischen Bundesregierung 
folgend -, einen wesentlichen Teil unseres 
wissenschaftlichen Lebens, nämlich die For­
schung, stärker an den Staat zu binden 
beziehungsweise zu regeln, allenfalls zu regle­
mentieren. Nach den bisherigen Erfahrungen, 
die das Hohe Haus mit den Vorstellungen der 
Autonomie im wissenschaftlichen Bereich 

gemacht hat, ist zu befürchten, daß die beiden 
Forschungsförderungsfonds und die übrigen 
Forschungseinrichtungen in eine stärkere 
Abhängigkeit kommen und die in der Regie­
rungserklärung in einem Atemzug genannte 
Akademie der Wissenschaften ihren Charakter 
als unabhängige Gelehrtengesellschaft, die sie ja 
historisch aus gutem Grund ist, verliert und 
vielleicht damit ein wesentliches Element der 
Aufklärung gerade in unserer Zeit ein Ende oder 
eine Korrektur erhält, was sie nicht verdient hat. 

Es soll aber nicht geleugnet werden, daß man 
die Wissenschaft nicht sich selbst überlassen 
kann, weil eben der rasche Anstieg des 
Interesses der Öffentlichkeit an der Verwaltung 
der Wirtschaft nicht nur zum Teil auf die rapid 
hochschnellenden Kosten der wissenschaftli­
chen Forschung, sondern auch auf die Notwen­
digkeit zurückzuführen ist, sie aus Steuermitteln 
zu finanzieren. 

Aueh haben wir gelernt, daß der wissenschaft­
liche Fortschritt nicht nur ernste Gefahren für 
das menschliche Leben mit sich bringt, sondern 
auch die Richtung bestimmt, in der sich das 
Leben entwickelt, und daß sich deshalb die 
Wissenschaft einer politischen und sozialen 
Kontrolle unterwerfen muß. In aller Welt 
beanspruchen gesetzgebende Körperschaften 
und Regierungen heute das Recht für sich, die 
Strategie des Wissenschaftlichen zu bestimmen, 
wobei man aber auch nicht unterschätzen soll, 
daß in anderen politischen Systemen die 
Wissenschaften als ein Mittel zur Verfolgung 
eines kämpferischen ideologisch-politischen 
Zieles betrachtet werden. 

Daher ist ein gewisses Mißtrauen anzuwen­
den, das Mißtrauen, daß man das notwendige 
Maß an Organisation überschreitet und glaubt, 
im Wege der Organisation Geist kommandieren 
zu können. Wir sollten ihn aber bestenfalls 
optimieren im Einsatz, nicht aber bestimmen, in 
welche Richtungen gedacht wird. Denn es muß 
uns eine Warnung sein, wenn etwa der russische 
Physiker Kapitza das Forschungsverständnis 
eines totalitären Systems dadurch kennzeichnet, 
daß er meint: Die Wissenschaft hat ihre Freiheit 
eingebüßt, weil sie eine Produktivkraft gewor­
den ist. 

Eine Produktivkraft allein, meine Damen und 
Herren - und das ist die Gefahr dieser 
Formulierung von der gesellschaftlich relevan­
ten Bestimmung -, darf es nicht sein, weil es 
auch Dinge gibt, die nicht wäg- und meßbar sind 
im menschlichen Leben und die auch einen 
wesentlichen Bestandteil des Forschens und des 
Suchens darstellen. 

Im Rahmen eines demokratischen Rechtsstaa­
tes sollte aber ein Parlament und selbstverständ-
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lieh auch eine Regierung nicht davon reden, wie 
es noch mehr Abhängigkeit der Menschen von 
Gesetzen und Verordnungen geben könnte, 
sondern auf welche Weise man in der Lage ist, 
eigenen Spielraum und eigene Verantwortung 
zu erhalten und auszubauen. 

. Wer an die Mündigkeit des Menschen glaubt 
- und davon ist in diesem Haus oft genug die 
Rede -, sollte auch in der praktischen Durchfüh­
rung die Mündigkeit und die Eigenverantwor­
tung ernst nehmen. Daraus ergibt sich für uns 
eine erste Forderung bei der Verwirklichung 
dieses Forschungsorganisationsgesetzes: Wir 
sollen den Wissenschaftern die Verantwortung 
dafür überlassen, die beste Taktik für das 
Erreichen der gesellschaftlichen Ziele auszuar­
beiten. 

Hier sollte aber unser Freiheitsbegriff bei der 
Forschung nicht enden. Jeder Machthaber - und 
in der modernen Demokratie ist es heute die 
Regierung und ganz bescheiden das Parlament -
muß sich auch darüber im klaren sein, daß er 
Forschung von Menschen so ansetzen kann, daß 
sie gegen den Menschen geschieht. Die For­
schung hat in jeder Geschichtsepoche die 
jeweiligen Souveräne ungeheuer angezogen. 
Längst sind die Alchimisten Figuren der 
Geschichte geworden, doch auch die heutigen 
Machthaber sind nicht von der Versuchung frei, 
sich ihre Wissenschafter zu halten. 

Wir müssen gerade bei der Freiheit der 
Forschung vom Alchimistenbeispiellernen. Hier 
wurden Forscher angesetzt, um Gold zu schaf­
fen, das jede Regierung jederzeit in der 
verschiedensten Form immer wieder gebraucht 
hat. Dieser Tatsache verdanken wir zum Beispiel 
das Porzellan. Daher sind auch etwa Krebsfor­
scher nicht zu tadeln, wenn sie in der 
Biomedizin - scheinbar weit vom Krebsproblem 
entfernt - Fortschritte suchen, denn bestimmte 
Ziele lassen sich nicht einfach kommandieren, 
auch dann nicht, wenn die Wissenschaftspolitik 
ein Teil der allgemeinen Gesellschaftspolitik ist. 

Da ergibt sich nun die Frage: Verbieten wir 
dieses Schaffen, dieses freie Forschen des 
Menschen, weil es uns eben nicht gesellschaft­
lich relevant erscheint - wer ist auch Richter 
darüber? -, oder lassen wir es zu im Rahmen der 
freien Verantwortung von Menschen, die im 
Bereich der Forschung tätig sind? 

Hier möchte ich den zweiten Kernsatz 
nennen, unter dem die Österreichische Volks­
partei bereit ist, an einer Neuordnung der 
Forschungsorganisation mitzuwirken: nämlich 
keine Forschungsorganisation zu diskutieren 
und in Fassung zu bringen ohne die Forscher, 
und zwar nicht passiv, sondern in aktiver 
Mitwirkung. Ein staatlicher Einfluß hat ohnehin 

seine größten Möglichkeiten durch Festsetzung 
der Mittel für die Forschung, in der Kontrolle 
durch die Verwaltung, durch das Parlament und 
durch die Öffentlichkeit. 

Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß 
die Wissenschaftspolitik im Bereich der For­
schung nicht nach allgemeinen Konjunkturzyk­
len, notwendigen Budgetweisheiten oder der 
allgemeinen Wirtschaftsförderung gehen kann, 
sondern daß wir uns eher darüber im klaren sein 
müssen, daß wir heute auf dem innovatorischen 
Sektor etwas zurückhängen, da die Forschungs­
entwicklung der letzten Jahre zwar kontinuier­
lich weitergegangen ist, aber in erster Linie in 
der Verfeinerung, nicht aber in jenen notwendi­
gen großen Sprüngen gelegen ist, die von Zeit 
zu Zeit die wissenschaftliche Entwicklung 
kennzeichnen, wie es bereits der zur Ehre einer 
Regierungserklärungszitation gekommene 
Schumpeter charakterisiert hat. 

Einen dritten Gedanken möchte ich bei dieser 
Diskussion noch beisteuern. Eine gute demokra­
tische Organisation, eine entsprechende politi­
sche Diskussion kann es nicht verhindern, daß 
wir auch irren. Die Verabschiedung eines 
Gesetzes mit parlamentarischer Mehrheit 
gerade auf dem Sektor der Wissenschafts- und 
Forschungspolitik garantiert noch nicht, daß wir 
den richtigen Weg gewählt und die richtigen 
Ziele in der Forschung gesetzt haben. 

Eine Mehrheit im Hohen Haus, Frau Bundes­
minister, ist auch noch keine Absolution dafür, 
die jeweils richtigen Forschungsziele erkannt zu 
haben. Dazu hat Professor Heinz Maier-Leibnitz 
vor der Jahresversammlung 1975 der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft einen Gedanken aus­
geführt, den ich hier zitieren möchte: 

"Im Mittelpunkt bleibt der einzelne, der die 
Arbeit ausführt, der seine Arbeitspläne macht 
und seine Ziele aus der Umwelt herausfindet. 
Wir müssen uns bewußt bleiben, daß die 
Einsamkeit des Forschers eine der wichtigsten 
Voraussetzungen für den Schritt ins Neue ist." 

Wir sollten diese Einsamkeit nicht durch 
Anreicherung von Stäben oder durch eine 
Bürokratisierung durchstoßen, sondern die 
Chance zur Einsamkeit eben zu diesem Suchen 
fördern. 

Diese überlegung sollte uns veranlassen, mit 
staatlichen Einflüssen bei der Forschungsförde­
rung sehr sorgfältig umzugehen, bei aller 
Anerkennung der Verantwortung, die wir 
gegenüber öffentlichen Mitteln haben, bei aller 
Respektierung aber auch der Freiheit, die auf 
diesem Gebiet gerade eine der notwendigen 
Voraussetzungen zur Entfaltung ist. 

Für mich wird das Bild des Forschers in 
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Alexander Solschenizyns "Ersten Kreis der 
Hölle", wie ihn dort ein totalitäres System sieht, 
immer ein warnendes Beispiel bleiben, wo 
nämlich eben dieses System hohe geistige 
Begabungen in einem Lager vereint, um sie 
auch Sinnloses tun zu lassen, zum Beispiel ein 
nichtabhörbares Telephon für Josef Wissariono­
witsch Stalin zu erfinden. 

Dieses Sich-Halten eines Forschers kann auch 
die Gefahr einer solchen Forschungsorganisa­
tion sein, nämlich dann, wenn wir, in einem 
demokratischen System lebend, unter "gesell­
schaftlich" Ziele als gerechtfertigt sehen, die 
eigentlich nicht Forschung von Menschen für 
den Menschen bedeuten, sondern unter Umstän­
den nur die Verfolgung eines politischen 
Steckenpferdes sind. Ich glaube vielmehr, daß 
an Stelle dieses direkten staatlichen Zugriffs die 
permanente Auseinandersetzung mit der For­
schung und mit der die Forschung und 
Wissenschaft umgebenden Welt gehört. Damit 
sind wir in einer weiteren Zielvorstellung, der 
sich die gesamte Bildungspolitik in allen ihren 
Teilen zuordnen sollte. 

Die bisherige Organisation der Forschung 
garantiert nämlich bei den Fonds einen guten 
Kontakt zu denen, für die nicht zuletzt die 
Forschung auch da ist, nämlich für die Wirtschaft 
und Arbeitswelt. Es wäre äußerst zweckmäßig -
und hier stimme ich dem Abgeordneten Wille zu 
-, wenn wir in Hinkunft eine entsprechende 
Form darin finden würden, daß sich die Vertreter 
der Universitäten, der Wirtschaftsverbände und 
der Arbeitnehmer darüber unterhalten, welche 
Ausbildungsinhalte und welche Forschungs­
ziele den Erfordernissen der Zukunft entspre­
chen. 

Ich greife damit auf einen Gedanken zurück, 
den der Abgeordnete lng. Sallinger einmal in 
einern Vortrag an der Universität Wien geäußert 
hat, nämlich den Gedanken einer Bildungspart­
nerschaft. Und das mit gutem Grund: Ich habe 
nämlich im Hochschulbericht 1975 in Punkt 8, 
"Bedarf an Hochschulabsolventen" , unter 8.3, 
"Bezugspunkte der Planung", folgendes gefun­
den. - Ich bitte, mir jetzt genau zuzuhören, denn 
es ist das ohne Zweifel aufs erste nicht 
verständlich. 

"Ohne Zweifel ist die Absorptionsfähigkeit 
des Arbeitsmarktes für den traditionellen Hoch­
schulabsolventen nicht grenzenlos. Unter Einbe­
ziehung der qualitativen Aspekte des Bedarfs 
und der Struktur der Hochschulausbildung als 
veränderliche Variable eröffnet sich aber eine 
Perspektive, die eine kompromißhafte Verbin­
dung einer nachfrageorientierten mit einer 
arbeitsmarktorientierten Planung ermöglicht.·· 

In dieser sehr kardinalen Frage, Frau Bundes-

minister, haben wir hier einen Satz, wo man 
sagen kann: Hier wäre ein kleiner Wegweiser­
ich würde fast schon sagen, daß man hier nur 
mehr mit entsprechenden Magnetorientierun­
gen durchkommt - sehr gut. 

Ich hege nämlich große Zweifel, Frau Bundes­
minister - und ich kann mir. auch nicht 
vorstellen, daß Sie das vorher genau gesehen 
haben -, ob jene Hochschulabsolventen, die sich 
Sorge über ihre künftige berufliche Tätigkeit 
machen, von diesem Absatz getröstet sind. Wenn 
wir als Parlament unsere Verantwortung wahr­
nehmen, haben wir wahrscheinlich mehr als 
dieses Satzgebilde zu bieten, abgesehen davon, 
daß ich sprachkritisch den Ausdruck "veränder­
liche Variable" besonders schätze. (Heiterkeit 
und Beifall bei der DVP.) 

Die Feststellung der Begrenztheit der Absorp­
tionsfähigkeit des Arbeitsmarktes ist eine Bin­
senweisheit. Wenn schon von Bezugspunkten 
der Planung die Rede ist, wäre es doch äußerst 
wertvoll, wenn man in Hinkunft auf solche Sätze 
verzichtet und dafür mit den Wirtschafts- und 
Arbeitnehmerverbänden, gemeinsam mit den 
hohen Schulen und Forschungsstellen unseres 
Landes, in einem ständigen engen Kontakt und 
Gespräch stünde, welche Entwicklungen hier 
absehbar sind und was kurzfristig getan werden 
muß, um da und dort eine bessere Nutzung der 
Möglichkeiten, um da und dort ein besseres 
Angebot an die jungen Menschen unseres 
Landes herzustellen. 

Wir sollten daher auch im Bereich der 
Forschungsorganisationnicht in eine Konflikt­
steIlung zwischen wissenschaftlicher und ange­
wandter Forschung kommen, sondern uns eine 
stärkere Integration überlegen, etwa in die 
Richtung, daß angewandte Forschung stärker 
auch an den Hochschulen gemacht werden 
kann. Wir sollten nicht ein Schrebergartensy­
stem erzeugen, wo eigentlich jeder versucht, 
sich abzugrenzen, sondern versuchen, hier 
untereinander - und einer solchen Entwicklung 
würden wir gern die Zustimmung geben - nicht 
nur einen verbesserten Kontakt, sondern auch 
eine verbesserte Absprache herzustellen. 

Wir wissen nämlich längst, daß wir selbst auf 
dem relativ engen Gebiet der Wirtschaftspro­
gnose heute nicht sehr viel voraussagen können. 
Umso schwieriger wird es bei den künftigen 
Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt sein. 
Gerade hier aber die jeweils letzten Informatio­
nen weiterzugeben, wäre doch eine äußerst 
interessante Aufgabe im Dienste aU derer, die 
davon betroffen sind, und auch im Dienste der 
weiteren Entwicklung unseres Landes. 

Damit bekäme die Bildungsprognose einen 
lebendigen Hintergrund, und es wäre hier ein 
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wesentlicher Teil - ich weiß nicht, ob gesell­
schaftlich relevant oder nicht relevant, aber auf 
jeden Fall in einem guten Sinn - in unserem 
Bereich der Gesellschaft koordiniert und in 
einem ständigen Gespräch. 

Zweckorientierung aber kann es nicht allein 
geben. Wir müssen uns auch die Freiheit 
nehmen, nicht nur die Wissenschaft auf den 
gegenwärtig erkennbaren Bedarf zu orientieren, 
sondern auch die schöpferischen Möglichkeiten 
zur Bewältigung der Zukunft zu erhalten. Für 
Wissenschaft und Forschung gilt gleichermaßen, 
daß die Anwendung vieler Ergebnisse heute 
noch nicht absehbar ist und auch nicht alle 
Ergebnisse nur aus der Zweckorientierung 
heraus gesehen werden können. 

Gerade hier werden wir besonders sorgfältig 
vorgehen müssen, wenn wir uns der Neurege­
lung der Rechtsverhältnisse der Akademie der 
Wissenschaften annehmen. Es handelt sich bei 
dieser Akademie nämlich nicht nur um eine 
ehrwürdige Institution, sondern auch um eine 
Einrichtung, die insbesondere im Kontakt zu den 
Oststaaten von entscheidender Bedeutung ist, 
weil der Stellenwert und die Anerkennung 
dieser Akademie dort besonders hoch ist. Jede 
neue gesetzliche Regelung muß daher darauf 
Rücksicht nehmen und zum Inhalt haben, daß 
die Akademie der Wissenschaften zur autono­
men Förderung der Wissenschaft geschaffen 
wurde. 

Meine Damen und Herren! Die Österreichi­
sche Volkspartei wird an jeder Lösung mitwir­
ken, die diesen Grundsatz verfolgt und dieser 
Akademie ihre Bedeutung erhält. Der Charakter 
der Gelehrtengesellschaft ist jedenfalls dahin 
gehend zu erhalten, daß die freie Entscheidung 
der Mitglieder bestehen bleibt und sie nicht zum 
Durchlauferposten für jene Forschungen wird, 
an denen nirgend jemand sonst noch interessiert 
ist. 

Bei dieser Gelegenheit wird auch noch zu 
klären sein, in welchem Verhältnis etwa andere 
Einrichtungen, wie die Boltzmann-Institute und 
andere Forschungseinrichtungen, stehen. Wir 
bedauern in dem Zusammenhang, daß die 
Dotation dieser Akademie nur um 0,3 Prozent 
steigt, während etwa für das Institut für Höhere 
Studien und für die Boltzmann-Institute eine 
Steigerung von insgesamt 6,2 Prozent eintritt. 

Daß diese Akademie -nicht entsprechende 
Projekte hätte, kann ich mir nicht vorstellen. Daß 
hier offensichtlich andere politische überlegun­
gen eine Rolle spielen, kann angenommen 
werden. Sollte es etwas anderes sein, wären wir 
dankbar, es zu erfahren. 

Es beunruhigt uns nur - und das ist vielleicht 
eine Ergänzung zu den Zahlenüberlegungen des 

Herrn Abgeordneten Blecha -, daß Forschungs­
dotationen in anderen Budgetkapiteln als den von 
Wissenschaft und Forschung eher stagnieren 
oder sogar zurückgehen, wie etwa im Bereich 
des Arsenals, oder die allgemeine Bauforschung 
nicht jene Entwicklung mitmacht, die der 
Baukostenindex durchaus als gerechtfertigt 
erscheinen läßt. 

Meine Damen und Herren! Ein Problem, das 
wir sicher heute in der Politik zu bewältigen 
haben, um einen international anerkannten 
Gelehrten zu zitieren, ist es, mit der Balkanisie­
rung der Wissenschaft fertig zu werden. Es ist 
aber gar nichts anderes als ein Bild des Ringens 
um die Orientierung des Menschen. Genauso 
vielfältig wie unser Leben, genauso zerrissen, 
wie unser Tag heute ist, mutet einem auch das 
Bild wissenschaftlichen Strebens und Forschens 
nach Neuem an. 

Eine Skepsis gegenüber den Experten als 
Allheilmittel unserer Probleme ist durchaus 
angebracht. Ich teile die kritische Distanz, die 
die Frau Bundesminister in einem Vortrag 
anläßlich der letzten Alpbacher Hochschulwo­
chen seitens der Politik gegenüber wissenschaft­
lichen Gutachten angemeldet hat. Ich möchte 
sogar noch weiter gehen: Ich betrachte es in 
vielen Fällen als einen Verantwortungsverzicht 
des Politikers, sich auf Gutachten und Experten 
zu berufen und sich keine eigene Meinung 
bilden zu wollen; vielleicht auch sich Freunde 
machen zu wollen, zwar nicht mit dem 
ungerechten, aber mit dem staatlichen Mam­
mon. Eine Gesellschaft aber, die sich kritiklos 
mit den Entscheidungen von Experten abfindet, 
ist eine in sich gefährdete Gesellschaft. 

Es wäre aber verfehlt, in Extreme zu verfallen, 
nämlich die Experten zu verdammen oder sie 
total an die staatliche Kandare nehmen zu 
wollen. Wer sagt denn, daß wir uns nicht auch 
irren können in dem, was wir uns vorstellen? 
Viele jener Folgen nämlich, mit denen wir heute 
mit Hilfe der Wissenschaften fertig werden 
wollen, sind auf Grund von demokratischen 
Entwicklungen und demokratischen Entschei­
dungen entstanden. Es muß vielmehr auch die 
Aufgabe einer Wissenschaftspolitik und damit 
der gesamten Bildungspolitik sein, immer mehr 
Menschen zum Verständnis dessen heranzufüh­
ren, was geforscht und geschaffen wurde. 

Ein Staat mit hoher wissenschaftlicher Ent­
wicklung muß auch Menschen, muß auch Bürger 
haben, die über eine umfassende Kenntnis der 
Ziele unserer Wissenschaft, der Ergebnisse 
unserer Forschung und der Methoden unseres 
Denkens verfügen. Damit wir in einer Demokra­
tie überhaupt in der Lage sind, Entscheidungen 
über Wissenschafts- und Forschungspolitik zu 
fällen, ist die Information darüber nicht nur an 
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einen fachlich interessierten Kreis, sondern an 
einen allgemein politisch interessierten Kreis 
von entscheidender Bedeutung. 

Ich bedauere in diesem Zusammenhang, daß 
wir gerade im ORF, in einem entscheidenden 
Medium, nicht jenen Stellenwert der Informa­
tion über wissenschaftliche Entwicklung im 
Rahmen der allgemeinen Information haben, 
wie es notwendig wäre, und daß vielleicht auch 
das Pressewesen und der Journalismus der 
heutigen Tage nicht in der notwendigen Weise 
darauf Rücksicht nehmen, den Menschen die 
Konsequenzen wissenschaftlicher, die For­
schung betreffender und wissenschaftspoliti­
scher Entscheidungen entsprechend klarzuma­
chen. Wir befinden uns nämlich in der Gefahr, 
einer Welt zuzugehen, wie sie Aldous Huxley in 
der "Tapferen neuen Welt" gekennzeichnet hat: 
Daß es nur mehr wenige Alpha-Wesen gibt, die 
in der Lage sind, zu erkennen, wohin die Reise 
geht, während der Rest eben Epsilons sind. 
Reduzierte, die nicht genau wissen, was sie 
überhaupt zu tun haben, sondern nur mehr für 
bestimmte Funktionen zuständig sind. 

Insofern, meine Damen und Herren, ist die 
Wissenschafts- und Forschungspolitik entgegen 
der Meinung der Regierungserklärung nicht ein 
Teil der allgemeinen Gesellschaftspolitik, son­
dern alles, was in der Wissenschaft geschieht, 
beeinflußt die Gesellschaft. Hier liegt der 
ideologisch falsche Ansatz der Regierungserklä­
rung, denn zum Glück wird es immer Wissen­
schaftler geben, die gegen die heute angeblich 
als gesellschaftlich richtig und relevant verstan­
denen Ziele suchen und forschen, finden und 
erfinden und mit einiger Gewißheit damit die 
Zukunft der Menschen sichern. 

An dieser Frage, Frau Bundesminister, wer­
den sich unsere Geister scheiden. (Beifall bei der 
DvP.) 

Wenn Sie die Regierungserklärung so verste­
hen, daß die Gesellschaft nicht das Recht hat, im 
Wege des Staates als Zwangsbeglücker aufzu­
treten, schon gar nicht bei Wissenschaft und 
Forschung, werden Sie bei uns eine Unterstüt­
zung für die Neuregelung der Forschungsorga­
nisation finden, denn an dem Vertrauen in den 
Menschen und dem Vertrauen in die Freiheit 
von Wissenschaft und Forschung von Menschen 
für den Menschen werden wir uns bei unserer 
Entscheidung orientieren. (Beifall bei der DvP.) 

Präsident Probst: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich Herr Abgeordneter Radin­
ger zum Wort gemeldet. Fünf Minuten Redezeit. 

Abgeordneter Radinger (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Herr Generalsekretär Dr. 
Busek hat eben die Behauptung aufgestellt, ich 

hätte ihn vergangenes Jahr kritisiert, weil er 
vorgeschlagen habe, das Studium durch ein 
Darlehen zu finanzieren, und eben dieser 
Vorschlag wäre heuer in der "AZ" ebenfalls 
aufgetaucht. 

Es stimmt, daß in der "AZ" ein solcher Artikel 
erschienen ist: "Studieren auf Kredit". Von mir 
kritisiert wurde aber vergangenes Jahr - Herr 
Dr. Busek, das wissen Sie ganz genau; ich habe 
darüber mit Ihnen einen Briefwechsel geführt -
etwas ganz anderes. 

Ich zitiere aus dem Protokoll der 124. Sitzung 
vom 5. Dezember 1974 - ich habe damals 
gesagt -: 

"Es erklärte nämlich der Generalsekretär des 
Wirtschafts bundes , Herr Dr. Busek, anläßlich 
dieses Besuches in einem ORF-Interview folgen­
des: Er halte es für denkmöglich, daß Akademi­
ker, wenn sie auf Grund ihrer Ausbildung besser 
verdienen, zu Zahlungen herangezogen werden 
können; wenn die Gesellschaft die Ausbildungs­
möglichkeiten kostenlos zur Verfügung stellt, 
dann könne diese Gesellschaft auch fordern, daß 
der auf Grund dieser kostenlosen Ausbildung 
erreichte höhere Verdienst mit einer Sonderab­
gabe belastet werde, um die Ausbildungskosten 
teilweise zu refundieren." 

Das habe ich - ich habe dies auch Herrn Dr. 
Busek schriftlich mitgeteilt - dem "Neuen 
VolksblaU" vom 2. 12. 1974 entnommen, dessen 
Photokopie ich vor mir habe. 

Ich möchte noch hinzufügen: Ich habe Herrn 
Dr. Busek nicht als "Kapitalistenknecht" 
bezeichnet, ich habe ihm überhaupt kein 
Attribut gegeben. (Abg. Dr. BI e n k: In Zwi­
schenrufen!) 

Er hat sich selbst zum Studenten-Ombuds­
man ernannt, aber das nehme ich ihm nicht 
weg. 

Bitte das zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei 
der SPD.) 

Präsident Probst: Herr Dr. Busek zu einer 
tatsächlichen Berichtigung: Erwiderung, § 58 
Geschäftsordnung. 

Abgeordneter Dr. Busek (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Herr Abgeord­
neter Radinger, ich glaube, daß Sie das Protokoll 
richtig zitieren, nicht richtig haben Sie mich 
aber damals zitiert. Dieses ORF-Interview ist 
vom Mitglied des Bundestages Weizsäcker. Ich 
kann nichts dafür, wenn Presseorgane das nicht 
entsprechend wiedergeben. Ich kann aber wohl 
... (Abg. Li baI: Nicht sachlich ist das beim 
Abgeordneten Ra dinger, wenn eure Zeitungen 
etwas falsch wiedergeben! - Präsident Pro b s t 
gibt das Glockenzeichen.) Herr Abgeordneter 
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Libal! Ich hoffe, der Präsident gestattet mir, noch 
auf Ihren Zwischenruf zu antworten. 

Die Tatsache, daß es von Weizsäcker ist, habe 
ich dem Herrn Abgeordneten Radinger schrift­
lich mitgeteilt. Ich bedaure, daß er sich nicht 
daran erinnern kann. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Worte gelangt Herr 
Abgeordneter Luptowits. 

Abgeordneter Luptowits (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Geschätzte Damen und 
Herren! Ich möchte mich an die Vereinbarung 
halten, 20 Minuten Redezeit einzuhalten, und 
nicht wie mein Vorredner, Kollege Dr. Busek, 
die Zeit wesentlich überschreiten. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. G ru be r .) Herr Kollege Dr. 
Gruber! Lassen Sie mich die 20 Minuten lang in 
Ruhe hier vortragen! Sie kommen noch dran! 
(Heiterkeit.) 

Die heutige Diskussion über das Budgetkapi­
tel Wissenschaft und Forschung hat den erfreuli­
chen Akzent gehabt, daß keiner der Redner der 
OVP die Existenz des Wissenschaftsministe­
riums in Zweifel gezogen hat. Ich stelle fest, daß 
die OVP erfreulicherweise der Meinung ist, daß 
die Teilung richtig war, wenn auch Kollege 
Mock noch im Wahlkampf versucht hat, darüber 
etwas anderes zu sagen. 

Aber aus dieser Erkenntnis, über die wir sehr 
erfreut sind, hat sich die Angriffsspitze der OVP 
gegen die Frau Bundesminister gerichtet. 

Zur Geschmacklosigkeit des Kollegen Dr. 
Gruber mit der "Rabenmutter" fiel mir halt ein 
Wort von Goethe ein, der einmal gesagt hat: 

"Willst du Turm sein, darf dich das Gekrächze 
der Raben nicht stören!" (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Setzen Sie statt 
"Raben" "OVP", dann haben Sie den Grundte­
nor des heutigen Beitrages der OVP-Redner. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. 
BI e n k: So billig!) 

Herr Kollege Blenk! Auf Ihr Niveau von heute 
möchte iCh mich überhaupt nicht herabbegeben 
(Beifall bei der SPO), denn das, was Sie heute 
hier produziert haben, war wohl ein sehr starkes 
Stück, vor allem gegen die Frau Bundesminister! 
(Abg. Dr. BI e n k: Alles Fakten!) Herr Kollege 
Dr. Blenk! Ich sage Ihnen jetzt etwas ganz 
Ernsthaftes: Wenn Sie die intellektuelle Präsenz 
der Frau Bundesminister und ihre politische 
Erfahrung und Klugheit hätten, könnten Sie sich 
gratulieren! (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. 
Blenk: So habe ich Sie noch nie gehört!) 

Meine Damen und Herren! Nun einige 
Bemerkungen im Telegrammstil, damit ich 
meine Zeit einhalte. 

Punkt 1: Hochschule für Bildungswissenschaf­
ten. Herr Kollege Dr. Busek! Ich habe Ihre 
Ausführungen gelesen, Sie waren sicherlich 
nicht von allem Anfang an dabei, Sie kennen 
also die Genesis der Hochschule für Klagenfurt 
nicht so, wie Kollege Mock und ich sie kennen, 
die wir damals im Organisationskomitee unter 
Vorsitz des Ministers Piffl monatelang beisam­
mengesessen sind, um die Konzeption dieser 
Hochschule, dieser Universität, zu entwickeln. 

Sie fragen: Wohin soll sie gehen? Es gibt da 
einen ganz klaren Gesetzesauftrag. Dem Geset­
zesauftrag ist von den Herren der Hochschule 
Folge zu leisten. Wenn die Herren feststellen, 
daß es nicht möglich ist, dann müssen sie 
herkommen und sagen: Der Gesetzgeber hat ein 
Gesetz beschlossen, dessen Auftrag wir nicht 
erfüllen können. - Aber sie dürfen nicht 
herumreden und im Hintergrund herummotzen. 
Sie sollten den Mut haben zu sagen: Wir können 
den Auftrag nicht erfüllen. 

Punkt 2: Die Frau Bundesminister hat sich 
sehr wohl in vielen Konferenzen mit diesen 
Problemen befaßt. Oft war sie selbst in 
Klagenfurt und hat mit den dort Verantwortli­
chen geredet, diskutiert und sie auf das 
aufmerksam gemacht, was sie zu erfüllen haben. 
Es ist nicht so, daß die Frau Bundesminister 
vielleicht in einem elfenbeinernen Turm im 
Ministerium sitzt und darauf wartet, bis sie 
jemand umkreist und fragt. Nein, sie geht selbst 
hinaus und hat die Initiativen gesetzt. 

Natürlich stelle ich - auch mit Bedauern -
auch fest, daß die Hochschule eine Entwicklung 
genommen hat, die nicht dem entspricht, was 
wir uns vorgestellt hatten. Aber das liegt doch 
sicherlich nicht an der Frau Bundesminister, 
sondern vielmehr an den verantwortlichen 
Herren, die Zeit genug gehabt haben und auch 
heute noch Zeit haben, den Gesetzesauftrag zu 
erfüllen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Punkt 3: Sie haben hier gesagt, daß sich die 
Herren über das Organisationsmodell beklagt 
haben, daß im Gesetz stehe, daß eigene 
Organisationsformen zu entwickeln sind. 
Jawohl, das stimmt. 

Aber, Herr Kollege Busek, die Herren hatten 
doch Zeit! Der Rektor Heintel hat mich einen 
Tag vor dem Beschluß des VOG angerufen und 
gefragt, ob es nicht doch möglich wäre, 
heraußenzubleiben. Da habe ich ihm gesagt: 
Herr Rektor, Sie hatten doch Zeit! Entwickeln 
Sie ein Organisationsmodell. Es ist heute noch 
Zeit. Wenn Sie ein Organisationsmodell auf den 
Tisch legen, dann wird die Frau Bundesminister, 
dann werden wir im Ausschuß darüber beraten. 
Dann wird das, wenn es durchführbar ist, wenn 
es möglich ist, auch beschlossen werden. 

82 
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Aber so geht es nicht: in einer Versammlung 
vor Studenten, vor dem Herrn Kollegen Dr. 
Busek die Klagen anzubringen, ihn als Klage­
mauer zu benützen, und es nicht dort zu tun, wo 
es eigentlich richtig wäre, nämlich beim 
Gesetzgeber und beim zuständigen Ministe­
rium. 

Ich glaube, Kollege Busek, daß gerade die 
Entwicklung der Klagenfurter Hochschule, der 
Universität sicherlich wir alle - weil wir ja 
wollen, daß diese Hochschule ihren Gesetzes­
auftrag erfüllt - sehr aufmerksam verfolgen 
müssen. Ich jedenfalls für meine Person tue es. 
Ich sage es den Herren, mit denen ich 
zusammenkomme, auch ganz offen, daß ich nicht 
ganz zufrieden bin mit dem, was dort entwickelt 
wurde. - So viel zur Hochschule, zur Universität 
von Klagenfurt. 

Ein Aspekt ist in der heutigen Diskussion 
noch nicht erwähnt worden, nämlich die 
Kunsthochschulen. Ich darf hier im Telegramm­
stil einiges sagen. (Abg. Dr. BI e n k : Die 
stagnieren!) Herr Kollege Blenk! Stören Sie mich 
nicht. Wenn Sie wollen, Herr Kollege Blenk, ich 
bin gerne bereit, über alle Fragen mit Ihnen zu 
diskutieren, ein Privatissimum zu geben, aber 
stören Sie meine Kreise jetzt nicht. (Beifall bei 
der SPO.) 

Die Kunsthochschulen sind in diesem Budget 
höher dotiert. Herr Kollege, Sie haben ja den 
Personaletat nicht genau angeschaut, der ist 
wesentlich erhöht worden. Obwohl er erhöht 
wurde, sind wir noch immer nicht zufrieden mit 
der Entwicklung. Eine Budgetdebatte ist ja 
Anlaß, einige Dinge hier zu relevieren, von 
denen wir glauben, daß es notwendig ist, daß sie 
gesagt werden. Sie haben durch die Hinaufade­
lung zu Hochschulen natürlich noch immer nicht 
den Rahmen, den Gehalt gefunden, den wir 
brauchen. 

Es wird also notwendig sein, vielleicht das 
Organisationsgesetz zu ändern. Es wird viel­
leicht notwendig sein, auch die Studiengesetze, 
die wir uns für diese Periode vorgenommen 
haben, zu ändern. Denn ich glaube, gerade diese 
Studiengesetze werden ja nicht sehr einfach zu 
fassen sein. Hatten wir doch schon bei den 
wissenschaftlichen Hochschulen und bei den 
Studiengesetzen manchmal Schwierigkeiten, zu 
formulieren, so wird es hier in diesem Bereich, 
im Bereich der Kunsthochschulen noch viel, viel 
schwieriger werden. Ich glaube also, daß gerade 
diese Dinge hier vielleicht einmal gesagt 
werden müssen. Ich meine, daß gerade die 
Kunsthochschulen einen sehr wesentlichen 
Bestandteil darstellen, aber in der Öffentlich­
keit und auch hier im Parlament nicht jene 
Beachtung finden, die sie eigentlich verdienten. 

Sehr erfreulich ist die Entwicklung der 
Abteilung für Kunsterziehung in Salzburg. Sie 
wissen ja, daß dies eine Forderung der 
Kunsterzieher war, denn es ist ja bekannt, daß 
wir an den allgemeinbildenden höheren Schu­
len zu wenig Kunsterzieher haben. Wir dachten, 
daß mit dieser Abteilung in Salzburg erstens 
einmal auch einer Vorstellung der Salzburger 
entsprochen wird und zweitens auch der 
Vorstellung der Kunsterzieher, vor allem in 
Tirol, Vorarlberg und in Kärnten. Aus diesen 
Bereichen sollten die zukünftigen Kunsterzieher 
in Salzburg ausgebildet werden. So viel zu den 
Kunsthochschulen. Es wäre natürlich noch mehr 
zu sagen, aber ich möchte mich auf die 20 
Minuten wirklich beschränken. 

Zu den Museen. Ich glaube, es ist vielfach 
übersehen worden, daß gerade hinsichtlich, der 
Museen schon bei der Teilung des Ministeriums 
ein sehr wichtiger Akzent gesetzt wurde: daß 
man nämlich die Museen dem Wissenschaftsmi­
nisterium unterstellt hat und damit eigentlich 
einen Akzent gesetzt hat, demzufolge die 
Museen Stätten der Forschung sein sollten. 

Ich glaube, daß das Wort Museum oftmals sehr 
abschätzig ausgesprochen wird. Es ist damit 
irgendwie, sagen wir, eine Minderwertigkeit 
ausgedrückt. Völlig verkehrt! 

Ich glaube, die Museen haben durch die Frau 
Bundesminister und durch die Teilung des 
Ministeriums eine neue Motivation bekommen. 
Ich glaube, daß sich die Museen heute als 
Bildungsstätten, als Forschungsstätten darstel­
len, und sie stellen sich natürlich als das dar, als 
was sie sozusagen immer angesehen wurden, als 
Stätten der Schau, der Ausstellungen und so 
weiter und so fort. 

Ich glaube, daß diese neuen Gesichtspunkte, 
daß sie vor allem eine Stätte der Forschung sein 
sollten, sein sollen und werden, richtig sind. Sie' 
brauchen ja nur mit den verantwortlichen 
Herren reden. Diese Motivation hat sie erst 
ermutigt, richtig in die Arbeit einzusteigen. 
Gerade die Teilung des Ministeriums in Wissen­
schaft und Forschung und Unterricht und Kunst 
hat Kräfte wachgerufen, die bis jetzt niemand 
mobilisiert hat; die sind sich ja sozusagen als 
Aschenputtel vorgekommen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Blenk.) Herr Kollege Blenk! Wenn 
Ihnen meine schönen Worte gefallen, dann freut 
es mich! Sie können ja herkommen und es mir 
nachmachen. Aber das nur so nebenbei. (Beifall 
bei der SptJ.) 

Hinsichtlich der Museumsarbeit könnte ich 
Ihnen Aktionen vorlesen, die in diesem Jahre 
durchgeführt wurden. Es würde viel zu weit 
führen. Aber denken Sie an die große Ausstel­
lung der Thraker im österreichischen Museum 
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für angewandte Kunst mit rund 95.000 Besu­
chern. Denken Sie an die erfolgreiche Aktion 
"Tag der offenen Tür" am Nationalfeiertag für 
Kinder und Erwachsene. Denken Sie an 
die Echnaton-Nophretete-Tut-anch-amon-Aus­
stellung, die auch von über 90.000 Besuchern 
besucht wurde. Denken Sie an die vielen 
Sonderausstellungen. 

Denken Sie vor allem - Kollege Busek, das ist 
j~ etwas, wo die Künstler mit eingeschaltet 
wurden im Museum des 20. Jahrhunderts - an 
das Kindermalen, das erstmalig mit großem 
Erfolg versucht wurde. Das sind Aktionen: Kunst 
erfahren und Kunst üben. Das stellen wir uns als 
Förderung der Kunst vor, daß man von klein auf 
versucht, den Kindern, über das Alter hinweg, 
dem Menschen die Kunst nahezubringen durch 
aktive Teilnahme, nicht nur durch Schaudarstel­
lungen. 

Sie wissen ja, daß die Museen heute in die 
Bundesländer hinausgehen, daß in den Sparkas­
sen, in den Banken Ausstellungen gemacht 
werden, um auf diese Art und Weise zu 
versuchen, die Museen lebendig zu machen. 

Ich möchte die Fertigstellung der Restaurie­
rung des Stodet-Frieses von Gustav Klimt im 
Österreichischen Museum für angewandte 
Kunst hervorheben. Das ist eine ganz großartige 
Leistung. Oder die ersten Restaurierergebnisse 
am großen Klimt-Fries in der österreichischen 
Galerie, die erstmalig am Nationalfeiertag der 
Öffentlichkeit vorgestellt wurde. 

Und jetzt wird eine große Michelangelo-Aus­
stellung von Graphiken in der Albertina, das 
heißt aus der Albertina im Louvre in Paris 
stattfinden. Ich glaube, daß diese Ausstellung 
hier in Wien auch der österreichischen Öffent­
lichkeit vorgestellt werden sollte. Das sind nur 
einige Dinge, meine Damen und Herren, die ich 
in der Kürze der Zeit an Aktivitäten der Museen 
hier vortragen möchte. 

Nicht vergessen dürfen wir natürlich dabei 
das Theatermuseum. Ich glaube, daß ein 
langgehegter Wunsch aller am Theater interes­
sierten Persönlichkeiten hier in Erfüllung 
gegangen ist. Ich glaube auch, daß gerade 
dieses Theatermuseum in der Zukunft noch eine 
ganz große Aufgabe erfüllen wird müssen und 
auch erfüllen wird können; nicht nur das 
österreichische, sondern das Welttheater insge­
samt. Hier gibt es noch so viel brachliegende 
Materialien, die aufzuarbeiten sind. Ich hoffe, 
daß es in den nächsten Jahren möglich sein 
wird, diese Dinge Wirklichkeit werden zu 
lassen. 

Oder denken Sie an die Sensation des 
Ankaufs Anthony von Hoboken mit Unikaten 
von Erst- und Zweitdrucken der bedeutendsten 

Meisterkomponisten von Johann Sebastian Bach 
bis tief in die Romantik hinein. Diese Hoboken­
Sammlung ist eine Weltsensation. Daß das 
Österreich erworben hat, meine Damen und 
Herren, das kann man doch nicht hoch genug 
einschätzen. Natürlich geht das halt - leider 
Gottes, muß ich sagen - unter. Die Menschen 
haben nicht das G'spür für die Bedeutung solch 
einer Einrichtung. 

Oder nehmen Sie die gesamte österreichische 
Musikkultur der Musiksammlung der Österrei­
chischen Nationalbibliothek. Dort gibt es Expo­
nate bis in die neueste Zeit. Wir finden sogar 
Fatty George. Dort finden Sie Logothetis, Sie 
finden alle Komponisten vertreten. Ja warum 
denn? Das ist nicht nur wichtig für die 
wissenschaftliche Tätigkeit, Kollege Busek, 
sondern auch wichtig für die authentische 
Aufführung dieser Musikstücke. Hier hat man 
die Grundlagen, wenn man Zweifel hat, ob das 
richtig ist, ob das werksgetreu aufgeführt wird. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Bus e k . ) 

Herr Kollege Busek! Wir können ja dann in 
der Kunstdebatte weiterdiskutieren. Es kommt 
ja noch der Kunstbericht. Wir werden also noch 
oftmals Gelegenheit haben, miteinander hier 
über diese Dinge zu reden. 

Ich glaube, daß wir - diese Dinge konnte ich 
also nur andeuten, wie wichtig und wie 
wesentlich sie sind, und daß diese Museen, die 
Nationalbibliothek aus ihrem Schattendasein 
herausgehoben wurden - das sehr stark der Frau 
Bundesminister und ihren zuständigen Fachbe­
amten danken. 

Es wurde auch übersehen, daß im Jahre 1974 
in der Nationalbibliothek eine Planungsstelle 
eingerichtet wurde, um das gesamte wissen­
schaftliche Bibliothekswesen zu zentrieren, zu 
beobachten und zu planen. 

Ich meine, wer sich mit diesen Dingen befaßt, 
weiß, wie wichtig diese Dinge sind. Ich kann das 
nur in Schlagworten andeuten. Wer sich dafür 
näher interessiert, für den gibt es ja so viel 
publizistisches Material über alle diese Dinge. 
Herr Kollege Busek, die Bundesmuseen und die 
Österreichische Nationalbibliothek haben eine 
wunderbare Broschüre mit wunderbaren Hin­
weisen, was hier geleistet wurde. Für die Damen 
und Herren, die sich dafür interessieren, ist hier 
eine Fundgrube von Dingen vertreten. 

Das letzte Kapitel, das ich hier noch kurz 
streifen möchte, ist der Denkmalschutz. Es 
haben hier ein Kollege von der ÖVP und auch 
Kollege Hanreich, glaube ich, vom Denkmal­
schutz gesprochen. Ich will hier nicht viele 
Worte verlieren, weil das ja zu bekannt ist, 
sondern nur einige Feststellungen treffen. 
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Ich hatte Gelegenheit, als Angehöriger des 
Ausschusses für Denkmalschutz im Europarat in 
einem Unterausschuß nicht nur an einigen 
Symposien, sondern auch an sehr wesentlichen 
und entscheidenden Tagungen in Bologna und 
in Amsterdam teilzunehmen. Wir haben uns also 
angesehen, was die Italiener in Bologna 
machen, wir haben uns angesehen, was die 
Holländer, die Niederländer, in Amsterdam 
machen. Ich muß sagen, das ist sehr eindrucks­
voll. 

Der Denkmalschutz hat drei Gesichtspunkte: 
den kulturellen, den wirtschaftlichen und den 
sozialen Gesichtspunkt, und alle diese Kompo­
nenten muß man natürlich mitverarbeiten. 
Präsident Czernetz, der Vorsitzende der Europä­
ischen Versammlung in Straßburg, hat in 
Amsterdam auf diese Vielschichtigkeit der 
Probleme hingewiesen. 

Es wurde dort eine Deklaration verfaßt, die an 
alle Mitgliedstaaten ausgesandt wurde, damit 
sich die Mitgliedstaaten nicht damit begnügen, 
nur das Jahr 1975 als Jahr des Denkmalschutzes 
sozusagen vereinzelt und isoliert zu sehen, 
sondern wir sind in Straßburg der Auffassung, 
daß diese Dinge, diese Aktionen weitergehen 
sollen. 

Ich bin davon überzeugt, daß diese Bewußt­
seinsbildung, diese Bewußtseinsänderung in 
dieser Frage entscheidend mit dazu beitragen 
könnte, daß dieses Erbe, dieses vergangene 
Erbe, eine Zukunft hat. Das, glaube ich, sollten 
wir uns alle vornehmen, ob wir auf kommunaler, 
jiuf Länderebene oder auf Bundesebene poli­
tisch tätig sind. Wir sollten mit dazu beitragen, 
daß dieses Erbe nicht nur restauriert, nicht nur 
gepflegt wird, sondern auch wieder lebendig 
gemacht wird. Dazu wünsche ich uns allen viel 
Erfolg. Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Frühwirth. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Frühwirth (ÖVP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir zunächst, daß ich auf 
einige meiner Vorredner repliziere, bevor ich zu 
meinem eigentlichen Diskussionsbeitrag 
komme. 

Wo der Herr Abgeordnete Blecha die Hoch­
stimmung der Universitätsprofessoren herhaben 
will, weiß ich nicht. Er hat auch die Quelle dafür 
nicht genannt. Aber vielleicht war es die 
Hauptversammlung des Verbandes Sozialisti­
scher Hochschullehrer, die kürzlich stattgefun­
den hat und bei der Beauftragte der Frau 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung, 
nämlich Beamte ihres Ministeriums, die gar 
keine Hochschullehrer waren, den dortigen 

Verbandsobmann abgewählt haben. Ich kann 
mir vorstellen, daß dort auch solche Dinge 
besprochen wurden. 

Zweitens: Wenn der Kollege Blecha schon von 
einem speziellen Problem, nämlich von der 
Habilitation redet, SO sollte er wenigstens 
wissen, daß man auch bisher schon gegen eine 
abgewiesene Habilitation Einspruch erheben 
konnte und daß dem Habilitanden beziehungs­
weise dem Kandidaten in diesem Verfahren 
ParteiensteIlung zukam. Es ist durchaus nicht so, 
daß bisher die Betreffenden völlig machtlos 
waren, nur mußten sie natürlich von ihrer Arbeit, 
von ihrer Leistung und ihrer Qualifikation 
überzeugt sein, daß sie dieses Verfahren 
durchstehen konnten. Offenbar waren aber 
seine Kandidaten, die er hier genannt hat, von 
ihrer Leistung nicht überzeugt und haben sich 
daher gar nicht auf ein solches Verfahren 
eingelassen, sondern vielmehr eine billige 
Ausrede benützt und ihm oder irgendwelchen 
anderen Herren solche Greuelmärchen erzählt. 

Der Kollege Dipl.-Ing. Hanreich hat erwähnt, 
daß bei der letzten Personalvertretungswahl143 
Professoren und Dozenten diesen hier schon oft 
zitierten ominösen Linksblock gewählt haben. 
Nun, meine Damen und Herren, es waren zwar 
143 Personen, aber es waren ganz sicher nicht 
143 Professoren und Dozenten. Auf dieser 
Kandidatenliste waren nämlich nur Assistenten. 
Ich konnte zwar die Stimmen nicht kontrollie­
ren, aber ich bin überzeugt, daß Assistenten nur 
wieder primär von Assistenten gewählt wurden, 
daß es also fast ausschließlich Assistenten 
waren, noch dazu solche, die aus der Bundesre­
publik Deutschland und aus der DDR importiert 
wurden. Das ist nämlich auch interessant, daß 
wir auch Assistenten aus der DDR in Klagenfurt 
haben, die hier ganz wesentlich bei diesem 
Linksblock mitgewirkt haben. 

Noch etwas zu Kollegen Hanreich: Die 
Lehrfreiheit bezieht sich nur auf Dozenten 
beziehungsweise Professoren, also auf alle jene, 
die die sogenannte Venia docendi haben. 
Assistenten haben sie im Normalfall noch nicht. 
Daher steht denen die Lehrfreiheit in dem von 
Ihnen verstandenen Sinne noch nicht zu. Das 
wollte ich hier nur kurz klargestellt haben. 

Auf die Ausführungen meines unmittelbaren 
Vorredners, des Kollegen Luptowits, bezüglich 
seiner persönlichen Vorwürfe auf unseren 
Freund Dr. Blenk möchte ich nicht näher 
eingehen, denn diese qualifizieren sich meiner 
Meinung nach selbst. Wobei ich ihm aber gerne 
einräume, daß er es gar nicht so bös gemeint hat, 
wie er es gesagt hat. Ich kenne ihn schließlich 
trotz der kurzen Zeit, die ich bisher hier 
verbringen durfte, und vom ORF her gut genug 
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und weiß, daß er es nicht immer so bös meint, 
wie es vielleicht aufs erste klingt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
der ersten sozialistischen Regierungserklärung 
vom 27. April 1970, die dem Nationalrat und der 
Öffentlichkeit unter dem Titel "Für ein moder­
nes Österreich" angeboten wurde, heißt es 
wörtlich - es wurde heute ja schon einige Male 
kurz darauf hingewiesen -: "Die Bundesregie­
rung ist fest entschlossen, die Wissenschaftspoli­
tik zu einem ihrer zentralen Anliegen zu 
machen" - zu einem zentralen Anliegen - "und 
auf dem Gebiete der Forschungsförderung die 
bisher praktizierte Politik der kleinen Schritte 
durch energische, planvolle und großzügige 
Maßnahmen zu ersetzen. Die Mittel hiefür 
werden aus jenen Budgetansätzen gewonnen 
werden, die bisher für die" - und jetzt passen Sie 
bitte gut auf - "Werbetätigkeit der Bundesregie­
rung und der Bundesministerien vorgesehen 
waren." 

Nun, meine Damen und Herren, ich glaube, es 
erübrigt sich, nachzuweisen, daß die Budgetan­
sätze für Werbetätigkeit und Repräsentation 
noch nie so hoch waren wie in der Zeit dieser 
sozialistischen Alleinregierung und daher die­
ses Versprechen absolut nicht gehalten wurde. 
Ich möchte gar nicht erst näher darauf eingehen. 

Was ich aber neuerlich wiederholen und 
damit betonen muß, ist, daß auch in der neuen 
Regierungserklärung vom 5. November dieses 
Jahres wieder von Wissenschaft zwar die Rede 
ist, aber von einem Schwerpunkt Wissenschaft 
kein Wort zu finden ist. Hier heißt es nur mehr -
das haben auch meine Freunde Dr. Blenk und 
Dr. Busek schon erwähnt -: "Die Wissenschafts­
und Forschungspolitik ist ein Teil der allgemei­
nen Gesellschaftspolitik. " Dabei setzt offenbar 
der Bundeskanzler Dr. Kreisky das Wort "allge­
mein" für "sozialistisch" und meint, die beiden 
Begriffe seien in Österreich bereits ident. Nun, 
meine Damen und Herren, soweit sind wir Gott 
sei Dank in Österreich noch nicht, trotz Ihrer 
zielstrebigen Gesellschaftsreform, die Sie nun 
seit fünf Jahren durchführen. 

In Ihrer alten Regierungserklärung von 1970 
heißt es auch: "Im Rahmen einer koordinierten 
Wissenschaftspolitik werden Schwerpunkte zu 
bilden und Prioritäten zu setzen sein." Das 
klingt an sich sehr vernünftig und findet sicher 
auch allgemeine Zustimmung. Auch wir sind der 
Meinung, meine Damen und Herren, daß wir es 
uns als Kleinstaat im Hinblick auf die 
beschränkten materiellen Ressourcen nicht lei­
sten können, im Sinne eines Gießkannenprin­
zips alle nur möglichen Institute an allen 
Universitäten zu etablieren. 

Ich habe daher an die Frau Bundesminister für 

Wissenschaft im Budgetausschuß die Frage 
gerichtet, welche Schwerpunkte bei der Schaf­
fung und beim Ausbau von Instituten gesetzt 
wurden. Bei ihrer summarischen Beantwortung 
aller an sie gestellten Fragen ist sie darauf wie 
auf viele andere Fragen, die ich ihr noch gestellt 
habe und auf die ich noch zurückkommen 
werde, überhaupt nicht eingegangen. Sie hat 
dazu nichts gesagt, offenbar weil sie dazu nichts 
wußte oder weil eben nichts geschehen ist. 

Genauso wie die Schwerpunktsetzung ein 
leeres Versprechen blieb, gibt es noch eine 
Reihe anderer gebrochener Versprechungen in 
der alten Regierungserklärung. Haben Sie aber 
keine Angst, meine Damen und Herren, ich 
werde sie nicht alle aufzählen, dazu reicht 
meine Redezeit nicht aus. Auf zwei Beispiele 
möchte ich aber doch im einzelnen hinweisen. 

Zum ersten Beispiel heißt es dort wörtlich: 

"Im Rahmen eines speziellen Assistentenge­
setzes wird die Stellung der Assistenten und ihre 
Laufbahn neu zu regeln sein." 

Diese Forderung fand sich dann auch in 
verschiedenen hochschulpolitischen Schriften, 
vom "Hochschulkonzept der SPÖ" begonnen bis 
zum Ministerialentwurf für das UOG. Im 
letzteren wurde sie als flankierende Maßnahme 
zum UOG angekündigt und wörtlich festgestellt 
- ich zitiere hier immer authentische Quellen, 
im Gegensatz etwa zum Kollegen Blecha -: "So 
stellt auch die Neuordnung des Dienst- und 
Besoldungsrechtes der Hochschullehrer einen 
unabdingbaren, mit der Strukturreform in 
unmittelbarem Zusammenhang stehenden Teil 
der Hochschulreform dar." 

Und was ist diesbezüglich geschehen? Nichts, 
denn das angekündigte Hochschulpersonalge­
setz ist auf tragikomische Weise im Kompetenz­
wirrwarr der sozialistischen VerwaltungsbÜfo­
kratie einfach verschwunden. 

Auf meine Frage an die Frau Minister im 
Budgetausschuß nach dem Verbleib dieses 
Gesetzes wußte sie nur zu sagen, daß für das 
Dienst- und Besoldungsrecht der Hochschulleh­
rer das Bundeskanzleramt zuständig sei. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, so leicht 
macht man es sich jetzt in dieser Regierung: Der 
Bundeskanzler kündigt großzügig und großartig 
etwas an, was dann sehr rasch wie eine 
Seifenblase platzt, weil der Ressortminister 
keine Kompetenz, der Bundeskanzler keine Zeit 
und der Finanzminister kein Geld dafür hat! 
(Beifall bei der (Jvp.) 

Ich darf aber noch einige Zahlen in diesem 
Zusammenhang zitieren, weil die Frau Bundes­
minister ja immer sehr stolz ist und von den 
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Assistenten als den Lieblingen der Nation und in 
ähnlichen schönen Worten mehr gesprochen hat. 

Ich darf Ihnen sagen, meine Damen und 
Herren, wie sich etwa die Bezüge der Hoch­
schulassistenten in den letzten Jahren entwik­
kelt haben. Da möchte ich jetzt folgendes 
einfügen: wir neiden keiner Arbeitnehmer­
gruppe, egal ob im privaten oder öffentlichen 
Dienst, ihre Bezüge. Aber wenn Jahrzehnte 
hindurch Gruppen gleich besoldet wurden, etwa 
die Hochschulassistenten gleich wie die L 1-
Lehrer, also die Mittelschullehrer, und wenn 
dann plötzlich ein Absinken eintritt, das bis zu 
25 Prozent geht, sodaß heute etwa die Mittel­
schullehrer, die L 1-Lehrer, in ihren Endbezügen 
mit 65 Jahren um mehr als 4000 S mehr haben 
als die Hochschulassistenten, obwohl letztere 
habilitiert sind und meistens auch schon den 
Titel eines außerordentlichen Professors haben, 
dann ist irgend etwas faul in diesem System. 
Dann stimmt die Relation nicht mehr, dann, 
meine Damen und Herren von der Regierungs­
partei, ist es - so glaube ich - Zeit, eine 
Reparatur anzusetzen. 

Das gleiche gilt für die außerordentlichen 
Professoren, die auch bereits weniger als die 
L 1-Lehrer und um 4000 S weniger als die 
LPA-Lehrer, nämlich die Lehrer an Pädagogi­
schen Akademien, haben. Hier sind Ungleich­
heiten entstanden, die einfach nicht mehr 
tragbar sind. 

Aber zurück zum zweiten Beispiel, das ich 
angekündigt habe. Hier heißt es in der 
Forderung wörtlich: 

"Eine Reform der Institute, der Fakultäten und 
der Universitätsspitze unter Zugrundelegung 
eines Organisationsprinzips, das die nach Quali­
fikationen gestufte Mitbestimmung und Mitver­
antwortung aller am Wissenschaftsprozeß Betei­
ligten und die Transparenz der Willens bildungs­
und Entscheidungsprozesse gewährleistet." 

Meine Damen und Herren: Das ist ebenfalls 
eine sehr plausible Forderung. Soweit ich mich 
erinnere, waren alle Parteien, auch die parla­
mentarische Hochschulreformkommission - dort 
wurde nämlich diese Formulierung geboren -
dafür. 

Und was ist daraus geworden? Wie sieht das 
UOG wirklich aus? Abgesehen davon, daß von 
einer Transparenz im Hinblick auf die Vielzahl 
von Gremien und Kommissionen keine Rede 
mehr sein kann, ist dieses zitierte Organisations­
prinzip völlig mißachtet worden. 

So werden etwa die Universitätsassistenten 
mit einigen anderen Personengruppen, wie den 
wissenschaftlichen Beamten, den Lektoren, 
Lehrbeauftragten usw., zu der sehr heterogen 

zusammengesetzten Gruppe "Mittelbau" verei­
nigt und allen das gleiche Recht, nämlich das 
gleiche Gewicht beigemessen wie den Studen­
ten. Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Ist 
etwa ein Oberarzt oder ein Dozent, der viele 
Jahre hindurch wissenschaftlich an der Univer­
sität gearbeitet hat, nicht besser qualifiziert als 
ein Student, der noch im Lernprozeß des 
Studiums steht? 

Neben dieser unbefriedigenden Mitbestim­
mungsrelation kritisieren die Assistenten vor 
allem auch ihre Eingliederung in ein derart 
inhomogenes Gremium, in ein Sammelbecken, 
in welchem gleichberechtigt auch Lehrbeauf­
tragte und Lektoren sitzen, die hauptamtlich 
ganz woanders tätig sind, etwa Hofräte, Ministe­
rialräte, Industriedirektoren und andere fachlich 
qualifizierte Herren, durchaus zugegeben, die 
aber kein immenses Interesse am Hochschulge­
schehen selbst haben, da ihre Aufgaben und 
Tätigkeiten ganz woanders liegen: Diese haben 
hier das gleiche Recht wie die Assistenten, die 
ihren Hauptberuf an der Hochschule bezie­
hungsweise an der Universität haben. Offenbar 
ist den Autoren dieses Gesetzes nichts Besseres 
eingefallen als dieser ominöse "Mittelbau", ein 
Begriff, der in Wirklichkeit nichts aussagt. 

Ich will jetzt gar nicht näher auf das verfehlte 
UOG eingehen, das weder einen Fortschritt in 
Richtung Ortsuniversität - die ja, wie bekannt, 
aus ökonomischen Gründen auf die Dauer gar 
nicht aufzuhalten sein wird - noch in Richtung 
Präsidialsystem, also Stärkung einer echten 
Universitätsspitze brachte. Vielmehr wurde den 
Universitäten mit der einseitigen Stärkung des 
ministerialabhängigen Universitäts direktors ein 
echter Rückschritt beschert. Jedenfalls sind die 
Universitäten derzeit mit der Durchführung des 
UOG - darauf möchte ich besonders hinweisen -
fast vollbeschäftigt, sodaß von einer Forschung 
und von einer weiteren Tätigkeit kaum noch die 
Rede sein kann. Dieses UOG bringt also den 
Hochschulen derartige Arbeit, daß zur eigentli­
chen Arbeit, für die die Hochschulprofessoren 

/ und Assistenten da sind, kaum noch Zeit bleibt. 
Damit ist nicht nur das Leistungsprinzip verletzt, 
sondern es ist auch vielfach keine freie 
Wissenschaftsentwicklung mehr möglich. 
(Zustimmung bei der ()VP.) 

Trotzdem, meine Damen und Herren, ist in der 
neuen Regierungserklärung - konkret auf Seite 
84 - davon die Rede, daß die inneren Strukturen 
der Universitäten nach leistungsorientierten 
Grundsätzen eingerichtet sind und eine unbe­
hinderte sowie freie Wissenschaftsentwicklung 
zur Aufgabe haben. Wie dies bei der Entwertung 
der Habilitation, die Schritt für Schritt fortge­
setzt wird, und bei einem weisungsgebundenen, 
vom Ministerium gegängelten Universitätsdi-
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rektor möglich sein soll, das sagt die Regie­
rungserklärung allerdings nicht. 

Aber auch die Frau Minister blieb im 
Budgetausschuß die Antwort auf meine Frage 
schuldig, ob die für die Durchführung des UOG 
- etwa für die Installierung der sogenannten 
Bundeskonferenz des wissenschaftlichen Perso­
nals nach § 106 UOG - erforderlichen Mittel 
gesichert sind, und wenn ja, unter welchen 
Budgetansätzen sie aufscheinen. Ich habe 
nämlich diesbezüglich nichts gefunden und muß 
daher, Frau Minister, diese Frage hier neuerlich 
wiederholen, zumal ja die Durchführung des 
UOG laut Regierungserklärung zu einer beson­
deren Aufgabe dieser Regierung beziehungs­
weise Ihres Ressorts wurde und einen besonde­
ren Rang in Ihrer Arbeit einnehmen soll. 

Hingegen erklärte die Frau Minister aber vor 
kurzem, ich glaube, es war auch im Budgetaus­
schuß, daß man nun, nach weitgehendem 
Abschluß der ersten Runde der Studienreforrn, 
darangehen werde, sich in einer Art zweiten 
Phase mit den Bildungsinhalten zu befassen. 

Frau Minister! Soll das etwa der nächste 
Anschlag auf die Autonomie der Universitäten 
beziehungsweise die Freiheit der Lehre w.erden? 
Für eine diesbezügliche Konkretisierung und 
Klarstellung wären Ihnen, Frau Minister, die 
Hochschullehrer sicher sehr dankbar. Lassen Sie 
solch allgemeine Äußerungen nicht ungeklärt 
im Raume stehen. 

Die Hochschullehrer verzeichnen ohnedies 
schon mit großer Sorge eine offensichtlich von 
der SPÖ systematisch geförderte Tendenz der 
Verschulung der Universitäten und die zuneh­
mende Verlagerung der Forschung in außeruni­
versitäre Institutionen. Und dies wird auch 
verständlich, wenn man weiß, daß die Regierung 
bisher zufolge der Hochschulautonomie ja kaum 
Einfluß auf die Hochschulforschung hatte und 
daß auf der anderen Seite maßgebende For­
schungsinstitutionen errichtet wurden - wie 
etwa die Boltzmann-Gesellschaft -, die soziali­
stisch dominiert werden. Wie die Frau Gesund­
heitsminister vor kurzem erklärte, soll auch das 
neue Krebsforschungsinstitut, das in der Regie­
rungserklärung angekündigt wurde, also ein 
sogenanntes Onkologisches Zentrum, in die 
Boltzmann-Gesellschaft integriert werden. 

Meine Damen und Herren! Wie schaut denn 
diese Boltzmann-Gesellschaft aus, die bereits 
fast 20 Millionen Schilling aus dem ordentlichen 
Budget bekommt? Es ist - Gott sei Dank, möchte 
man fast sagen - in den letzten Tagen ein 
Leistungs- und Rechenschaftsbericht von dieser 
Institution herausgekommen. Ich habe mir auch 
die personelle Zusammensetzung des Vorstan­
des angesehen. Präsident dieser Gesellschaft ist 

der sozialistische Universitätsprofessor Dr. Stras­
ser, ehemals Kammeramtsdirektor der Arbeiter­
kammer und jetzt, wie ich höre, fleißiger 
Verordnungsentwerfer für das UOG; ich weiß 
nicht, ob er dafür ein Zeilenhonorar kriegt; die 
Verordnungen beziehungsweise Erlässe sollen 
in die Hunderte Zeilen beziehungsweise x-Sei­
ten gehen. Vizepräsident dieser Gesellschaft ist 
die Frau Minister Dr. Fimberg. Kassier dieser 
Gesellschaft ist der Herr Bürgermeister Gratz. 
Kassier-Stellvertreter ist der Herr Abgeordnete 
zum Nationalrat Sekanina. Schriftführer ist der 
Herr Vizekanzler Häuser, und so weiter. So setzt 
sich also dieser Vorstand zusammen. Wundem 
Sie sich dann noch, meine Damen und Herren, 
daß in eine solche Gesellschaft von dieser 
Regierung Millionen gepumpt und dabei die 
Universitäten vielfach vernachlässigt werden? 

Man übersieht dabei bewußt oder unbewußt­
das lasse ich dahingestellt -, daß damit den 
Universitäten jedenfalls der notwendige Nähr­
boden entzogen wird, denn eine wissenschaftli -
che Lehre ohne eigene Forschung ist auf längere 
Sicht undenkbar. Die Universitäten müßten 
ohne entsprechende Forschung gleichsam ver­
trocknen, und die vorhandenen Universitätsleh­
rer würden sich - um wieder ein sozialistisches 
Modewort zu gebrauchen -langsam "frustriert" 
fühlen. 

Die Folge dieser Entwicklung, dieses langfri­
stigen Prozesses: Immer mehr Forscher aus 
sozialistisch dominierten Institutionen - sprich 
Sozialisten - kommen an die Universitäten, und 
man erreicht auf diese Weise ganz natürlich, ja 
ich möchte sagen beinahe automatisch, was 
bisher - wie ja die letzten Personalvertretungs­
wahlen beweisen und zeigen - nicht gelungen 
ist, nämlich: die sozialistische Eroberung der 
hohen Schulen in Österreich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
komme nun zum wohl traurigsten Kapitel und 
zum traurigsten Punkt dieses Wissenschaftsbud­
gets, zum Dienstpostenplan. Der vorliegende 
Dienstpostenplan für die Universitäten ist näm­
lich gegenüber 1975 praktisch unverändert. Ja 
die Frau Minister mußte im Budgetausschuß 
selbst zugeben, daß dies der '"Schwachpunkt" 
des Budgets schlechthin ist. 

Ich möchte gar nicht auf die fehlenden 
Professorenposten eingehen, womit der weitere 
Ausbau der österreichischen Universitäten 
jedenfalls einmal gestoppt ist, sondern ange­
sichts dieses Personalstopps neuerlich fragen, 
Frau Minister: Wie wollen Sie die zahlreichen 
offenen Berufungszusagen hinsichtlich verspro­
chener Assistentenposten erfüllen, wenn Sie 
keine Posten zur Verfügung haben? - Sie sind 
mir ja darauf im Ausschuß die Antwort schuldig 
geblieben. 
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Es ist ja geradezu unfaßbar, meine Damen und 
Herren: Da beruft man Professoren an die 
Universitäten - zum Teil auch aus dem Ausland 
- zu Institutsvorständen und sagt ihnen im Zuge 
von Berufungsverhandlungen einen oder meh­
rere Assistentenposten zu, und diese vertragli­
che Zusage - die oft vom zu Berufenden zur 
"Conditio sine qua non" gemacht wird - ist dann 
plötzlich weg, als ob sie nie gemacht worden 
wäre. 

Ja Frau Minister, wo bleibt denn da noch die 
Vertragstreue? Oder gelten etwa die Begriffe 
Treu und Glauben in diesem Lande überhaupt 
nichts mehr? Vom Bundeskanzler sind wir ja 
solche Dinge schon gewohnt; spätestens seit der 
letzten Rundfunk-Gegenreform. Von Ihnen 
waren wir das bisher nicht, Frau Minister! Ist 
jetzt schon die gesamte Regierung unglaubwür­
dig geworden? Was sollen denn speziell 
Ausländer, die nach Österreich kommen, um an 
einer Universität zu lehren, von einer solchen 
Regierung noch halten? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
zahlenmäßige Relation der Hochschullehrer, 
also Professoren und Assistenten zusammen, zu 
den Studenten hat sich in den letzten Jahren 
schon zusehends verschlechtert. Vorredner mei­
ner Fraktion haben bereits darauf hingewiesen. 
Nun, wie wollen Sie, Frau Minister - angesichts 
dieses vorliegenden Personalstopps und der 
weiter steigenden Hörerzahlen - die allgemein 
anerkannte Forderung und den Gesetzesauftrag 
nach einem intensiven Lehrbetrieb in kleinen 
Gruppen erfüllen? Mit statistischem Jonglieren 
und Zahlentricks wird man die Verschlechte­
rung der Situation auf diesem Gebiet nicht 
kaschieren können. (Zwischenruf.) 

Mit der Statistik und brauchbaren Zahlenan­
gaben scheint sich Ihr Ministerium ja überhaupt 
nicht zurechtzufinden oder auf Kriegsfuß zu 
stehen. Faktum ist jedenfalls, daß zwischen dem 
dienstpostenplanmäßigen Soll- und dem tat­
sächlich vorhandenen Ist-Stand des wissen­
schaftlichen Personals ein ganz beträchtlicher 
Unterschied besteht. Dies ist zum Teil auf die 
Vakanz von Lehrstühlen, die nicht rechtzeitige 
Besetzung von Dienstposten, die Auf teilung von 
Assistentenposten in etwa zwei wissenschaftli­
che Hilfskraftposten oder drei Demonstratoren­
posten und andere Ursachen zurückzuführen. 
Bitte, durchaus akzeptabel. 

Aber es ist ja bekannt, daß sich auf diese 
Weise der Finanzminister seit Jahren ein 
ansehnliches Körberlgeld macht. Ich habe daher 
im Budgetausschuß an die Frau Minister die 
Frage gestellt: Wie hoch ist etwa mit Beginn des 
laufenden Studienjahres, also zum 1. Oktober, 
der tatsächlich vorhandene Stand an Professoren 
und Assistenten, und welchen Betrag hat sich 

der Bund durch die Diskrepanz zum Dienstpo­
stenplan beziehungsweise den Budgetansätzen 
erspart? - Die Frau Minister erklärte dazu, sie 
könne beide Fragen ad hoc nicht beantworten, 
was ich durchaus verstehe, da sie nicht 
sämtliche Zahlen immer im Kopf haben kann, 
hat aber zugesagt, sie werde das bis spätestens 
zur heutigen Plenumsdebatte schriftlich nach­
bringen. Ich habe, meine Damen und Herren, bis 
heute keine Antworten darauf bekommen. Ich 
muß Sie daher neuerlich bitten, Frau Minister, 
diese Dinge aufzuklären. 

Daß hier einiges aufklärungsbedürftig ist, 
beweisen auch folgende zahlenmäßigen Gegen­
überstellungen: Der Dienstpostenplan des Bun­
desfinanzgesetzes 1975 weist insgesamt, das 
heißt für die wissenschaftlichen Hochschulen 
und Kunsthochschulen zusammen, 5960 Posten 
für Professoren und Assistenten aus. Für die 
wissenschaftlichen Hochschulen allein sind es 
5624 Posten, und der vor wenigen Tagen 
erschienene "Hochschulbericht 1975" des Bun­
desministeriums für Wissenschaft und For­
schung enthält auf Seite 76 eine Tabelle 4, 
wonach es allein an den wissenschaftlichen 
Hochschulen 6097 Posten für Professoren und 
Assistenten gibt. Die Differenz zum gesetzlichen 
Dienstpostenplan beträgt also nicht weniger als 
473 Posten! Wo sind die, Frau Minister? Sind 473 
Posten für Professoren und. Assistenten eine 
Zahl, die man so einfach ignorieren kann? 

Bei den vor wenigen Wochen stattgefundenen 
Personalvertretungswahlen waren aber tatsäch­
lich an allen wissenschaftlichen Hochschulen 
und Kunsthochschulen zusammen nur 5159 
Professoren und Assistenten wahlberechtigt. Das 
ergibt wieder eine Differenz zum offiziellen 
Dienstpostenplan von 800 Posten und zu dem 
des Ministeriums eine noch viel größere, 
nämlich eine von rund 1275 Posten; Herr 
Kollege Blecha hat heute überhaupt nur so in 
seiner großzügigen Art und Weise von 4000 
Posten gesprochen. Das ist so exakt wie seine 
bisherigen Aussagen auch sonstiger Natur! 

Ja ich frage, Frau Minister: Was ist mit diesen 
Posten? Würden Sie das bitte aufklären? 

Hier scheint jedenfalls, meine Damen und 
Herren, ein Spielraum für Jonglier- und Mani­
puliermöglichkeiten auf, der geradezu erschrek­
kend ist. Es darf sich da auch niemand mehr 
darüber wundern, daß frischgraduierte "Jusos", 
also junge Sozialisten, zu Institutsvorständen an 
die Hochschulen kommen, um sich dort um 
einen Assistentenposten zu bewerben, und 
gleichzeitig erklären: Wenn sie genommen 
werden, bringen sie einen fehlenden freien 
Posten auch gleichzeitig mit. Ja Frau Minister, 
solche Beispiele sind bekannt! Vielleicht 
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geschehen sie ohne Ihr Wissen, aber dann, bitte, 
kümmern Sie sich darum! 

Ich komme schon zur Zusammenfassung und 
muß leider feststellen, daß mit dem vorliegen­
den Wissenschaftsbudget auf dem Personalsek­
tor nicht nur kein Fortschritt,· sondern ein 
nachweisbarer Rückschritt verbunden ist. Die 
Besoldungsstruktur der Hochschullehrer ist 
nicht nur absolut, sondern auch im Vergleich zu 
anderen Arbeitnehmergruppen des privaten und 
öffentlichen Dienstes katastrophal. Vom ver­
sprochenen leistungsorientierten Besoldungssy­
stem ist ebensowenig zu sehen wie vorn 
angekündigten Dienstrecht. Das Ansehen der 
Wissenschafter in der Öffentlichkeit wurde in 
den letzten Jahren von dieser Regierung 
systematisch untergraben und wird auch durch 
dieses Budget in keiner Weise gehoben. 

Wir' müssen daher im Interesse der Wissen­
schaft und Forschung in Österreich dieses 
Kapitel des Budgets ablehnen. (Beifall bei der 
tJVP.) 

Präsident Probst: Zum Worte gelangt der Herr 
Abgeordnete Wuganigg. 

Abgeordneter Wuganigg (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wenn in dieser Debatte eines der erfolgreichsten 
Kapitel der Regierungspolitik behandelt wird, so 
ist eigentlich zu erwarten, daß man alles 
versucht, um diese Erfolge zu bestreiten, sie zu 
zerreden und, wenn es ginge, sogar in das 
Gegenteil umzukehren. Daß die Forschung 
Priorität im Konzept der Bundesregierung hat 
und daß alles geschieht, um Wissenschaft und 
Forschung im höchstmöglichen Maße zu fördern, 
das können allerdings auch Sie mit gutem 
Gewissen nicht bestreiten. 

Und noch eines, was die Bildungspolitik 
betrifft. Meine Damen und Herren! Immer mehr 
befinden wir uns in den letzten Jahren auf dem 
Wege zur Bildungsgesellschaft, einer Gesell­
schaft, in der nicht mehr Geburt und Besitz über 
die gesellschaftlichen Aufstiegschancen ent­
scheiden, sondern Wissen und Können. Das 
beweisen die steigenden Prozentsätze jener 
Studierenden, die aus Familien von Arbeitern 
und von Bauern kommen. Und das, meine 
Damen und Herren, ist ein großer Erfolg unserer 
Bildungspolitik. 

Nun aber zu den Ausführungen meines sehr 
geschätzten Vorredners, die sich allerdings dem 
Inhalte nach kaum von den Reden der vergange­
nen Jahre unterscheiden. Nahezu jeder der 
Ansätze des Wissenschaftsbudgets ist zu niedrig. 
Hier sprechen Sie von einem betrüblichen 
Zahlenspiegel. Das Budget selbst sei natürlich 
zu hoch, zu expansiv, und hier sprechen Sie von 

einer Verschleuderung von Milliarden. In dieser 
Art der Spiegelfechterei sind Sie einfach nicht 
zu übertreffen. 

Aber, meine Damen und Herren von der 
rechten Seite dieses Hauses, womit wollen Sie 
denn eigentlich die Ergebnisse der Regierungs­
politik vergleichen? Und vor allen Dingen: Was 
wollen Sie denn überhaupt vergleichen? (Ruf bei 
der tJVP: Die UNO-City!) Es ist ja nahezu unfair 
von uns, mit Ihnen einen Vergleich anzustellen. 
Sie haben ja nichts zu vergleichen. (Abg. Graf: 
Mein Gott! Wir sind ja dankbar, daß Sie 
überhaupt noch mit uns reden! Eine vorweih­
nachtliche Gnade wird uns zuteil! - Heiterkeit.) 

Etwa die Zeit Ihrer Regierungstätigkeit in den 
Jahren 1966 bis 1970, wo Sie selbst in Ihren 
eigenen Berichten schreiben, daß der Anteil der 
Forschungsausgaben der Größenordnung von 
Entwicklungsländern entsprach? Wollen Sie das 
mit dem Anteil der Forschungsausgaben für das 
kommende Jahr vergleichen, wo selbst die 
Prognose der österreichischen Forschungskon­
zeption übertroffen wurde? 

Der Herr Abgeordnete Blenk hat im vorigen 
Jahr in der Budgetdebatte zum Kapitel Wissen­
schaft und Forschung gesagt, daß wir, wenn es 
mit den Forschungsförderungsmitteln so weiter­
geht, gerade im Jahr 1980 1,2 Prozent erreicht 
haben werden. Herr Abgeordneter, auf Seite 
12.166 können Sie das nachlesen. (Abg. Dr. 
BI e n k: Ich habe es nachgerechnet!) 

Sie können nun Ihr Krankjammern wiederum 
einem Gesundungsprozeß zuführen. Wir werden 
im Jahr 1976 bereits 1,26 Prozent haben. Sie 
brauchen nicht mehr bis zum Jahr 1980 warten. 

Da reitet der Herr Abgeordnete Dr. Mock eine 
Attacke gegen das Wissenschafts budget und 
sagt: Sie haben fünf Jahre die Mehrheit, was 
haben Sie gemacht? Und er gibt sich gleich 
selbst die Antwort: Nichts haben Sie gemacht! 

Herr Abgeordneter! Ich werde Ihnen an Hand 
von einigen wenigen Zahlen, die ich noch dem 
umfangreichen Zahlenmaterial, das bisher 
gebracht wurde, hinzufüge, wohl beweisen, wie 
groß die Erfolge sind, die in diesen Jahren 
vollbracht wurden. (Zwischenruf des Abg. Anton 
Schlager.) 

Präsident Probst: Bitte Platz zu nehmen, wenn 
schon Zwischenrufe. 

Abgeordneter Wuganigg (fortsetzend): Zuerst 
ganz kurz das Wissenschaftsbudget, das für 1976 
eine Steigerung von 17,78 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr aufzuweisen hat. Das war Ihnen 
natürlich wieder zuwenig. Aber in der Zeit von 
1966 bis 1970 haben Sie in keinem einzigen Jahr 
eine so hohe Steigerungsrate aufzuweisen 
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gehabt; 1969 waren es sogar nur 8,2 Prozent. 
Und wenn Sie nun erklären, das sei durch die 
Inflation wettgemacht worden, so will ich Ihnen 
das nun an Hand einiger Zahlen widerlegen. 

In Ihrer Regierungszeit von 1967 bis 1970 
waren die Ausgaben des Wissenschaftsbudgets, 
des Hochschulbudgets insgesamt in der Höhe 
von 7950 Millionen. In der Zeit von 1971 bis 1974 
waren diese Ausgaben in der Höhe von 14.903 
Millionen. Das ist nahezu das Doppelte. Wenn 
wir nun die Ansätze des Jahres 1975 und des 
Jahres 1976 hinzunehmen, dann werden es 
insgesamt seit dem Jahr 1971 27.294 Millionen 
sein. Das ist nahezu das Dreieinhalbfache. 
Glauben Sie wirklich, daß diese enorme 
Steigerung durch die Teuerung wettgemacht 
wurde? Das nimmt Ihnen doch niemand ab. 
(Beifall bei der SP(j.) 

Was die Forschungsförderung betrifft, so sind 
diese Ausgaben seit dem Jahr 1970 um 2572 
Millionen oder um 225 Prozent erhöht worden. 

Sie klagen, daß die Zuwendungen zu. den 
bei den Fonds gleich geblieben sind. Dennoch 
muß ich Ihnen sagen: Seit 1970 sind diese 
Zuwendungen zu den beiden Fonds um 189 
Millionen oder um 152 Prozent angestiegen. 

Und nochmals ganz kurz zu diesen beiden 
Fonds: Im Jahre 1967 waren in Ihrem Budget für 
den Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung 15,76 Millionen vorgesehen, im Jahre 
1976 ist es das 2,7fache der Zuwendung vom 
Jahre 1970 oder das 9,2fache des Jahres 1967. 

Ebenso ist es mit dem Forschungsförderungs­
fonds der gewerblichen Wirtschaft, der 1976 das 
2,7fache der Zuwendung von 1970, aber das 
14fache des Vergleichswertes von 1967 beträgt. 
(Zwischenruf des Abg., Dr. BI e n k . ) 

Herr Dr. Blenk! Ich glaube, es ist bei Ihnen so 
- wie es so schön heißt -; Bei Geldsachen hört 
eben die Gemütlichkeit auf! Es bleibt Ihnen 
weiterhin überlassen, das Ministerium für 
Wissenschaft und Forschung mit den Flügeln 
einer Windmühle Don Quichottescher Phantasie 
zu verwechseln. Wir werden Sie eben immer 
wieder sachlich korrigieren. (Abg. Dr. BI e n k : 
Aber keine einzige Zahl haben Sie korrigiert!) 

Meine Damen und Herren! Ich habe nun eine 
Frage: Wie würde nach diesem Vergleich die 
österreichische Wissenschafts- und Forschungs­
politik aussehen, wenn Sie nochmals diese 
Politik gestalten könnten? (Abg. Dr. B 1 e n k : 
Weit besser!) - Dieser Sorge sind Sie allerdings 
durch die Wähler am 5. Oktober enthoben 
worden. (Abg. Dr. Bau er: Das hat noch gefehlt, 
das mußte kommen!) 

Ich glaube, es ist einfach unbestritten, daß in 
den letzten Jahren eine gewaltige Leistung 

vollbracht wurde, daß Wissenschaft und For­
schung in einem Maße wie nie zuvor gefördert 
wurden. Und das, meine Damen und Herren, im 
Zeitpunkt einer internationalen Wirtschafts­
krise. In einem solchen Zeitpunkt wurden die 
Ansätze für das Wissenschaftsbudget erhöht, 
während sie in anderen Ländern eingeschränkt 
wurden. Darum sage ich, daß wir auf dem Weg 
sind, Wissenschaft und Forschung auf jenes 
Niveau zu heben, das ein moderner Industrie­
staat braucht. 

Meine Damen und Herren! Aus der langen 
Liste der Unterlassungen, die Sie seinerzeit in 
Ihrer Regierungszeit in der Wissenschaftspolitik 
begangen haben, will ich mich nunmehr einem 
Abschnitt zuwenden, auf dem Ihr Wirken alles 
andere als ruhmvoll war: der elektronischen 
Datenverarbeitung im wissenschaftlich-aka­
demischen Bereich. Ich darf Sie daran erinnern, 
wie sehr Sie gerade diesbezüglich versagt 
haben. 

Im Mai 1971 wurde uns der Computerbericht 
vorgelegt, der sich mit der Entwicklung der EDV 
in jenem Zeitraum befaßte, in dem Sie allein die 
Verantwortung trugen. Ohne auf die Details 
eingehen zu wollen, kann ich sagen, daß dieser 
Bericht ein Dokument des Versagens ist und 
jene chaotischen Zustände beschreibt, die Sie 
dem Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung überlassen haben. 

Es liegt mir völlig fern, mich noch weiterhin 
mit dieser düsteren Vergangenheit zu befassen. 
Ich will mich in meinen weiteren Ausführungen 
mit jenem Wandel befassen, der sich gerade auf 
diesem bedeutenden Sektor seit der Errichtung 
des Bundesministeriums für Wissenschaft und 
Forschung vollzogen hat. Vielleicht darf ich dem 
noch einige Worte voransetzen. 

Die Verfügbarkeit von EDV gehört zu den 
Grundvoraussetzungen von Forschung und 
Lehre in weiten Bereichen der Wissenschaft. 
Dabei haben wir von der Tatsache auszugehen, 
daß die Funktion und die Struktur wissenschaft­
licher Rechenzentren wesentlich verschieden 
sind von der Funktion und Struktur. rein 
administrativer oder kommerzieller Rechenzen­
tren. Hier überwiegt vor allem die Recheninten­
sität. 

Die elektronische Datenverarbeitung wird 
heute nicht nur in naturwissenschaftlichen 
Fächern eingesetzt, auch in den Sozial- und 
Geisteswissenschaften helfen EDV-Anlagen bei 
der Lösung komplexer Aufgaben. Über die 
bisher traditionellen Wissenschaftsgebiete wie 
Mathematik und Physik hinaus ist die Zufüh­
rung weiterer Wissenschaftszweige zur Compu­
terbearbeitung in voller Entwicklung. Unter 15 
von der Österreichischen Rektorenkonferenz 
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beschlossenen Forschungsschwerpunkten sind 
allein 8 computerintensiv. Der Bedarf an 
elektronischer Informationsverarbeitung ist 
daher in den letzten Jahren, vor allem an den 
wissenschaftlichen Hochschulen, enorm 
gestiegen. 

Was aber, meine Damen und Herren, hat sich 
seit der Errichtung des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung auf diesem Sektor 
geändert? - Noch im Jahre 1970 erfolgte, um 
eine Sanierung im technischen und organisatori­
schen Bereich der EDV durchzuführen, die 
Einsetzung eines Expertenkomitees. Dieses 
Komitee, welches sich aus namhaften Fachkräf­
ten aus Wissenschaft und Wirtschaft zusammen­
setzte, hatte die Aufgabe, mittel- und langfri­
stige Konzepte auszuarbeiten. Zum ersten Mal 
wurde mit wissenschaftlichen Methoden eine 
mittelfristige Bedarfsprognose für die Entwick­
lung des Rechenbedarfs an den einzelnen 
Universitäten erarbeitet. Als Ergebnis dieser 
Untersuchung wurde eine jährliche Steige­
rungsrate von 40 bis 60 Prozent festgestellt. Das 
ist eine enorme Steigerung, sie ist aber durchaus 
mit den Steigerungsraten anderer Länder ver­
gleichbar. 

Auf dem organisatorischen Sektor wurde eine 
weitere wichtige Etappe der Konzentration im 
wissenschaftlich-akademischen Bereich durch­
geführt. An sämtlichen österreichischen Univer­
sitäten wurden nach und nach sogenannte 
interfakultäre Rechenzentren errichtet. Die wohl 
bedeutendste Maßnahme aber war die sehr 
aufwendige Vorbereitungsarbeit zur Errichtung 
eines Computerverbundes im Raum Wien. 

Im Jahre 1958 wurde die erste elektronische 
Rechenanlage an einer österreichischen Univer­
sität installiert. In diesen 17 Jahren, die seither 
vergangen sind, sind der Bedarf und der Einsatz 
von Computern in der wissenschaftlichen For­
schung in einem kaum vorstellbaren Maß 
gewachsen. Immer neue Aufgabenbereiche 
wurden erfaßt, viele Forschungsvorhaben wur­
den überhaupt erst durch die Verwendung von 
Computern angreifbar. Der Computer selbst 
aber rückte in den Mittelpunkt einer neuen 
Wissenschaft, der Informatik. 

Diesen so rasch wachsenden Bedarf an 
EDV -Leistung galt es zu decken, um damit ein 
Zurückfallen Österreichs in der wissenschaftli­
chen Forschung zu verhindern. 

Der größte notwendige EDV-Bedarf wurde im 
Raume Wien festgestellt. Nach langen und 
eingehenden Beratungen entschied sich das 
Expertenkomitee für eine Lösung, die einen 
Großrechner an der Technischen Universität 
Wien und einen mittelgroßen Rechner an der 
Universität Wien vorsah. Eine Konzentration auf 

die Errichtung eines einzigen Großcomputers 
schied deshalb aus, da allfällige Störungen am 
Groß computer mit einem Schlag die gesamte 
EDV-Versorgung an allen Wiener Universitäten 
gefährdet hätten. 

Diese beiden Anlagen werden über eine 
Standleitung miteinander verbunden und arbei­
ten nach einem System des internen Lastenaus­
gleichs. Organisatorisch wird der Computerver­
bund in Form eines interuniversitären Rechen­
zentrums betrieben werden, welches der Tech­
nischen Universität und der Universität Wien 
gemeinsam unterstellt wird. Das öffentliche 
Ausschreibungsverfahren, welches gleiche 
Wettbewerbungsbedingungen vorsah - es nah­
men acht europäische und amerikanische Com­
puterfirmen daran teil -, und die rigorose 
Beurteilung nach Bewertungsrichtlinien erfolgte 
in einer für Österreich völlig neUen Art, die auch 
international Anerkennung fand. 

Die Bedeutung dieses Projektes wird uns aber 
erst bewußt, wenn wir uns vergegenwärtigen, 
daß die Anlage an der Technischen Universität 
eine der leistungsfähigsten ist, welche je in 
Österreich installiert wurde, und daß die 
Leistungsfähigkeit des Verbundes rund zehnmal 
so hoch ist wie die Leistungsfähigkeit der bisher 
installierten Anlage. 

Da der Wiener Raum mehr als die Hälfte aller 
österreichischen Studierenden, rund die Hälfte 
aller Lehrkanzeln, Professoren und Assistenten 
aller österreichischen Universitäten umfaßt, ist 
damit ebenso die Hälfte des wissenschaftlich­
akademischen Bereiches für die kommenden 
Jahre auf dem EDV-Sektor saniert. 

Mit der Errichtung des Rechnerverbundes im 
Raume Wien wurde eine der wichtigsten 
Entscheidungen für die Zukunft der Wissen­
schaft in Österreich in die Tat umgesetzt. 

Damit ist die erste Phase zur Deckung des 
EDV-Bedarfes im wissenschaftlich-akademi­
schen Bereich abgeschlossen und der erste 
Schritt zur Koordination des gesamten akademi­
schen Computer konzepts in Österreichs getan. 
Gleichzeitig werden damit der wissenschaftli­
chen Forschung und Lehre in Österreich neue 
und starke Impulse gegeben. 

Dieser ungeheure Wandel hat sich in der 
kurzen Zeit von wenigen Jahren vollzogen. Das 
Zeitalter der EDV hat damit auch im wissen­
schaftlich-akademischen Bereich begonnen. 

Hier auf diesem Sektor, im wissenschaftlich­
akademischen Bereich, in kürzester Zeit alles 
getan zu haben, die Entwicklung planvoll zu 
gestalten und im Interesse des Fortschritts 
voranzutreiben, das, meine Damen und Herren, 
ist eine Leistung, für die wir der Frau 
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Bundesminister und ihren Mitarbeitern, und 
zwar ganz gleich, auf welcher Seite dieses 
Hohen Hauses wir stehen, unsere volle Aner­
kennung zollen müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Stix. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Zu dieser Wortmeldung hat mich 
der Generalsekretär der Österreichischen Volks­
partei, der Abgeordnete Dr. Busek, provoziert. 
Ich bin daher verpflichtet, ihm namens der 
freiheitlichen Fraktion die entsprechende Ant­
wort zu geben. 

Der Herr Abgeordnete Busek hat sich - ich 
muß schon sagen, in bester alter ÖVP-Manier­
bemüßigt gefühlt, sein Mütchen ausgerechnet 
an uns Freiheitlichen zu kühlen. (Ruf bei der 
OVP: Nicht nur ausgerechnet, Herr Kollege!) 
Ich darf nun sagen, daß er damit eine 
Enttäuschung herbeigeführt hat, denn mit der 
neuen Führung der Österreichischen Volkspar­
tei hat sich die Hoffnung verbunden, daß das 
Klima zwischen den bei den Oppositionsparteien 
entkrampft wird. Diesem Bemühen hat der Herr 
Abgeordnete Busek zweifelsohne einen Bären­
dienst erwiesen. Ich verstehe nicht, warum er 
sich bemüßigt gefühlt hat, in etwa das Sprich­
wort zu verifizieren "Wie die Alten sungen, so 
zwitschern die Jungen''':" (Abg. Dr. Kohl­
mai er: Hart im Geben, aber patzweich im 
Nehmen!) 

Und nun zum Sachverhalt. Warum haben wir 
das als Provokation empfunden? 

Er hat das Jahr 1970 mit dem Jahr 1976 
verglichen und hat gesagt: Damals ist es den 
Freiheitlichen gelungen, 1 Milliarde im Budget 
umzuschichten, diesmal seien es nur mehr 12 
Millionen, und daraus hat er in seiner spötti­
schen Art einen IIKursverfall der FPÖ auf der 
politischen Bühne" herausdestilliert. 

Ganz abgesehen davon: Wenn man schon den 
Erfolg einer politischen Tätigkeit an Umschich­
tungen im Budget messen wollte, was wir nicht 
tun, dann müßte man ja sagen, um der 
Argumentation Buseks zu folgen, die ÖVP hat 
null Umschichtungen erreicht, daher wäre ihr 
Kursverfall bis auf null heruntergegangen. Aber 
das tun wir gar nicht. (Beifall bei der FPO.) 

Der Herr Abgeordnete Busek hat völlig 
übersehen, daß es im Jahr 1970 eine Minder­
heitsregierung gab und damals die Verhandlun­
gen der Freiheitlichen Partei darum gingen, 
einem ganzen Budget zuzustimmen oder nicht. 
Anders 1976, wo es von vornherein überhaupt 
keine Frage war, daß wir das Gesamtbudget der 
Bundesregierung ablehnen, wo es aber sehr 

wohl darum ging, in Verfolg einer ständig 
eingenommenen Haltung der differenzierten 
Opposition einzelnen Kapiteln zuzustimmen. 
Das ist ja nun, weiß Gott, ein wesentlicher 
Unterschied, zumal, nur am Rande vermerkt, bei 
dieser 1 Milliarde Umschichtung 1970 im 
gesamten Verhandlungspaket wir die Aufgabe 
hatten, die 10 Prozent Autosondersteuer des 
Herrn Finanzministers Koren wegzubringen, 
was ja gelungen ist. 

Das hier ist ein sehr billiger Versuch des 
Herrn Abgeordneten Busek gewesen, von der 
Niederlage, die die ÖVP am 5. Oktober erlitten 
hat, abzulenken und daraus einen Kursverfall 
der Freiheitlichen Partei zu konstruieren. 

Aber die von ihm angezogenen Zahlen 
spielen überhaupt nicht die Rolle, die er ihnen 
beimißt. Er hat uns wörtlich gefragt: Wie 
vereinbaren sich Ihre freiheitlichen Vorstellun­
gen zum UOG mit der Zustimmung zum Kapitel 
Wissenschaft und Forschung? - Ich darf den 
Herrn Abgeordneten Busek darüber informie­
ren, daß wir schon vor dem UOG, neben dem 
UOG und auch jetzt, nachdem dieses gegen 
unsere Stimmen beschlossen wurde, dem Kapi­
tel Wissenschaft und Forschung zugestimmt 
haben, ganz unabhängig von unserer Haltung 
zum UOG, und zwar aus zwei Gründen. 

Der eine Grund: Wir anerkennen, daß es 
tatsächlich eine Schwerpunktbildung auf dem 
Gebiet Forschung gibt. Und zum zweiten - bitte, 
das möge auch nicht übersehen werden -: Wir 
Freiheitlichen haben die Schaffung eines Bun­
desministeriums für Wissenschaft und For­
schung begrüßt, unterstützt und ihr zugestimmt. 
Die ÖVP hat abgelehnt. Das ist ein wesentlicher 
Unterschied, den man halt wissen muß, Herr Dr. 
Busek. 

Und nun ganz kurz zum UOG. Diesbezüglich 
haben wir Freiheitlichen nie auch nur einen 
Hauch Unklarheit über unsere Haltung gelas­
sen. Anders als die ÖVP haben wir einen 
kompletten Alternativentwurf zur Regierungs­
vorlage vorgelegt. Wenn ich mir die Regierungs­
vorlage anschaue, die wir abgelehnt haben, 
dann muß ich sagen, daß der bekannte blaue 
Entwurf des früheren Unterrichtsministers Mock 
hinsichtlich Gruppeninstitutionalisierung und 
beispielsweise durchgehende Drittelparität an 
den Universitäten noch linker war als der 
Regierungsentwurf UOG der Frau Minister 
Fimberg. Das ist eben eine Tatsache. 

Wir haben das UOG abgelehnt und haben das 
nicht mit unserer Haltung zum Budgetkapitel 
junktimiert. Im übrigen haben wir immer 
versucht, zugunsten von Verbesserungen für 
Wissenschaft und Hochschule Umschichtungen 
im Budget herbeizuführen. Nicht weil wir für 
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uns etwas dabei eingehandelt haben, sondern 
weil es im Interesse der Forschung, der 
Hochschulen und der Studenten liegt. 

Damit kann ich diese Frage abschließen und 
einen zweiten Punkt aufgreifen, bei dem auch 
der Herr Abgeordnete Busek gemeint hat, er 
müsse sich an uns reiben. Er hat namentlich 
mich beim Thema Forschungsorganisation 
apostrophiert und hat gesagt: Der Abgeordnete 
Stix nimmt nicht zur Kenntnis, daß wir, nämlich 
die ÖVP, damals schon das Forschungsförde­
rungsgesetz eingeführt haben, und er fordert 
daher völlig überflüssigerweise ein Forschungs­
organisationsgesetz. 

Ich kann zum Abgeordneten Dr. Busek nur 
sagen: Si tacuisses philosophus mansisses. Er 
hat nämlich damit nur gezeigt, daß er gar nicht 
kapiert hat, worum es geht. Es geht ja nicht um 
die Forschungsförderung, es geht darum, eine 
heute aufgesplitterte und nicht koordinierte 
Förderung in Zukunft zu koordinieren. 

Weil das ein Anliegen ist, das heute im 
Bereich der Forschungspolitik eben noch nicht 
verwirklicht ist, haben wir gesagt: Jetzt muß 
nach der Förderung der nächste Schritt getan 
werden und ein Forschungsorganisationsgesetz 
her. Wenn es der Herr Abgeordnete Dr. Busek 
nicht verstanden hat, dann lade ich ihn höflich 
ein, im stenographischen Protokoll meine dies­
bezüglichen Darlegungen in Ruhe noch einmal 
nachzulesen. Wahrscheinlich wird er dann seine 
Meinung ohnedies korrigieren, denn er ist ja ein 
intelligenter Mensch. 

Und wenn er das ist, dann möchte ich ihm 
auch empfehlen, vielleicht eine allgemeine 
verkehrspolitische Entwicklung auch im priva­
ten Bereich nachzuvollziehen und seine gelen­
kige Zunge einem freiwilligen Tempolimit zu 
unterwerfen, damit er sich nicht noch einmal 
verfährt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat sich 
die Frau Bundesminister Dr. Hertha Fimberg. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Fimberg: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die schräge Sicht der Herren 
Abgeordneten auf der rechten Seite zum 
Wissenschaftsbudget ist sehr leicht nachzuwei­
sen. Ihre Erklärungen, daß in der Regierungser­
klärung des dritten Kabinetts Kreisky Wissen­
schaft und Forschung ihre Position als zentrales 
Anliegen verloren hätten, sind falsch. In der 
Regierungserklärung 1975 steht: "Bildung, Wis­
senschaft, Forschung und Kultur sind zentrale 
Anliegen einer zukunftsorientierten Gesell­
schaft. " Wissenschaft und Forschung haben 
nach wie vor ihre Position als ein zentrales 
Anliegen dieser Regierung, und die Entwick-

lung des Budgets auch für das Jahr 1976 zeigt, 
daß dies nicht nur ein Lippenbekenntnis ist, 
sondern daß es auch seinen finanziellen Aus­
druck findet. (Der Prä s i den t übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Ich wiederhole die markierten Zahlen noch 
einmal, obwohl sie heute schon mehrfach 
genannt wurden, um das noch einmal auszu­
drücken. Das Budget für das Wissenschaftsmini­
sterium ist von 1970, jenem Jahr, in dem es 2,3 
Milliarden Schilling betrug, auf 6,7 Milliarden 
Schilling im Jahre 1976 gestiegen und der Anteil 
des Wissenschafts budgets am Gesamtbudget 
von 2,3 Prozent auf 3,11 Prozent. Wenn hier nicht 
einem Kapitel Priorität eingeräumt wurde, dann 
weiß ich nicht, welches Kapitel es sein sollte. 
(Beifall bei der SptJ.) 

Herr Abgeordneter Dr. Blenk! Wenn alles 
gleich bleibt, wie Sie sagen, wenn eine totale 
Stagnation vorliegt, wieso ist es dann möglich, 
daß das Budget des Wissenschaftsministeriums 
insgesamt eine Steigerung von 17,8 Prozent 
erhalten hat? Von einer Stagnation kann 
überhaupt keine Rede sein! 

Wir sind, relativ gesehen, außerordentlich 
günstig gestellt. Werfen Sie einen Blick über 
unsere Grenzen, dann werden Sie finden, daß in 
allen anderen europäischen Ländern die Auf­
wendungen des Bundes für Forschung und 
Wissenschaft eingeschränkt wurden. Ich habe 
hier die Unterlagen für das Budget der 
Bundesrepublik Deutschland: Hier wird in der 
mittelfristigen Haushaltplanung bis zum Jahr 
1979 bei Forschungsvorhaben des Forschungs­
ministeriums ein Abstrich von 1,9 Milliarden 
Mark gemacht. Allein im Jahre 1976 wird der 
Forschungsetat um 153 Millionen DM oder um 4 
Prozent gekürzt; nicht erhöht um 17,8 Prozent -
wie in Österreich -, sondern gekürzt um 4 
Prozent! 

Bevor ich auf die weitere Materie eingehe, 
Herr Abgeordneter Dr. Blenk: Sie sagen, 
Politiker müssen Hartes einstecken und Frauen 
sind hier nicht privilegiert. 

Ich habe das niemals für mich beansprucht, 
und es ist mir hier in diesem Hohen Haus auch 
nichts geschenkt worden, auch nichts an 
persönlichen Angriffen und Unterstellungen, 
wie die heutige Sitzung wieder einmal gezeigt 
hat. Aber, Herr Abgeordneter Blenk, es gibt eine 
Grenze. Es gibt eine Grenze für Angriffe und für 
das, was man einstecken darf, und dazu zählen 
einzelne Studentenbriefe. Ich beharre darauf, 
daß niemand, kein Mensch und auch kein 
Minister verpflichtet ist, solche Briefe zu 
beantworten. (Beifall bei der SPtJ.) Ich sage das 
nicht nur in meinem Namen, ich sage das im 
Namen aller Politiker, denn manches, was man 
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uns hier zuzumuten scheint, ist intolerabel. Ich 
meine damit natürlich nicht die vom Herrn 
Abgeordneten Dr. Hanreich zitierten Geogra­
phiestudenten aus Graz. Ihnen und ihm darf ich 
sagen, daß der gewünschte Assistentenposten 
bereits zugewiesen ist. Wir haben trotz des 
Mangels an Assistentenposten versucht, hier 
den Wünschen Rechnung zu tragen. 

Ich berufe mich auch nicht auf das Jahr der 
Frau, obwohl ich das könnte. Ein Minimum an 
Anstand darf verlangt werden, und das darf auch 
ich verlangen, auch als Frau und als arbeitender 
Mensch. Das möchte ich hier schon deponieren. 

Die Zahlen, die der Herr Abgeordnete Dr. 
Blenk genannt hat, sind unzutreffend zitiert. Die 
Inskribiertenzahlen sagen überhaupt nichts 
mehr, das wissen Sie so gut wie ich, Herr Dr. 
Blenk. (Abg. Dr. BI e n k: Das habe ich nicht 
gebracht!) Nein, sie sagen nichts mehr, daher 
kann man auch nicht Quoten umrechnen, 
Studentenzahlen, bezogen auf Professoren, weil 
die Inskribiertenzahl nichts mehr sagt. 

Wenn wir aber die Ausgaben des Ressorts 
ansehen pro Lehrkanzel, so werden sie von 1975 
auf 1976 eine 20prozentige Steigerung je 
Lehrkanzel feststellen können. Wenn Sie sagen, 
daß der Hochschulbau rückläufig ist oder nicht 
ausreicht, darf ich nur sagen, wir haben um 100 
Millionen Schilling mehr als im Vorjahr. Das 
Volumen für Hochschulbauten hat sich auf 5 
Milliarden Schilling erhöht. (Zwischenruf bei 
der ÖVP.) Was jetzt im Bau ist, beträgt in 
Geldwert ausgedrückt 5 Milliarden Schilling. So 
ist es! 

Herr Dr. Blenk fragt mich, was bezüglich der 
außerbudgetmäßigen Finanzierung von Hoch­
schulbauten geschehen ist. Auch er müßte 
wissen, daß gerade in diesem Jahr sozusagen 
zum ersten Mal ein Großunternehmen, nämlich 
die Wirtschaftsuniversität in Wien und das 
Zoologische Institut der Universität Wien außer­
budgetär im Leasing-Verfahren finanziert wer­
den und daß die Finanzierung für die Bauten in 
Klagenfurt ebenso erfolgt. Ihr Wunsch ist'schon 
erfüllt, nur haben Sie es nicht gesehen oder 
wollen Sie es nicht sehen. 

Daß bei mehr Lehrern, mehr Studenten, mehr 
Aufgaben, größerem Bauvolumen, mehr Institu­
ten und mehr Forschung, Herr Dr. Mock, auch 
mehr Personal im Ministerium erforderlich ist, 
das ist etwas, das zum Einmaleins gehört; das ist 
selbstverständlich. (Beifall bei der SPÖ.) Es wird 
außerordentlich spärlich zugeteilt und angefor­
dert. 

Herr Dr. Blenk meint, daß ich einmal 
behauptet hätte, daß die Bildungsberatung 
Sache der Hochschülerschaft ist. Da~ ist falsch! 
Die Studienberatung ist Sache der Hochschüler-

schaft, ihr vom Gesetz übertragen. Das Ressort 
selbst betreibt die Studenten beratung. Das ist 
die persönliche Beratung des Studenten in den 
Schwierigkeiten seines Studiums und in Lebens­
schwierigkeiten. Und wenn Herr Dr. Mock 
meint, daß auf diesem Sektor nichts getan 
wurde, so ist er völlig im Irrtum. Es ist nicht nur 
der Ausbau der Studentenberatung, des Studen­
tenberatungsteams, in einer Art vollzogen 
worden, daß wir heute für Europa ein Modellfall 
sind und daß die Deutschen aus der Bundesrepu­
blik ihre Studentenberater zu uns zur Ausbil­
dung schicken, wir haben auch die Zahl der im 
Jahr 1970 vorhanden gewesenen drei Beratungs­
stellen und fünf Psychologen bis 1975 auf acht 
Beratungsstellen mit 17 Psychologen erhöht. Das 
ist immerhin keine ganz kleine Leistung, denn 
die geschulten Psychologen sind gar nicht so 
leicht zu finden, wie man annimmt. (Abg. Dr. 
G r u be r: Wo es so viele gibt!) Wir haben die 
Stellen ausgeschrieben, und es hat sich zuletzt 
ein einziger deutscher Studienberater gemeldet, 
sodaß ich veranlaßt habe, daß noch einmal 
ausgeschrieben wird. Es gibt gar nicht so viele 
Psychologen. 

Ich bin der Auffassung des Herrn Abgeordne­
ten Hanreich und ich bin ihm dankbar dafür, daß 
er hier darüber gesprochen hat: Es wird 
notwendig sein, daß man die Lenkung in 
gewisse Studienrichtungen wahrscheinlich 
durch gewisse Anreize verstärkt, möglicher­
weise müssen wir dabei auch an zusätzliche 
Darlehen denken. 

Nun noch ein Wort zur Frage Prognosen für 
den Bedarf an Akademikern, die Herr Dr. Blenk 
und andere Herren der rechten Seite an mich 
gerichtet haben. Wie ungesichert diese Progno­
sen für den Akademikerbedarf sind, wie ja alle 
anderen Prognosen auch - Herr Dr. Busek hat 
heute zugegeben, daß die Wirtschaftsprognosen 
reichlich ungesichert sind -, das haben wir ja 
schon an den bisherigen Prognosen gesehen. 

Ich bin der überzeugung, die alle Experten 
mit mir teilen - ich habe hier niemals einen 
anderen Standpunkt bezogen, eben weil ich 
beruflich seit langem mit diesen Fragen immer 
wieder befaßt wurde -, daß alle Prognosen sehr 
ungesichert sind, man kann sich daran nicht 
völlig orientieren; sie sind aber trotzdem nötig. 
Daß diese Prognosen aber trotzdem herangezo­
gen werden, zeigt der Hochschulbericht, in dem 
viele Modelle von Prognosen und Vorausberech­
nungen enthalten sind, weil wir wissen, daß sie 
notwendig sind, aber man sie nicht überschätzen 
sollte. (Zwischenruf des Abg. Dr. G ru be r.) - In 
beiden Hochschulberichten sind eine Fülle von 
Modellen enthalten, mit allen methodologischen 
Anleitungen, wie es zu diesen Modellen kommt. 

Dem Herrn Professor Frühwirth, der sich wie 
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andere Abgeordnete auch mit der Durchführung 
des VOG und mit den Studiengesetzen beschäf­
tigt, möchte ich folgendes sagen: 

Die Bildungsinhalte mancher Studien müssen 
ständig überprüft und revidiert werden, darüber 
sind wir eigentlich alle immer einer Meinung 
gewesen. Das bedeutet keine Gefahr für die 
Autonomie der Hochschulen. Für die sozial- und 
wirtschaftswissenschaftlichen Studien wird zum 
Beispiel jetzt von vielen Seiten, auch von der 
Wirtschaft sehr vehement verlangt - und ich 
stimme hier zu -, daß manche der Studienrich­
tungen mit Sprachkenntnissen akzentuiert wer­
den sollten. Die Studenten wiederum verlangen, 
daß sie bei bestimmten Studienrichtungen keine 
Betriebsabrechnung lernen müssen. 

Wir werden uns damit beschäftigen müssen. 
Das hat überhaupt nichts mit der Autonomie der 
Hochschule zu tun, die ja hier zum Zug und zur 
Mitsprache kommt. 

Herr Professor Frühwirth sagt aber auch, daß 
immer mehr Forscher aus sozialistisch dominier­
ten Instituten an die Hochschule kommen und 
die Sozialisten sozusagen schon zur Eroberung 
der Hochschulen angetreten sind. Wenn ich mir 
das Ergebnis der Personalvertretungswahlen 
ansehe, wo von 5159 Wahlberechtigten und 3904 
gültigen Stimmen 3318 auf die Liste Frühwirth 
entfallen sind, muß ich sagen, daß es eher der 
Herr Professor Frühwirth auf die Eroberung der 
Hochschulen abgesehen hat als die Sozialisten, 
die nur 443 Stimmen erhalten haben. (Beifall bei 
der' SPÖ. - Abg. Dr. Frühwirth: Die Liste 
Friihwirth gibt es nicht! - Abg. Dr. Gru ber: Er 
hat es ja schon gehabt, Frau Minister!) 

Daß es ihn stört, daß diesmal auch andere 
Listen aufgetreten sind, das kann ich schon 
verstehen. Wenn er mir aber sagen könnte, 
welcher Juso ihm erklärt hat, daß er seinen 
Assistentendienstposten mitbringt und "schon in 
der Tasche hat", wäre ich ihm sehr dankbar. Das 
ist völlig ausgeschlossen. Assistentenposten 
werden ausgeschrieben, und ich achte sehr 
genau darauf, welcher Lehrkanzel sie zugeteilt 
werden und welchem Institut. Es ist ganz 
unmöglich, daß irgendein Juso dies zu Recht 
erklärt haben sollte, und ich wehre mich gleich 
hier gegen derartige Behauptungen. 

Berufungszusagen sind kein Vertrag, sondern 
es wird seit eh und je immer hinzugefügt: nach 
Maßgabe des Dienstpostenplans, und das ist 
schriftlich noch bestätigt. Ich habe schon seit 
Jahren strikt angewiesen, daß keine Berufungs­
zusagen gemacht werden, bei denen man nicht 
auch sicher ist, daß sie eingehalten werden 
können. Mehr kann man dazu nicht tun. 

Zur VOG-Durchführung, mit der sich auch 
Dr. Blenk und Dipl.-Ing. Hanreich beschäftigten: 

Ich möchte Herrn Dr. Blenk vor allem einmal 
sagen, daß kein Anlaß zur Behauptung besteht, 
daß nichts funktioniert, und kein Anlaß besteht 
zu sagen, daß etwas rechtswidrig vor sich geht. 
Die übergangsbestimmungen wie zum Beispiel 
für den Zeugniserlaß, die Ausfertigung von 
Zeugnissen beinhalten nichts anderes als die 
Delegierung von Aufgaben, die der Vniversitäts­
direktion übertragen worden sind, an Dienststel­
len der Fakultät. Das ist zulässig, das ist nicht 
rechtswidrig, sondern das entspricht ganz den 
allgemeinen Verwaltungs grundsätzen. 

Da im Zusammenhang mit dem Interuniversi­
täten-EDV-Zentrum immer wieder behauptet 
wird, daß hier eine Rechtswidrigkeit geschehen 
ist, möchte ich zuerst einmal sagen: Eine 
Nominierung von Leitern des Rechenzentrums 
gilt auch, wenn ein anderes Gesetz in Kraft tritt, 
und diese waren nominiert, und zwar auf Antrag 
der Universität Wien. 

Und jetzt ganz abgesehen davon: Warum 
haben die Technische Universität Wien und die 
Akademie der Wissenschaften, die die anderen 
Partner waren, keinerlei Einwendung gemacht? 
Wieso kann nur die Rechtsmeinung der Univer­
sität Wien hier die richtige sein? 

Es ist unrichtig, Herr Abgeordneter Dr. Blenk, 
was Sie gesagt haben; es ist hier keinerlei 
Rechtswidrigkeit geschehen. Es ist auch unrich­
tig, wenn Sie behauptet haben, daß für die 
Forschung nichts geschehen ist und daß ein Zug 
zur Verstaatlichung zu beobachten ist. Schon der 
Herr Abgeordnete Wille hat Ihnen erklärt, daß 
das Gegenteil der Fall ist: Die Tendenz geht 
nämlich in Richtung einer kooperativen For­
schungspolitik, daß zum Beispiel vorgesehen ist, 
in die Gesellschaft für Weltraumforschung die 
Industrie einzubeziehen, daß ich zum Beispiel in 
der Frage Spacelab selber veranlaßt habe, daß 
die Industrie am Projekt mitbeteiligt wird. In 
Seibersdorf werden nicht die Anteile der 
öffentlichen Hand verstärkt, sondern ganz im 
Gegenteil, es wird eine stärkere Beteiligung der 
Industrie und anderer Partner gesucht. 

Weil einigemale davon gesprochen wurde, 
daß man doch einiges über die allgemeinen 
Ziele der Bildungspolitik hören wolle, möchte 
ich mit zwei Akzenten feststellen, wo ich die 
Hauptprobleme im Hochschulwesen sehe. Es 
stehen zwei Probleme im Vordergrund. Das eine 
ist die Frage des Numerus clausus des Zugangs 
zu den Hochschulen, also das Problem der 
offenen Hochschule, und das zweite Problem ist 
das der Freiheit der Wissenschaft, allerdings 
etwas anders gesehen. 

Ich darf hier feststellen, daß es gelungen ist, 
und zwar durch eine Kombination verschiedener 
Maßnahmen, durch eine zielbewußte Planung 
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und durch das Verständnis der Bundesregierung 
und vor allem des Finanzministers, einen 
Aufbau bei den Hochschulen zu realisieren, der 
es uns möglich macht, ohne Numerus clausus 
durchzukommen; einen Ausbau, wie ihn die 
österreichischen Hochschulen tatsächlich vorher 
noch nicht erlebt haben. 

Wir haben 1970 2,3 Milliarden Schilling für 
das Hochschulbudget ausgegeben, wir geben 
1976 5,8 Milliarden Schilling für die Hochschu­
len aus. Das zeigt den ganzen Unterschied. 
Dieser Ausbau des österreichischen Hochschul­
wesens hat es möglich gemacht, daß es trotz 
mancher Engpässe - und die will ich gar nicht 
bestreiten, sondern sie sind hier, objektiv 
bedingt, aber auch willkürlich herbeigeführt -
gelungen ist, Zulassungsbeschränkungen, also 
einen Numerus Clausus zu verhindern - trotz 
der steigenden Studentenzahlen. 

Alle, die hier in Österreich davon sprechen, 
daß in irgendeiner Form ein Numerus clausus 
bestehen würde, bitte ich, einen Blick über die 
Grenzen unseres Landes zu werfen, in die 
Bundesrepublik Deutschland; dann werden Sie 
erleben, was Numerus clausus ist und was 
Numerus clausus bedeutet. 

Ein für allemal ist die Leitlinie österreichi­
scher Hochschulpolitik, wie sie v,on der BUI:J,de!>­
regierung seit 1970 verfolgt wird, die offene 
Hochschule, und wir werden sie nach wie vor 
auch beibehalten. (Beifall bei der SptJ.) Denn 
wir streben nach einer offenen Hochschule, nach 
einer Hochschule, die jedem, der die Vorausset­
zungen dazu mitbringt, offen steht, die Möglich­
keit eines Studiums gewährleistet und das Recht 
auf Bildung sichert. 

Aber darüber hinaus auch aus einem sehr 
pragmatischen Grund. Ich teile hier völlig die 
Meinung des schweizerischen Wissenschaftsra­
tes. Seine Überlegungen sind genau die, die 
auch uns dazu führen, uns gegen jeden Numerus 
clausus schon in den Ansätzen zu wehren. Ich 
darf vielleicht die letzten Ausführungen der 
Stellungnahme des Wissenschaftsrates vom 
September 1975 kurz zitieren: 

Die schweizerische Hochschulpolitik steht 
heute an einem Wendepunkt: Soll und kann die 
Tradition der Öffnung der Universitäten für alle 
Studienberechtigten weiter durchgehalten wer­
den oder soll, wenn auch vorläufig lediglich im 
Fachbereich der Medizin, auf ein Zulassungssy­
stem übergegangen werden, mit welchem eine 
zahlenmäßige Beschränkung der Studienanfän­
ger erzwungen wird? Die Grundsatzfrage ist uns 
jetzt 'gestellt,'" auch wenn der zu treffende 
Entscheid lediglich die Medizin berührt, denn es 
ist nicht zu erwarten, daß es mit Zulassungsbe­
schränkungen in einem einzigen Fachbereich 

sein Bewenden hat. - Das zeigen die Vorgänge 
in der Bundesrepublik. 

Aus diesem Grund sagt der schweizerische 
Wissenschaftsrat: 

Der Wissenschaftsrat ist deshalb nach wie vor 
der Auffassung, daß alle Anstrengungen unter­
nommen werden sollten, um Zulassungsbe­
schränkungen nach Möglichkeit zu verhindern. 
- Und er gibt Empfehlungen für Maßnahmen, 
die wir in Österreich entweder schon ergriffen 
haben oder die wir vorschlagen werden. Wir 
werden weiterhin mit der Schweiz' im Dialog 
bleiben, wie wir das bisher auch waren. 

Ich darf aber vielleicht darauf hinweisen, daß 
auch in der Bundesrepublik Deutschland, wo 
sehr konsequent die Politik der Zulassungsbe­
schränkung verfolgt wurde, heute unter sehr 
wesentlichen und maßgeblichen Bildungspoliti­
kern eine echte Bewegung eingesetzt hat, die 
diese Zulassungsbeschränkungen nicht nur in 
Frage stellen und die Irrationalität dieser 
Maßnahmen hervorheben, sondern ver allem die 
Überwindung der gegenwärtigen tristen Situa­
tion mit anderen Maßnahmen verlangen. 

Ich weise deshalb so nachdrücklich darauf 
hin, weil ich meine, daß sich der Erfolg der 
österreichischen Hochschulpolitik eben darin 
am stärksten abzeichnet, daß es uns gelungen 
ist, mit allen Anstrengungen - und es waren 
gemeinsame Anstrengungen - dieses Unglück 
für die Jugend, den Numerus clausus, zu 
verhindern. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß, um dieses 
hochschulpolitische Leitbild aufrechterhalten zu 
können, dazu gehört, alle zur Verfügung gestell­
ten Ressourcen, alle Finanzmittel, alle Ressour­
cen für den Ausbau der Lehr- und Forschungsbe­
triebe der Universität einzusetzen, und daß die 
vorhandenen oder im Entstehen begriffenen 
oder noch zu schaffenden Einrichtungen nicht 
nur optimal, sondern maximal genützt werden 
müssen. Ich sage das sehr bewußt und auch in 
Übereinstimmung mit der Hochschulpolitik in 
anderen Ländern. Auch der Schweizer Wissen­
schaftsrat sagt, und ich darf das ganz kurz noch 
zitieren, daß eine optimale, ja vielmehr maxi­
male Nützung angestrebt werden muß, eine 
Belebung zum Beispiel der Hörsäle auch am 
Abend, an Samstagen und in den Ferien - ein 
Vorschlag, den ich einmal gebracht habe und 
der mit Hohn und Spott zurückgewiesen worden 
ist. 

Minister Rohde, der zuständige bundesdeut­
sehe Minister, sagt das gleiche: "Die bessere 
Nutzung der mit Milliardenbeträgen geschaffe­
nen Kapazitäten im Bildungsbereich ist unum­
gänglich notwendig." 

14. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)64 von 137

www.parlament.gv.at



Nationalrat XlV. GP - 14. Sitzung - 17. Dezember 1975 1201 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 

Ich muß feststellen, daß in Österreich - ich 
habe hier Testuntersuchungen machen lassen -
diese optimale Nutzung keineswegs überall 
durchgeführt wird. Ja, wir finden hier bei uns in 
Wien zum Beispiel Hörsäle, bei denen die 
Nutzung 8 Prozent, 26 Prozent, ja sogar nur 2 
Prozent beträgt. Hier ist noch einiges nachzu­
holen. 

Ich darf noch einmal wiederholen, weil es mir 
fast das Wichtigste an der kommenden nächsten 
Entwicklung zu sein scheint, daß die Investitio­
nen an den Hochschulen volle Priorität vor allen 
anderen Bedürfnissen haben. 

Ich sage das auch im Zusammenhang mit der 
heute mehrfach angezogenen Studentendemon­
stration vorn 2. Dezember. Ich meine, daß ich 
deswegen noch keine "Rabenmutter" bin, weil 
ich die generelle Erhöhung der Stipendien von 
2400 auf 4000 S als unrealistisch bezeichnet 
habe. Deswegen bin ich noch keine "Raben­
mutter". 

Ich gehe von dem Standpunkt aus, daß es sehr 
viel wichtiger ist, als für eine generelle 
Beihilfenerhöhung zu investieren, jenen Studie­
renden, die noch nicht an der Hochschule sind, 
den Zugang zur Hochschule offenzuhalten, denn 
es wäre die ärgste Diskriminierung, die wir den 
Kommenden zufügen würden, wenn wir zugun­
sten jener, die jetzt an der Hochschule sind, jene 
ausschließen würden, die erst an die Hochschule 
kommen wollen. (Beifall bei der SpG. - Abg. Dr. 
G r u be r: Das ist ja auch nicht die Alternative!) 
Das ist eine Alternative. (Abg. Dr. Gruber: 
Eine falsche Alternative!) 

Ich wiederhole meine Feststellung noch 
einmal, auf Grund wissenschaftlich erarbeiteter 
Unterlagen, im Einvernehmen mit der Hoch­
schülerschaft erarbeiteter Unterlagen: Es gibt 
keine generelle soziale Notlage der Studieren­
den. Mein Parteifreund Radinger hat das hier 
schon angeführt, das stimmt. Ich habe, Herr Dr. 
Gruber, die soziale Struktur jener analysieren 
lassen, die die Höchststipendien erhalten. (Abg. 
Dr. G ru be r: Es sind nur 2 Prozent!) Hier muß 
man wahrscheinlich noch einiges ausklammern, 
ehe man wirklich an den Armutskern gelangt. Es 
ist niemals und von mir überhaupt nicht 
bezweifelt worden - sondern ganz im Gegenteil 
-, daß es solche Fälle gibt und daß für diese 
etwas gemacht werden muß. 

Aber ich darf schon ,auch darauf hinweisen, 
daß für die Studierenden in diesen letzten 
Jahren außerordentlich viel geschehen ist. Der 
Sozialaufwand ist von 160 Millionen im Jahre 
1970 auf fast 370 Millionen Schilling gestiegen­
das ist wohl eine ganz erhebliche Steigerung -, 
die Förderung allein von 120 Millionen auf 285 
Millionen und die Beträge für die Studenten-

heime, von denen Sie gesprochen haben, Herr 
Dr. Gruber, von 27 Milljonen auf 70 Millionen 
Schilling. Das ist schon eine Steigerung, die sich 
absolut und relativ sehen lassen kann. (Abg. 
S t ein er; In den letzten Jahren?) Ja, in den 
allerletzten Jahren ist das so gestiegen. Im Jahre 
1970 waren es 27 Millionen, jetzt sind es 70 
Millionen Schilling. 

Die Ursachen der Unzufriedenheit der Studie­
renden sind viel tiefliegender. Auch hier haben 
wir Analysen im Ansatz vorliegen, die vertieft 
werden. Sie hängen mit der Abhängigkeit der 
Studierenden gegenüber ihren Altersgenossen 
zusammen, eine unangenehme Situation. Sie 
hängen damit zusammen, daß sie zum Teil in 
ihrem Berufsziel unsicher sind. Sie hängen - wie 
auch der Herr Abgeordnete Hanreich ausgeführt 
hat - natürlich auch mit der Wohnungsfrage 
zusammen. Das will ich nicht unterschätzen. Das 
war mit ein Grund, warum wir gerade den 
Heimbau und die Beschaffung von neuen 
Wohnplätzen so außerordentlich gefördert 
haben. Es ist uns - und ich wiederhole das noch 
einmal - sehr wohl bekannt, daß es unter den 
Studierenden Benachteiligte gibt, die einer 
zusätzlichen sozialen Hilfe bedürfen. 

Wenn Sie, Herr Dr. Gruber, einen Teil dieser 
Information des Bundesministeriums für Wissen­
schaft und Forschung zur sozialen Lage der 
Studenten zitiert haben, darf ich vielleicht auf 
den Schluß hinweisen, den Sie nicht zitiert 
haben. Da steht nämlich, daß wir mehrfach 
schon betont haben, daß in Hinkunft die 
Sozialmaßnahmen verstärkt auf die Studieren­
den aus sozial benachteiligten Schichten kon­
zentriert werden. Ich habe das bei der letzten 
Novellierung bereits versucht, zum Teil ist es 
gelungen, und ich werde das auch in Hinkunft 
tun. 

Ich darf aber vielleicht noch darauf hinweisen, 
daß in vielen Fällen - und ich habe eine ganze 
Liste hier zur Einsicht, um glaubwürdig zu sein­
außerordentliche Zuwendungen an Studenten 
bereits erteilt worden sind, wenn sie in einer 
Notlage waren. Der Herr Bundeskanzler hat 
zugestimmt und auch der Finanzminister hat 
sein Einverständnis erklärt, daß systematisch in 
Einzelfällen sozial Bedürftigen eine zusätzliche 
Hilfe in einer Notsituation gewährt werden kann 
und soll. Die Maßnahmen dafür sind im Gange. 
(Beifall bei der SPG.) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aber 
doch daran erinnern, Herr Dr. Gruber, daß es 
noch gar nicht ein Menschenalter her ist, 
sondern etwa zehn Jahre, daß die Sozialistische 
Partei in diesem Land - der es immer und 
traditionell ein wichtiges Anliegen war -
verstärkt darangegangen ist, die Bildungsprivi­
legien zu bekämpfen, mit dem Slogan etwa: 

83 
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"Mehr Kinder an höhere Schulen," und daß es 
uns gelungen ist, mit diesen Aktionen für die 
bisher Benachteiligten und von diesen Privile­
gien Ausgeschlossenen auf mehr Bildungsge­
rechtigkeit und auf mehr Chancengleichheit 
und für die Verwirklichung des Menschenrech­
tes auf Bildung einzutreten. (Beifall bei der 
SPO.) 

Der Erfolg ist uns nicht versagt geblieben, 
denn wir können heute feststellen, daß sich 
sowohl der Anteil der Arbeiterkinder als auch 
der Anteil der Bauernkinder an den Studieren­
den wesentlich erhöht hat - noch nicht 
zufriedenstellend, aber wesentlich. Wir haben 
keinen Anlaß, uns auch nur einen Millimeter von 
dieser unserer Bildungspolitik zu entfernen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Nun zum zweiten, zum Problem Freiheit der 
Wissenschaft. Herr Dr. Mock hat wieder einmal 
betont, wie stark die Freiheit der Wissenschaft 
und die Autonomie durch das UOG beschränkt 
wurde. Ich wehre mich ganz energisch dagegen, 
und auch die Hochschulen kommen langsam 
darauf, daß das völlig falsch ist. Ganz im 
Gegenteil - und das ist das Erlebnis, das unsere 
Hochschulen jetzt haben -: Der Autonomiebe­
reich wird mit allen positiven und negativen 
Seiten, die eine Kompetenzvermehrung mit sich 
bringt, wesentlich ausgeweitet. 

Aber ich verwahre mich ganz entschieden 
dagegen, daß ich jemals einen Eingriff in 
Forschung und Lehre vorgenommen hätte. Hier 
gibt es keine antiliberale Haltung. Ich darf das 
dem Herrn Dr. Mock sagen, weil er Beispiele 
von "Maulkörben" gebracht hat und mich so als 
absolute Herrseherin darstellt. Es ist gar nicht so 
ungut, so dargestellt zu werden, aber dieses Bild 
trifft sicher nicht auf mich zu. 

Wahlbeteiligung - nicht repräsentativ. Das 
war nicht 1972, das war nicht im Zusammenhang 
mit der Wahlbeteiligung. Das war in einer 
Studentendiskussion, wo ich der Hochschüler­
schaft gesagt habe - ein uralter Hut, daß ich den 
heute noch einmal aufsetzen muß, betrübt mich 
zutiefst -, daß für die Ansichten der gesamten 
Studentenschaft die Hochschülerschaft nicht 
repräsentativ ist; nicht im Zusammenhang mit 
Wahlbeteiligung . 

Zum zweiten. Noch ein alter Hut ... (Abg. Dr. 
G ru b er: Sie tragen sonst alte Hüte nicht gerne, 
Frau ;Minister!) Nostalgie! Nostalgie auf der 
rechten Seite! (Beifall bei der SPO.) 

Noch ein alter Hut im Zusammenhang mit 
dem sonst wirklich von mir hochgeschätzten 
Herrn Primarius Scrinzi. Eine leichtfertige 
Formulierung meinerseits einem Journalisten 
gegenüber. (Abg. Dr. G ru be r : Sie sind 
leichtfertig?) Ich gebe es zu, eine leichtfertige 

Formulierung. (Abg. Dr. Gru ber: Das ehrt Sie, 
wenn Sie das sagen!) Ich habe damals auf 
dringendes Befragen gesagt, wenn kein Vortrag 
an der Hochschule, an der Universität, dann gibt 
es doch verschiedene Säle. Das genügte auch 
noch nicht. Da habe ich gesagt, ins Wirtshaus 
kann man auch noch gehen - wahrscheinlich, 
weil ich ganz gerne im Wirtshaus Versammlun­
gen habe. Das gebe ich auch zu. 

Ich habe damals dieses leichtfertige Wort ja 
sehr "schwer gebüßt". Ich mußte hier vor dem 
Hohen Haus über meine Gesinnung Rechen­
schaft ablegen. Ich habe das getan und sehr 
deutlich meine Auffassung klargelegt, meine 
Auffassung bezüglich der Abwägung der beiden 
Werte: Freiheit des Wortes oder Ruhe, keine 
Gewalttätigkeit an den Hochschulen. Meiner 
Meinung und meiner Auffassung nach muß man 
sich immer gegen die Gewalttätigkeit ent­
scheiden. 

Ich habe das hier im Hohen Haus deponiert, 
und man hat das damals akzeptiert! 

Beamte dürfen keine Auskunft geben -
wieder einmal ein berühmter "Maulkorb". Das 
ist, Herr Dr. Mock, kein Erlaß von mir, sondern 
das ist eine ganz usuelle Dienstanweisung des 
für diesen Teil der Agenden verantwortlichen 
Sektionschefs. Das ist ganz in Ordnung. In 
keinem Ministerium ist es möglich, daß jeder 
Beamte über alles Auskunft gibt. Bei der 
Durchführung des UOG - und um diese Fragen 
hat es sich hier gehandelt - hat sich der 
Sektionschef vorbehalten, daß er weiß, wer 
Auskunft gibt, daher sind diese Fragen an ihn zu 
stellen. Das ist völlig in Ordnung, das ist noch 
lange kein "Maulkorb". Gerade in meinem 
Ressort werden so viele Interviews gegeben, 
wird so viel geredet, daß es fast wirklich lachhaft 
ist . .. (Abg. Dr. Mus s i1: Viel zuviel geredet 
und zuwenig gearbeitet! - Heiterkeit.) Es zeigt 
sich mit diesem Zwischenruf die berühmte 
Beamtenfreudigkeit und -freundlichkeit meines 
sehr geschätzten Kollegen Mussil. Er war- ja 
immer schon ein Freund der Beamten. (Beifall 
bei der SPO.) 

Senat der Universität Wien. Dem habe ich 
mitteilen lassen, und ich stehe dazu, daß er bei 
einer Rechtsmeinung, die er allein hat und die 
sich auf eine Verwaltungsfrage bezieht, nicht 
das Recht hat, in die Presse zu gehen. Dazu stehe 
ich auch. Der Senat der Universität Wien ist in 
Verwaltungsdingen nicht gleichzusetzen einem 
frei gewählten Reichstag. 

Ich verwahre mich dagegen, daß jede Univer­
sität - und sie hat sich ja als Senat geäußert, und 
es waren keine persönlichen Meinungsäußerun­
gen - die ihr vorgesetzte Dienstbehörde, und das 
ist das Bundesministerium in Verwaltungsdin-
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gen, der Ungesetzlichkeit zeiht. Wo kämen wir 
hin, wenn jedes Finanzamt zum Beispiel bei 
einer Anordnung der Finanzlandesdirektion zur 
Presse gehen und mitteilen würde, daß die 
Finanzlandesdlrektion ungesetzlich agiert. 
(Abg. Dr. Gru ber: Ungeheuerlich!) Ja, das 
wäre ungeheuerlich. 

Ich habe die Rektoren und die Universitätsdi­
rektoren zu Gesprächen über den Erlaß betref­
fend die Durchführung des UOG eingeladen. Ist 
das undemokratisch, daß ich sie vorher einlade, 
über den Erlaß mit uns zu sprechen? (Abg. 
Graf: Das hat niemand gesagt!) 0 ja, der Herr 
Dr. Mock hat gefunden, das sei undemokratisch. 
Ich habe mir das genau notiert. 

Es würde mich sehr viel mehr interessieren, 
was der Herr Dr. Mock zu den Äußerungen 
seines Kollegen Gasperschitz sagt, ob er das für 
sehr demokratisch hält. Das wäre viel interes­
santer. (Abg. Dr. Gruber: Hat er sich nicht 
geäußert?) Anders als Gasperschitz. (Abg. Dr. 
Gruber: Das paßt Ihnen auch nicht, Frau 
Minister?) Ja, es paßt mir schon. 

Damit bin ich bei der zweiten Frage, bei der 
Frage der Freiheit der Wissenschaft. Ich darf 
beiden Herren, sowohl dem Herrn Dr. Mock wie 
auch Herrn Dr. Busek versichern, daß ihre 
Ängste über die Bedrohung der Freiheit der 
Wissenschaft und die Freiheit der Forschung 
völlig unberechtigt sind. Da ist gar nichts zu 
fürchten. 

Ich habe schon bei anderen Gelegenheiten 
darauf hingewiesen - auch bei der Verabschie­
dung des UOG etwa -, daß die Freiheit der 
Wissenschaft von uns Sozialisten noch nie 
bedroht wurde. Ganz im Gegenteil, dies ist 
immer wieder mit voller Überzeugung und 
vehement vertreten worden, auch dann, wenn es 
gefährlich war, diese Freiheitsrechte zu vertre­
ten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Äußerungen, wie sie der Herr Abgeordnete 
Dr. Gasperschitz gemacht hat, stehen im 
Widerspruch nicht nur zur Freiheit der Wissen­
schaft, sondern auch zu dem, was Herr Dr. Mock 
hier an Freiheitsbeängstigungen vorgelegt hat. 

Die Forderung nach einem Berufsverbot, nach 
einer Art Radikalenerlaß oder auch nur nach 
einer Untersuchung der Gesinnung von Hoch­
schullehrern wird ganz energisch zurückge­
wiesen. 

Ich möchte das im Hohen Haus noch einmal 
dezidiert betonen: Ich wehre mich ganz ent­
schieden gegen jede Art von Berufsverbot, 
gegen jede Art von Radikalenerlaß und gegen 
jede Art von Gesinnungsüberprüfung, auch und 
vor allem an den Hochschulen. (Beifall bei der 
Spö. - Abg. Dr. B 1 e n k: Das hat niemand 
verlangtf) 

Ich darf hier sagen, daß ich mit dieser 
Stellungnahme völlig auf dem festen Fundament 
der österreichischen Bundesverfassung stehe 
und mich hier im Einklang weiß mit der besten 
demokratischen Tradition in unserem Land. Seit 
dem Staatsgrundgesetz 1867 gehört es eben zum 
festen Bestandteil der verfassungsmäßig 
geschützten Grundrechte, daß die öffentlichen 
Ämter für alle Staatsbürger gleich zugänglich 
sind; auch für Hochschullehrer. 

Auch die Dienstpragmatik, die in diesem 
Zusammenhang angezogen worden ist, der 
Diensteid - der übrigens wirklich eine veraltete 
Formel ist, was wirklich einmal revidiert gehörte­
und die Pflichtenangelobung bieten keine 
Handhabe für Ausschlußregelungen oder für 
Gesinnungsüberprüfung, wie sie hier gelegent­
lich verlangt worden ist. Auch die geistige 
Landesverteidigung scheint mir keinerlei 
Grundlage dafür zu sein. 

Um der Freiheit der Wissenschaft willen 
vertrete ich diesen Standpunkt so radikal: Auch 
diese Dinge, auch diese Fragen müssen von 
solchen Vorstellungen unberührt bleiben, denn 
die Freiheit ist unteilbar. Wann immer wir 
beginnen, Gesinnungen nachzugehen und sie 
zu untersuchen, ist diese Freiheit echt bedroht. 
In diesem Zusammenhang möchte ich feststel­
len, und zwar mit einiger Beunruhigung 
feststellen, daß immer wieder und gerade von 
den akademischen Kreisen die Unantastbarkeit 
dieses Freiheitsanspruches ins Spiel gebracht 
wird, in der Debatte zum UOG etwa; daß aber in 
diesem Fall - mit ganz wenigen Ausnahmen, 
nämlich mit Ausnahme der Universität für 
Bildungswissenschaften Klagenfurt und einiger 
kleiner Gruppen von Hochschullehrern und 
Studenten - die akademischen Kreise kein 
Bekenntnis zur Freiheit der Gesinnung, zur 
Freiheit der Meinungsäußerung und damit zur 
Freiheit der Wissenschaft abgelegt haben. 

Ich möchte hier für die Hochschule Klagenfurt 
gleich dem Herrn Dr. Busek etwas sagen, ein 
gutes Wort für sie einlegen: Sie finden das 
beunruhigend, Sie bringen mir beunruhigende 
Nachrichten. Die sind nicht so beunruhigend für 
mich. Die Hochschule Klagenfurt ist in einer 
permanenten Aussprache mit uns über ihre 
weitere Entwicklung. Und daß es kompliziert ist, 
auf der einen Seite den Sektor der bildungswis­
senschaftlichen Fächer und auf der anderen 
Seite die Lehramtsfächer ganz gleichmäßig zu 
entwickeln, gebe ich gerne zu. Aber hier ist die 
Zusammenarbeit gegeben; auch die Zusammen­
arbeit mit dem Unterrichtsministerium. Wir sind 
hier in einem permanenten Kontakt. 

Keine andere Hochschule ist so betreut wie 
die Hochschule Klagenfurt, das darf ich auch 
betonen. Ich besuche die Hochschule selbst 
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recht oft; es kommen verschiedene Gesprächs­
partner zu mir, und gerade in der letzten Zeit ... 
(Ruf bei der OVP: Siehe Wahlergebnis! - Abg. 
Dr. BI e n k: Das ist eine Folge der guten 
Betreuung!) Was soll das Wahlergebnis? -
Warum sollen nicht ein paar linke Assistenten 
einen linken Assistenten lieber wählen als den 
Herrn Professor Frühwirth? Das sehe ich ein! 
(Beifall bei der SPO.) 

Wir sind eben jetzt im Gespräch mit der 
Hochschule Klagenfurt, die eine stärkere Ent­
wicklung auf gewissen Gebieten wünscht. (Abg. 
Dr. Blenk: Sie sympathisieren mit dem 
Linksblock!) Dazu bekenne ich mich auch. Das 
macht ja nichts. Ich kann mir doch ein bißehen 
mehr links wünschen, wenn ich so viel rechts 
habe. (Heiterkeit bei der SPO.) 

Es werden jetzt Gespräche über die kom­
mende Entwicklung und über die Schwerpunkte 
geführt, die die Universität für Bildungswissen­
schaften wünscht, und wie immer und wie 
überall ist hier eine Diskussion zwischen dem 
Ministerium und der Hochschule im Gange, die 
zur Zufriedenheit beider Teile geführt wird. 

Ich bedaure wirklich dieses Schweigen im 
akademischen Raum, das eingetreten ist, 
obwohl das Auslösungsmoment, der Anlaß für 
derartige Überlegungen, nämlich "Radikalener­
laß", Gesinnungsüberprüfung und so weiter, ein 
wirklich demokratisches Ereignis war. Herr 
Abgeordneter Hanreich hat sehr richtig gesagt, 
hier war kein geeigneter Anlaß zu einer Debatte 
dieser Art; es waren demokratische Wahlen 
öffentlich Bediensteter, Personalvertretungs­
wahlen an den Universitäten. Sie haben sich im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen abge­
spielt. Es hat sich dort der "Linksblock 
fortschrittlicher Hochschullehrer" beworben 
und hat Stimmen erhalten, nicht nur in 
Klagenfurt, sondern auch anderswo. Sein Pro­
gramm enthält nichts, was die Demokratie 
bedroht. Ich habe es mir durchgelesen. (Abg. Dr. 
BI e n k: Und das freut Sie!) Nein, das Programm 
erfreut mich nicht, aber es zeigt kein Vergehen 
gegen die Demokratie oder die Gesetze, und das 
ist das Wesentliche. 

Ich glaube daher, daß wir alle und geschlos­
sen jede Maßnahme ablehnen sollten, die mit 
einer Gesinnungsschnüffelei auch nur im leise­
sten ZU tun haben könnte. (Beifall bei der SPO. -
Zwischenruf bei der OVP.) Ja, die halten sie ein! 
Das Programm hat nichts gegen die Einhaltung 
der Dienstpragmatik, gar nichts! 

Ich darf noch einmal sagen: Es besteht 
überhaupt kein Grund, sich zu ängstigen über 
die Freiheit der Wissenschaft im Zusammen­
hang mit dem geplanten Forschungsorganisa­
tionsgesetz. Unser Standpunkt ist immer klar 

präsentiert worden. Wir sind der Meinung, daß 
sich auch die Wissenschaft ihrer sozialen 
Verantwortung bewußt sein muß. 

Wir sind für eine kooperative Forschungspoli­
tik, das heißt, alle Teile sind beteiligt, nicht 
allein die Wissenschaft. Es wäre unmöglich, 
allein die Wissenschaft die Forschungspro­
gramme bestimmen zu lassen; das Recht, hier 
mitzureden und mitzubestimmen, müssen 
andere Kreise auch haben. Ich möchte hier nur 
noch einmal betonen: Es ist überhaupt kein 
Anlaß fall , sich über ein Gesetz zu beunruhigen. 

Forschungsorganisation. Die gesetzlichen 
Maßnahmen zur Forschungsorganisation in 
Österreich sollen den Zweck und das Ziel haben, 
die Forschung abzusichern und ihren Bestand 
für den Fortschritt Österreichs zu garantieren. 
Ich stimme hier durchaus dem Herrn Abgeord­
neten Stix bei. Dem, was er hier vorgeschlagen 
hat, kann ich völlig zustimmen. Das sind ja 
keine Geheitnpläne. Ich habe diese Pläne der 
Öffentlichkeit und den Vertretern der Wissen­
schaft vor allem schon im Sommer 1974 bei 
einem Wissenschaftsforum vorgelegt. Diese 
Rede liegt gedruckt vor - sie steht allen zur 
Verfügung -, und das, was darin steht über die 
künftigen Züge eines Forschungsorganisations­
gesetzes ist das Ergebnis einer fünf jährigen 
Koordinationspraxis des Ministeriums und der 
zwischenzeitigen internationalen Entwicklung. 
Auch hier ist unser Modell wieder die Entwkk­
lung in der Schweiz. 

Die Grundsätze heißen: Koordination, Koope­
ration, Transparenz und Partizipation, Teil­
nahme an der Planung auch anderer Kreise als 
die der Wissenschaft. Und die Leitlinien der 
Forschungspolitik sind die, die ich genannt 
habe. 

Es gehört einer noch dazu, und auch das 
möchte ich Herrn Dr. Busek noch sagen: Die 
internationale Kooperation auf dem Gebiet der 
Forschung ist lebenswichtig für Österreich. Ein 
kleines neutrales Land - muß mitkooperieren. 
Daher ist CERN so wichtig, und daher ist in 
diesem Jahr für dieses Budget eine Präferenz der 
internationalen Vorhaben deponiert, weniger 
der nationalen, was nicht bedeutet, daß die 
nationalen Forschungsanliegen zurückgestellt 
sind, sondern es ist ja immer wieder die 
Rückwirkung auch der internationalen For­
schungen auf österreichische Forschungsgre­
mien zu berücksichtigen. 

Es ist keinesfalls so - und ich möchte das hier 
sehr dezidiert erklären -, daß es künftig eine 
dirigistische Kommandostelle geben sollte, die 
für die Forschung hier geschaffen wird, eine 
Kommandostelle, der die österreichischen For­
schungs- und Forschungsförderungseinrichtun-

14. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)68 von 137

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIV. GP - 14. Sitzung - 17. Dezember 1975 1205 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 

gen unterstellt werden sollen. Es ist an eine 
verstärkte Koordination und Kooperation und an 
die Schaffung der dafür erforderlichen Rechts­
grundlagen gedacht. Ich habe es kooperative 
Forschungspolitik genannt; sie hat sich als 
erfolgreich erwiesen. 

Ich darf hier vielleicht auf die Ergebnisse auf 
dem Gebiet der Energieforschung noch einmal 
hinweisen. Es kann keinesfalls - und das möchte 
ich hier, um alle Mißverständnisse auszuklam­
mern, gleich eindeutig klarstellen - Zweck eines 
Forschungsorganisationsgesetzes sein, beste­
hende Forschungseinrichtungen anderen Ein­
richtungen zu unterstellen, sondern es sollen die 
Voraussetzungen geschaffen werden, bestimmte 
Sachprobleme effektiver zu lösen, etwa die 
Schwerpunktsetzung oder die Nachwuchsförde­
rung, von der einige der Herren gesprochen 
haben. Die Akademie der Wissenschaften bedarf 
dringend eines modernen Gesetzes. Sie ist ja 
nicht mehr nur eine Gelehrtengesellschaft, 
sondern eine Forschungsinstitution mit sehr 
beachtlichen Forschungsinstituten, die eine 
Rechtsgrundlage brauchen. 

Ich darf mir vielleicht ersparen, noch allzuviel 
zum finanziellen Teil, zu den Aufwendungen für 
die Forschung zu sagen. Der Herr Abgeordnete 
Blecha hat eingehend dargestellt, daß der Bund 
3,7 Milliarden für Forschung aufwendet; eine 
Steigerung um 18,6 Prozent, das 2,8fache, also 
fast das Dreifache von 1970, und ganz ähnlich ist 
es beim Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung. Wir liegen tatsächlich im 
Spitzenfeld der Steigerung. Wir haben den 
planmäßigen Anteil nach der Forschungskon­
zeption nicht nur erreicht, sondern sogar leicht 
überschritten, 1,26 Prozent statt, wie im Plan 
war, 1,05 Prozent bis 1,23 Prozent. 

Dem Herrn Abgeordneten Dr. Gruber darf ich 
noch sagen: Im Jahr 1970 war der Anteil des 
Forschungsbudgets 0,94 Prozent, während er 
jetzt 1,26 Prozent ist. Das ist eine beträchtliche 
Steigerung. 

Wir haben ein anderes Forschungsklima, ein 
anderes Forschungsbewußtsein. (Abg. Dr. G r u -
be r: Da ist auch die Industrie beteiligt!) Die 
Industrie weniger. Die Steigerung der Industrie­
forschungsmittel ist geringer als die des 
Bundes. 

Wir haben ein anderes Forschungsklima, ein 
anderes Forschungsbewußtsein. Reden Sie mit 
den Forschern, dann werden Sie es selber hören 
können. 

Ich bin dem Herrn Abgeordneten Dr. Stix sehr 
dankbar, daß er die Energieforschung so 
herausgestellt hat; sie ist heute gerade ein Jahr 
alt. Vor einem Jahr ist die Forschungskonzeption 
vom Ministerrat akzeptiert worden. 

Ich danke ihm sehr auch für die Anerkennung 
der Tatsache, daß Österreich in Energiefragen in 
einem Teilgebiet als Leading-country angese­
hen wird. 

Ich freue mich über sein Interesse an der 
Spacelab-Studie und darf vielleicht nur noch 
hinzufügen, daß auch diese höchst interessante 
Studie ein Forschungsauftrag des Bundesmini­
steriums für Wissenschaft und Forschung war. 

Der Herr Abgeordnete Wille hat in seiner 
grundsätzlichen Auseinandersetzung mit der 
Funktion der Wissenschaft in der Arbeitsstruk­
tur, in der Arbeitswelt mit ihrer Aufgabe 
betreffend die Humanisierung der Arbeitsplätze, 
den zweiten Schwerpunkt dieses Regierungs­
programms auf das Forschungsgebiet, die 
Arbeitswissenschaften, schon ausführlich erläu­
tert. Ich darf hier vielleicht nur noch darauf 
hinweisen, daß es sich dabei abermals um eine 
Erfüllung der kooperativen Forschungspolitik 
handelt, wie sie die Forschungskonzeption 
vorzeichnet; um die Zusammenarbeit der sozial­
verantwortlichen Wissenschaft mit der Wirt­
schaft, nicht so sehr in ökonomischer Zielset­
zung als in humanpolitischer . 

Nur ein Wort noch dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Busek. Ich weiß nicht, woher Sie, Herr Dr. 
Busek, die Idee nehmen, daß Forscher gelenkt 
oder gezwungen werden sollten auf Grund des 
Forschungsorganisationsgesetzes. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Busek.) 

Sie haben immer wieder von der Lenkung der 
Forschung, die Sie fürchten, gesprochen. 

Ich weiß nicht, woher Sie diese Idee nehmen. 
Das geplante Gesetz ist selbstverständlich längst 
im Gespräch mit den Wissenschaftern. Sie 
werden in diesen fünf Jahren, in denen ich 
dieses schwierige und wichtige Amt innehabe, 
sicherlich keinen einzigen Fall finden können -
keinen einzigen Fall! -, wo vom Bundesministe­
rium für Wissenschaft und Forschung Forscher in 
irgendeine Richtung gelenkt oder zu einer 
Arbeit verhalten wurden, die sie nicht selber 
freiwillig und mit Begeisterung übernommen 
hätten. 

Zwischen Wissenschaft und Gesellschaft gibt 
es eine Wechselbeziehung. Wissenschaft nimmt 
Einfluß auf die Gesellschaft und umgekehrt. 
Und es ist unserer Auffassung nach eines der 
wesentlichen Momente, daß die Gesellschaft das 
Recht hat, an die Wissenschaft die Forderung zu 
stellen, zur Lösung der Menschheitsprobleme 
beizutragen. 

Wissenschaftspolitik als Teil der Gesell­
schaftspolitik heißt, Wissenschaft dazu heranzu­
ziehen. Das ist vielleicht sozialistische Politik; in 
diesem Fall gebe ich Ihnen das zu, sozialistische 
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Politik in dem Sinn, daß für uns immer der 
Mensch der Mittelpunkt der Politik ist, auch der 
Wissenschaftspolitik. (Starker Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, im Namen aller Vorredner zu sprechen, 
wenn ich Ihnen, Frau Bundesminister, versi­
chere, daß Sie niemand persönlich kränken will. 
Frau Bundesminister! Ich habe jetzt die Aus­
zeichnung, das fünfte Jahr an diesen Budgetde­
batten mitzuwirken, was mich aber zu der 
Bemerkung veranlaßt: Sie geben sich am 
Anfang immer gekränkt. Unsere Ausführungen 
richten sich jedoch niemals gegen Ihre Person, 
sondern gegen Ihre Politik. Und das zu Recht! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es hat niemand davon gesprochen, daß Sie 
eine Rabenmutter seien. Das hat niemand 
gesagt. Sie haben gesagt, daß Sie es nicht sein 
wollen; aber es hat niemand behauptet (Abg. 
Dr. Fis c her: Wo waren Sie denn heute früh? 
Da müßten Sie es gehört haben!) - zumindest 
nicht hier in diesem Haus -, daß Sie es seien. Ich 
habe zugehört! 

Frau Bundesminister! Sie haben von der 
Wissenschaftsorganisation gesprochen. Mit wel­
chen Wissenschaftlern haben Sie darüber gere­
det? Vielleicht sagen Sie uns das. Sagen Sie, wo 
Sie diese Entwürfe beraten! Mit tins jedenfalls 
nicht. Warum geben Sie Ihre Karten nicht der 
Opposition? Warum können wir diese Fragen 
nicht vorberaten? 

Ich werde zur Frage der Freiheit und des 
"Maulkorbes" noch gesondert Stellung nehmen, 
möchte aber doch sagen: Die Freiheitsdebatte 
haben Sie, Frau Bundesminister, ins Spiel 
gebracht und haben dann erklärt, daß die 
Professoren möglicherweise bei der Beratung 
über das UOG deshalb angerührt gewesen 
wären, weil Sie das Freiheitsproblem angezogen 
haben. Ich möchte hervorheben, daß man sich 
glücklich schätzen kann, in einer Demokratie 
das Freiheitsproblem herauszustellen und zu 
betonen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie im Zusammenhang mit Klagenfurt 
und mit der Freiheit an den Universitäten von 
Ihrer guten Betreuung gesprochen haben, so 
möchte ich Sie nicht so interpretieren, wie man 
diesen Satz auch interpretieren könnte. 

Frau Bundesminister! Sie haben von der 
Auskunftspflicht gesprochen. Haben Ihre Herren 
Beamten und haben Sie nicht die Beilage zum 
Bericht der Bundesregierung über die Verwal­
tungsreform gelesen, wo eine Richtlinie über die 

Auskunftspflicht enthalten ist? Ich glaube, Sie 
können nicht so ohne weiteres das, was Sie 
gesagt haben, im Lichte dieser Richtlinien 
vertreten. 

Zum Numerus clausus wurde heute in diesem 
Haus nicht gesprochen, es gab dazu keine Frage. 
Aber daß es de facto einen Numerus clausus 
gibt, das weiß jeder zu berichten, der am 
Arbeitsplatz der Universität damit zu tun hat. 

Sie haben sehr viel Zeit mit dem Hinweis auf 
die Frage des Numerus clausus verloren - eine 
wichtige Frage, das gebe ich zu -, aber Sie 
täuschen mit diesen langen Ausführungen über 
das Budgetproblem hinweg. Sie stellen dazu 
immer Vergleiche mit der Bundesrepublik 
Deutschland an. Dieses Problem ist nicht 
vergleichbar. Sie wissen genau, daß die einzel­
nen Länder ihr Landesbudget haben. Daher 
kann man das Landesbudget in bezug auf die 
Wissenschaft nicht mit dem Budget der Republik 
Österreich vergleichen. 

Frau Bundesminister! Im Jahr 1970 war es 
Ihnen recht, die Studentenzahl als eine Zahl 
anzusehen, nach der Sie das Budget messen. 
Warum gilt Ihnen heute die Studentenzahl 
nichts mehr? Hingegen sprechen Sie von der 
20prozentigen Steigerung hinsichtlich der Lehr­
kanzeln im Jahr 1975/76. Eine Lehrkanzel gibt 
es nach dem UOG nicht mehr. Wonach 
berechnen Sie also dann? Auf der einen Seite 
sagen Sie, die Studentenzahl interessiere Sie 
nicht; auf der anderen Seite sagen Sie, die Zahl 
der Lehrkanzeln interessiere Sie. Aber nach dem 
UOG gibt es keine Lehrkanzel. Wo liegt also der 
Maßstab für die Betrachtung des Budgetpro­
blems? 

Wie erklären Sie, daß es im Budget reale 
Rückgänge gibt? Dazu haben Sie nicht Stellung 
genommen. Rückgänge in der Auftragsfor­
schung, im Forschungsförderungsfonds der 
gewerblichen Wirtschaft, im Fonds zur Förde­
rung der wissenschaftlichen Forschung, bei der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften, 
bei den Forschungserfordernissen für die Uni­
versitäten. Das sind reale Rückgänge, und das ist 
die Realität, Frau Bundesminister! 

Ferner gibt es in diesem Jahr eine klare 
Stagnation des Budgets: bei den Aufwendungen 
für Kunsthochschulen, die Unterrichtserforder­
nisse für Kunsthochschulen gingen auf 3,9 
Millionen zurück, die Aufwendungen für 
Museen stagnierten und so weiter. 

Auf der anderen Seite muß man bei der Höhe 
des Wissenschaftsbudgets auch von der 
Abschaffung der Hochschultaxen, der Kolle­
giengelder, vom Ersatz, den Sie kraft dieser 
Abschaffung den Lehrenden gewähren, und vom 
Problem der Labortaxen ausgehen. Das sind 
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Punkte, die man berücksichtigen muß, um die 
Qualität und die Ausgeglichenheit dieses Bud­
gets beurteilen zu können. 

Frau Bundesminister! Dazu müßten Sie Stel­
lung nehmen, um die Kritiken der Oppositions­
partei zu dieser Frage aus den Angeln zu heben. 
Aber das vermögen Sie nicht, Frau Bundesmini­
ster! (Zustimmung bei der (JVP.) 

Ich habe schon mehrmals das Vergnügen 
gehabt, folgenden Satz auszusprechen - es ist 
schwierig, von Ihren Zahlen her alle Probleme 
zu beurteilen, auch wenn sich die Vertreter der 
Regierungspartei noch so sehr auf die Zahlen 
berufen -, der nach wie vor Gültigkeit hat und 
hier so wie in allen anderen Fällen gilt: Es 
kommt auf die Politik an, die Sie mit diesen 
Zahlen betreiben. Darauf kommt es an, Frau 
Bundesminister! (Beifall bei der (JVP.) 

Wir verlangten immer wieder die Spezifizie­
rung der Budgetzahlen, zum Beispiel die 
Spezifizierung in bezug auf die Universitäten. 
Sie haben uns nie diese Spezifizierung gegeben, 
nicht im Ausschuß und auch jetzt nicht. 

Im Jahre 1862 - das füge ich jetzt als eher 
erheiternd ein - war das preußische Abgeordne­
tenhaus wegen eines Antrages Hagen aufgelöst 
worden, weil der Abgeordnete Hagen eine 
genauere Spezifizierung der Budgetziffern ver­
langt hat und man es beschlossen hat. Gott sei 
Dank haben wir nicht mehr diese Zeit. 
(Heiterkeit.) Frau Bundesminister! Sie reagieren 
aber durch Stillschweigen auf die Frage, wie 
denn die Budgetzahl für die Universitäten zu 
präzisieren ist. 

Ich möchte mich jetzt Ihren Äußerungen 
bezüglich der UOG-Politik zuwenden. Ich fasse 
das Ergebnis so zusammen: Niemand weiß, was 
wann wie geschehen soll. Das ist die Realität, 
Frau Bundesminister! Das ist die Realität, die ich 
Ihnen aus meiner persönlichen Erfahrung sage. 

EDV-Rechenzentrum: Eine klare Gesetzwid­
rigkeit. Man beachtete nicht die Bestimmung 
des Universitäts-Organisationsgesetzes, wonach 
vor Einsetzung der von Ihnen installierten 
Organe, mit denen man einverstanden war, ein 
bestimmtes Organ zu hören war. Das haben Sie 
nicht beachtet. Klare Gesetzwidrigkeit! 

Erster Durchführungserlaß: Niemand wußte 
bei diesem ersten Durchführungserlaß, welchen 
Charakter er hat. Ist das eine Empfehlung? Ist 
das eine Norm? Ist das eine Bitte? 

Ich habe übrigens gehört - das dürfte 
vielleicht die Anwesenden interessieren -, daß 
dieser Erlaß außerhalb des Hauses erstellt 
wurde. Frau Bundesminister! Vertrauen Sie 
Ihren Beamten so wenig, daß dieser Durchfüh­
rungserlaß nicht in Ihrem Haus, sondern 

außerhalb des Hauses hergestellt wurde? Ist das 
nicht eine Groteske, daß man sozusagen 
Durchführungserlässe außer Haus in Auftrag 
gibt? 

Fakultätsteilungen: Sie sind geschehen, 
zumindest formal, und nun - möchte ich sagen -, 
"lecken die Betroffenen ihre Wunden" in ihren 
Kämmerchen. Dienstrechtliche Wünsche, die 
nicht erfüllt werden! 

Wie steht es mit den Raumfragen? Sie hatten 
erklärt, darüber könnten Sie noch keine Ent­
scheidung treffen. Aber das sind doch Fragen, 
die für die Durchführung des UOG essentiell 
sind. 

Problem der Definitivstellung von Direktoren: 
Auch diese Frage konnten Sie im Ausschuß nicht 
beantworten, Frau Bundesminister! Ein Unsi­
cherheitsfaktor für Beamte! Ich glaube, die 
Beamten sollten wissen, ob sie in ihrer 
derzeitigen Position definitiv gestellt werden 
oder nicht. 

Frau Bundesminister! Wenn Sie sich dann auf 
den Zeugniserlaß berufen, so möchte ich doch 
den letzten Absatz dieses Erlasses vom 5. 
November erwähnen - Sie sagen -; 

"Sofern entsprechende übereinstimmende 
Beschlüsse ... vorliegen, ist gegen eine über­
nahme der Verwaltungsaufgaben dieser Prü­
fungskommissionen . . . nichts einzuwenden." 

Die Übernahme ist aber gesetzwidrig. Sie 
wollen diese Gesetzwidrigkeit durch überein­
stimmende Beschlüsse überspringen. 

Frau Bundesminister! Das bedeutet, daß Sie 
im Gesetzesvollzug nicht korrekt sind, sondern 
den Gesetzesvollzug vom Willen einzelner 
Organe abhängig machen lassen. Das ist unsere 
Kritik an der Gesetzwidrigkeit. Was haben Sie 
gegen diese Behauptung zu sagen? (Beifall bei 
der (JVP.) 

Die Universität, so hoffe ich, wird die neue 
Struktur überleben, so wie das Bundesheer 
durch die Soldaten überlebt und die Reformen 
überlebt. (Ruf bei der (JVP: Die (JVP den 
Kreisky!) Aber die Stimmung ist im Moment die 
der Resignation. Frau Bundesminister! Wir 
haben eine Stimmung der Resignation. Die 
Leute ziehen sich zurück. Da mögen Sie mit den 
Funktionären auf noch so gutem Fuße stehen: 
Die Masse zieht sich zurück in eine neue Form 
des elfenbeinernen Turms. Das möchte ich mit 
Bedauern feststellen. 

Dann, Frau Bundesminister, wenn Organe 
ihre Meinung äußern, erklären Sie, daß sie als 
untergeordnete Organe diese Meinung nicht 
äußern dürfen. Wenn Sie im Budgetausschuß 
gesagt haben, sie wenden sich dagegen, daß 
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Universitäten und ihre Organe in die Öffentlich­
keit gehen mit der Behauptung, daß das 
Ministerium eine ungesetzliche Handlung 
gesetzt hat, dann muß ich aber doch entgegnen, 
daß Ihr Vergleich mit einem Finanzamt oder mit 
einer Finanzlandesdirektion nicht ganz richtig 
ist. Im Bereiche der Universität sind es, auch 
wenn sie Ihnen instanzmäßig unterstellt sind, 
gewählte Organe, die diese Äußerung gemacht 
haben. Es sind Organe, die kraft ihres autono­
men Bewußtseins solche Erklärungen abgege­
ben haben. Daher muß ich Ihren Erlaß, Frau 
Bundesminister, leider als "Maulkorb erlaß " 
bezeichnen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich habe noch einen Gedanken herauszustel­
len: Sie haben das Problem der Freiheit an den 
Universitäten angeschnitten und an der Gasper­
schitz-Erklärung aufgehängt. Es ist eine Erklä­
rung, die ich sehr wohl verfolgt habe. Ich möchte 
aber hervorheben, daß es sicherlich an unseren 
Universitäten keine Angst gibt und keine Angst 
geben darf. Ich darf Sie auf die interessante 
Erzählung von Peter Schneider "Schon bist du 
ein Verfassungsfeind", wo diese Fragen behan­
delt wurden, aufmerksam machen. Aber woge­
gen man sich wehren muß, ist, daß die 
Wissenschaft dazu verwendet wird, eine Anlei­
tung zum demokratiefeindlichen Handeln zu 
geben. 

Frau Bundesminister! Das ist unsere Sorge. 
Die Wissenschaft soll nicht dazu benützt 
werden, zu demokratiefremdem politischem 
Handeln Anlaß zu geben. Dagegen wendet sich 
Gasperschitz. So interpretiere ich ihn. Ich glaube 
recht zu gehen, wenn ich ihn so verstehe. (Beifall 
bei der OVP.) 

Merkwürdigerweise findet sich in Ihrem 
Wissenschaftskonzept gar kein Hinweis darauf, 
wie demokratiebewußt geforscht und gelehrt 
werden muß. Das ist in Ihrem Wissenschaftskon­
zept nicht zu sehen. Ich halte das für besonders 
bemerkenswert. Warum trifft dieses Konzept 
keine Aussage? Weil Sie sich auf Artikel 17 
Staatsgrundgesetz berufen? Aber hier in diesem 
Haus wissen wir doch alle, daß es verschiedene 
Interpretationen dieses Staatsgrundgesetzes 
gibt. Herr Klubobmann Dr. Fischer legt die 
Bestimmung anders aus als andere, daher 
können Sie sich getrost auf diese Bestimmung 
berufen, weil Sie wissen, daß Ihnen nichts 
passieren kann, da eine doppelte Interpretation 
aufscheint, der man schon seit Jahren nachläuft. 

Frau Bundesminister! Es ist auch interessant, 
daß Sie im Hochschulbericht bei der Weiterfüh­
rung der Studienreform vom politischen Verhal­
ten der Studierenden sprechen und auf die 
Blecha -Studie verweisen. 

Frau Bunde~minister, wenn Sie Gasperschitz 

angreifen, muß ich aber sagen: Im Blecha-Be­
richt wird ja die politische Meinung der 
Studierenden geradezu untersucht, da wird 
untersucht, ob jemand Mitglied der ÖVP, 
Mitglied der FPÖ ist, ob jemand Mitglied dieser 
oder jener Organisation ist. 

Daß Sie sehr wohl diesen Blecha-Bericht 
benützen, beweist mir die Fußnote 1 auf Seite 
105 Ihres Hochschulberichtes. Wenn jemand mit 
diesen inquisitorischen _ Vorgängen begonnen 
hat, so ist es das Institut Blecha gewesen und 
nicht Gasperschitz! Gasperschitz verlangte 
keine Unte;rsuchung dieser Frage. 

Die Frage des Herrn Abgeordneten Gasper­
schitz wirft zwei pragmatische Probleme auf: 
Dienstrecht und Bildungsinhalt. Wi-e steht es mit 
dem Dienstrecht? Ich erwarte dazu keine 
Antwort, weil Sie mir diese schon gegeben 
haben. 

Je mehr der Dienstbetrieb durch das UOG 
verbürokratisiert wird, desto notwendiger ist es, 
ein klares Dienstrecht zu haben. In diesem 
Dienstrecht, Frau Bundesminister, stoßen Sie auf 
die Eidfrage, auf die Frage des Eides, die Herr 
Abgeordneter Gasperschitz angeschnitten hat. 
Ist Ihnen bewußt, daß es bis zum Jahre 1862 
einen Professoreneid gegeben hat, nichts 
Gesetzwidriges zu lehren? 

Es würde mich in einem anderen Zusammen­
hang interessieren zu wissen, Frau Bundesmini­
ster, wie Sie die derzeitige Eidesformel mit der 
Frage des Dienstrechtes in einen Zusammen­
hang bringen? 

Frau Bundesminister, zu den Bildungsinhal­
ten; Sie haben heute davon gesprochen. 
Gewünscht wird eine Klarstellung, was man 
darunter versteht. Sie werden den Ausdruck 
noch lange in der Diskussion verwenden, und 
wir werden lange noch das Wort Bildungsinhalte 
gebrauchen, ohne genau zu wissen, was Sie 
unter den Bildungsinhalten verstehen. 

Frau Bundesminister! In bezug auf das 
allgemeine verstehen wir unter dem Bildungsin­
halt jedenfalls das Bewußtsein für die freiheitli­
che Demokratie als eines ihrer wesentlichen 
Elemente. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezialberichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim m u n g 
über die Beratungsgruppe XIV des Bundesvor­
anschlages 1976. Diese umfaßt das Kapitel 14 
samt dem dazugehörigen Teil des Konjunktur­
ausgleich-Voranschlages in 2 der Beilagen. 
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Es liegt ein Abänderungsantrag der Abgeord­
neten Dipl.-Ing. Hanreich und Genossen zu den 
Ansätzen 1114106 und 1/14406 des Bundesvor­
anschlages vor. 

Ich lasse zunächst über diesen Teil des 
Bundesvoranschlages in der Fassung des Abän­
derungsantrages des Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Hanreich abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist mit 
Mehrheit angenommen. Dementsprechend 
ändert sich auch die Ausgabensumme im 
Kapitel 14 des Bundesvoranschlages. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
die restlichen Ansätze des Kapitels 14 samt dem 
dazugehörigen Teil des Konjunkturausgleich­
Voranschlages in 2 der Beilagen. 

Ich lJitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist mit Mehrheit an g e -
nommen. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (2 und Zu 2 der 
Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1976 

samt Anlagen (50 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe VI 

Kapitel 12: Unterricht (einschließlich Kon­
junkturausgleich-Voranschlag) 

Kapitel 13: Kunst (einschließlich Konjunktur­
ausgleich-Voranschlag) 

Kapitel 71: Bundestheater 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Ver­
handlung über die Beratungsgruppe VI. Diese 
umfaßt die Kapitel 12, 13 und 71 des Bundesvor­
anschlages. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abgeord­
nete Heßl. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter HeBl: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich erstatte den 
Spezialbericht zum Kapitel 12: Unterricht, dem 
Kapitel 13: Kunst, und dem Kapitel 71: 
Bundestheater. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe VI zusammengefaßten 
Teile des Bundesvoranschlages für das Jahr 1976 
in seiner Sitzung am 21. November 1975 unter 
dem Vorsitz des Obmannstellvertreters Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr in Verhandlung 
gezogen. 

In dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Bundesvoranschlag 1976 ist für das Unterrichts­
und Kunstbudget ein Gesamtausgabenrahmen 
von 18.217,147.000 S vorgesehen. Hievon entfal­
len auf den Personalaufwand 5.459,662.000 S 
und auf den Sachaufwand 12.757,485.000 S. 
Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1975 ergibt 
dies eine Steigerung im Personalaufwand von 
633,869.000 S, das sind 13,14 Prozent, und im 
Sachaufwand eine solche von 1.243,815.000 S, 
das sind 10,8 Prozent. 

Die Bundestheater, Kapitel 71, sind mit 
1.034,505.000 S Personalaufwand 
811,310.000 S, Sachaufwand 223,195.000 S -
präliminiert. 

Im einzelnen stellt sich das Unterrichts- und 
Kunstbudget, Kapitel 12 und 13, wie folgt dar: 

Personalaufwand: Die um 633,869.000 S 
erhöhten Ansätze auf dem Personalsektor der 
Kapitel 12 und 13 sind bedingt durch die 
Gehaltsautomatik im öffentlichen Dienst, durch 
die am 1. Juli 1975 in Kraft getretene 
Bezugserhöhung, das sind Reallohnsteigerung 
und Teuerungszulage in der Höhe von 11,8 
Prozent auf Basis der Junibezüge 1975, und 
durch die im Laufe des Jahres 1974 und 1975 
vorgenommenen Nebengebührenregelungen. 

Sachaufwand: Im Sachaufwand des Unter­
richts- und Kunstressorts ist eine Steigerung um 
1.243,815.000 S, und zwar von 11.513,670.000 S 
im Jahre 1975 auf 12.757,485.000 S für das Jahr 
1976, vorgesehen. Die Steigerung beträgt 10,8 
Prozent gegenÜber dem laufenden Haushalts­
jahr. 

Die beim Ansatz 11120 - "Bundesministerium 
für Unterricht und KunstlZentralleitung" veran­
schlagten Kredite für die Schulraumbeschaf­
fung, für das Hallenbäder- und Sporthallenzu­
schußprogramm und für das Schülerheimpro­
gramm konnten um 35,15 Prozent gesteigert 
werden und belaufen sich nun auf 492,930.000 S. 

Beim Ansatz 1/12224 ist aufgrund des Bundes­
gesetzes betreffend die Förderung der XII. 
Olympischen Winterspiele Innsbruck 1976 zur 
Abdeckung des ORF-Aufwandes ein Bundes­
beitrag von 57,500.000 S vorgesehen. 

Die durch das Bundesministerium betreuten 
Aktionen "Österreichs Jugend lernt die Bundes­
hauptstadt kennen" und die "Europa-Aktion" 
erfuhren ebenfalls eine beträchtliche Steigerung 
um 29,51 Prozent und belaufen sich nun auf 
einen Gesamtausgabenrahmen von 
32,712.000 S. 

Der Sachaufwand des Ansatzes 111270 -
"Allgemeinbildende höhere Schulen" erfuhr 
eine Steigerung um 21,29 Prozent auf 
359,008.000 S. 
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Die Kredite für das berufsbildende Schulwe­
sen der Ansätze 1/1280 - "Technische und 
gewerbliche Lehranstalten", 1/1281 - "Sozial­
akademien, Lehranstalten für Frauen-, Frem­
denverkehrs- und Sozialberufe" und 1/1282 -
"Handelsakademien und Handelsschulen" 
konnten um 28,74 Prozent auf 423,473.000 S 
angehoben werden. 

Die Sachaufwandskredite für die Lehrer- und 
Erzieherbildung der Ansätze 1/1272 - "Pädago­
gische Akademien und pädagogische Institute", 
1/1273 - "Bildungsanstalten" und 1/1283 -
, ,Berufspädagogische Akademien und berufs­
pädagogische Institute" erfuhren eine Steige­
rung um 22,45 Prozent und betragen nun 
114,713.000 S. 

Die Kredite des Kunstsektors betragen für das 
Jahr 1976 265,180.000 S. 

Die Steigerungsrate bei den Bundestheatern, 
Kapitel 71, beläuft sich auf 8,66 Prozent. Das 
Kreditvolumen hat sich von bisher 952,070.000 S 
im Jahre 1975 auf 1.034,505.000 S im Jahre 1976 
ausgeweitet. Der Personalaufwand erfuhr eine 
Steigerung um 6,73 Prozent auf 811,310.000 S 
und der Sachaufwand eine solche von 16,28 
Prozent und beträgt demnach für das Jahr 1976 
223,195.000 S. 

Die Einnahmenentwicklung im Rahmen der 
Kapitel 12 und 13 weist eine Steigerung von 
253,405.000 S im Jahre 1975 auf eine Voran­
schlagziffer von 258,354.000 S, also eine Steige­
rung um 4,949.000 S für den Bundesvoranschlag 
für 1976 auf. 

Die beim Bundesministerium für Bauten und 
Technik veranschlagten Baukredite der Unter­
richtsverwaltung betragen 1.212,220.000 S. 

Abschließend darf noch.erwähnt werden, daß 
ein Betrag von 129,242.000 S im Konjunkturbe­
lebungsprogramm des Konjunkturausgleich­
Voranschlages für die Kapitel 12 und 13, 
Unterricht und Kunst, vorgesehen ist. 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters im Ausschuß 
anschloß, beteiligten sich die Abgeordneten Dr. 
Gruber, Dr. Schnell, Peter, Dkfm. Dr. Frauseher, 
Luptowits, OUilie Rochus, Lona Murowatz, Haas, 
Steinbauer, DDr. Maderner, Ing. Amtmann und 
Edith Dobesberger. Bundesminister Dr. Sino­
watz beantwortete ausführlich die an ihn 
gerichteten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 28. November 1975 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die 
finanzgesetzlichen Ansätze der zur Beratungs­
gruppe VI gehörenden Teile des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1976 unverändert ange­
nommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den Antrag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 12: Unterricht, dem Kapitel 13: 
Kunst, und dem Kapitel 71: Bundestheater, samt 
den zu den Kapiteln 12 und 13 dazugehörenden 
Teilen des Konjunkturausgleich-Voranschlages 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1976 (2 
der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage, in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Peter. Bitte. 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bei der Behandlung 
des Kapitels Unterricht und Kunst im Zusam­
menhang mit dem Bundesfinanzgesetz 1976 
steht, wie kaum zu einem anderen Zeitpunkt, 
die nach dem Schulunterrichtsgesetz verbüro­
kratisierte österreichische Schule im Raum. 

Dieses Schulunterrichtsgesetz ist zeitweise 
von den Schöpfern und den bei den Fraktionen, 
die es beschlossen haben, als eine Art "Jahrhun­
dertgesetz" auf dem Gebiet der Bildungspolitik 
bezeichnet worden. Ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ist aber massive Kritik laut, die 
von allen Betroffenen geäußert wird und die 
quer durch alle politischen Lager geht. 

Die Situation ist wohl am treffendsten dadurch 
charakterisiert, daß die geistigen Väter des 
Schulunterrichtsgesetzes, nämlich der Herr Bun­
desminister für Unterricht und Kunst Dr. 
Sinowatz für die Sozialistische Partei und der 
Schulsprecher der Österreichischen Volkspartei 
Dr. Gruber, in letzter Zeit einbekennen mußten, 
daß nicht nur Retuschen an diesem Gesetz 
dringend notwendig sind, sondern daß an dieses 
Gesetz - ein Jahr, nachdem es im Nationalrat 
mit den Stimmen der Sozialistischen Partei und 
der Österreichischen Volkspartei gegen die der 
Freiheitlichen Partei beschlossen wurde - Hand 
angelegt werden muß. 

Wie sieht nun der im Amt befindliche 
Unterrichtsminister die Situation? Er charakteri­
siert sie folgendermaßen: Eine Korrektur erach­
tet Herr Bundesminister Dr. Sinowatz durch eine 
Reihe von Erlässen und durch die Novellierung 
des Schulunterrichtsgesetzes für notwendig. 
Diese Meinung entnehme ich dem "ibf". 

Der Schulsprecher der Österreichischen 
Volkspartei Dr. Gruber ist folgender Meinung: 
"Das Schulunterrichtsgesetz ist ein an und für 
sich gutes Schul gesetz, das durch eine nicht 
notwendige Verordnungsflut des Unterrichtsmi­
nisters entwertet wurde." 
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Die Partner, die dieses Gesetz beschlossen 
haben, befinden sich also bereits in einem 
Konflikt und werfen einander vor, daß die 
Vollziehung dieses Gesetzes aus verschiedenen 
Gründen besonders schwierig wäre. 

Im Gegensatz zur Meinung des Unterrichtsmi­
nisters Dr. Sinowatz und im Gegensatz zur 
Meinung des Schulsprechers der Österreichi­
schen Volkspartei Dr. Gruber steht die Meinung 
der betroffenen Praktiker. Das Ergebnis einer 
Befragung des praktischen Bereiches hat ja der 
Schulsprecher der Österreichischen Volkspartei 
Dr. Gruber vor einigen Wochen der Öffentlich­
keit bekanntgegeben. Die Kritik der Praktiker 
sagt, daß 75 Prozent der Lehrer, Schüler und 
Eltern der AHS und BHS das Schulunterrichts­
gesetz einer harten Kritik unterziehen. 

Wie glaubt nun der Bundesminister für 
Unterricht und Kunst, dem Schulunterrichtsge­
setz zu Leibe rücken zu sollen? Er formulierte es 
im "ibf" wörtlich so: "Ein systematischer 
Feldzug gegen unnötige Verwaltungsarbeit in 
den Schulen sei notwendig, um den pädagogi­
schen Grundsätzen absoluten Vorrang gegen­
über formaljuristischer Perfektion einzu­
räumen." 

Herr Bundesminister! Wieso steht die formal­
juristische Perfektion im Raum, wenn das 
Schulunterrichtsgesetz gut ist, und wieso treten 
die pädagogischen Grundsätze des Gesetzes so 
in den Hintergrund, wenn das Gesetz von der 
Qualität her einwandfrei ist? 

Darf ich an aU die Bedenken erinnern, die ich 
in den Beratungen des Unterausschusses zum 
Ausdruck gebracht habe. Wären die bei den 
anderen Fraktionen des Hauses bereit gewesen, 
nur da und dort diesen freiheitlichen Bedenken 
Rechnung zu tragen, dann hätten wir uns viel 
Mühe, viel Sorgen und nicht zuletzt auch viel 
Kritik an diesem Gesetz und darüber hinaus an 
der schulpolitischen Situation erspart. 

Wenn nun der Herr Abgeordnete Dr. Gruber 
meint, daß eine Entbürokratisierung im Erlaß­
wege möglich sei, dann irrt er meines Erachtens. 
Ohne Novellierung dieses Gesetzes wird eine 
Entbürokratisierung der österreichischen Schule 
nicht möglich sein. 

Interessant ist auch der Vorwurf des Abgeord­
neten Dr. Gruber an den Bundesminister Dr. 
Sinowatz, daß durch eine Verordnungsflut des 
Ministeriums das Schulunterrichtsgesetz an und 
für sich entwertet wurde. - Ich möchte mehr 
wissen über diesen Vorwurf: Warum hat die 
Verordnungsflut des Ministeriums das Gesetz 
entwertet? Vielleicht deswegen, weil das Gesetz 
so unübersichtlich ist, weil die bürokratischen 
Konsequenzen des Gesetzes so unübersehbar 
sind? 

Auf der einen Seite sagt Dr. Gruber: Die 
Verordnungsflut des Ministeriums hat das 
Gesetz entwertet, und andererseits erklärte der 
Abgeordnete Dr. Gruber am 9. Oktober 1975 im 
"ibf", daß sich eine Novellierung des Schulun­
terrichtsgesetzes bereits jetzt in einigen Punkten 
notwendig erweist. Mich würde nun aus der 
Sicht der bei den anderen Fraktionen interessie­
ren: Was wollen die Sozialisten und die 
Österreichische Volkspartei wirklich? Mit Erläs­
sen der Verbürokratisierung der Schule zu Leibe 
rücken oder mit Hilfe einer Novellierung des 
Gesetzes den Papierkrieg abstellen? SoUen 
durch weitere Erlässe und Verordnungen noch 
mehr Unklarheiten, soll durch weitere Erlässe 
und Verordnungen noch mehr Bürokratie im 
österreichischen Schulbereich geschaffen wer­
den, oder streben wir mehr Klarheit, mehr 
Qualität durch Vereinfachung mit Hilfe der 
Novellierung dieses Gesetzes an? 

Und nun kam viel Kritik, offene und anonyme 
Kritik zu diesem Schulunterrichtsgesetz in 
letzter Zeit zutage. Ich bedaure eines zutiefst: 
Ich bedaure zutiefst, daß Lehrkörper mit einer 
anonymen Kritik an die Öffentlichkeit treten, 
auch wenn diese Kritik in jeder Weise sachlich 
berechtigt ist. Von einem Lehrkörper einer 
österreichischen allgemeinbildenden höheren 
Schule darf man doch erwarten, daß er offen 
deklariert seine Meinung zu einem derartigen 
Gesetz der Öffentlichkeit darlegt. Und es mutet 
eigenartig an, wenn österreichische Tageszei­
tungen diese Kritik anonymer Lehrkörper veröf­
fentlichen. (Redner zeigt eine Zeitung vor.) 

Meine Damen und Herren! Zu den Pflichten 
und Aufgaben eines Lehrers aller Schulkatego­
rien gehört es, zur Charakterbildung des jungen 
Staatsbürgers beizutragen. Wie schaut aber die 
Charakterbildung eines Lehrkörpers aus, der 
seine Kritik zu einem Gesetz anonym der 
Öffentlichkeit überantwortet? Das befremdet 
mich und das bedaure ich, auch wenn diese 
Kritik sachlich trägt und in dem Vorwurf gipfelt: 
Ein Jahr Schulunterrichtsgesetz und die sich 
daraus ergebenden Erfahrungen sind genug! 

Und nun, Herr Bundesminister, steht ein ganz 
harter Vorwurf im Raum, zu dem meines 
Erachtens heute der Ressortchef Stellung neh­
men muß. Es wird gesagt, das Schulunterrichts­
gesetz fordere die Schüler geradezu auf, sich um 
Leistung und Disziplin zu drücken. Dieser 
Vorwurf geht seit etwa drei Monaten durch 
verschiedene Tageszeitungen und ist von seiten 
des Unterrichtsministeriums meiner Meinung 
nach bis zum heutigen Tage in keiner wie immer 
gearteten Weise entkräftet worden. 

Man liest in Tageszeitungen Schlagzeilen in 
der Art: "Wie man Lehrer zu Kasperln macht." 
Zu einer derartigen Kritik muß der Minister 
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Stellung nehmen. Weiter heißt es, daß das 
Schulunterrichtsgesetz ein ungeliebtes Schulge­
setz ist. 

Herr Präsident Schnell! Ich möchte von 
diesem Platze aus nicht den Fall des Mathema­
tikprofessors Gams in den Einzelheiten abhan­
deln, das wäre nicht richtig. Wir können 
außerhalb dieser Debatte diesen Fall dann 
gesondert debattieren. Aber auf eines muß ich 
aufmerksam machen: Den Fall dieses" unbeque­
men" Zeitgenossen, den Fall dieses "unbeque­
men" Mathematikprofessors Gams kann und 
muß man im Lichte des Schulunterrichtsgesetzes 
sehen. 

Auf der einen Seite steht die Tatsache, daß 
Herr Professor Gams ein "unangenehmer" 
Zeitgenosse ist. Das räume ich ohne weiteres 
ein. Er hat in der Causa Bauring der Gemeinde 
Wien gewisse Scherereien bereitet. Es müßte 
meines Erachtens aber geradezu das Bestreben 
des Stadtschulrates sein, jeden Anschein zu 
vermeiden, daß dieser "unbequeme" Lehrer auf 
Grund seiner Vorgangsweise in der Causa 
Bauring nun berufliche Nachteile zu gewärtigen 
hat. 

Man muß, wenn auf der einen Seite der 
Vorwurf im Raum steht, daß das Schulunter­
richtsgesetz die Schüler geradezu herausfordert, 
der Leistung aus dem Weg zu gehen und die 
Disziplin zu mißachten, gerade in der Causa 
Gams, wo es um disziplinäre Dinge geht, die 
Sache sehr wohl im Lichte des Schulunterrichts­
gesetzes sehen. 

Wenn mehrere Tageszeitungen die Auffas­
sung vertreten, dieses Gesetz führe zur Diszi­
plinlosigkeit und fordere die Schüler auf, sich 
der Leistung zu entziehen, sich vor der Leistung 
zu drücken, wenn dann weiter der Vorwurf im 
Raum steht, dieses Schulunterrichtsgesetz macht 
die Lehrer zu Kasperln, dann muß man den Fall 
Garns in diese Betrachtung mit einbeziehen. Ich 
möchte aber unter allen Umständen vermeiden, 
daß der Herr Professor Gams so etwas wie ein 
Opfer des Schulunterrichtsgesetzes wird. 

Ich gehe jetzt nicht auf die Schwachstellen der 
Argumente des Stadtschulrates ein. Ich möchte 
auch jede Polemik in diesem Zusammenhang 
vermeiden. Aber es geht um Symptome unserer 
Zeit. 

Herr Präsident Schnell! Die Mitglieder des 
anonymen Lehrkörpers, die harte Kritik am 
Schulunterrichtsgesetz übten, haben keine 
negativen Konsequenzen zu erwarten. Sie 
stehen ja hinter dem Mantel der Anonymität. 
Obwohl sie ihre Kritik sehr hart und sehr scharf 
akzentuiert haben, bleiben sie anonym und 
haben daher keine Schwierigkeiten. Und da 
steht der "unangenehme" Zeitgenosse, der 

Mathematikprofessor Gams, der aber doch, Herr 
Präsident Schnell, eine Reihe von beruflichen 
Schwierigkeiten hatte. 

Ich werfe noch einmal die Frage auf: Was trägt 
die Haltung dieses anonymen Lehrkörpers zur 
Charakterbildung der ihm anvertrauten jungen 
Menschen bei? - Lassen wir lieber die Antwort 
offen. Ich möchte sie bewußt nicht von diesem 
Pult aus geben. Aber der andere, der eine 
unbequeme, aber aufrechte Haltung an den Tag 
gelegt hat, der vielleicht das eine oder das 
andere falsch gemacht hat - das gebe ich ohne 
weiteres zu -, dieser andere hat nun Erschwer­
nisse in dienstrechtlichen Belangen vor sich. Bei 
ihm sind die dienstrechtlichen Ansprüche 
blockiert. 

Ich habe die Stellungnahme des Professors 
Gams vom 18. Oktober 1975 an das Bundesmini­
sterium für Unterricht und Kunst in Händen. Ich 
zitiere daraus nicht. Aber da sind etliche 
Schwachstellen der zuständigen Schulbehörden 
drinnen, nicht nur des Stadtschulrates Wien, 
sondern auch Schwachstellen im Bereich des 
Unterrichtsministeriums. 

Wenn Gams etwas falsch gemacht hat - was 
ich nicht ausschließe -, dann ist aber auch auf 
seiten der Schulbehörden etliches falsch 
gemacht worden, dann sind auch auf seiten der 
Schulbehörden etliche Dinge passiert, die nicht 
passieren hätten dürfen. 

Ich will also durchaus keine Detailbehand­
lung des Falles Gams vornehmen. Ich will nicht 
auf die Argumente hier und dort eingehen, aber 
wir werden als freiheitliche Fraktion dem 
weiteren Verlauf der Causa Gams ein sehr 
wachsames Auge zuwenden, damit der Mathe­
matikprofessor Gams nicht ein Opfer des 
Schulunterrichtsgesetzes wird, jenes Schul­
unterrichtsgesetzes, das es den Lehrern aller 
Schulkategorien so schwer macht, die Ordnung 
und Disziplin in den Schulstuben aufrechtzuer­
halten. Daß keine Erleichterung der pädagogi­
schen und der erzü.=iherischen Arbeit der 
einzelnen Schulkategorien durch dieses Gesetz 
bewirkt wird, das ist ja inzwischen durch die 
betroffene pädagogische Öffentlichkeit sowie 
Schüler und Eltern hinlänglich und ausreichend 
festgestellt worden. 

Ich komme zurück zum Schulunterrichtsge­
setz. Herr Bundesminister! Mit dem Schul unter­
richtsgesetz ist den österreichischen Schulen ein 
unnötiger Papierkrieg aufgezwungen worden. 
Mit dem Schulunterrichtsgesetz ist eine Kompli­
zierung der pädagogischen Aufgabe des öster­
reichischen Lehrstandes eingetreten. Die 
Erschwernisse durch dieses Schulunterrichtsge­
setz gehen bis zur Lähmung der pädagogischen 
Aufgabe. 
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Ich komme noch einmal auf den nicht von mir 
erhobenen, sondern von vielen Lehrern vertrete­
nen Vorwurf, der in den Zeitungen einen breiten 
Niederschlag gefunden hat, zurück, in dem 
gesagt wird: Dieses Schulunterrichtsgesetz for­
dert die Schüler geradezu auf, sich um Leistung 
und Disziplin herumzudrücken. 

Das Unbehagen ist groß, aber Bildung kann 
nach freiheitlicher Ansicht nur mit Leistungs­
nachweis identisch und verbunden sein. So ist 
durch das Schulunterrichtsgesetz eine Überbü­
rokratisierung des Schulbetriebes eingetreten. 
Diese Überbürokratisierung ist heute eine 
bedauerliche und nicht wegzudiskutierende 
Realität. Das Schulunterrichtsgesetz ist das 
klassische Beispiel für eine Antiverwaltungsre­
form in Österreich und steht somit auch im 
Gegensatz zu einer der Aussagen des Herrn 
Bundeskanzlers in seiner letzten Regierungser­
klärung. 

Und was ich zutiefst bedauere: Durch dieses 
SchUlunterrichtsgesetz wird die Qualität der 
österreichischen Schule meiner Meinung nach 
nicht verbessert, sondern sie wird schwer 
belastet. 

Gerade weil Sie, Herr Bundesminister, uns 
Freiheitlichen während des Wahlkampfes die 
Frage vorgelegt haben: Wo steht die Freiheitli­
che Partei bildungspolitisch, beziehungsweise 
hat die Freiheitliche Partei nur Kritik zur 
Bildungspolitik zu üben?, möchte ich aus 
unserer Sicht positiv zur Problematik Stellung 
nehmen und Ihnen gerade heute zur Kenntnis 
bringen, wie und was wir Freiheitlichen zur 
derzeitigen Bildungssituation Österreichs zu 
sagen haben. Ich beziehe mich dabei auf jene 
zehn Thesen, die die Freiheitliche Partei zur 
Bildungspolitik erarbeitet und der Öffentlichkeit 
vorgelegt hat. 

Wir meinen erstens, daß wir der Schul- und 
Bildungspolitik angesichts der immer deutlicher 
sichtbar werdenden Nivellierungstendenzen in 
unserer modernen Gesellschaft erhöhte Bedeu­
tung zuzuwenden haben. In konsequenter 
Fortführung der Grundgedanken des Freiheitli­
chen Manifestes zur Gesellschaftspolitik, das 
den freien und verantwortungsbewußten Men­
schen in den Mittelpunkt politischer Überlegun­
gen stellt, sehen wir in der Bildungspolitik ein 
wesentliches Mittel zur Sicherung der Eigen­
ständigkeit und vor allem aber der Entschei­
dungsfähigkeit des einzelnen Bürgers in unserer 
pluralistischen Gesellschaft. 

Zweitens: Bildung hat immer den richtigen 
Weg zwischen berufsorientierter Ausbildung 
und gemeinschaftsorientierter Allgemeinbil­
dung zu suchen. Vom freiheitlichen Standpunkt 
aus ist ein reines Ausbildungsdenken, das in den 

Bildungsinstrumenten nur Einrichtungen zur 
Vermittlung spezieller Fertigkeiten sieht, 
ebenso abzulehnen wie die Ausschließlichkeit 
der Allgemeinbildung, welche die Berufsvorbil­
dung wiederum vernachlässigt. 

Drittens: Im Interesse einer optimalen Förde­
rung des einzelnen Menschen ist eine möglichst 
gezielte Entwicklung seiner Fähigkeiten und 
Begabungen anzustreben. Die Freiheitliche 
Partei bekennt sich daher prinzipiell zum 
Leistungsprinzip und zur Begabtenförderung im 
schulischen Bildungsweg. Die Wettbewerbs­
gleichheit in der Bildung ist für uns Freiheitliche 
eine selbstverständliche Grundforderung. Sie 
darf jedoch nicht dazu führen, daß die Chancen 
der Begabten und der Leistungswilligen 
dadurch eingeengt werden. 

Viertens: Lehrer, Schüler und Eltern müssen 
im Interesse eines optimalen Bildungsklimas im 
schulischen Bereich eng zusammenarbeiten. Die 
Freiheitliche Partei unterstützt daher alle Bestre­
bungen, die Zusammenarbeit der am Bildungs­
prozeß Beteiligten zu fördern. Ziel ist, eine 
Verbesserung der menschlichen Beziehungen 
zwischen den Beteiligten im Bildungsprozeß 
herbeizuführen. Sie lehnt jedoch scheindemo­
kratische Institutionen und die unnötige Büro­
kratisierung der Schule ab. 

Fünftens: Die Freiheitliche Partei ist der 
Auffassung, daß der Erziehung des Kindes im 
Familienverband eine naturgegebene und daher 
vorrangige Rolle zukommt. Gleichzeitig tritt die 
Freiheitliche Partei für einheitliche Kindergar­
tennormen in allen neun Bundesländern ein, um 
die von ihr vertretene Wettbewerbsgleichheit für 
das Stadt- und Landkind ohne Rücksicht auf den 
sozialen Stand der Eltern zu erreichen. 

Die FPÖ lehnt daher den obligatorischen 
Vorschulunterricht ab und befürwortet stattdes­
sen eine Verbesserung der Information der 
Eltern über Erziehungsfragen im Rahmen der 
Elternschule sowie eine Vorverlegung der 
Schulreifeuntersuchung, damit eine ge zielte 
Betreuung von Kindern mit Entwicklungsrück­
ständen möglich ist. Dies erscheint uns deswe­
gen besonders dringend geboten zu sein, weil 
die Kindergartenkompetenz den Bundesländern 
übertragen ist und wir doch eine möglichst 
einheitliche Regelung innerhalb des ganzen 
Bundesgebietes erzielen sollten. 

Sechstens: Die Freiheitliche Partei steht der 
Einführung der Gesamtschule der Zehn- bis 
Vierzehnjährigen mit Skepsis gegenüber. Abge­
sehen von der Gefahr der Nivellierung erzwingt 
diese Schulform einen obligatorischen Schul­
wechsel mit dem 14. Lebensjahr und verhindert 
damit die Führung von Schulen, die zumindest 
über den gesamten Pubertätsbereich hinwegrei­
chen. 
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Die Freiheitliche Partei regt daher an zu 
überdenken, ob nicht andere Zusammenfassun­
gen der Altersbereiche den heutigen Gegeben­
heiten und den entwicklungspsychologischen 
Erkenntnissen besser entsprechen als die bisher 
in der Schulorganisation übliche Zusammenfas­
sung der Zehn- bis Vierzehnjährigen. 

Siebentens: Die Freiheitliche Partei fordert 
angesichts der Überlastung der allgemeinbil­
denden höheren Schulen die Einführung der 
mittleren Reife als Abschlußmöglichkeit nach 
der 10, Schulstufe. Sie geht dabei von der 
Tatsache aus, daß ein nicht unbeträchtlicher Teil 
der Absolventen der beiden oberen Gymnasial-, 
also AHS-Klassen, an den dort vermittelten 
Bildungsinhalten gar nicht interessiert ist und 
diese auch für seine berufliche Weiterbildung 
nicht unbedingt benötigt. Durch den Auslese­
schritt beim 16. Lebensjahr könnte die Matura 
als Zugangsvoraussetzung . zur Hochschule 
gegenüber der jetzigen Situation aufgewertet 
werden. 

Achtens: Die Matura als Abschlußprüfung ist 
grundsätzlich neu zu überdenken, wobei stärker 
als bisher auf den weiteren Bildungs- und 
Berufsweg Rücksicht zu nehmen ist. In diesem 
Zusammenhang hält die Freiheitliche Partei das 
13. Schuljahr nach wie vor für überflüssig. 

Neuntens: Die Freiheitliche Partei regt an -
und das ist uns ein besonderes Anliegen, Herr 
Bundesminister -, der Altersgruppe der Zwölf­
bis Sechzehnjährigen erhöhte Aufmerksamkeit 
zu schenken. Durch verstärkte Gruppenarbeit 
und intensive Auseinandersetzung mit sozial­
kundlichen Themen ist den jungen Menschen 
gerade in dieser Altersgruppe Anstoß zur 
gedanklichen Auseinandersetzung mit der eige­
nen Position in der Gesellschaft zu geben. Im 
Sinne einer echten "Jugendschule" sind didak­
tische Konzepte für diese Altersgruppe zu 
erarbeiten. Auch in der Lehrerbildung sollte die 
spezielle Problematik dieses Altersbereiches 
stärker als bisher berücksichtigt werden. 

Zehntens: Die Freiheitliche Partei ist der 
Auffassung, daß anstelle des Flickwerks der 
bisherigen Schulreformversuche eine grundle­
gende Diskussion über den Aufbau und die 
Ziele des Bildungswesens treten müßte. Die 
Freiheitliche Partei anerkennt die Notwendig­
keit von Schulversuchen, ist aber der Meinung, 
daß diese so lange eine unnötige Belastung des 
Schulwesens bleiben, als sie nicht auf einer 
umfassenden Bildungsforschung und Bildungs­
planung aufbauen. Die Freiheitliche Partei wird 
keinen Bildungskonzepten zustimmen, die den 
Fortbestand der Leistungsfähigkeit des--österrei­
chis ehen Schulsystems in Frage stellen. 

Damit, Herr Bundesminister, soll zum Aus-

druck gebracht werden, daß wir nicht Kritikaster 
um der Kritik willen sind, sondern daß wir 
Freiheitlichen gerade in der Bildungspolitik 
einen eigenen Standort bezogen haben, von dem 
aus wir gerne mit den beiden anderen Fraktio­
nen über die offenen Fragen der österreichi­
schen Bildungspolitik diskutieren. 

Wir können darüber hinaus mit Genugtuung 
feststellen, daß auch in einer anderen Frage eine 
Annäherung der Standpunkte eingetreten ist, 
und zwar nicht in Richtung von uns Freiheitli­
chen zu den beiden anderen Parteien, sondern 
eigentlich sind die beiden anderen Parteien in 
einem entscheidenden Punkt uns näherge­
kommen. 

Gerade das Bundesministerium für Unterricht 
beschreitet seit Anfang 1975 nun mit einem 
Schulversuch in der Leistungsbeurteilung einen 
Weg, den wir Freiheitlichen als überaus interes­
sant erachten. Das Ministerium sammelt nun­
mehr Erfahrungen im Rahmen eines Punktesy­
stems für Mathematik und Fremdsprachen 
innerhalb eines Schulversuches. Die ÖVP wie­
derum hat durch den Abgeordneten Dr. Gruber 
am 9. Oktober 1975 eine Kombination der 
Leistungsbeurteilung zum Ausdruck gebracht, 
die etwa durch Benotung einerseits und verbale 
Beurteilung andererseits erfolgen soll. 

Dem stelle ich erinnernd wiederum das 
entgegen, Herr Bundesminister, was stets 
Grundlage unserer freiheitlichen Stellung­
nahme war und sicher auch zum Problem der 
Leistungsbeurteilung bleiben wird: Die Persön­
lichkeit ist und bleibt eine Ganzheit, und der 
Mensch auch. Die Leistungsbeurteilung muß 
meines Erachtens der Gesamtbeurteilung einer 
Persönlichkeit, auch der Schülerpersönlichkeit, 
dienen. Daher wird die Leistungsbeurteilung 
immer vom gesamten Leistungsvermögen eines 
Menschen her ans Problem heranzugehen 
haben. Jede Beurteilung wird die Gesamtlei­
stung zusammenfassen müssen, was meines 
Erachtens durch ein Punktesystem am ehesten 
erreicht wird. 

Ich stehe in einem Punkt zum Abgeordneten 
Gruber in Gegensatz, wenn er jüngst zum 
Ausdruck gebracht hat, daß der Problemkreis 
Leistungsbeurteilung "ein dankbares Feld für 
Schulversuche" ist. Ich habe dieses Zitat 
wörtlich dem "ibf" entnommen; es kann sein, 
daß ein falsches Zitat vorliegt. Angesichts der 
Unübersichtlichkeit der derzeitigen Schulversu­
che würde ich eine solche Meinung für 
problematisch halten. 

Ein Thema, Herr Bundesminister, das ich 
alljährlich bei der Budgetdebatte anschneide 
und das trotz aller bisherigen Schulreformbe­
strebungen bis jetzt noch keine Besserung 
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erfahren hat, ist der Nachhilfeunterricht, jener 
Nachhilfeunterricht, der von den allgemeinbil­
denden und berufsbildenden höheren Schulen 
immer mehr nach unten Platz greift und 
allmählich auch im Bereich der Ptlichtschule 
Einzug gehalten hat. Trotz aller schulreformato­
rischen Bestrebungen feiert der Nachhilfeunter­
richt fröhliche Urständ, und trotz Schulreform, 
Herr Bundesminister, hat der Nachhilfeunter­
richt die beste Konjunktur. 

"Die Schule nach der Schule" steht im Raum! 
Wie schaut "die Schule nach der Schule" aus? 
Auf der einen Seite sind es die Eltern, die die 
methodische Nacharbeit und die pädagogische 
Aufbereitung leisten, und auf der anderen Seite 
ist es der berufliche Nachhilfeunterricht, der 
durch Pädagogen außerhalb der Familie erteilt 
wird. 

Ein Vorwurf, den ich auch aus dem Gesamt­
bündel der Kritik herausgreife, lautet: Trotz aller 
Schulversuche, trotz aller schulreformatischen 
Bestrebungen gibt es heute weniger Klassenge­
meinschaft und Solidarität als früher und steht 
heute mehr Eifersucht und Konkurrenzkampf im 
pädagogischen Raum, als das in den letzten 
Jahrzehnten der Fall war. 

Weiters haben Sie mit dem Schulunterrichts­
gesetz den Lehrer zum Bürokraten gemacht, und 
zudem, Herr Bundesminister, ist durch das 
Schulunterrichtsgesetz die Schule weit mehr als 
bisher in ihrer ganzen Geschichte zur Stätte der 
politischen Auseinandersetzung geworden, was 
wir Freiheitlichen zutiefst bedauern. 

Weil ich eben vom Nachhilfeunterricht rede, 
muß ich auch dem Förderungsproblem gebüh­
renden Raum zuordnen. Das Förderungsproblem 
hat dort stark Platz gegriffen, wo es darum geht, 
den Behinderten die erforderliche Hilfe zuteil­
werden zu lassen. Hier kann Österreich auf 
beachtliche pädagogische Entwicklungen ver­
weisen. Dort, Herr Bundesminister, wo es um die 
Förderung des begabten jungen Menschen in 
Österreich geht, liegen die Dinge in der 
Bildungspolitik im fünften Jahr der sozialisti­
schen Machtausübung nach wie vor im argen. 
Und das bedaure ich zutiefst. 

Mehrere Male hat der Regierungschef der 
Entrümpelung der Lehrpläne das Wort geredet, 
hat er sich, obwohl gar nicht ressortzuständig, 
zum Sprecher der Sorgen der Eltern gemacht 
und die Entrümpelung der Lehrpläne gefordert. 
Herr Bundesminister! Wenn Sie schon diese 
Forderung von den Eltern her nicht überneh­
men, so sollten Sie doch die Forderung des 
Bundeskanzlers Dr. Kreisky ernst nehmen. 

Hier befinde ich mich auf derselben Ebene 
der Argumentation wie der Abgeordnete Dr. 
Gruber, der im "ibf" zum Ausdruck gebracht 

hat, daß neben den schulorganisatorischen 
Problemen auch die Neugestaltung der Lehr­
pläne Gegenstand von ReformÜberlegungen 
sein sollte. Aber nicht nur "Gegenstand von 
Reformüberlegungen" , sondern die Entrümpe­
lung der Lehrpläne hat zu erfolgen, und die 
Neugestaltung der Lehrpläne ist endlich in die 
Tat umzusetzen. 

Bleibt noch die Frage zu klären, Herr 
Bundesminister, was die Verantwortlichen die­
ses Staates zum gegebenen Zeitpunkt mit den 
immer ratloser werdenden Maturanten anzufan­
gen gedenken. Die Frage steht im Raum, ob sich 
die Bildungsplaner wirklich Gedanken darüber 
gemacht haben, was in wenigen Jahren aus den 
immer ratloser werdenden Maturanten beruflich 
werden soll. 

Bitte, welche gesellschaftspolitischen und 
welche wirtschaftlichen Konsequenzen ergeben 
sich aus der AHS-Lawine innerhalb eines 
Jahrzehntes? Wie wurden hier Steuermittel 
falsch eingesetzt! Die Wirtschaft kann mit dem 
theoretischen Wissen der AHS-Absolventen 
wenig anfangen. Die Berufsorientierung und 
-fundamentierung tritt mehr und mehr in den 
Hintergrund. Die Hochschulen werden überlau­
fen, und in zehn Jahren wird es unzufriedene 
junge Menschen geben. Dies in erster Linie 
deswegen, weil man bei der Bildungsplanung 
zuwenig überlegt vorgegangen ist. 

Damit steht der alte freiheitliche Vorwurf an 
die jeweilige Bundesregierung im Raum: Es 
wurde zuwenig Bildungsforschung betrieben, 
daher erfolgte eine nicht immer richtige Bil­
dungsplanung. Die Konsequenzen daraus sind 
falsche Bildungsstrukturen in Österreich. 

Noch nie war es für die Maturanten so schwer, 
den richtigen Studienplatz zu finden. Die 
Bildungsquantität, die zweifelsohne heute im 
reichen Maße gegeben ist, führt immer mehr zu 
einer Fehlleitung der jungen Menschen. Unsi­
cherheit und Ratlosigkeit greifen unter den 
Maturanten, aber auch unter den Studenten 
weiter Platz. 

Der unbefangene Beobachter, Herr Bundesmi­
nister, wird bei der Gegenüberstellung der 
Zahlenreihe bedenklich bestimmt. Soweit man 
überhaupt die Statistik heranziehen soll für 
solche überlegungen, zeigt sich folgendes Bild: 
1964 gab es rund 9000 Maturanten, 1974 rund 
18.000 Maturanten, und nach den vorliegenden 
Schätzungen der Fachleute soll es 1982 rund 
36.000 Maturanten in Österreich geben. 

Was wird 1982 die zu diesem Zeitpunkt im 
Amt befindliche Bundesregierung den Maturan­
ten sagen? Dasselbe, was ihnen Ministerpräsi­
dent Olof Palme seit Jahren in Schweden sagt: 
Aus einer gehobenen Bildung, aus einer 
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verbesserten Bildung erwächst kein Anspruch 
auf eine bessere oder adäquate berufliche 
Position? Sollen auf der einen Seite ungeheure 
Steuermittel für eine bessere Bildung eingesetzt 
werden, damit wir andererseits den schwedi­
schen Weg bereiten, wo heute Akademiker in 
die Wälder geschickt werden, damit sie auf 
Kosten des Steuerzahlers Bäume fällen? Das, 
Herr Bundesminister, kann nicht Ziel einer 
Schul- und Bildungsreform sein. Mehr und mehr 
wird die Matura zum Sozialprestige und zum 
Statussym bol. 

Wenn man das von diesem Platz aus feststellt, 
läuft man Gefahr, von Seite der sozialistischen 
Alleinregierung als so etwas - ich setze es unter 
Anführungszeichen - wie ein "bildungspoliti­
scher Reaktionär" bezeichnet zu werden. 

Auch die Hochschulreform hat ein ganz 
entscheidendes Problem bis zur Stunde überse­
hen. Das polarisierte Verhältnis zwischen wis­
senschaftlicher Hochschule einerseits und Hoch­
schule mit berufspraktischer und betriebsprakti­
scher Ausbildung andererseits ist nach wie vor 
unbewältigt und steht im Raum, ohne daß darauf 
eine entsprechende Antwort gegeben werden 
könnte. 

Wenn Sie schon mir nicht glauben. Herr 
Bundesminister, vielleicht glauben Sie Ihren 
sozialdemokratischen Freunden in der Bundes­
republik. Die Tendenzumkehr ist in der Bundes­
republik bereits in den letzten Monaten erfolgt. 
Bonn ist von der Bildungsquantität abgerückt 
und hat durch ein Rahmengesetz die Bildungs­
qualität wieder in den Mittelpunkt des bildungs­
politischen Geschehens gestellt. 

Bildungsquantität, Herr Bundesminister, bie­
tet keine Gewähr für einen erfolgreichen 
beruflichen Wettbewerb. Wir Freiheitlichen 
meinen. daß wir durch mehr Bildungsqualität 
den jungen Menschen zu besseren Berufschan­
cen und besseren Berufsgrundlagen verhelfen. 
Wir meinen, daß sie auf diese Art und Weise in 
einem härter werdenden Wettbewerb besser und 
eher bestehen können. Sicher können Sie, Herr 
Bundesminister. eines in Anspruch nehmen: Die 
quantitative Demokratisierung des Schulwesens 
ist erreicht. Die qualitative Grundlage der 
österreichischen Bildungspolitik steht aber in 
Frage. Wir Freiheitlichen bedauern, daß in 
diesen entscheidenden bildungspolitischen Fra­
gen unsere Argumente bei der SPÖ-Mehrheit 
nie Gehör gefunden haben. 

Sie sagten, Herr Bundesminister. Stillstand in 
der Reform. etwa auf Grund mangelnder 
finanzieller Deckung. wäre eine Katastrophe. 
Ich bin der Meinung. Herr Bundesminister. daß 
kein Stillstand in der Bildungsreform Öster­
reichs eintreten soll, aber ich bin davon 

überzeugt, daß eine Strukturreform des österrei­
chischen Bildungswesens mit der Bildungsre­
form Hand in Hand gehen muß, daß man bereit 
sein muß, falsche Strukturen nicht nur zu 
erkennen. sondern als berichtigungswert anzu­
sehen. Das setzt den Willen voraus, falsche 
Strukturen dort zu bereinigen, wo sie jenen nicht 
dienen, sondern schaden, für die die gesamte 
Bildungspolitik da ist. nämlich der Jugend 
unserer Republik. die morgen ihre Aufgabe für 
diesen Staat zu erfüllen hat. 

Und weil unsere Argumente bei der SPÖ­
Mehrheit nie Gehör gefunden haben. weil bei 
der sozialistischen Alleinregierung nie eine 
Diskussionsbereitschaft in Richtung unserer 
Argumente gegeben war, darum, Herr Bundes­
minister, gibt es hier einen nicht überbrückten 
Graben zwischen der bildungspolitischen Auf­
fassung der sozialistischen Regierung einerseits 
und der freiheitlichen Fraktion andererseits. 

Wir Freiheitlichen lehnen das Kapitel Unter­
richt und Kunst nicht sosehr von den Zahlenan­
sätzen her ab. Die Ziffern machen es in der 
Endkonsequenz nicht aus. Es kommt darauf an. 
daß die verfügbaren Mittel so rationell wie nur 
möglich eingesetzt werden. Wir Freiheitlichen 
sind uns der Tatsache bewußt, daß auch die 
Mittel für Bildungspolitik begrenzt sind. 

Unser Nein zum Kapitel Unterricht und Kunst 
ist getragen von der Erkenntnis und von der 
überzeugung, daß die Strukturen der Bildungs­
reform. die diese Regierung vertritt, im wesentli­
chen falsch sind, und daher lehnen wir die in 
Behandlung stehende Haushaltsgruppe ab. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Gruber. 

Abgeordneter Dr. Gruber (ÖVP): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Es wird sich noch 
Gelegenheit ergeben, auf einige Fragen, die der 
Herr Abgeordnete Peter angeschnitten und in 
denen er mich auch persönlich apostrophiert hat, 
einzugehen und darauf zu antworten. Er hat sich 
jedoch im wesentlichen mit der Regierungspar­
tei auseinandergesetzt. und es ist daher nicht 
meine Aufgabe, jetzt zu den einzelnen Punkten 
Stellung zu nehmen, obwohl ich in manchem mit 
ihm übereinstimme, in manchem aber natürlich 
andere Auffassungen vertrete. 

Die Regierungserklärung des Herrn Bundes­
kanzlers spricht davon. daß Bildung, Wissen­
schaft. Forschung und Kultur zentrale Anliegen 
einer zukunftsorientierten Gesellschaft seien. 
Nun ist allerdings das Budget, das wir vorliegen 
haben, nicht so geartet. daß man daraus diesen 
Grundsatz ableiten könnte, daß im Budget auch 
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Unterricht und Kunst einen Schwerpunkt dar­
stellen. 

Ich habe mich bei der ersten Lesung zum 
Budget bereits mit dieser Frage auseinanderge­
setzt und habe bereits darauf hingewiesen, daß 
nun auch der Herr Finanzminister offen einbe­
kannt hat, daß Bildung einmal ein Schwerpunkt 
der Budgets war, daß sie das aber nun nicht 
mehr ist. (PräsidentMinkowitsch übernimmt 
den Vorsitz.) 

Wenn man die Steigerungsraten der Jahre 
1965 bis 1970 und der Jahre 1971 bis 1975 auch 
mit dem Inflationsindex bereinigt und wenn 
man bedenkt. daß wir bis jetzt ständig steigende 
Schülerzahlen hatten. dann kommt man zur 
überzeugung, daß eigentlich der Herr Unter­
richtsminister auch in diesen Jahren nicht mehr 
tun konnte, als eine Mangelsituation zu verwal­
ten. Und diese Mangelsituation, besonders im 
Bereich des Sachaufwandes, ist auch weiterhin 
gegeben. 

Es ist nicht ein Budget. dem wir zustimmen 
könnten. Herr Minister, vor allen Dingen auch 
deshalb nicht, weil gar keine Ansätze erkennbar 
sind. wie Sie diese Mängel bereinigen könnten. 
Sie warten darauf, daß Ihnen die sinkenden 
Schülerzahlen einmal mehr Raum geben, und 
das ist meines Erachtens zuwenig, 'zu einem 
Unterrichtskapitel ja sagen zu können. 

In der Regierungserklärung wird auch davon 
gesprochen. daß in den letzten Jahren für die 
Entwicklung unseres Schulwesens wichtige 
Weichen gestellt worden seien. Es heißt. diese 
Reformen betreffen den inneren Schulbereich. 
die Partnerschaft in der Schule. wichtige 
organisatorische Veränderungen und darüber 
hinaus wirkungsvolle materielle Maßnahmen. 
wie die Schulbuchaktion. Es ist ganz offensicht­
lich. daß außer der Schulbuchaktion damit die 
5. Novelle zum Schulorganisationsgesetz und 
insbesondere das Schulunterrichtsgesetz 
gemeint sind. 

Ich bin nun bei dem Punkt. den auch der 
Kollege Peter sehr ausführlich behandelt hat, 
und ich möchte eine weitere Passage der 
Regierungserklärung damit in Zusammenhang 
bringen. in der der Herr Bundeskanzler davon 
spricht. daß es nun notwendig sein werde. für 
eine ruhige Weiterentwicklung dieser Reform 
Sorge zu tragen und vorerst zusätzliche Bela­
stungen soweit wie möglich zu vermeiden. 

Wie darf man diesen Satz interpretieren? Ich 
glaube. doch wohl so. daß - und durch den Herrn 
Bundeskanzler spricht ja eigentlich der Herr 
Unterrichtsminister - unter der ruhigen Weiter­
entwicklung zu verstehen wäre. daß nun wieder 
mehr Ruhe in den Schulen einkehren und auch 
die Aufregung, die dort und da die Verordnun-

gen zum Schulunterrichtsgesetz verursacht 
haben, in absehbarer Zeit beseitigt werden soll. 

Herr Unterrichtsminister! Ich habe nie ein 
Hehl daraus gemacht, daß wir zum Schulunter­
richtsgesetz positiv eingestellt sind. Wir haben 
es nicht nur seinerzeit initiiert - unsere Minister 
haben die ersten Entwürfe dazu geliefert -, 
sondern wir haben auch darüber verhandelt, wir 
haben Abänderungsvorschläge gebracht, wir 
haben Ideen dazu beigesteuert und wir haben 
letzten Endes auch mitgestimmt. 

Wir stehen auch positiv zur hier angesproche­
nen Schulgemeinschaft. Wir stehen auch positiv 
zur Schülermitverwaltung. Wir stehen auch 
positiv zum Leistungsgedanken in der Schule, 
wenngleich manche Kritiker des Schulunter­
richtsgesetzes etwas Gegenteiliges hineininter­
pretieren oder herauslesen wollen. 

Ich glaube aber, Herr Unterrichtsminister, es 
ist an der Zeit, daß Sie die Verordnungen, die 
Sie in Durchführung dieses Gesetzes erlassen 
haben und die zum Teil weit über das 
hinausgehen. was das Gesetz eigentlich vor­
schreibt und vorsieht. einer überprüfung und 
Revision unterziehen. 

Ich bin hier mit dem Kollegen Peter durchaus 
nicht einer Auffassung. wenn er meint. es seien 
im wesentlichen anonyme Kritiken vorgetragen 
worden. Es sind sehr viele Kritiken, auch 
persönlich gezeichnet. in vielen Jahresberichten 
von Schulen zu finden gewesen. Ich habe sie -
soweit sie mir zugänglich waren - sehr 
aufmerksam studiert, und ich kam auch zu dem 
Schluß, daß im wesentlichen die Verbürokrati­
sierung der Schule einer Kritik unterworfen 
wird, und hier setzt die Kritik. wie ich schon 
ausgeführt habe, doch im wesentlichen bei den 
Verordnungen an. 

Da ist zum Beispiel die Frage der Interpreta­
tion der Entschuldigung durch den Schüler 
selbst. Es kann doch niemand dem Gesetzgeber 
insinuieren. daß wir gemeint hätten. der Schüler 
soll sich selbst nur dann entschuldigen können, 
wenn er jeweils auch eine Bestätigung der 
Eltern vorlegt, daß diese Entschuldigung rech­
tens ist. Nun wird aber im Einzelfall neben der 
Entschuldigung des Schülers noch die Unter­
schrift der Erziehungsberechtigten verlangt. 
Wozu hätten wir das ganze eigentlich in das 
Gesetz hineinnehmen sollen, wenn nun ohnehin 
jeweils jede Entschuldigung eines Schülers vom 
Erziehungsberechtigten unterschrieben werden 
soll? Ich glaube. daß es hier zu einer Interpreta­
tion durch das Ministerium gekommen ist. die 
wir als Gesetzgeber eigentlich nicht hinnehmen 
können. 

Oder wenn nun verlangt wird. daß Bescheide 
am laufenden Band ausgestellt werden, und das 
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auch in Fällen, in denen niemand ein Interesse 
haben kann, daß ein Bescheid herausgegeben 
wird; das sind die sogenannten Positiv-Be­
scheide, gegen die wahrscheinlich niemand 
Berufung einlegt. Wozu dieser Papierkrieg? 

Die Frage der Leistungsbeurteilung ist äußerst 
kompliziert geregelt. Die Frage der Maturavor­
schrift, Herr Bundesminister, ist einer heftigen 
Kritik unterzogen worden. 

Aber ich gebe zu, daß wir wahrscheinlich im 
einen oder anderen Punkt auch nicht darum 
herumkommen, uns das Gesetz selber noch 
einmal anzusehen. Ich möchte hier insbesondere 
die zwei Fristen, die sogenannte Sechs-Monate­
Frist und Drei-Monate-Frist vor dem Jahres­
zeugnis erwähnen, weil sich gezeigt hat, daß 
durch diese Fristen lernunwillige Schüler gera­
dezu dazu motiviert werden, wenn einmal die 
Frist abgelaufen ist, abzuschalten und den 
Schulbetrieb praktisch an den Nagel zu hängen. 
Das war auch nicht unsere Absicht, und wenn 
sich das jetzt in der Praxis so darstellt, dann bin 
ich durchaus bereit, daß wir über diese Frage 
neuerlich Gespräche führen. 

Es ist aber notwendig, Herr Minister, daß die 
revidierten Verordnungen möglichst bald konzi­
piert werden und daß sie so zeitgerecht 
kommen, daß a) für die kommende Matura 
bereits die neuen Maturavorschriften da sind 
und daß b) für das kommende Schuljahr auch 
bereits unter Umständen eine Novelle zum 
Schulunterrichtsgesetz vorliegt. 

Wenn es nun, Herr Bundesminister, in der 
Regierungserklärung auch heißt: Ausgangs­
punkt weiterer Neuerungsmaßnahmen werden 
die laufenden Schulversuche und Erprobungen 
sein, so muß man sich wohl auch mit den 
Schulversuchen hier etwas beschäftigen. 

Wir haben mit der 5. Schulorganisationsge­
setz-Novelle den Versuchszeitraum verlängert. 
Die Begründung war klar: Die bisherigen 
Ergebnisse haben keine Aussagekraft in bezug 
auf die Haupthypothesen erbracht. 

Ich verweise auf die Darstellung auch in der 
Information des Unterrichtsministeriums bezie­
hungsweise des Zentrums für Schulversuche 
und Schulentwicklung. Im Hinblick auf die 
Schulversuche bei den Zehn- bis Vierzehnjähri­
gen heißt es etwa, daß die Haupthypothesen 
gewesen wären: a) die Frage der besseren 
Chancengleichheit, b) die Frage des Repeten­
tenproblems und c) die Förderung der sozialen 
Integration. Dann heißt es zum Punkt a}: Die 
bisherigen Ergebnisse erlauben noch keine 
sicheren Aussagen!, zum Punkt b): Hier können 
Aussagen erst nach Auswertung der Daten der 
Enduntersuchung gemacht werden!, und zum 
Punkt c): Der Begriff der sozialen Integration ist 

in der Modellbeschreibung nicht eindeutig 
definiert. 

Das ist doch ein Eingeständnis des Schulver­
suchszentrums, daß man zu den Haupthypothe­
sen, die etwa im Schulversuch der Zehn- bis 
Vierzehnjährigen aufgestellt worden sind, prak­
tisch überhaupt noch nichts sagen kann. Daher 
war es einfach notwendig, den Schulversuchs­
zeitraum zu verlängern. 

Auf Seite 2 dieser Information heißt es nun 
auch: Gerade in diesem zentralen Versuchsbe­
reich - nämlich Schulen der Zehn- bis Vierzehn­
jährigen - bietet die zahlenmäßige Konsolidie­
rung die Chance, sich nach den Fragen der 
organisatorischen Funktionstüchtigkeit der 
Modelle nun in stärkerem Ausmaß den spezifi­
schen didaktisch-methodischen Fragen zuzu­
wenden. 

Das heißt mit anderen Worten: Hier ist auch 
zugegeben, daß man nicht die Quantität so sehr 
in den Vordergrund schieben soll, sondern daß 
man die Qualität der Schulversuche in der 
nächsten Zeit besonders beachten sollte und daß 
eben ganz neue Gesichtspunkte in die Schulver­
suchsmodelle noch eingebracht werden müßten. 

Es ist daher sicher notwendig, daß die 
Schulversuche weiter gemacht werden, weil 
man im gegebenen Zeitpunkt ja überhaupt noch 
keine Schlußfolgerungen hätte ziehen können. 

Ich muß aber feststellen, daß darüber hinaus 
weitere Punkte einer Kritik an den Schulversu­
chen vorgebracht werden. Diese Kritik wird zum 
Teil eben auch von Seite der Hochschulpädago­
gen vorgebracht. Ich beziehe mich dabei unter 
anderem auf einen Aufsatz, den Professor 
Olechowsky veröffentlicht hat. Er meint zum 
Beispiel - ich zitiere nicht alles, aber einen 
Punkt der Kritik -: 

Es liegt noch immer kein Versuchsplan vor, 
der die im Versuch zu prüfenden Hypothesen 
genau angäbe und die Bedingungen definierte, 
unter denen diese Hypothesen als verifiziert 
gelten können. - Das wäre aber doch nun wohl 
eine der Hauptvoraussetzungen, daß man einen 
Schulversuch unternehmen oder bewerkstelli­
gen kann. 

Dann heißt es in diesem Aufsatz, daß die 
PC!-rallelisierung von Versuchs- und Kontroll­
klassen oder Versuchs- und Kontrollschulen 
keineswegs bereits hergestelt wäre. - Was 
versteht man aber unter der "Parallelisierung 
der Versuchs- und Kontrollklassen"? - Doch im 
wesentlichen die gleichen Gegebenheiten, was 
die Lehrerversorgung, was die Klassengröße 
oder was die sonstige Ausstattung anlangt, also 
daß annähernd gleiche Verhältnisse sowohl in 
der Versuchsklasse wie auch in der Kontroll-
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klasse gegeben sind. Es ist ja nicht angängig, 
daß etwa die Versuchsklasse bestens ausgestat­
tet wird, während die Kontrollklasse zum Schluß 
nicht einmal weiß, daß sie als Kontrollklasse 
geführt wird. 

Ich sage das deshalb - ich nehme an, daß 
Hofrat Petri der. Verfasser dieser Information ist 
-, weil der Verfasser auch davon spricht, daß 
eine didaktische Parallelisierung durchgeführt 
werden müßte. 

Ein anderer Punkt der Kritik wird insofern 
vorgebracht, als man meint, daß gerade jene 
Fächer, die in der Gesamtschule nicht nach 
Leistungsgruppen differenziert unterrichtet wer­
den, die Kernfächer, in der laufenden Schulver­
suchsarbeit nicht berücksichtigt werden. Ich 
habe schon einige Male gesagt, wir sollten doch 
die Frage prüfen, ob es genügt, daß in drei 
Fächern differenziert unterrichtet wird, und ob 
nicht der Unterricht inder heterogenen Stamm­
klasse in allen anderen Fächern doch zu einern 
Leistungsabfall oder zu einer Leistungshem­
mung führen müsse. 

Ich möchte aber insbesondere auch die Frage 
der wissenschaftlichen Kontrolle noch einmal 
anschneiden. Die Frage ist für uns von besonde­
rer Bedeutung. 

Die 4. Schulorganisationsgesetz-Novelle ver­
langt ausdrücklich, daß die wissenschaftliche 
Begleitung und Kontrolle sichergestellt sein 
muß, wenn ein Schul versuch zugelassen wird. 
Ich appelliere an Sie, Herr Bundesminister, in 
dieser Frage wirklich die Qualität vor die 
Quantität zu stellen und sich nicht dazu 
verleiten zu lassen, mit einern möglichst 
umfangreichen Versuchsprogramm in der 
Öffentlichkeit aufzuwarten, wenn nicht gleich­
zeitig auch die wissenschaftliche Begleitung 
und Kontrolle sichergestellt ist. Letzten Endes 
würden uns nämlich alle die Schulversuche 
nicht sehr viel weiterbringen, wenn wir zum 
Schluß sagen müßten: Was ist dabei herausge­
kommen? Was da behauptet wird, das kann man 
glauben und kann man auch nicht glauben, das 
sind lediglich Behauptungen. 

Es ist heute schon in einern anderen Zusam­
menhang davon gesprochen worden, daß es 
gegenwärtig gar nicht so leicht ist, psycholo­
gisch geschultes Personal in einem anderen 
Bereich auch zu finden und einzustellen. Ich 
räume durchaus ein, daß es Ihnen auch 
Schwierigkeiten macht, aber, Herr Bundesmini­
ster, es muß qualifiziertes Personal für die 
wissenschaftliche Kontrolle eingesetzt werden. 
Ich glaube, daß man diesbezüglich auch 
ausländische Erfahrungen berücksichtigen 
sollte. 

Ich habe in diesem Jahr Herrn Professor 

Regenbrecht, den Vorsitzenden der Planungs­
kommission des Gesamtschulversuches Frie­
densschule Münster, gehört. Er ist sicher kein 
Gegner einer Gesamtschule, sondern eher ein 
Sympathisant dieser Idee. Was sagt Professor 
Regenbrecht, abgesehen davon, daß er zum 
Unterschied etwa vom deutschen Bildungsrat, 
der den Schulversuch Gesamtschule eher als ein 
sozialwissenschaftliches Experiment ansieht, 
doch der Auffassung ist, daß dieser Schulversuch 
eine pädagogische Frage darstellt oder beant­
worten soll? - Er meint, daß sich die politisch 
relevanten Gruppen über den einzuhaltenden 
Schulversuchszeitraum einigen sollen - gut, das 
haben wir getan -, daß die Ziele von den 
verantwortlichen Instanzen klar beschrieben 
und begrenzt werden sollen - das ist schon nicht 
mehr so klar, ich habe bereits darauf hingewie­
sen -, daß die Vorbereitungen langfristig 
erfolgen sollen - diesbezüglich haben wir leider 
nicht immer den Eindruck gehabt, daß diese 
Vorbereitungen langfristig erfolgen -, daß die 
Lehrer an der Curriculum-Entwicklung beteiligt 
werden sollten - ein Punkt, den wir auch schon 
in anderem Zusammenhang manchmal kritisch 
vermerkt haben - und daß schließlich eine 
wirksame - ich sage noch einmal: eine 
wirksame - wissenschaftliche Begleitung .zu 
erfolgen hat, und zwar versuchsaufbauend und 
versuchskontrollierend. Ohne diese Bedingun­
gen, glaube ich, sind eben Schulversuche nicht 
sehr sinnvoll. 

Herr Bundesminister! Ich möchte daher in 
aller Deutlichkeit eines noch einmal feststellen: 
Wir als Österreichische Volkspartei können auf 
eine effiziente wissenschaftliche Kontrolle der 
Schulversuche nicht verzichten. Versuche, die 
ohne eine solche Kontrolle durchgeführt wer­
den, können für uns später keine Grundlage für 
eine politische Entscheidung bilden. Ich sage 
das gleich vorbeugend, damit wir nicht viel­
leicht zu einem späteren Zeitpunkt in eine 
unnötige Kontroverse kommen. Sorgen Sie 
daher vor, daß hier wirklich alles getan wird, um 
zu Grundlagen für eine künftige politische 
Entscheidung zu gelangen. 

Ich darf nun kurz noch ein anderes Kapitel 
streifen. Es heißt, umfangreiche Erneuerungsar­
beiten in bezug auf Lehrpläne sind vorgesehen. 
Diesen Passus entnehme ich der Regierungser­
klärung. Ich freue mich, daß das drinnen steht, 
weil wir immer der Meinung waren, daß die 
Lehrplanneugestaltung ein wesentlicher Teil 
der Schulreform ist und daß wir uns oft viel zu 
sehr an der organisatorischen Reform oder an 
der Reform der Organisationsstrukturen verbei­
ßen und dabei eigentlich die Lehrinhalte, die 
Lehrpläne und die Curricula mehr oder minder, 
möchte ich sagen, nicht ganz außer acht lassen, 
aber doch beiseite schieben. 
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Eine inhaltliche Reform habe ich immer für 
wichtig angesehen; der Kollege Peter hat das ja 
auch bestätigt und mich zitiert. Ich möchte aber 
doch auch hier sehr deutlich den Wunsch 
aussprechen, daß diese Lehrplanentwicklung 
oder diese Curriculaentwicklung nicht eine 
Sache eines kleinen Kreises von einigen 
Experten sein soll, sondern daß hier auch eine 
gewisse Transparenz gegeben sein soll, daß sich 
die Schulreformkommission natürlich auch 
damit zu befassen hätte. 

Ich spreche aber auch einen anderen Gedan­
ken hier sehr deutlich aus. Es ist für mich 
eigentlich nicht ganz verständlich, daß wir im 
Parlament die Schulorganisation bis ins Detail 
fixieren, aber die Lehrplangestaltung im we­
sentlichen dem Verordnungsgeber überlassen, 
daß der Minister das macht, ohne daß das 
Parlament auch nur die Grundzüge festlegt. 
Wenn man draußen zu Lehrplänen gefragt wird, 
dann versteht kein Mensch, daß das Parlament 
sich mit Lehrplänen eigentlich nicht befaßt. 

Ich verlange jetzt nicht, daß wir hier zu einer 
völligen Änderung des Systems kommen; aber 
daß wir selbstverständlich im Rahmen des 
Möglichen auch hier eine Mitsprache wünschen, 
ist völlig klar. 

Nun zur Bildungsplanung. Kollege Peter hat 
darauf hingewiesen, daß die Bildungsplanung 
eine Notwendigkeit ist. Er sagt immer wieder, 
daß für Bildungsplanung natürlich eine Voraus­
setzung da sein muß, nämlich die Bildungsfor­
schung. Wir befinden uns hier in übereinstim­
mung. Auch ich bin der Meinung, daß wir 
entsprechende Analysen unserer Schulsituation 
benötigen, daß darauf gewisse Prognosen aufge­
baut werden könnten und dann Zielquotenvor­
stellungen entwickelt werden müßten. 

Darf ich zum ersten, zu den Analysen, nur eine 
Anmerkung machen. Meine Damen und Herren! 
Vielleicht beschäftigen sich nur die Fachleute 
damit, aber es müßten sich damit, glaube ich, 
weitere Bevölkerungskreise auseinandersetzen. 

Die Zahl der Geburten sinkt im letzten 
Jahrzehnt ständig ab. Wir haben im Jahr 1963 
mit etwa 135.000 die höchste Geburtenziffer 
gehabt. Im Jahre 1974 hatten wir noch 96.000 
Geburten. Ich darf so in Parenthese sagen, hier 
steckt auch noch eine relativ große Zahl von 
Gastarbeiterkindern mit drinnen, und wenn es 
zu einer stärkeren Abwanderung der Gastarbei­
ter kommt, werden sicherlich auch Gastarbeiter­
kinder wieder mit wegwandern. Es ist also eine 
Abnahme von nahezu 30 Prozent in diesen zwölf 
Jahren gegeben. 

Daß eine solche Entwicklung Auswirkungen 
haben muß, ist doch selbstverständlich; Auswir­
kungen etwa auf das Schulbauprogramm des 

Bundes, die Schulbauprogramme der Länder, 
der einzelnen Gemeinden. Wir sehen jetzt 
schon, daß dort und da die Schulen zu groß 
geworden sind, nicht weil sich die Gemeinden 
sozusagen mutwillig in ein Abenteuer hineinbe­
geben hätten, sondern weil man eben im Jahre 
1963 nicht ahnen konnte, daß ein so rapider 
Abfall der Geburtenziffern einsetzen wird. 
Auswirkungen werden diese geringeren Schü­
lerzahlen auch auf die Klassenzahlen haben. 
Selbstverständlich. Weniger Klassen bedeuten 
auch weniger Lehrerdienstposten. Auch das ist 
eine Sache, mit der ich mich schon im 
vergangenen Sommer einmal beschäftigt habe, 
und da hat man noch nicht überall dafür großes 
Verständnis gehabt. 

Zum Punkt Prognosen ebenfalls eine Anmer­
kung: Wir brauchen heute in allen Bereichen 
Prognosen. Warum sollten wir nicht auch im 
Bereich der Bildungsplanung solche Prognosen 
verlangen? Frau Bundesminister Firnberg hat 
sich heute etwas positiver zu den Bedarfspro­
gnosen geäußert, als sie das in der Vergangen­
heit getan hat. Wir können nicht ohne Prognosen 
auskommen, bei aller Skepsis, daß natürlich 
Prognosen nie sichere Werte liefern können, 
aber Anhaltspunkte müssen sie uns doch liefern 
können. Wir können doch nicht ins Blitzblaue 
hineinplanen. Das ist unmöglich. 

Wenn heute vom Kollegen Peter sowohl die 
Frage des Akademikerüberschusses wie auch 
der großen Zahl der Maturanten hier ange­
schnitten wurde, so ist das nur ein Hinweis 
darauf, daß wir uns mit diesem Problem sehr 
ernsthaft befassen müssen. Herr Kollege Peter! 
Eine Bemerkung möchte ich schon dazu 
machen. Wir sollten aber auch auf der anderen 
Seite unsere Bildungsbemühungen nicht nur an 
dem rein wirtschaftlichen Bedarf messen, son­
dern wir müssen auch die andere Komponente 
mitzählen, daß nun einmal die Bildung auch 
Bürgerrecht geworden ist, um einen Ihrer 
Parteifreunde, wenn ich mich so ausdrücken 
darf, zu zitieren, nämlich den Herrn Professor 
Dahrendorf. 

Die Bildung bedeutet eben heute mehr als die 
Vorbereitung auf einen ganz bestimmten Beruf. 
Bildung ist auch ein Selbstwert, und das sollten 
wir nicht übersehen. Wenn wir das miteinander 
in Einklang bringen können, dann bin ich über 
die Expansion oder über die Ausweitung auf 
unseren AHS nicht so unglücklich. Aber die 
Leute nur auf die AHS zu schicken, ohne ihnen 
zu sagen, was sie mit dieser Bildung auch alles 
anfangen können, welchen Wert sie darstellt, 
das wäre sicherlich zuwenig. 

Nur aber müßte die Prognose dann wieder 
auch Auswirkungen auf unsere Gesamtplanung 
haben. 
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Es ist natürlich in der letzten Zeit modern 
geworden - und ich nehme mich gar nicht aus, 
alle miteinander haben wir dieselbe Forderung 
erhoben -, den Ausbau des berufsbildenden 
Schulwesens als ein Korrektiv zum Ausbau der 
AHS zu fordern. Ich bin jedoch neuerlich fast 
erschrocken, als ich im Fernsehen in einem 
Bericht von einem Umschulungskurs von HTL­
Maturanten gehört und gesehen habe, daß 
HTL-Maturanten im heurigen Jahr allem 
Anschein nach keine Berufsstellung bekommen 
haben. Dasselbe höre ich aber auch von 
Absolventen von Handelsakademien und Han­
delsschulen. Ich fürchte fast, daß wir durch den 
forcierten Ausbau gerade der Handelsaka­
demien auf diesem Sektor noch eher in eine 
gewisse Gefahrenzone hineingeraten. 

Ich gebe durchaus zu, daß das natürlich 
konjunkturbedingt sein mag und daß sich bei 
einer Wiederbelebung der Konjunktur die 
Situation gleich wieder anders darstellt. Aber ad 
infinitum jetzt einfach diesen Zweig des 
Schulwesens auszubauen, wird vielleicht auch 
nicht zielführend sein. Ich möchte damit nicht 
einfach eine Kehrtwendung machen, Herr 
Minister, ich möchte nur darauf hinweisen, daß 
wir auch da allmählich an Grenzen stoßen. 

Prognosen hinsichtlich des Lehrerbedarfes : 
Ich möchte mich jetzt nicht im Detail verlieren, 
aber es ist doch ganz klar, daß sich, wenn ich hier 
eine sehr stark absinkende Kurve bei den 
Geburtenziffern und auf der anderen Seite eine 
steigende Kurve bei den Studierenden an den 
Pädagogischen Akademien habe, diese bei den 
Kurven oder diese beiden Linien in absehbarer 
Zeit kreuzen oder in manchen Bundesländern, 
Herr Kollege Maderner, schon gekreuzt haben; 
wenn ich richtig unterrichtet bin, in Kärnten 
oder im Burgenland. Das muß uns immerhin, 
glaube ich, auch eine gewisse Sorge bereiten, 
und wir müssen darüber nachdenken, was wir 
hier unternehmen können. 

Ich bin aber durchaus der Meinung, daß wir 
mit Zwangsmaßnahmen und Numerus clausus in 
irgendeiner Form im Bereich des Schulwesens 
den jungen Leuten keinen guten Dienst tun 
würden, sondern wir müssen hier die verstärkte 
Bildungs- und Schullaufbahnberatung als 
Instrument einsetzen, was natürlich nicht nur 
eine Beratung der Schüler sein kann, sondern 
insbesondere auch der Eltern sein muß. 

Darf ich in dem Zusammenhang noch eine 
Bemerkung einfließen lassen, angeregt durch 
die Äußerung des Herrn Bundeskanzlers im 
Zusammenhang mit der Lehrplangestaltung, wo 
es heißt: "Dabei wird auf die Zeitgemäßheit, 
sinnvolle Straffung und auf die Leistungskapazi­
tät der Schüler Rücksicht zu nehmen sein." -
Dazu möchte ich einfügen: auch auf die 
Leistungskapazität der Eltern der Schüler. 

Nun hat Kollege Peter auch dieses Problem 
kurz erwähnt, weil wir ja vor der Situation 
stehen, daß die Eltern sehr viel mit ihren 
Kindern mitlernen müssen. Darf ich in dem 
Zusammenhang, Herr Bundesminister, eine 
ganz konkrete Frage stellen: Die Eltern sind zum 
Beispiel im Punkt der neuen Mathematik, der 
Mengenlehre, echt überfordert. In der letzten 
Zeit ist diese Mengenlehre durch die Äußerung 
eines Hochschulprofessors und durch die groß 
aufgemachte Darstellung auch in der Presse 
wieder in die Diskussion gebracht worden. Herr 
Bundesminister! Welche Auffassung vertritt das 
Ministerium in dem Punkt? Ich glaube, daß 
Mengenlehre in der Oberstufe des Gymnasiums 
von uns nicht in Frage gestellt werden soll. Es 
wird aber immer wieder gesagt - und ich bin fast 
versucht, mich diesem Gedanken anzuschließen 
-, daß Mengenlehre in der Grundschule eigent­
lich nicht sehr viel bringt. Wenn Sie gute 
Gründe für die gegenteilige Auffassung haben, 
bitte, sagen Sie uns das. Ich bin nicht auf meinen 
Standpunkt versessen, aber zunächst ist man als 
Laie auf diesem Gebiet eher geneigt, den Wert 
der Mengenlehre in der Grundschule in Zweifel 
zu ziehen. 

Nun zu einem vorletzten Problem, zur 
Schulbuchaktion ein Wort, weil der Herr 
Bundeskanzler auch das in seiner Regierungser­
klärung kurz erwähnt. Herr Bundeskanzler! Ich 
habe nur die eine Genugtuung, daß der 
Rechnungshof in der Schulbuchsache völlig den 
Standpunkt der Österreichisehen Volkspartei 
einnimmt; aber nicht deshalb, weil die Parteipo­
litik dabei eine besondere Rolle spielte. Aber Sie 
müssen doch, glaube ich, dem Organ des 
Nationalrates ein gewisses Gehör schenken. 
(Abg. Edith Dobesberger: Das Gesetz 
machen wir hier im Parlament und nicht der 
Rechnungshof! - Abg. Dr. LeHner: Der 
Rechnungshof ist das Organ des Parlaments!) 
Der Rechnungshof hat alle diese Maßnahmen 
auch auf ihre Sparsamkeit zu überprüfen, ob das 
wirklich sehr sinnvoll ist. (Weitere Zwischen­
rufe.) Wir werden uns ja noch sehr ausführlich 
bei der Debatte zum Rechnungshofbericht mit 
dieser Materie auseinandersetzen, sehr ausführ­
lich! 

Nur einige Bemerkungen in dem Zusammen­
hang: Herr Minister, Sie haben gemeint, Sie 
könnten den Betrag, der im Jahr 1915 für die 
Schulbuchaktion aufzuwenden wäre, wesentlich 
unter dem Präliminare halten. Das ist Ihnen 
nicht gelungen, die Milliarde wurde erreicht. 
(Zwischenrufe.) Wenn Sie mir vielleicht dann 
sagen, um ein paar Hunderttausend Schilling 
darunter, dann beeindruckt mich das nicht. Aber 
annähernd eine Milliarde wurde ausgegeben, 
und da sind immer noch nicht die Fachbücher 
drinnen, die dann noch über die Schulen 
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abgerechnet werden. Bleiben wir dabei: eine 
Milliarde, und das ist immerhin ein sehr, sehr 
großer Betrag. 

Ich konstatiere auch, daß Wien in dem 
Pro-Schüler-Aufwand wesentlich über anderen 
Bundesländern liegt. Ich muß daraus entneh~ 
men, daß man in Wien noch etwas großzügiger 
ist bei dem Zugeständnis, daß nicht nur ein 
Buch, sondern mehrere Bücher und so weiter 
angeschafft werden können. 

Ich möchte mich in dieser Frage nicht ins 
Detail einlassen, aber Tatsache ist, daß hier jene 
unter vielen Möglichkeiten gewählt wurde, die 
am kostenaufwendigsten ist. Und wenn Sie uns 
nicht glauben, Herr Minister, und auch dem 
Rechnungshof nicht Gehör schenken wollen, 
dann vielleicht doch jemandem, der Ihnen 
politisch nahesteht: Minister Rau von Nord­
rhein-Westfalen hat eine Erklärung abgegeben, 
auf die verständlicherweise der Schulbuchhan-

. deI, die Schulbuchverlage sauer reagiert haben. 
Er hat gemeint, daß man den Schulen empfehlen 
müsse, 20 bis 35 Prozent der benötigten 
Schulbücher an die Schüler auszuleihen, um 
damit zu einer Verminderung der öffentlichen 
Ausgaben beizutragen. Ein sozialistischer Mini­
ster - dem können Sie keine anderen Motive 
unterschieben, der hat sicherlich auch die 
unentgeltliche Versorgung der Schüler mit 
Schulbüchern vor Augen - kommt zu dem 
gleichen Ergebnis, zu dem wir gekommen sind. 
Nur ein etwas anderer Prozentsatz: er sagt bis 35 
Prozent, wir haben gemeint, bis 40 Prozent wird 
das gehen. 

Herr Minister, ich muß Ihnen offen sagen, die 
Ziffern, die Sie immer nennen, daß nämlich 
bereits 80 Prozent aller Schulbücher als Arbeits­
bücher konzipiert sind, glaube ich Ihnen nicht, 
die nehme ich Ihnen nicht ab. Und wenn, dann 
sind das Arbeitsbücher, die nicht die Bezeich­
nung Arbeitsbücher verdienen. (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Und nun noch als letzte Bemerkung ein Wort 
zur Erwachsenenbildung - ich würde mich eines 
Vergehens schuldig machen, wenn ich nicht zu 
dem Bereich wenigstens einen Satz sagen 
würde. 

Man hört so oft verbale Bekenntnisse zur 
Wichtigkeit und Bedeutung der Erwachsenen­
bildung, darüber, wie sehr die Erwachsenenbil­
dung in das gesamte Bildungssystem integriert 
werden müßte und welche Aufgaben in einer 
modernen Gesellschaft der Erwachsenenbil­
dung zugeordnet werden müßten. Wenn man 
dann das Budget anschaut, ist jedoch von einem 
solchen verbalen Bekenntnis nicht der geringste 
Niederschlag zu finden. Mit anderen Worten: 
Die Förderungs~usgaben für die Erwachsenen-

bildung stagnieren, sie bleiben auf demselben 
Stand wie im Jahr 1975 und auch wie im Jahr 
1974. 

Herr Minister, wir können natürlich nicht mit 
großen Forderungen an Sie herantreten, das ist 
mir schon klar. Aber auf eines möchte ich Sie 
doch hinweisen: Der. Bund unterhält ja selbst 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung. Er hat 
in den Bundesländern die bundes staatlichen 
Volksbildungsreferenten, er hat das Bundesin­
stitut für Erwachsenenbildung in Strobl, und 
genau an diesen Stellen merkt er, wie sehr halt 
auch der Aufwand bei den eigenen Einrichtun- . 
gen steigt, wie sehr die Erfordernisse steigen. 

Sie müssen für die bundeseigenen Einrichtun­
gen erhöhte Ansätze ins Budget aufnehmen. 
Aber alle anderen Einrichtungen der Erwach­
senenbildung sollen mit dem auskommen, was 
sie die letzten Jahre gehabt haben. Herr 
Bundesminister! Für uns gibt es keine andere 
Alternative, als die Arbeit zu drosseln, denn mit 
gleich viel Geld bei gestiegenen Kosten kann 
man einfach nicht mehr dasselbe leisten. Ich 
muß Ihnen das sagen, weil Sie doch sehr 
deutlich auch mit dieser Situation konfrontiert 
sein sollen. 

Herr Bundesminister! Wir haben keine Wun­
der erwartet, wir hätten aber doch eine kleine 
Verbesserung auch auf diesem Sektor erwartet, 
um die Inflationsrate ausgleichen zu können. 
Das ist leider auch nicht gelungen. Ein Grund 
mehr, Herr Bundesminister, um Ihren Budget­
entwurf abzulehnen. (Beifall bei der ()VP.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. 
Schnell. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schnell (SPÖ): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! 
Gestatten Sie mir, daß ich einleitend ein paar 
Worte an die Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten Busek von vormittag anknüpfe, weil ich 
glaube, daß hier eine gesellschaftspolitische 
Aussage von ihm getroffen wurde, die einer 
weiteren überlegung bedarf. 

Der Herr Abgeordnete Busek hat heute 
vormittag gemeint, daß der Text in der 
Regierungserklärung: "Wissenschaft und For­
schung tragen im wesentlichen Ausmaß zur 
Erreichung gesamtgesellschaftlicher und 
gesamtstaatlicher Ziele bei, Wissenschafts- und 
Forschungspolitik verstehen sich heute als Teil 
der allgemeinen Gesellschaftspolitik" , im 
Grunde genommen selbstverständlich ist und 
keiner weiteren Ausführung bedarf. 

Nun möchte ich sagen, daß ich persönlich sehr 
froh bin, wenn ich dieses Bekenntnis vom 
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Generalsekretär der Österreichischen Volkspar­
tei höre und wenn dies heute so deutlich hier im 
Parlament vorgebracht wurde. Denn bei den 
Budgetberatungen in den letzten Jahren, vor 
allem aber auch in der Debatte zur Regierungs­
erklärung im Jahr 1971 wurde von den 
Abgeordneten der Österreichischen Volkspartei 
und nicht zuletzt vom Abgeordneten Dr. 
Withalm sehr deutlich die Gefahr der gesell­
schaftspolitischen Komponente der Bildungs­
und Forschungspolitik aufgezeigt und die 
Meinung vertreten, daß Bildungspolitik, For­
schungspolitik und Wissenschaftspolitik in 
erster Linie die diesem Sachgebiet immanenten 
Ziele zu verfolgen und in zweiter Linie erst den 
gesellschaftspolitischen Konnex herzustellen 
hätten. 

Wenn man die Ausführungen liest, die im 
Zusammenhang mit kultur- und gesellschaftspo­
litischen Fragen im Rahmen der Österreichi­
schen Volkspartei abgegeben werden, sei es in 
den Presseorganen, sei es in den Organen der 
Lehrervereine, im Familienverband und im 
Familienbund, ist ja immer die Frage, wie weit 
die Sozialistische Partei mit dieser Feststellung, 
Bildungspolitik, Forschungspolitik, Wissen­
schaftspolitik ist ein integrierender Teil der 
Gesellschaftspolitik, im Grunde genommen von 
vornherein diese Gesellschaft verändern 
möchte. 

Nun hat heute der Herr Abgeordnete Busek 
zum Ausdruck gebracht, daß er von vornherein 
gar keine andere Absicht hegt und daß er von 
vornherein der Überzeugung sei, daß diese 
Gebiete gesellschaftspolitische Anliegen sind. 
Deshalb kann ich nur dazu sagen, das ist im 
Grunde genommen eine außerordentlich wich­
tige Feststellung, die er getroffen hat und die ich 
deshalb unterstreichen möchte, welche aber 
natürlich zu der Frage Wissenschaft, Kunst, 
Kultur in ihrer Verbindung zur Gesellschaft 
zweifellos auch die Frage der Autonomie dieser 
kulturellen einzelnen Gebiete aufwirft und im 
Zusammenhang damit auch das Recht der 
Gesellschaft, auf diese autonomen kulturellen 
Gebiete der Wissenschaft und der Kunst Einfluß 
zu nehmen. 

Ich bin auch der Meinung des Herrn 
Abgeordneten Dr. Busek, daß Freiheit in einer 
verantwortungsvollen demokratischen Gesell­
schaft nie Bindungslosigkeit bedeuten kann, daß 
aber auch Freiheit nicht unvereinbar damit ist, 
daß verschiedene gesellschaftliche Gruppen, in 
wissenschaftliche, kulturelle und forschungsbe­
zogene Bereiche aufgeteilt, auf diese Bereiche 
Einfluß nehmen. Das ist ja gerade auch der 
Grund, warum wir in den letzten Jahren in 
unserer Bildungspolitik immer so sehr von dem 
Standpukt ausgegangen sind, daß Bildungspoli-

tik bezogen werden muß auf die gesamte 
Gesellschaftspolitik. 

Wenn der Herr Abgeordnete Busek in diesem 
Zusammenhang den Satz geprägt hat, den ich 
auch gerne unterschreibe, daß der Forscher und 
der Lehrer das Recht und die Chance auf 
Einsamkeit haben und haben müssen, dann 
möchte ich aber doch diesen Satz ergänzen -
und ich glaube, wenn wir darüber reden 
könnten, könnten wir uns auch verständigen -, 
daß der Forscher, der Lehrer und jeder, der in 
der Bildungs- und Kulturarbeit steht, auch die 
Möglichkeit zur Zusammenarbeit haben muß. 
Denn in der Konfrontation und in der Zusam­
menarbeit können erst jene Motive für das 
eigene überlegen und für das eigene Reflektie­
ren entstehen. Soweit meine kurze Stellung­
nahme zu den Ausführungen des Herrn Dr. 
Busek. 

Ein Wort zum Herrn Kollegen Peter im 
Zusammenhang mit Herrn Professor Gams. Ich 
möchte nicht ausführlich auf diese Angelegen­
heit eingehen. Ich werde Herrn Kollegen Peter 
das gesamte Material, wie es vorliegt, sehr gerne 
zur Verfügung stellen. Ich möchte aber sehr 
deutlich sagen, daß diese ganze Situation, die 
sich in der Schule, einem Bundesrealgymnasium 
in Wien, ergab, einen Konflikt zwischen Eltern 
und Schülern auf der einen und dem Professor 
Garns auf der anderen Seite betraf und mit dem 
Eintreten des Herrn Professor Gams in der Causa 
Bauring nichts zu tun hat. Es ist für mich eine 
Selbstverständlichkeit, daß ich das persönliche 
Engagement jedes Lehrers in Wien u~d sein 
eigenes Recht, seine Weltanschauung mcht nur 
zu leben, sondern auch zum Ausdruck zu 
bringen, achte. Aber der Abbau einer Konfliktsi­
tuation muß in einer Schule unter allen 
Umständen durchgeführt werden, wenn konkret 
der Elternvereinsobmann, der zuständige Lan­
desschulinspektor, der zuständige Schulberater 
und die Schüler an mich herantreten und den 
Abbau einer solchen Konfliktsituation als not­
wendig erachten und dies wünschen. 

Die erste Budgetdebatte in einem neuen 
Nationalrat, in einer neuen Gesetzgebungspe­
riode bietet den Anlaß, eine Reihe von 
überlegungen über den Standort des österrei­
chischen Bildungswesens und der österreichi­
sehen Bildungspolitik vorzunehmen, die bil­
dungspolitischen Maßnahmen der vergangenen 
Jahre auf ihre Effizienz hin zu überprüfen, die 
gegenwärtige bildungspolitische S~tuati~n ~u 
analysieren und daraus die Grundsatze fur dIe 
bildungspolitischen Maßnahmen für die k~m­
mende Legislaturperiode zu treffen. Meme 
beiden Vorredner haben bereits in dieser Weise 
Stellung genommen. 

Ich möchte vielleicht einleitend sagen, daß 
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der Unterschied in den Stellungnahmen in der 
österreichischen Bildungspolitik gar nicht so 
groß ist, wenn auch da und dort natürlich in 
einzelnen Bereichen grundlegende Meinungs­
verschiedenheiten und grundlegende Verschie­
denheiten in den Auffassungen bestehen. 

Ich möchte davon ausgehen, daß sich in den 
letzten fünf Jahren ein beträchtlicher Wandel in 
der österreichischen bildungspolitischen Land­
schaft vollzogen hat, ein Wandel, der uns oft 
vielleicht gar nicht richtig zum Bewußtsein 
kommt. Dieser Wandel besteht darin, daß am 
Ende der sechziger Jahre ein Schulvolksbegeh­
ren durchgeführt wurde, daß das Wort der 
Bildungskrise in Österreich nicht unberechtigt 
war, wenn man an den katastrophalen Lehrer­
mangel zurückdenkt, an die lehrerlosen Klassen 
und an Klassenschülerzahlen von 50 und mehr 
Schülern. 

Dieser unerträgliche Lehrermangel konnte 
weitgehend beseitigt werden, wenngleich heute 
starke regionale Unterschiede bestehen. Wir 
befassen uns heute, worauf schon der Herr 
Abgeordnete Gruber hingewiesen hat, mit der 
Frage, wie die Lehrerausbildung in den kom­
menden Jahren durchgeführt werden soll, um 
die Bildung einer zu großen Zahl von Lehrern 
von vornherein zu vermeiden. Es konnte auch 
der drückende Raummangel im Bereich des 
höheren Schulwesens beträchtlich gemildert, 
aber nicht beseitigt werden, und da möchte ich 
auch auf die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Gruber noch zurückkommen. 

Was aber noch immer Unbehagen in Öster­
reich schafft, ist die Tatsache, daß die Bildungs­
schranken nicht in dem Ausmaß abgebaut 
werden konnten, wobei wir aber auch im Jahre 
1970 und im Jahre 1971 wußten, daß der Abbau 
der sozialen Bildungsbarriere sicherlich das 
schwierigste Unternehmen und die schwierigste 
Aufgabe darstellt. Und es ist dies auch 
eingetreten. 

Es ist uns wohl gelungen, die Zahl der 
Mädchen in den weiterführenden Schulen so zu 
vergrößern, sodaß kein Unterschied mehr im 
Zugang zu den allgemeinbildenden und berufs­
bildenden höheren Schulen besteht. 

Es ist uns gelungen, die regionalen Unter­
schiede weitgehend zu mildern. 

Nach dem letzten Hochschulbericht sind 6 
Prozent der Studierenden Söhne und Töchter 
von Landwirten, 12 Prozent beträgt der Anteil 
der Bauern an der Gesamtbevölkerung. Das 
heißt, daß der Anteil der Studierenden schon die 
Hälfte des Anteils der Bauern an der Gesamtbe­
völkerung darstellt. 

Wenn ich dazu in Vergleich die Zahl derer 

setze, die aus Arbeiterfamilien und aus Arbeiter­
schichten die Universitäten, Hochschulen und 
Kunsthochschulen besuchen, so ist die Diskre­
panz dieses Prozentsatzes beträchtlich größer. 
Der Anteil der Arbeiterkinder an der studieren­
den Jugend beträgt 13 Prozent, bei einem Anteil 
der Arbeiter an der Gesamtbevölkerung von 40 
Prozent. Das heißt, wir konnten wohl eine 
Erhöhung der Studierenden an Universitäten 
aus Arbeiterschichten um mehr als 50 Prozent 
erzielen, aber die Diskrepanz ist noch immer 
außerordentlich groß, was also sehr deutlich 
darauf hinweist, daß sicherlich die soziale 
Bildungsschranke am schwersten abzubauen ist. 
(Abg. Dr. G ru be r: Aber nicht mangels Gele­
genheit, sondern mangels Motivation!) 

Es gibt eine Reihe von Gründen. Sicherlich 
spielt die Motivation, Herr Abgeordneter Gru­
ber, eine große Rolle. Aber wenn ich jetzt gleich 
darauf repliziere, dann darf ich doch auch 
wieder darauf hinweisen, daß unsere Bewegung 
"Mehr Kinder an höhere Schulen", um diese 
Motivation zu erreichen, von Ihnen mit dem 
Slogan beantwortet wurde: Was wird das für 
eine überproduktion an Studierenden sein, wie 
werden wir mit dieser überproduktion an 
Studierenden fertig werden? Das heißt, wir 
befinden uns hier in einem Dilemma, das ist gar 
kein Zweifel, aber vom Standpunkt der sozialen 
Chancengerechtigkeit ist es außerordentlich 
wichtig, auf diese Tatsache hinzuweisen. 

Ich möchte dem ein paar Bemerkungen über 
die Bildungsexplosion anschließen. Seit der 
Mitte der sechziger Jahre nimmt die Bildungsex­
plosion in den Budgetdebatten im Parlament 
einen breiten Raum ein, und ich habe nachgele­
sen, was Kollege Harwalik im Jahre 1967 gesagt 
hat. 

Er meinte: "Natürlich wären wir alle froh und 
glücklich, könnten wir für die drängende 
Bildungsexplosion, die sich auf der ganzen Welt 
ergibt, noch mehr Geld ausgeben, nur muß man 
es auch haben." So formulierte er es damals. 

In der Bildungskrise am Ende der sechziger 
Jahre erschien die Situation ausweglos. Wie 
sieht dies heute aus, mit welcher voraussehba­
ren Entwicklung haben wir es in den kommen­
den Jahren zu tun? Um diese Frage zu 
beantworten, möchte ich auf drei Teilaspekte 
eingehen. 

Zuerst auf die Entwicklung, die sich in den 
letzten 20 Jahren vor allem im ländlichen Raum 
vollzogen und dazu geführt hat, daß die 
Volksschuloberstufe abgebaut wurde -übrigens 
eine Entwicklung, deren Tragweite wir heute in 
ihrer Breite und Tiefe wahrscheinlich gar nicht 
genug würdigen und schätzen. 

Vor 20 Jahren besuchten noch mehr als 

14. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)88 von 137

www.parlament.gv.at



Nationalrat XlV. GP - 14. Sitzung - 17. Dezember 1975 1225 

Dr. Schnell 

110.000 Schüler die Oberstufe der Volksschule, 
das waren damals etwa 30 Prozent. Zehn Jahre 
später, vor zehn Jahren, besuchten noch knapp 
100.000 Schüler die Oberstufe der Volksschule, 
noch fast 27 Prozent. 

In diesen letzten zehn Jahren, von 1965/66 bis 
1975/76, kam die Entwicklung des Abbaues der 
einklassigen Schule oder der Oberstufe der 
Volksschule zum Tragen, eine Entwicklung 
übrigens, die die Sozialistische Partei in den 
zwanziger Jahren angestrebt hat, der aber erst 
die gesellschaftlichen Entwicklungen der sechzi­
ger Jahre tatsächlich zum Durchbruch verhalfen. 

In diesen zehn Jahren ist bei der Oberstufe der 
Volksschule ein Rückgang von 90.000 Schülern 
eingetreten. In diesem Schuljahr sind es nur 
noc\t knapp 7000 Schüler, weniger als 2 Prozent 
der 10- bis 14jährigen, die die Oberstufe der 
Volksschule besuchen. Die restlichen 90.000 
Schüler besuchen ja heute die Hauptschulen 
und allgemeinbildenden höheren Schulen. 

Was das bildungspolitisch, vor allem auch für 
die qualitative Erhöhung der Volksbildung in 
Österreich bedeutet, ist unermeßlich. Es sind 
Schüler, die früher acht Jahre in einer ein-, 
zwei-, höchstens dreiklassigen Schule gesessen 
sind, Schüler, die heute eine volle Ausbildung 
an einer Hauptschule und weitgehend darüber 
hinaus auch bereits an einer allgemeinbilden­
den höheren Schule erhalten. 

Jetzt kommt die überlegung, wie sich das für 
die nächsten Jahre und für das nächste 
Jahrzehnt auswirkt. Wir haben eine beträchtlich 
bessere Ausgangsposition für die nächsten zehn 
Jahre, weil gegenwärtig bereits diese große Zahl 
von Schülern die Hauptschulen und die allge­
meinbildenden höheren Schulen besucht, weil 
wir in den nächsten Jahren die Frage der 
Eingliederung der restlichen 7000 Schüler nicht 
mehr als bildungspolitisches, sondern in einem 
viel größeren Ausmaß nur als ein verkehrstech­
nisches Problem zu sehen haben, was aber nicht 
mehr mit den außerordentlich hohen Aufwen­
dungen für den Schulbau verbunden ist. 

Ein zweiter Punkt, meine Damen und Herren, 
betrifft den Ausbau des allgemeinbildenden 
höheren Schulwesens in Österreich. Auch hier 
ist eine Entwicklung zu beobachten, die uns 
heute, ich möchte fast sagen, rückschauend in 
die günstige Lage versetzt zu sagen, daß die 
Bildungsexplosion in Österreich, soweit sie sich 
auf die allgemeinbildenden höheren Schulen 
bezieht, weitgehend abgeschlossen ist. Im Jahr 
1964/65 besuchten 85.000 Schüler die allge­
meinbildenden höheren Schulen, zehn Jahre 
später, 1974/75. trat fast eine Verdoppelung ein 
auf mehr als 167.000. 

Aber vom Jahr 1974/75 auf 1975/76 beträgt 

der prozentuelle Zuwachs an den allgemeinbil­
denden höheren Schulen weniger als 1 Prozent, 
während er in den letzten Jahren 3 Prozent, 6 
Prozent, 14 Prozent war. Das heißt, wir können 
die Prognose stellen, daß in den nächsten fünf 
bis zehn Jahren mit dem heutigen Stand der 
Schüler an den allgemeinbildenden höheren 
Schulen gerechnet werden kann, weil ja auch, 
wie Herr Abgeordneter Gruber bereits ausge­
führt hat, die Geburtenzahlen der Jahrgänge 
1965 und jünger im Sinken begriffen sind. Daher 
muß sicherlich in den nächsten Jahren mit 
keiner höheren Zuwachsrate als etwa 10 Prozent 
gerechnet werden, wobei uns natürlich schon 
klar ist, daß beträchtliche regionale Schwankun­
gen eintreten werden. 

Aber die Bildungsexplosion im allgemeinbil­
denden höheren Schulwesen ist weitgehend 
abgeschlossen und gibt uns jetzt - mehr als im 
Jahr 1969, als wir mitten in dieser Entwicklung 
standen - die Möglichkeit, uns der inneren 
Reform des Bildungswesens zu widmen. 

Ein weiterer Punkt betrifft den Ausbau des 
berufsbildenden mittleren und höheren Schul­
wesens. Da teile ich nicht Ihre Ansicht, Herr 
Abgeordneter Gruber, daß wir uns bereits jetzt 
nicht mehr von der Weiterentwicklung in 
diesem Schulwesen beeinflussen lassen sollten, 
denn in diesem Schulwesen werden wir in den 
nächsten fünf bis zehn Jahren noch eine 
beträchtliche sprunghafte Weiterentwicklung 
erleben. 

Ich rechne mit einer Zunahme von mindestens 
30 bis 35 Prozent, wozu noch kommt, daß in 
diesen Schulen in den letzten Jahren keine 
geringe Zahl von Schülern wegen Platzmangels 
abgewiesen werden mußte. Diese Zahl muß man 
noch dazu kalkulieren, weil wir doch sehr daran 
interessiert sind, daß kein Schüler, der die 
Voraussetzungen erfüllt, von einer Schule 
abgewiesen wird. (Abg. Dr. Gruber: Ich 
glaube auch nicht, daß wir schon am Ende sind!) 
Dann sind wir einer Meinung. (Abg. Dr. 
G ru be r: Es ist die Frage, ob wir dafür stark 
werben müssen!) Ich glaube, daß es noch immer 
gut ist, daß man sehr stark für diese Schulen 
wirbt, weil gerade die Ausbildung in einer 
berufsbildenden höheren oder mittleren Schule 
dem jungen Menschen in einem Beruf mehr 
Chancen und mehr Möglichkeiten gibt als etwa 
die Ausbildung in einer allgemeinbildenden 
höheren Schule, wo wir die Sorge haben 
müssen, daß nach dieser allgemeinbildenden 
höheren Schule auf alle Fälle eine Berufsbil­
dung, sei es an der Universität oder durch den 
Übertritt in eine berufsbildende höhere Schule, 
erfolgen muß. 

Vor allem glaube ich aber, daß wir in wenigen 
Jahren den Höhepunkt im Bereich der Bildungs-
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explosion im berufsbildenden mittleren und 
höheren Schulwesen überwunden haben wer­
den, was einen günstigen Ausgangspunkt für 
die Schulpolitik in der Mitte der siebziger Jahre 
und gegen Ende der siebziger Jahre darstellt. 

Ich würde hier auch die Frage aufwerfen, ob 
dann nicht nur die Frage der Aufnahmsprüfung 
in die allgemeinbildende höhere Schule, son­
dern auch die Frage der Aufnahmsprüfung in die 
weiterführende Schule gelöst werden kann, weil 
die entsprechenden differenzierten Beurteilun­
gen in den vorangehenden Schultypen doch die 
Möglichkeit des übertrittes gestatten. 

Wenn ich also zusammenfassend diese Ent­
wicklung der Bildungsexplosion übersehe, dann 
möchte ich ganz kurz feststellen: Im Bereich der 
Schulen der Zehn- bis Vierzehn jährigen ist die 
Entwicklung abgeschlossen, im Bereich der 
allgemeinbildenden höheren Schulen· ist sie 
weitgehend zum Stillstand gekommen, und im 
Bereich des berufsbildenden mittleren und 
höheren Schulwesen werden wir noch beträcht­
liche Anstrengungen in den nächsten Jahren vor 
uns haben. 

Ich komme zu einem dritten Punkt, und zwar 
zu der Frage: Welche legislativen Arbeiten 
stehen vor uns, und mit welchen Fragen werden 
wir uns im Laufe dieser Gesetzgebungsperiode 
befassen müssen? Die Antwort ist im Grunde 
genommen bereits dadurch gegeben, daß der 
Herr Bundesminister für Unterricht und Kunst 
schon in dem Regierungsentwurf zur 6. Schulor­
ganisationsgesetz-Novelle eine Reihe von Vor­
schlägen unterbreitet hat, die dann in die 
endgültige 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle 
nicht aufgenommen wurden. 

Dazu kommt aber, wie ich glaube, die Lösung 
des Problems der Avfnahmsprüfung in die 
allgemeinbildende höhere Schule. Im Jahr 1979, 
am Ende dieser Periode, werden es acht Jahre 
sein, daß zur Aufnahme in die allgemeinbilden­
den höheren Schulen keine Aufnahmsprüfung 
erforderlich ist. Wir werden dann die Aufnahms­
prüfung acht Jahre sistiert haben. Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß nach acht Jahren noch 
einmal eine Sistierung eintritt und daß das 
Parlament nicht nach acht Jahren endgültig eine 
Entscheidung in dieser Frage trifft. 

Analog dazu - ich habe schon darauf 
hingewiesen - ist die Frage der Aufnahmsprü­
fung in die berufsbildenden höheren Schulen zu 
sehen. 

Ich bin auch der überzeugung, daß bis zum 
Jahre 1979 in der kommenden 6. Schulorganisa­
tionsgesetz-Novelle das Problem der fünfjähri­
gen Oberstufe gelöst werden muß. Es werden 
dann zehn Jahre sein, daß wir die fünf jährige 
Oberstufe sistiert haben. Ich kann mir nicht 

vorstellen, daß nach einer zehnjährigen Sistie­
rung einer fünf jährigen Oberstufe einfach keine 
Entscheidung gefällt wird oder noch einmal ein 
Aufschub gegeben wird über die weitere 
Sistierung des 9. Schuljahres oder des 5. 
Schuljahres an der Oberstufe. (Abg. Dr. Gru­
ber: Sagen Sie: das 13. Schuljahr!) Das 13. 
Schuljahr ist das 9. Schuljahr an der allgemein­
bildenden höheren Schule. 

Zur Frage des Modells der Oberstufe: Leider 
wird es nicht möglich sein, dieses Modell, das im 
Jahre 1969/70 bei der Einrichtung der Schulre­
formkommission im Grunde genommen von 
einer großen Zahl von Beobachtern und von 
Beurteilern als günstig angesehen wurde, so zu 
verwirklichen, wie man es damals gesehen hat. 
Ich wäre sehr dafür, eine fünf jährige Oberstufe 
einzurichten, die von einem großen Teil der 
Schüler mit besonders guter Begabung und mit 
einer guten Motivation im Lernerfolg in vier 
Jahren durchlaufen werden kann. Wahrschein­
lich werden wir bei der gegenwärtigen Struktur 
bleiben und weiterhin mit dem Repetieren 
arbeiten. Das Durchschnittsalter der Studieren­
den, die die Oberstufe verlassen, beträgt daher 
nicht 18% Jahre, wie es sein sollte, wenn ein 
normaler Studienablauf vorhanden ist, sondern 
im Schnitt 19% Jahre. Diese Tatsache wird uns 
aber trotz aller pädagogischen Erkenntnisse in 
der Kürze der Zeit wahrscheinlich kein geeigne­
tes Modell, das wir durchführen könnten, 
bringen. 

Ich hoffe, daß es bis zum Ende dieser 
Legislaturperiode gelingen wird, die Vorschul­
klassen einzugliedern, die fremdsprachliche 
Vorschulung normal in das Schulorganisations­
gesetz aufzunehmen, die Differenzierung der 
Grundschule, die dreijährige Bildung der Volks­
schullehrer und die fünf jährige Bildung der 
Kindergärtnerinnen zu erreichen. 

Über die Frage der Bildung der Arbeitslehrer­
innen - so glaube ich - sollte neu verhandelt und 
sollten neue überlegungen angestellt werden, 
um nicht von vornherein die Arbeitslehrerin 
trotz einer Anhebung der Bildung wieder in eine 
besondere Situation gegenüber den anderen 
Lehrern dieser Schule zu bringen. 

I 

Dagegen wird es in dieser Legislaturperiode 
voraussichtlich nicht möglich sein, die zentralen 
Anliegen zu lösen, die Gesamtschule, die 
Oberstufenreform und die Reformen im Bereich 
des berufsbildenden Schulwesens, weil ja erst 
im Jahre 1979/80 diese Schulversuche auslau­
fend geführt werden. 

Damit komme ich zu einigen Bemerkungen zu 
den Schulversuchen, mit denen sich auch der 
Herr Abgeordnete Gruber bereits befaßt hat. 
Diese Schulversuche laufen in diesem Jahr in 
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einer großen Anzahl von Klassen, und doch ist es 
so, daß man nicht sagen sollte, daß diese Klassen 
alle durch ihre Quantität bestechen und nicht 
durch ihre Qualität, und zwar deshalb, weil bei 
diesen Schulversuchen eine Reihe von Versu­
chen durchgeführt werden, über die es keine 
schulpolitische Diskussion oder keine schulpoli­
tische Kontroverse mehr gibt. Die schulpoliti­
sche Kontroverse besteht über die etwa 900 
Klassen der Gesamtschule und über etwa 70 
Klassen an den Oberstufen der allgemeinbilden­
den höheren Schulen. Aber auch an diesen 
Oberstufenklassen ist die Kontroverse weitge­
hend geringer als im Bereich der Gesamtschule. 

Zu dieser Gesamtschule und vor allem auch 
zu den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Gruber möchte ich folgendes sagen: Ich bin 
außerordentlich dafür, daß alle Maßnahmen für 
eine Kontrolle der Schulversuche verstärkt 
werden. Man muß dabei jedoch auch sehr 
deutlich sehen, daß eine Kontrolle der Schulver­
suche nur zu einer Analyse der Schulversuche 
führt, daß wir aber nicht gleichzeitig auch über 
die vielen schwachen Stellen des bestehenden 
Schulwesens, nämlich über die Trennung zwi­
schen Hauptschule und Unterstufe der allge­
meinbildenden höheren Schulen, im selben 
Ausmaß eine Reihe von Untersuchungen durch­
führen, die zeigen, welche Schwierigkeiten 
(Abg. Dr. G r u be r : Sagen Sie lieber Erster und 
Zweiter Klassenzug!) - einschließlich des Zwei­
ten Klassenzuges, selbstverständlich - dort 
bestehen und welche Schwierigkeiten vor allem 
beim Übertritt von der Unterstufe der allgemein­
bildenden höheren Schule in die Oberstufe 
eintreten. Denn sehen Sie sich doch einmal die 
Zahlen prozentuell an, wie viele Schüler von der 
Unterstufe der allgemeinbildenden höheren 
Schule in die Oberstufen oder in die verschiede­
nen Oberstufen übertreten und wie ungerecht es 
ist, daß an den Schüler, der von der Unterstufe 
der allgemeinbildenden höheren Schule kommt, 
in einer technischen oder in einer kaufmänni­
schen Schule dasselbe Bildungspensum und 
dieselben Bildungsanforderungen gestellt wer­
den wie an den Schüler, der von der Haupt­
schule kommt. Selbstverständlich, hier ist 
sowohl im Lehrplan wie auch im Bereich des 
Übertrittes eine Einheit bereits gegeben, die 
aber zweifellos zu einer Gesamtschule drängt, 
und zwar zu einer Gesamtschule, die in einem 
viel besseren Ausmaß in der Lage ist, die 
Bildungsberatung durchzuführen und auf der 
anderen Seite auch auf die differenzierte 
Begabung und auf die differenzierte Leistungs­
fähigkeit der Schüler einzugehen. (Abg. Dr. 
G ru b er: Das ist überhaupt kein Argument!) 

Sie sehen das als kein Argument. Ich möchte 
das jetzt nicht als Argument verstanden wissen, 
was ich Ihnen antworte. Als vor einiger Zeit - ich 

kann den Namen leider nicht sagen - ein 
Unterstaatssekretär, der der CDU angehörte, aus 
dem Baden-Württembergischen Ministerium 
anwesend war, hatte ich die Möglichkeit, mit 
ihm zu reden. Als er uns über unsere Gesamt­
schulversuche und Gesamtschulüberlegungen 
fragte und ich ihm das vorgetragen hatte, da 
meinte er, die CDU in Deutschland würde mit 
einer Gesamtschule im Bereich der Unterstufe 
sofort einverstanden sein. Sie sei aber nicht 
einverstanden mit einer Gesamtschule im 
Bereich der Oberstufe, mit einer Integration 
zwischen Allgemeinbildung und Berufsbildung 
im Bereich der Oberstufe. 

Und jetzt darf ich Ihnen genau dasselbe 
sagen, was Sie vorhin mit der Schulbuchaktion 
dem Herrn Bundesminister für Unterricht vorge­
worfen haben. Auch hier gehen die Auffassun­
gen weit durch die Parteigrenzen, und wenn Sie 
dem Herrn Bundesminister gesagt haben, der 
sozialdemokratische Wissenschaftsminister 
wäre ein unverdächtiger Zeuge für den Herrn 
Unterrichtsminister , darf ich Ihnen sagen, der 
CnU-Unterstaatssekretär aus dem Baden-Würt­
tembergischen Ministerium wäre ein unver­
dächtiger Zeuge für Sie. (Ruf bei der OVP: Wer 
ist das?) Ich werde dann den Herrn Sektionschef 
März, der ja anwesend ist, fragen, weil dieses 
Gespräch in seiner Anwesenheit stattgefunden 
hat, und ich sage Ihnen dann gerne den Namen. 

Es ist ganz klar, daß die Frage der Gesamt­
schule im Hinblick auf die Kontrolluntersuchun­
gen überlegt werden muß, aber wir dürfen doch 
nicht glauben, daß nur die Kontrolluntersuchun­
gen eine Einbahn sind, und zwar eine Einbahn 
im Hinblick auf die intellektuellen und lei­
stungsmäßigen Anforderungen, sondern die 
Kontrolluntersuchungen müssen doch auch 
gesehen werden im Hinblick auf die Chancen, 
die der Schüler dadurch erhält. Denn es ist gar 
keine Frage, daß beim Eintritt in die allgemein­
bildende höhere Schule heute eben - und das 
macht uns die großen Schwierigkeiten - von den 
Eltern manchmal zu große Hoffnungen über den 
späteren Schulweg ihres Kindes an das Kind 
gestellt werden. 

Ich möchte mich weiter mit einigen wenigen 
Bemerkungen mit der Frage des Schulunter­
richtsgesetzes befassen, weil ja auch hier 
berechtigte Klagen über die Verbürokratisie­
rung des Schulwesens von allen vorgebracht 
werden. 

Es ist aber doch ein Tatbestand, so meine ich, 
festzuhalten, daß diese berechtigten Klagen 
über das Schulunterrichtsgesetz nicht über jene 
Bereiche vorgebracht werden, die neu einge­
richtet wurden, also etwa über die Teilfrage der 
Leistungsbeurteilung des Aufsteigens mit einem 
Nichtgenügend oder über den Schulgemein-
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schaftsausschuß, sondern die Klage der Verbüro­
kratisierung wird über Bereiche vorgebracht, in 
denen eine materielle Veränderung des Zustan­
des, der vor dem Schulunterrichtsgesetz 
bestand, nicht eingetreten ist, sondern wo nur 
die gesetzliche Regelung vorgenommen wurde. 

Und das gibt uns doch zu denken und muß uns 
zu der überlegung führen, wieso das kommt. Es 
sind dies keine Neuerungen durch das Schulun­
terrichtsgesetz: etwa im Bereich der Aufnahme 
in die Schule, Übertritt in die nächste Klasse, 
über die Berechtigung zum Aufsteigen. Hier 
traten ja überhaupt keine Neuerungen ein, 
sondern es kam nur darauf an, Festlegungen zu 
treffen, die den Eltern das Recht bieten, ihren 
Einfluß zu verstärken und mit Hilfe des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes, und hier liegt 
die zentrale Ursache, und mit Hilfe eines 
Bescheides eine entsprechende rechtliche Stel­
lungnahme einzunehmen und ein Rechtsmittel 
etwa gegen das Nichtaufsteigen in die nächsthö­
here Schulstufe zu ergreifen. 

Es ist keine Frage, wenn man die Tatsachen 
analysiert, daß sich dieses Rechtsmittel zum 
Beispiel gegen das Nichtaufsteigen in die 
nächsthöhere Schulstufe durchaus bewährt hat. 
Im Bereich des Stadtschulrates wurden bei mehr 
als 200.000 Schülern 93 Beschwerden einge­
bracht. Von diesen 93 Beschwerden wurde 28 
schon in erster Instanz stattgegeben. Das heißt, 
der legitime Anspruch der Eltern, eine Notenbe­
schwerde vorzubringen, ist außerordentlich zu 
begrüßen. Es fragt sich nur, ob - der formale 
Weg - das Verwaltungsverfahrensgesetz mit 
allen einzelnen Details und mit allen rechtlichen 
Konsequenzen damit in Zusammenhang 
gebracht werden muß. 

Ich möchte noch darauf eingehen, was 
Kollege Peter und auch Sie zum Ausdruck 
gebracht haben, nämlich die Tatsache, daß der 
Eindruck entsteht, daß die Schüler in den letzten 
Wochen vor Ferienbeginn nichts mehr lernen, 
was aber dadurch ausgelöst wurde, weil den 
Eltern das Recht zugestanden wurde, daß sie 
schon vor Abgabe des Zeugnisses ein endgülti­
ges Urteil über die Noten des Kindes erhalten. 

Ich bin auch der Auffassung, daß man das 
ändern kann, nur wird man bei einer materiellen 
Änderung dieser Tatbestände nicht dem Recht 
der Eltern soweit entsprechen können, wie wir 
das im Schulunterrichtsgesetz getan haben. 
Dann werden eben noch in den letzten Wochen 
vor Schulschluß entsprechende Änderungen in 
der Beurteilung eintreten können. Daß dies 
überlegt werden muß und zum Gegenstand 
einer Novellierung des Schulunterrichtsgesetzes 
gemacht werden muß, scheint mir außerordent­
lich wichtig zu sein. 

Zum Schluß möchte ich in dem Zusammen­
hang aber doch noch eines sagen, das mir auch 
wichtig erscheint. Nachdem dieses Gesetz ein 
Jahr mit sicherlich größeren oder großen 
Schwierigkeiten eingeführt wurde, haben sich 
die Schwierigkeiten am Beginn des zweiten 
Jahres auch im Zusammenhang mit der Vorbe­
reitung der Semesterbeurteilung weitgehend 
gemildert, was für mich auch ein Anzeichen 
dafür ist, daß eben Anfangs- und Eingangs­
schwierigkeiten, die sich mit der Einführung des 
Oesetzes ergeben haben, eine Rolle gespielt 
haben. Aber alles zusammen reicht nicht aus, 
von einer Novellierung des Gesetzes abzusehen, 
und ich bin der überzeugung, daß dies gemacht 
werden muß. 

Es haben sich der Herr Abgeordnete Peter und 
auch der Herr Abgeordnete Gruber mit dem 
Nachhilfeunterricht beschäftigt. Ich möchte 
dazu nur einige kurze Bemerkungen machen. 

Der Nachhilfeunterricht ist für mich der 
Brennpunkt des Geschehens unserer ambivalen­
ten Bildungspolitik in Österreich, der auf die 
Leistung abzielt. Auf der einen Seite sagt man: 
unsere Schulen leisten nichts, die Kinder 
können nichts, es muß mehr erzielt werden, die 
Lehrer müssen mehr Unterricht und mehr Stoff 
in die Schulen hineintragen! Auf der anderen 
Seite wird womöglich im gleichen Atemzug 
behauptet: Die Schüler sind überfordert, die 
Lehrpläne müssen reduziert werden, es müssen 
aus den Lehrplänen eine Reihe von Ballaststof­
fen entfernt werden! Die andere ambivalente 
Feststellung geht dahin, daß man fordert, der 
Lehrer müsse sich ganz genau und strikt im 
einzelnen an den Lehrplan halten, und auf der 
anderen Seite geben wir dem Lehrer das Recht -
und ich bekenne mich zu diesem Recht -, daß er 
auch eine Reihe von individuellen Entscheidun­
gen in seinen Unterrichtsprozeß und in seinen 
Lernprozeß einbaut. 

Eine- dritte Frage in diesem Zusammenhang: 
Natürlich steht die gesamte Schulstruktur, die 
gesamte Schulorganisation, aber auch die 
gesamte Frage der Berechtigung und des 
übertrittes damit in Zusammenhang. Meine 
Damen und Herren! Das Problem des Nachhil­
feunterrichtes vom Nachhilfeunterricht her zu 
lösen, ist in meinen Augen völlig falsch. Das 
Problem des Nachhilfeunterrichtes kann nur 
gelöst werden, indem wir uns mit der Schulorga­
nisation und mit dem Lehrplan befassen und 
auch zur Kenntnis nehmen, daß nicht die 
Intelligenz allein, wenn auch sehr weit, aus­
schlaggebend ist und daß neben der Intelligenz 
auch die Motivation eine Rolle spielt. 

Es ist doch interessant, daß wir aus der Praxis 
heraus - und das wird jeder bestätigen können -
etwa im Bereich der allgemeinbildenden höhe-
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ren Schulen Schüler finden, die einen Intelli -
genzquotienten aufweisen, mit dem sie an einer 
allgemeinen Sonderschule geführt werden müs­
sen, und daß sie durch eine starke Förderung 
und individuelle Motivation durch das Eltern­
haus soweit gebracht werden, bis sie den 
Plafond erreichen, und auf der anderen Seite 
Kinder mit derselben Intelligenzkapazität an 
den allgemeinen Sonderschulen sind. 

Das heißt: Die Merkwürdigkeit der Differen­
zierung - darauf komme ich im Zusammenhang 
mit der Gesamtschule, Herr Abgeordneter 
Gruber, immer wieder zu sprechen - bezie­
hungsweise unsere Schulstruktur besteht ja 
darin, daß sie verschiedene Schularten mit 
verschiedenen Anforderungen für die Kinder 
schafft. Allerdings gehen die Kinder nicht immer 
in die für sie bestimmten Schulen, sondern sie 
besuchen nach anderen Gesichtspunkten und 
anderen Motivationen jene Schulen, in die sie 
von ihren Eltern geschickt werden, und zwar 
ohne Rücksicht auf ihr Leistungsniveau. 

Diese Frage zwingt uns dazu, für alle Kinder, 
die der Schulpflicht unterliegen, eine entspre­
chende Schulform zu finden. Niemand hat dies 
besser zum Ausdruck gebracht als Direktor 
Vierlinger von der Pädagogischen Akademie 
der Diözese Linz, indem er gesagt hat: Natürlich 
müssen wir auf die Begabungsunterschiede 
Rücksicht nehmen, aber das heißt ja nicht, daß 
ein weniger oder ein schwächer begabtes Kind 
dann die Chance hat, ohne weiteres bis in die 
höchsten Klassen der allgemeinbildenden höhe­
ren Schule oder zur Universität zu kommen. 
Natürlich muß es einmal eine Grenze geben und 
müssen wir diese Feststellung treffen, aber die 
Chance des Zuganges und des Beweises müssen 
gegeben sein. Das scheint mir außerordentlich 
wichtig zu sein. 

Damit komme ich schon zu dem Kapitel, das 
auch mehrere Male angesprochen wurde und zu 
dem ich einige Bemerkungen machen will: zur 
Frage des Numerus clausus und zur Bildungsbe­
ratung. Das Wort "Numerus clausus" wird in 
diesem Haus nicht ausgesprochen. Anscheinend 
ist es also doch ein Begriff, der tabuisiert ist. 
Herr Kollege Hanreich hat gesagt: Chancen­
gleichheit, aber kein Numerus clausus! Auch Sie 
haben dasselbe gesagt. Das wäre ja die 
Grundlage, auf der wir uns gut verstehen 
könnten, und zwar die Grundlage, die in unserer 
gemeinsamen Stellungnahme davon ausgeht, 
daß wir jedem Schüler grundsätzlich das Recht 
einräumen, einen bestimmten Bildungsweg 
einzuschlagen, daß er aber diesen Bildungsweg 
nur dann verfolgen kann, wenn er die geforderte 
Leistung erbringt. Diese Leistung muß für jeden 
gleich sein. Wir wollen sie nicht herabsetzen; es 
soll eine echte und ernste Leistung sein. 

Sie wissen ganz genau, daß ich immer wieder 
darauf hinweise, daß wir uns auch die Neben­
wege, die es jetzt im neueren Schulwesen gibt, 
überlegen müssen. Es kommt doch vor, daß 
Eltern zu einem bestimmten Zeitpunkt ein Kind 
in eine Schule schicken, in der eine geringere 
intellektuelle Leistung verlangt wird als in einer 
anderen Schule. Auch dies muß Überlegt sein, 
um solche Ausweichmöglichkeiten nicht zu 
geben. 

Nun komme ich noch zu einer Frage, die 
zunächst Herr Abgeordneter Peter behandelt hat 
und die auch Sie angeschnitten haben, zur 
Frage: Bildungsqualität und Bildungsquantität. 
Da scheiden sich unsere Auffassungen. Ich kann 
überhaupt nicht verstehen, daß man hier ein 
Entweder-Oder setzt, sondern Bildungsquantität 
und Bildungsqualität kann nur ein Sowohl-Als 
auch bedeuten. Soll ich Kindern, die behindert 
sind und von denen ich weiß, daß sie eine 
bestimmte Stufe nicht erreichen, eine geringere 
Chance, das heißt weniger Geldmittel für ihre 
Schulen geben? Ich bin nicht dieser Meinung. 
Auch diese Kinder müssen alle Chancen zu 
einer optimalen Bildung bekommen! (Beifall bei 
der SP(J. - Zwischenruf des Abg. Dr. G r u b er. ) 
o ja, Sie haben darüber gesprochen: Qualität 
und nicht Quantität. (Abg. Dr. G ru be r : Bei den 
Schulversuchen!) 

Überall - durch das ganze Schulwesen - kann 
es nur heißen: Quantität und Qualität! Quantität 
heißt: Bildungschance, Qualität heißt: Leistung. 
Beides kann nur in einer Einheit, nie aber in 
einem dialektischen Gegensatz gesehen 
werden. 

Meine Damen und Herren! Dieses Kapitel ist 
spät drangekommen. Ich komme schon zum 
Schluß, um Ihre Aufmerksamkeit nicht allzu 
lange auf die Folter zu spannen. Nach mir 
werden sich ja noch mehrere meiner Klubkolle­
gen mit diesen Fragen beschäftigen. 

Ich bin der überzeugung, daß auch dieses 
Budget die notwendigen materiellen Vorausset­
zungen bietet und uns die Möglichkeit gibt, in 
einer Zeit, in der aus stabilitätspolitischen 
beziehungsweise budgetären Gründen sicher­
lich Sparmaßnahmen durchgeführt werden müs­
sen, alle Maßnahmen zu ergreifen, um den 
Anforderungen der langsam ausklingenden 
Bildungsexplosion gerecht zu werden, um die 
Schwierigkeiten auf dem Sektor der berufsbil­
denden mittleren und höheren Schulen zu 
bewältigen, um die Schul versuche , die Lehr­
planberatungen weiterzuführen, mit einem 
Wort: um eine kontinuierliche Weiterentwick­
lung des österreichischen Schulwesens im 
nächsten Jahr zu gewährleisten. 

Aus diesem Grund werden wir diesem 
Budgetkapitel zustimmen. (Beifall bei der SPtJ.) 
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Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Josseck. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde 
mich entsprechend der fortgeschrittenen Zeit 
kurz fassen, da ja noch an die 14 Redner hinter 
mir warten. Ich habe in mein Konzept einige 
"Knautschzonen" eingebaut, werd' es also wie 
eine Ziehharmonika zusammenziehen. (Heiter­
keit.) 

Ich darf mich daher auf einige Punkte 
beschränken, und zwar betreffend Schule allge­
mein, Sport in der Schule und ein Lieblings­
thema von mir - eine Stellungnahme zu den 
Bundestheatern. 

Aber vorher noch ein Satz zum Schulunter­
richtsgesetz. Auf Grund von Gesprächen mit 
Lehrern konnte ich in letzter Zeit wiederholt 
feststellen, daß Sie, Herr Bundesminister, wohl 
des öfteren hinauskommen, gerade dann, wenn 
es darum geht, Schulen zu eröffnen, wenn rote 
Teppiche aufgerollt werden, aber das, was sich 
die Lehrer und vor allem die Schulleiter 
vorstellen, wäre einmal ein leicht familiäres 
Gespräch mit dem Herrn Minister. Das ließe sich 
ja, wenn Sie unterwegs sind, sicher arrangieren 
- ein Anruf genügt: Ich bin morgen da -, und 
zwar sollte das ohne großen offiziellen Ratten­
schwanz sein. 

Ich sage all das deswegen, weil diese 
Lehrkräfte meinen, daß sie Ihnen gerade zum 
Schulunterrichtsgesetz aus ihrer Praxis einiges 
zu sagen haben. 

Man hört dann wohl ein Ja zum Versuch einer 
Dernokratisierung, aber tatsächlich ist eben 
dieses Gesetz in der Praxis so gut wie 
undurchführbar. Derjenige, der unmittelbar 
damit arbeitet, sieht sich vor einem juristischen 
Winkelwerk. Man meint - ich glaube, das ist 
richtig - es wäre besser, wenn sich dieses Gesetz 
mehr mit der Pädagogik als mit der Administra­
tion und vor allem mit juristischen Fußangeln 
befassen würde. 

Wie sehr die Schulleiter auf Grund des 
Schulunterrichtsgesetzes belastet sind und wie 
sich die Verwaltungsarbeiten ins Unermeßliche 
gesteigert haben, ist an Hand von Zahlen leicht 
festzustellen. Man sieht dabei, daß sich die 
Telephongebühren und der Papierverbrauch 
vervierfacht haben, vom Porto gar nicht zu 
reden, wo doch fast jeder Brief mit Rückschein 
über die Bühne gehen muß. 

Daher nochmals: Herr Bundesminister, viel­
leicht sehen Sie eine Möglichkeit, sich fallweise 
ohne hochoffizielle Ansage, ohne roten Teppich 
und ohne einen Kreis von Beamten in Gespräche 
mit Schulleitern und Lehrern zu begeben. 

Das geht nämlich so weit - Sie werden 
vielleicht sagen, das ressortiere nicht ganz in Ihr 
Ministerium -, daß die Lehrkräfte der Meinung 
sind, daß es nicht nur vor dem Bau von Schulen, 
sondern auch während des Baues von Schulen 
zu Gesprächen kommen müßte. Natürlich weiß 
ich, das reicht hinüber ins Bautenministerium 
und ist nicht Ihr Problem, aber ich .glaube - an 
Hand eines kurzen Beispiels werde ich es Ihnen 
dann vorführen -, daß eine Koordination und 
Gespräche, bevor eine Schule errichtet wird -
hiefür werden ja Millionen ausgegeben -, 
dringend notwendig wären. Denn auf diesem 
Sektor hat gerade der Lehrkörper aus der Praxis 
und aus der Erfahrung heraus - das ist regional 
oft recht unterschiedlich - ganz gewisse Vor­
schläge. 

So ist in Oberösterreich eine wirklich sehr 
schöne neue AHS errichtet worden: mit acht 
Garagen, mit einem Vorplatz, mit 300 m 2 Platten 
aus Waschbeton. Aber was ist die Folge davon? 
Ein trostloser Anblick im Sommer. Vor dieser 
Schule nicht ein bißehen Grün! Die Sonne 
scheint auf diese Platten. In der Schule ist es vor 
Hitze kaum auszuhalten. In den Pausen gehen 
die Kinder nicht ins Freie, weil sie es eben auf 
diesen Waschbetonplatten bei der Hitze nicht 
aushalten. Also Kleinigkeiten, die aber sicher­
lich - der Vorwurf geht hinüber ins Bautenmini­
sterium - unangenehme Folgen haben. 

Ich erwähne das deswegen, weil an Hand von 
Kosten, die dort aufgelaufen sind, die Lehrkräfte 
sagen: Alles recht und schön, wunderbare hohe 
Zäune um die Spielplätze. Aber es versteht eben 
dann die breite Öffentlichkeit nicht, daß das 
anderes Geld ist und nicht aus Ihrem Ressort 
stammt. Sie sagen dann: Wir haben zwar eine 
Turnhalle, die alle Stückel spielt, nur haben wir 
kein Turngerät in der Halle. Wir haben einen 
Sportplatz, der wunderbar eingezäunt ist, aber 
wir haben nicht einen einzigen Ball. 

Auf Grund eines Gespräches haben Sie sich ja 
heute bereit erklärt, Herr Bundesminister, ... 
(Abg. Dr. G r u be r: Hat er einen Ball gestiftet?) 
Er wird einen Ball oder ähnliches, vielleicht 
sogar etwas mehr stiften. Im Physiksaal ist nicht 
ein einziges Reagenzglasl vorhanden und im 
Geographie- und naturwissenschaftlichen Kabi­
nett nicht ein Präparat und nur ganz wenige 
Landkarten. Und das in einer völlig neu 
errichteten AHS, die rund 60 Millionen Schilling 
gekostet hat. 

Also hier noch einmal: Koordinationsschwie­
rigkeiten. Aber das muß man halt auch der 
Bevölkerung klar machen, woran es liegt. Ich 
meine, ein rechtzeitiges Gespräch mit den 
Lehrern - und das ist eben die Vorstellung -, 
hinausgehen und einmal so rein familiär mit den 
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Lehrkräften sprechen, das könnte einiges vor­
wegnehmen. 

Eine gewisse Schwierigkeit sehe ich auch in 
bezug auf die Koordinationsfrage. Denn ich 
glaube, daß der Ausbau der Sportstätten sich 
auch auf Schulen konzentrieren müßte. Auch in 
diesem Fall habe ich ein konkretes Beispiel vor 
Augen. Es werden sehr häufig - besonders im 
ländlichen Raum - Grundschulen, Volksschu­
len, Hauptschulen, gebaut mit einer anschlie­
ßenden Schwimmhalle beziehungsweise mit 
einem Lehrschwimmbecken. In unmittelbarer 
Nähe einer solchen Schule mit einem Lehr­
schwimmbecken, die ich hier vor Augen habe, 
befinden sich zwei Thermalhallenbäder in 
einem Umkreis von nur 10 Kilometer und ein 
großes Hallenbad mit einem Sportbecken, mit 
einem Sprungbecken, mit einem Kinderbecken 
und einem Lehrschwimmbecken. Die Folge 
davon ist natürlich, daß diese Schule wohl ein 
schönes Bad hat und während der Turnstunde 
die Kinder schwimmen dürfen, aber das, was 
man sich vorgestellt hat, daß nämlich in dem 
Dorf dann am Abend von der Bevölkerung das 
Bad angenommen wird, ist nicht der Fall. Denn 
die Leute gehen lieber ins Thermalbad oder in 
das große Sportbecken, nur 6 Kilometer entfernt. 
Was ist die Folge? - Daß sich die Gemeinde 
nicht in der Lage sieht, diese Schule mit den 
Kosten des Bades zu erhalten und dieses Bad 
gesperrt wird. 

So erfreulich die Tatsache ist, daß wir 
Spartbecken in die Schulen bekommen und nun 
auch neben einem Volk von Schifahrern ein 
Volk von Schwimmern werden wollen, können 
wir das ja nicht halten, wenn nicht planmäßig 
vorgegangen wird. 

Das Problem des Schulturnens möchte ich 
auch anführen, weil ich glaube, es müßte doch 
mehr Aufklärungsarbeit von seiten des Ministe­
riums gemacht werden, und darüber hinaus 
müßte man sich den Kopf darüber zerbrechen, 
wie man Fachlehrer, Turnfachkräfte auch in die 
Grundschulen hineinbringt. Denn es ist doch 
Tatsache - und das soll kein Vorwurf sein -, daß 
eben gerade in den Grundschulen zum Teil 
auch ältere Lehrkräfte die Klassen unterrichten. 
Sie sind aber dann aus persönlicher Bequem­
lichkeit nicht immer bereit, in den Turnsaal zu 
gehen und sich womöglich selbst umzuziehen. 
Es ist jedoch kein Vorbild, wenn der Lehrer im 
Straßengewand dort steht und mit den Kindern 
turnt. Bedauerlicherweise geht das oft so weit, 
daß man sich den Weg in die Turnhalle auch 
schon spart, weil man über den Hof muß, und es 
wird gleich in der Klasse bei offenem Fenster ein 
wenig geturnt. Das ist einfach kein Ersatz! 

Mir sind auch einige Fälle bekannt, in denen 
aus Strafe - die Kinder brauchen die Bewegung 

und es ist ihnen bekanntlich die Tumstunde die 
liebste Stunde - die Turnstunde ausfällt. Oder 
es fällt auch die Schwimmstunde - wie mir ein 
Fall bekannt ist - strafweise aus, und dafür wird 
spazieren gegangen. Ich glaube, auch in diesem 
Fall sollte man einwirken, aber nach wie vor das 
Problem im Auge behalten, daß wir gerade im 
Sport auch in die Grundschulen Fachlehrkräfte 
bekommen. Tatsache ist, daß die Kinder in 
ihrem Bewegungsdrang unbedingt mehr Bewe­
gung brauchen, und im Lehrplan und im 
Stundenplan wird Turnen ohnehin etwas stief­
mütterlich behandelt. 

Es gibt eine sehr interessante Untersuchung 
aus der Bundesrepublik Deutschland - wie ich 
gehört habe, ist sie noch gar nicht veröffentlicht 
-, in der - alles parallel zu Österreich, kann 
man, glaube ich, sagen - Haltungsschäden, 
Streichholzarme, unterentwickelte Herzen 
angeführt werden, weil eben die Kinder von der 
Grundschule auf zu wenig Sport betreiben. 

Nun sind wir eine Generation von Autofah­
rern geworden, und die Kinder machen daher 
von Haus aus schon wenig Bewegung. Man sollte 
deshalb zumindest von der Schule her den 
Kindern die sportliche Bewegung anlernen. 
Denn man weiß aus Untersuchungen, daß das 
Erlernen des sportlichen Bewegens im Grund­
schulalter entscheidend ist, denn nur wer 
frühzeitig dazu motiviert wird, bleibt dann nicht 
im Erwachsenenleben ein Sportmuffel. Und da 
gibt es ja leider Gottes im höheren Alter zu viele. 

Nun noch ein Thema, und zwar die Bundes­
theater. Herr Bundesminister! 1034,5 Millionen 
Schilling, das ist der Betrag, der aufgebracht 
werden muß, um die Bundestheater weiter in 
Betrieb halten zu können. Aber wir sehen und 
hören keinerlei Ansätze, wo eingespart werden 
soll beziehungsweise wie es zum Abbau dieses 
Monsterdefizites bei den Bundestheatern kom­
men kann. Auch fehlt uns - ich weiß, es ist im 
Gespräch - ein Führungsmodell. Wo bleibt das 
Bundestheatergesetz? Man kann sich davon 
einiges erwarten, vor allem hinsichtlich der 
Lenkungsmöglichkeiten und der Koordinations­
möglichkeit. 

Ich glaube aber, daß der Theaterverband 
beziehungsweise die Theater selbst auf jeden 
Fall unter der vollen Verantwortlichkeit des 
zuständigen Ministers bleiben müssen, denn der 
Bundesminister muß der kulturell und auch der 
finanziell Verantwortliche in diesem Bereich 
bleiben. 

Ich sage das deswegen, weil man es auch 
anders hört, vor allem was die Wünsche seitens 
der Theater betrifft. Die Theater haben die 
Vorstellung, ein eigener Verband zu werden, 
etwa wie ein staatlicher Betrieb. Ich glaube, hier 
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sollte man rechtzeitig den zuständigen Herren 
sagen, daß damit nicht zu rechnen sein kann. 
Denn wenn vier Fünftel der Betriebskosten 
durch staatlichen Zuschuß aufgebracht werden 
müssen, dann kann man diesem Theaterverband 
nicht eine solche Eigenständigkeit einräumen. 
Man kann vor allem in einem solchen Fall den 
Direktoren nicht die Rechte von Managern 
einräumen, weil sie dafür keinerlei Haftung zu 
übernehmen haben. 

Ich sage noch einmal: Die große kulturpoliti­
sche Linie muß vom Minister kommen und muß 
auch strikt eingehalten werden, so wie die Frage 
des Budgets in diesem Zusammenhang. 

Als unmöglich sehe ich es an - und das 
geschieht eben auf Grund der mangelnden 
gesetzlichen Obsorge, wie die Theater geführt 
werden -, wie wir es im abgelaufenen Jahr 
gehabt haben, daß an elf Tagen fünf Premieren 
über die Wiener staatlichen Theater laufen. Man 
muß sich nur vorstellen, welche Schwierigkeiten 
das in der Technik und in den Wekrstätten gibt, 
die überlastet sind. Die Arbeit muß wieder außer 
Haus gegeben werden. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Gruber.) 

Herr Dr. Gruber, über die Besucherzahlen 
rede ich dann schon. Da gibt es ja wunderbare 
Ziffern und Zahlen über den Bundestheaterver­
band. Ich lasse Sie jetzt schon raten - vielleicht 
können Sie mir dann eine Zahl angeben -, 
wieviele Freikarten in diesen vier Bundesthea­
tern ausgegeben werden. (Abg. Dr. G ru be r : 
Ich habe noch nie eine gehabt!) Ich glaube, daß 
man die Premierentermine koordinieren muß. 

Auch die Frage der Kosten hinsichtlich 
Gagenpolitik muß man doch endlich in den Griff 
bekommen. Es nützt nichts, Herr Minister, wenn 
Sie zwar im Privatgespräch verständnisvoll 
nicken und sagen: Ja, da muß etwas geschehen! 
Aber bisher ist halt nichts geschehen. Es ist kein 
Zufall, daß ich mich in den letzten Jahren immer 
wieder in dieses Thema verbeiße, weil bis dato 
nichts geschehen ist. 

Ich darf Sie nur an etwas erinnern: Ich habe 
hier einen Pack von Zeitungsartikeln, Kulturbe­
richten und Leitartikeln zu der Frage der 
Inszenierung des "Zigeunerbarons". So was hat 
Österreich noch nie gesehen und noch nie 
erle bt, denn man liest in namhaften österreichi -
sehen Zeitungen als überschrift auf der ersten 
Seite: "Da kam einem die Galle hoch!", "Das 
Milliardenspiei", "Es stinkt zum Himmel", "Ein 
Jux, den man sich machen will." Welch Wunder, 
daß natürlich auch die Gagenpolitik in den 
Bundestheatern dann in Mißkredit gerät, denn 
dort gibt es Sänger, die einen Monatsvertrag mit 
30.000 S haben und dann nur jedes halbe Jahr 
einmal singen, weil sie vielleicht dem Direktor 

gerade nicht zu Gesicht passen. (Abg. Z e i 11 in -
ger: Das haben wir im Parlament auch!) 

Das gibt es natürlich im Parlament auch, wie 
Zeillinger richtig sagt. Aber ich meine, bei den 
Bundestheatern kann man es von Ihrem Ressort 
aus in den Griff bekommen. Ich frage mich - und 
das ist nicht leichtfertig ausgesprochen -, wie 
lange wir uns diesen Snobismus noch leisten 
können. Ich kenne die Schwierigkeiten sehr 
wohl. Ich habe mir den Appell an das kulturelle 
Gewissen, den die Gewerkschaft Kunst heraus­
gegeben hat mit den zehn Kulturthesen, sehr gut 
durchgelesen. Ja, das ist alles recht schön, 
wunderbar am Papier, aber wie sollen wir das 
Problem über die Bühne bringen? 

Nun komme ich auch zu der Frage der 
Freikarten. Herr Dr. Gruber! Im abgelaufenen 
Spieljahr 1974/1975 gab es laut Bericht des 
Österreichischen Bundestheaterverbandes in 
vier staatlichen Theatern in Wien 187.369 
Freikarten. (Abg. Dr. G ru be r : Da bin ich nicht 
dabei!) Und da sind Sie nicht dabei! Sie sind 
eben nicht als Gratisblitzer bekannt, sonst 
hätten Sie sie vielleicht schon. Ich gebe zu, da ist 
eine große Zahl an Stehplatzkarten für das 
Bundesheer, die Hochschule für Musik, d~s 

Konservatorium, die Mittelschulen und die 
Berufsschulen. Aber es bleibt immerhin eine 
ganz große Anzahl, und zwar der wesentlichste 
Teil von über 132.000 Karten als Dienstkarten 
übrig. Wenn man sich nun damit beschäftigt und 
dieses Zahlenspiel fortsetzen will, so heißt das: 
2,8 Millionen Subvention pro Spieltag für vier 
Theater in Wien. Das bedeutet weiter gerechnet: 
115 S pro Person in Österreich, angefangen vom 
Kind bis zum Kegel, also bis zum ältesten 
Österreicher. Ein Heulen ging durch Österreich, 
als der Bautenminister gesagt hat, jeder Öster­
reicher solle pro Tag einen Schilling für die 
Straße aufbringen. Da hat man aufgeheult. Aber 
weiß jeder Österreicher, vom Kind bis zum 
ältesten Mann oder zur ältesten Frau, daß jeder 
pro Tag 50 Groschen bezahlt, nur damit vier 
Theater in Wien spielen? Ich betone Wien immer 
wieder besonders, denn ich kann mir nicht 
vorstellen, daß Freunde und Bergbauern aus 
Vorarlberg von unserem Freund Melter die 
Gelegenheit haben, einmal nach Wien ins 
Theater zu kommen. (Abg. Pe ter: Du kriegst 
Einreiseverbot nach Vorarlberg! - Heiterkeit.) 
Im Gegenteil, weil der Bergbauer in Vorarlberg 
nicht weiß, daß er auch 50 Groschen dazu zahlt, 
daß man in Wien Theater spielen lassen kann. 

Nun, das ist vielleicht etwas polemisch, aber 
ich frage mich: Können wir uns das noch leisten? 

Ich habe mir hier Ziffern herausgerechnet, die 
allein die Dienstkarten betreffen. Unter der 
Voraussetzung, daß jede Vorstellung in den vier 
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Theatern ausverkauft war, bedeutet das im 
Burgtheater bei 309 Vorstellungen im Jahr, daß 
allein 28 Vorstellungen von Freikartenbesu­
chern, nur von Dienstkartenbesuchern - da habe 
ich noch gar nicht die Schüler mit drinnen -, 
ausverkauft gewesen wären. Im Akademiethea­
ter wären von 255 Vorstellungen 55 Vorstellun­
gen nur von Dienstkartenbesuchern ausverkauft 
gewesen. In der Staatsoper wären von 297 
Vorstellungen 20 Vorstellungen nur von Dienst­
kartenbesuchern ausverkauft, und in der Volks­
oper von 307 Vorstellungen 33. (Abg. Dr. 
G ru be r: Wieso ausverkauft?) 

Ich nehme an, so viele Besucher an Dienstkar­
ten, umgerechnet auf die Sitzzahl ... (Abg. Dr. 
Gruber: Ich stoße mich am Wort "verkauft"!) 
So, Sie stoßen sich am "Verkauf". - Das ist voll 
gesessen, oder wie man sonst sagen soll. 

Man kann es auch umrechnen und auf die 
Besucherzahl beziehen. So hat das Burgtheater 
rund 14 Perzent Gratisbesucher aufzuweisen. 
Das Akademietheater - und das ist interessan­
terweise immer am stärksten - hat 24 Perzent 
Gratisbesucher, auch nur Dienstkartenbesucher. 
In der Oper sind es 11,5 Perzent und in der 
Volksoper etwas mehr als 12 Perzent. 

Das aber jetzt umgerechnet auf Schilling. 
Diese Mühe habe ich mir auch noch gemacht 
und habe einen mittleren Sitzplatzkartenwert 
angenommen, obwohl man weiß, daß gerade 
Dienstkartenbesucher meistens besser sitzen als 
normal Sterbliche. Aber um hier nicht zu groß zu 
kommen, habe ich den Mittelwert genommen. 
So sind für Dienstkarten dem Burgtheater im 
Jahr rund 4 Millionen Schilling, dem Akademie­
theater rund 3 Millionen, der Oper rund 6 
Millionen und der Volksoper bei 4 Millionen 
Schilling entgangen. Das sind also rund 17 bis 
etwa 20 Millionen Schilling. 

Und da frage ich Sie, Herr Bundesminister: 
Glauben Sie nicht, daß das Gründe genug sind, 
zu sagen, daß aus Ihren Ansätzen nicht zu 
erkennen ist, wo Sie einsparen wollen. Wir 
Freiheitlichen sehen uns allein aus dieser Zahl 
und aus diesem Zahlenspiel nicht in der Lage, 
bei dieser Ausdehnung und bei dieser Giganto­
manie Ihrem Kapitel die Zustimmung zu geben. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. 
Kaufmann. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kaufmann (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Kollege 
Josseck,hat bereits von den Schulproblemen auf 
kulturpolitische Fragen übergeleitet, ich kann 
also hier fortsetzen. Er hat sich unter anderem 
mit der Frage der Bundestheater befaßt. Ich will 

das auch tun. Ich glaube, er hat schon einiges 
gesagt und mir vorweggenommen, was man 
allerdings noch unterstreichen und näher aus­
führen kann. 

Zunächst zu einigen anderen Fragen. Es wäre 
bei der Behandlung dieses' Kapitels sehr 
verlockend, auf verschiedene Details näher 
einzugehen. Auf den IFES-Bericht etwa über das 
kulturelle Verhalten der Österreicher, den uns 
der Herr Bundesminister noch in der vergange­
nen Legislaturperiode vorgelegt hat und den 
man in der Zwischenzeit zu der ersten wissen­
schaftlichen Untersuchung über das kulturelle 
Verhalten der Österreicher versucht hat hochzu­
stilisieren. Oder auf den noch kurz vor den 
Wahlen vorgelegten Maßnahmenkatalog, der ja 
mithelfen soll, die weitgehende kulturelle 
Abstinenz der Österreicherinnen und Österrei­
cher zu beseitigen. 

Wie gesagt, es wäre sehr verlockend, auf alle 
diese Fragen einzugehen, und es wäre auch sehr 
wichtig, denn in vielem - auch das möchte ich 
hier sagen -, was uns da vorgelegt wurde, 
können wir uns ja finden. Trotz allem Gegen­
sätzlichen teilen wir ja gerade auf kulturpoliti­
sehern Gebiet Grunderkenntnisse und Grund­
stimmungen, etwa das Unbehagen am gegen­
wärtigen kulturellen Routinebetrieb; das Unbe­
hagen an der Isolierung und Kostspieligkeit der 
sogenannten Prestigekulturi das Unbehagen an 
der mangelhaften Förderung der Kreativität; das 
Ringen um einen neuen Kulturbegriff; das 
Ringen um die Frage, wie man den Leuten 
verständlicher machen kann, daß Kunst kein 
Überbau ist, sondern eine menschliche Erschei­
nungsform, ohne die unser Leben einfach 
inhuman ist. 

über all das können und müssen wir reden, 
und ich kann mich heute daher umso kürzer 
fassen und mich auf diese wenigen Worte 
beschränken, als wir ja bei der Behandlung des 
Kunstberichtes 1974 zu Beginn des nächsten 
Jahres genügend Gelegenheit haben werden, 
uns mit dieser Materie zu befassen. 

Heute nur einige Anmerkungen zur Filmför­
dlö!rung und, wie schon gesagt, zu den Bundes­
theatern. Was die Filmförderung betrifft, kann 
ich mich kurz fassen. Ich habe Ihnen, Herr 
Bundesminister, in der Budgetdebatte des 
vergangenen Jahres vorgehalten, daß Sie in 
dieser Materie gescheitert sind, nachdem Sie 
zuvor selbst zugegeben haben, daß Sie sich das 
ganze viel leichter vorgestellt haben, als es 
eigentlich ist. Ich glaube, Herr Bundesminister, 
daß es jetzt hoch an der Zeit ist, einen neuen 
Anlauf zu nehmen und die Versprechungen, die 
der Herr Bundeskanzler in seinen Regierungser­
klärungen gemacht hat, endlich zu realisieren. 
(Beifall bei der OVP.) 

85 
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In der ersten Regierungserklärung 1970 hat es 
wörtlich geheißen: "Dem sich neu formierenden 
österreichischen Film wird ein Filmförderungs­
gesetz die notwendige Basis geben müssen." 
Und dann ist in den nächsten fünf Jahren 
überhaupt nichts geschehen! Sie, Herr Bundes:' 
minister, haben dann, obwohl Sie es angekün­
digt haben, obwohl Sie Enqueten abgehalten 
haben und obwohl wir Sie mit parlamentari­
schen Anfragen - ich kann das wirklich sagen -
bombardiert haben, nicht einmal ein Förde­
rungsgesetz für den kulturell wertvollen Film 
zustande gebracht. 

Der österreichische Film ist heute -:. ein 
Filmjournalist hat das einmal so formuliert - wie 
ein Dornröschen. Es kann nicht aufwachen, weil 
sich der Handelsminister und der Unterrichtsmi­
nister nicht einigen können, wer es wachküssen 
soll. Ich glaube, um jetzt in diesem Bild zu 
bleiben, es ist nicht so wichtig, wer da küßt, 
sondern daß endlich geküßt wird, sprich, daß 
endlich ein Filmförderungsgesetz geschaffen 
wird. (Beifall bei der GVP.) 

Aber, Herr Bundesminister, wenn man der 
jüngsten Regierungserklarung des Herrn Bun­
deskanzlers trauen darf, besteht ja jetzt neuer­
lich Hoffnung, denn auf Seite 46 der uns 
überlassenen Regierungserklärung findet man 
zwischen der gleichmäßigen Kapazitätsausla­
stung im Fremdenverkehr und dem Transitver­
kehr für schwere Lastkraftwagen auch eine 
Passage über die Filmförderung. 

Es heißt dort wörtlich: "Die Bundesregierung 
wird die gesetzlichen Grundlagen für eine 
Filmförderung unter Mitwirkung und Beteili­
gung der davon berührten Kreise schaffen." -
Also eine neue Versprechung! Ich möchte an Sie 
wirklich appellieren, Herr Bundesminister, auch 
wenn dann der Herr Handelsminister dafür 
zuständig sein sollte, denn es wird viel von 
Ihnen abhängen: Setzen Sie sich für dieses 
Filmförderungsgesetz ein und sehen Sie zu, daß 
es endlich realisiert wird. 

Nun, meine Damen und Herren, Hohes Haus, 
zu den Bundestheatern. Hier beginnt sich jetzt 
immer deutlicher ein Debakel der Bundesregie­
rung abzuzeichnen. Ich sage mit Nachdruck: der 
Bundesregierung, wenn natürlich auch der 
Ressortminister an sich die Verantwortung trägt. 
Aber der Herr Bundeskanzler, der Herr Finanz­
minister und andere hohe Herren der sozialisti­
schen Fraktion haben hier immer wieder so 
kräftig mitgemischt, daß sie sich jetzt von der 
Verantwortung nicht drücken können. Und sie 
sollten jetzt nicht versuchen, fairerweise nicht 
versuchen, Sie, Herr Bundesminister allein auf 
Ihrem sich der Milliardengrenze nähernden 
Bundestheaterdefizit sitzen zu lassen. Die 
gesamte Bundesregierung trägt dafür die Ver­
antwortung. 

Ich will jetzt nicht wieder alle diese Aussprü­
che des Herrn Bundeskanzlers und seiner 
Genossen zitieren, die sich mit den Bundesthea­
tern befaßt haben, etwa - nur ganz kurz diese 
Erinnerung -: Ein Defizit von 300 Millionen ist 
untragbar! Oder: An Stelle der überhöhten 
Stargagen solle man doch Assistentenposten 
und Krankenbetten schaffen! 

Hohes Haus! Ich will an dieser Stelle nur eines 
feststellen: daß während dieser Regierung nicht 
nur die Stargagen geblieben sind und damit 
keine Assistentenposten und keine Krankenbet­
ten geschaffen wurden und daß während dieser 
Regierung nicht nur das 300-Millionen-Defizit 
auf 839 Millionen Schilling gestiegen ist, 
sondern daß während dieser Regierung unsere 
Staatstheater auch begonnen haben, ihren 
künstlerischen Ruf einzubüßen und immer mehr 
in das Kreuzfeuer der Kritik zu geraten. (Beifall 
bei der GVP.) 

Ein Beispiel wie der "Zigeunerbaron" -
Kollege Josseck hat das schon angeschnitten -
spricht ja für sich. Leider ist es nicht ein Malheur 
allein, sondern ein Malheur unter mehreren. 

Die innerbetrieblichen Verhältnisse haben 
groteske Formen angenommen. Der Hochmut -
ich glaube, man muß das so nennen -, mit dem 
hier nicht koordiniert wird, die Leichtfertigkeit, 
mit der man Geld ausgibt, und die Großmanns­
sucht, mit der man hier Forderungen stellt, sind 
ohne Beispiel. 

Ich will hier niemandem persönlich etwas 
unterstellen, ich will auch auf niemanden mit 
dem Finger zeigen; das wäre zu billig und 
würde auch die Situation nicht treffen. Es hat 
sich einfach in diesem Riesenbetrieb, in diesem 
größten Theaterkonzern der Welt, eine Eigenge­
setzlichkeit entwickelt, der offenbar niemand 
mehr Herr werden kann. Es fehlt am System, es 
fehlt an der Koordinierung, es fehlt an Kompe­
tenzen, es fehlt das Konzept. Unter dem 
Deckmantel der künstlerischen Autonomie und 
der künstlerischen Notwendigkeit handelt man 
hier mit Blankoschecks. 

Ich bin nur gespannt, was uns der Rechnungs­
hofbericht im nächsten Jahr über diese Bundes­
theater bescheren wird. Es würde mich interes­
sieren, auch zu erfahren, wann mit diesem 
Rechnungshofbericht zu rechnen ist. 

Aber wahllos herausgegriffen nur ein paar 
Beispiele: 

Heuer im Herbst gab es eine neue Inszenie­
rung der "Meistersinger" . Der Entwurf hätte 
nach der Disposition am 15. Jänner abgeliefert 
werden sollen, tatsächlich geliefert wurde er am 
25. Mai. Während man - das ist nur zur 
Illustration - für die alte Inszenierung sechs 
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_ Kulissenwagen benötigte, braucht man für die 
neue Inszenierung 14. Insgesamt wurden - es ist 
das ein Rekord, auf den man noch sehr stolz war 
- 106 m3 Holz verbaut. Die Gesamtkosten der 
Produktion werden auf etwa 7 Millionen 
Schilling geschätzt. 

Nur zum Vergleich: Diese 7 Millionen sind 
ein Betrag, den die Vereinigten Bühnen Graz, 
immerhin die zweitgrößte Bühne außer den 
staatlichen Bühnen, nicht zur Verfügung haben 
für die Ausstattung von 30 Premieren in Oper, 
Schauspiel und Operette. Das ist nur eine kleine 
Illustration, wie sich hier die Relationen 
abzeichnen. 

In Deutschland, so haben mir Leute aus der 
Bundesrepublik erzählt, sagt man es in der 
Branche ganz offen: Geh nach Wien, dort kannst 
du treiben und machen, was du willst, da ist 
nichts zu teuer. 

Und nun hört man noch - und darüber würde 
ich auch um eine Aufklärung bitten, Herr 
Bundesminister -, daß diese 7-Millionen-Schil­
ling-Meistersinger zehnmal gespielt werden 
sollen - zehnmal! Und dann kommt im nächsten 
Jahr der Herr von Karajan mit einer neuen 
Meistersinger-Inszenierung. 

Der Mangel an Koordinierung führt zu immer 
neuen Fehldispositionen, Verschiebungen und 
Massierungen. Die Folgen sind dann eben 
überhöhte Kosten, zahllose überstunden und die 
Vergabe von Arbeiten außer Haus und in das 
Ausland. Wenn es wahr ist, daß sich die 
künstlerischen Leiter der einzelnen Häuser seit 
Jahren nicht mehr zu einem Gespräch an einem 
Tisch zusammenfinden, dann wundert mich 
nichts mehr. Auch das nicht, daß man in einer 
einzigen Woche drei Premieren ansetzt: "Mei­
stersinger", zwei Tage später "Eine Nacht in 
Venedig" und wieder zwei Tage später "Das 
Spiel der Mächtigen" im Burgtheater. 

In der allgemeinen Hudelei wurde dann für 
die "Nacht in Venedig" kein maßstabgetreues 
Bühnenbild abgeliefert, sodaß man bei der 
Hauptprobe gezwungen war, einen Großteil der 
Arbeit wieder hinauszuschmeißen und auf das 
Depot zu legen. Wie ja bei der Ausstattung 
immer wieder die piäliminierten Beträge über­
schritten und den Künstlern keine Grenzen 
gesetzt werden. (Präsident Pro b stübernimmt 
den Vorsitz.) 

Nur ein paar Fakten, einige Zahlen zu Ihrer 
Illustration - das sind alles Folgen, ich habe es 
schon gesagt, der mangelnden Koordinierung, 
des mangelnden Konzepts -: 

Bei den "Meistersingern" etwa wurden bei 
der Dekoration für Eigenarbeiten 1,5 Millionen 
Schilling ausgegeben und, weil man nicht zu 

Rande kam, 1,3 Millionen Schilling für Fremdar­
beiten. Bei den Kostümen: für Eigenarbeiten 
etwa 1,1 Millionen Schilling, für Fremdarbeiten 
800.000 S. 

Beim zitierten "Zigeunerbaron " bei den 
Kostümen: Eigenarbeiten 690.000 S, Fremdar­
beiten 1 Million Schilling, also mehr, als 
überhaupt im eigenen Haus gemacht wurde. 

Nun noch eine Zahl zu den Überstunden, die 
auch sehr aufschlußreich ist. 1974/1975 haben 
die Lohnkosten für Normalstunden zur Herstel­
lung der Dekoration rund 14 Millionen Schilling 
ausgemacht, für überstunden mußten in der 
gleichen Zeit zusätzlich 11 Millionen Schilling 
ausgegeben werden. 

Fachleute, die etwas vom Theater verstehen, 
sind daher der Meinung, daß man bei einer 
entsprechenden Straffung, bei einer entspre­
chenden Sparsamkeit 30 Prozent, wenn nicht 
noch mehr der Produktionskosten einsparen 
könnte. 

Und nun noch ein Drittes dazu: Es fehlt auch 
an einer rationellen Ensemblepolitik. Kostspie­
lige Gastspiele stehen einer Unterbeschäftigung 
des hauseigenen Personals gegenüber. Aber 
damit keine Mißverständnisse entstehen: Selbst­
verständlich brauchen Spitzeninstitute wie 
unsere Staatstheater auch internationale Spit­
zenstars. Diese sollen auch etwas kosten. Aber in 
den mittleren und kleinen Partien könnte man 
sehr wohl mit hauseigenen Kräften auskommen. 

Das, Herr Bundesminister, ist, blitzlichtartig 
erhellt, die Situation, in der sich unsere 
Staatstheater nach fünf Jahren sozialistischer 
Regierung befinden. 

Warum ich das herausstreiche: Weil uns diese 
Regierung in diesen fünf Jahren immer wieder 
einzureden versucht hat, daß jetzt alles ganz 
anders werden wird, weil man uns glauben 
machen wollte, daß der erste Teil einer 
sogenannten Reform erfolgreich abgeschlossen 
ist, und weil Sie selbst, Herr Bundesminister, uns 
immer wieder eine völlig neue Phase der 
Kulturpolitik versprochen haben. 

Und das ist das Ergebnis: Das Bundestheater­
gesetz steht nach wie vor aus, die Dienstinstruk­
tion, die als Notlösung vor Jahren die Reform 
einleiten sollte, soll nun durch eine weitere 
Dienstinstruktion abgelöst werden, und die 
Regierungserklärung rügt offiziell die bisherige 
Entwicklung in den Bundestheatern. In der 
Öffentlichkeit ist es sogar zu einer Diskussion 
über eine Veränderung in der Verwaltung 
gekommen. 

Nun, Herr Bundesminister, habe ich das 
Gefühl, daß Sie unter dem Druck dieser 
Entwicklung fast so etwas wie eine Flucht nach 
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vorne antreten wollen, daß Sie sich vielleicht 
sogar mit dem Gedanken zwar nicht der 
Kindesweglegung, aber doch der Kindesver­
leugnung tragen. Sie haben selbst die Bundes­
theater in der Öffentlichkeit gerügt; Sie hab~n 
zur Sparsamkeit aufgerufen, Sie haben sich zu 
einer Art Superdirektor erklärt, der nach dem 
Rechten zu. sehen hat. Sie haben von weniger 
Neuinszenierungen gesprochen. 

Ich bin der Meinung, daß man unter 
Beachtung gewisser Grundsätze und unter 
Hinweisen auf die gegebenen Verhältnisse und 
ihrer Reformen mit guten Argumenten nach wie 
vor zu den Bundestheatern stehen kann und soll. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Selbstverständlich haben Sparsamkeit und 
Wirtschaftlichkeit auch für die Bundestheater zu 
gelten, wobei die künstlerische Autonomie zu 
respektieren ist, aber nicht als heilige Kuh zu 
betrachten wäre. 

Nicht der Bundesminister sollte ein Superdi­
rektor werden - das können Sie doch gar nicht, 
Herr Bundesminister, auch wenn Sie es wollten, 
denn da müßten Sie den ganzen Tag neben dem 
Regisseur sitzen und die Vorgänge selbst 
beobachten -, sondern die Kompetenzen müssen 
endlich mit oder ohne Gesetz so abgegrenzt 
sein, daß alle Beteiligten, wenn sie es nicht 
freiwillig wollen, zur Koordinierung, zur Wirt­
schaftlichkeit und zur Sparsamkeit gezwungen 
werden können. (Beifall bei der (JVP.) Und das 
unter den Augen eines Kontrollorgans, das 
flexibel arbeitet und aktuell bleibt. 

Gespart sollte niemals auf Kosten der künstle­
rischen Substanz werden. Ich wage daher zu 
bezweifeln, daß weniger Inszenierungen ein 
Ausweg sein könnten. Ich würde eher sagen: 
effizientere und sparsamere Inszenierungen. 
Denn es ist doch nicht wahr, daß die Kubikmeter 
Holz, die kostbaren Pelze, die kostbare Ausstat­
tung und die schönen Stoffe aus New York Wert 
und Unwert einer Aufführung bestimmen. 
(Beifall bei der (JVP.) 

Sparsamkeit als Herausforderung für die 
Künstler - Sie haben es, glaube ich, Herr 
Bundesminister, selbst einmal so genannt. 

Die Bundestheater und der ORF müssen 
endlich zu einer Vereinbarung kommen, daß 
möglichst viele Aufführungen allen Österrei­
chern zugänglich gemacht werden, die diese 
Aufführungen sehen wollen. Die Bundestheater 
müssen angehalten werden, ihren Bildungsauf­
gaben nachzukommen. 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze 
und unter diesen Voraussetzungen, Herr Bun­
desminister, wollen wir zu den Bundestheatern 
und auch - ich sage auch das - zu den 

notwendigen Kosten für sie stehen. Unter diesen 
Voraussetzungen, Herr Bundesminister, sind 
auch wir von der Opposition zur Mitarbeit 
bereit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Luptowits. 

Abgeordneter Luptowits (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Geschätzte Damen und 
Herren! Wenn wir von Kulturpolitik reden, dann 
sollten wir uns zuerst einmal immer wieder die 
verfassungsmäßigen Zuständigkeiten ins 
Gedächtnis rufen. Kultur ist Landeshoheit. Der 
Bundesminister für Unterricht und Kunst hat 
praktisch nur die unmittelbare Hoheit in den 
vier Staatstheatern. Natürlich könnte man sich 
jetzt darüber Gedanken machen, die verfas­
sungsmäßigen Zuständigkeiten zu ändern. Ich 
habe bereits einmal hier im Hause den 
Vorschlag gemacht, man sollte sich darüber 
unterhalten, vielleicht könnte man neue Wege 
beschreiten. 

Die zweite Frage, die ich stellen möchte, ist 
die, ob der Parlamentsklub der SPÖ, ob die 
Bundesregierung eine aktive Kulturpolitik 
bejahen. 

Diese Frage ist mit einem eindeutigen Ja zu 
beantworten. Die Bundesregierung und der 
sozialistische Parlamentsklub haben schon in 
der Vergangenheit gezeigt, daß sie die Kultur­
politik dieses Landes angestoßen und einige 
Dinge auch in Bewegung gebracht haben. So 
gesehen kann man die Kulturpolitik in der 
Vergangenheit als positiv beurteilen, was man 
in bezug auf ÖVP-Alleinregierung nicht immer 
sagen konnte, wie ich hier auch schon einige 
Male gezeigt habe. 

Wo liegen also die Akzente, wo liegen die 
Positiva dieser Kulturpolitik? 

Ich glaube, zunächst darin, daß erstmalig im 
kulturellen Bereich die Demokratisierung in die 
Wege geleitet wurde! 

Zweitens in der Durchschaubarkeit der Sub­
ventionen im kulturellen Bereich. 

Drittens sollte man bei all diesen Überlegun­
gen Budgetsummen und Zahlen nicht immer 
isoliert betrachten, sondern man sollte die 
Ausstrahlung auf das gesamte kulturelle Leben 
des Landes sehen. 

Letztlich hat sich der Stellenwert der Kultur­
politik, so glaube ich sagen zu können, in 
diesem Lande in den letzten fünf Jahren 
entscheidend verbessert. Wer mit Künstlern ins 
Gespräch kommt, wer mit den Menschen, die 
das kulturelle Antlitz des Landes prägen, ob als 
Maler, als Schriftsteller oder als Schauspieler, 
spricht, der wird das bestätigen. 

14. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)100 von 137

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIV. GP - 14. Sitzung - 17. Dezember 1975 1237 

Luptowits 

Natürlich kann man in der Kulturpolitik 
keinen Fahrplan geben, kein Rezept vorschrei­
ben, sondern man kann nur den Raum beschrei­
ben, in dem sich Kulturpolitik entwickeln kann. 
Ich kann in der kurzen Zeit, die mir zur 
Verfügung steht, nur versuchen, einige Gedan­
ken, für unsere industrielle Großgesellschaft 
einen oder zwei Sätze zu sagen, wie wir uns die 
Kulturpolitik vorstellen. 

Meine überlegungen reduzieren sich auf eine 
einfache Formel: Öffnung der Kultur für breitere 
Bevölkerungsschichten, Intensivierung neuer 
kultureller kommunikativer und ästhetischer 
Aktivitäten. Oder anders ausgedrückt - ich habe 
es heute am Vormittag bereits gesagt -: Kunst 
erfahren und Kunst üben. Ich glaube, das ist die 
einfachste Formel, auf die man alle diese 
überlegungen zurückführen kann. 

Hiezu hat der Herr Bundesminister nun einen 
Maßnahmenkatalog entwickelt, der in den 
nächsten Jahren schrittweise verwirklicht wer­
den soll. Natürlich müssen alle Beteiligten 
mitmischen. Das kann nicht der Bundesminister 
für Unterricht und Kunst allein machen. Da 
müssen die Kommunen, die Länder, die Städte, 
die potenten Städte mitmachen, um hier zu 
einem Erfolg zu kommen. 

Wovon ich mir eigentlich viel verspreche, sind 
die angekündigten Kulturversuche. Ich habe 
selbst zehn Jahre lang Versuche in einem 
ländlichen Bereich, in einer Kleinstadt gemacht 
und ich muß sagen: Ich habe auch viele 
Enttäuschungen erlebt - selbstverständlich, bei 
dieser Arbeit hat man nicht jeden Tag Feiertag 
und Sonntag, hier gibt es oftmals grauen Alltag 
-, aber dann gibt es wieder großartige Erleb­
nisse, von denen man jahrelang zehrt. Ich 
glaube, man sollte diese Versuche fortsetzen. 

Ich erinnere mich sehr gut an ein Beispiel, und 
das möchte ich Ihnen erzählen, weil es so 
signifikant ist, wenn man mit Künstlern arbeitet. 
Ich habe einmal Oskar Werner zu einem 
Vortragsabend nach Spittal an der Drau eingela­
den und habe ihm geschrieben, daß ich ein sehr 
kleines Budget habe und daß meine finanziellen 
Möglichkeiten allzusehr beschränkt sind. Ich 
habe ihm 1500 S angeboten. Wer Oskar Werner 
kennt, wird sagen: Der wird wahrscheinlich 
überhaupt nicht geantwortet haben! - Es hat 
auch lange Wochen gedauert. Endlich karn ein 
Brief. Und Oskar Werner kam. Nach dem Abend 
saßen wir beisammen, und da sagte er so 
offenherzig: Wissen Sie, warum ich eigentlich 
gekommen bin? - Ich wollte den Mann 
kennenlernen, der es wagt, mir 1500 S anzu­
bieten. 

Meine Damen und Herren! Dieses Erlebnis 
hat mich in meiner Arbeit bestärkt. Das heißt: 

Man darf nicht locker lassen, auch wenn man 
manchmal Rückschläge erleidet! 

Herr Bundesminister! Wir sollten hier fortfah­
ren und die Versuche und den Weg mit dem 
Maßnahmenkatalog einleiten, und ich bin davon 
überzeugt, daß es hier zu positiven Erfolgen 
kommen wird. 

Natürlich: Dieser neue Typ kann nicht der 
Typ des Alten sein mit der reinen Passivität, 
sondern worauf es mir ankommt: Mir kommt es 
auf Animation und Aktion im kulturellen 
Bereich an! 

Es sind hier einige Dinge eingeleitet worden. 
Natürlich nicht immer mit Erfolg oder vielleicht 
nicht immer angenehm. Ich denke an die 
Versuche, die Gulda in Salzburg gemacht hat, 
ich denke an Versuche, die in Villach durch 
einen sehr jungen begeisterten Theatermann 
gemacht wurden. 

Ich glaube also, daß hier Ansätze vorhanden 
sind, und man sollte diese Möglichkeiten, die 
sich hier bieten, vor allem für das Kindertheater 
und für das Jugendtheater, man sollte diese 
Bestrebungen sehr stark unterstützen, wobei ich 
natürlich die oftmalige Unterteilung von ernster 
und unterhaltender Kunst absurd finde, weil ich 
glaube: Gerade die Durchlässigkeit bei der 
Sektoren ermöglicht erst den breiten Zugang zu 
künstlerischen Äußerungen und Mitteln. 

Daß milieubedingte Vorurteile und Hemmun­
gen abgebaut werden müssen, das ist uns 
freilich allen bekannt, die wir uns mit diesen 
Fragen seit vielen Jahren befassen. 

Ich sehe vielfach das Problem ja nicht so sehr 
in der Kunst der Veranstaltung, sondern ich sehe 
darin ein didaktisches Problem, das heißt: Wie 
führe ich den Kontakt herbei, das Gespräch 
zwischen Künstler und Zuschauer und Zuhörer, 
um diesen eben aus seiner Lethargie, aus seiner 
Gleichgültigkeit, aus seiner Passivität herauszu­
holen? Ich glaube, daß diese didaktischen 
Probleme langfristig zu erforschen und zu 
erproben wären. 

Vielleicht wäre es auch möglich, stärker 
Amateurgruppen einzubauen und Veranstaltun­
gen durchzuführen. Ich nenne einige: zum 
Beispiel die Integration reflektierender Analy­
sen in der Veranstaltung, also Gespräche, 
Seminare, Spezialangebote für Zielgruppen, wie 
Kinder, mit Anleitung zur Eigenständigkeit und 
Selbstdarstellung, wie es zum Beispiel 
Meschnik in seinem Theater schon macht. 
Beileibe keine Alibi-Veranstaltung! Damit wäre 
niemandem gedient. Tradition und Experimente 
sollten einander die Waage halten und notwen­
digerweise ergänzen, denn eines können wir 
nicht verhindern: daß aus Kindern Jugendliche 
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und aus Jugendlichen Erwachsene werden, die 
später einmal unsere Theater, unsere Musiksäle 
bevölkern sollen. Hier muß man frühzeitig 
beginnen mit allem, was dazu dient, neue Wege 
zu beschreiten, die Versuche einzuleiten, Erfah­
rungen zu bekommen, um sie dann in neue 
Modelle umzusetzen. Herr Bundesminister! Hier 
sollte der Phantasie wirklich keine Grenze 
gesetzt werden. 

Natürlich nützt das alles nichts, nützen alle 
Bemühungen nichts, wenn nicht die politische 
Einsicht in die gesellschaftliche Notwendigkeit 
der Kunst gegeben ist. Das erfordert nicht nur 
ein Umdenken aller Damen und Herren dieses 
Hauses, sondern es erfordert auch ein Umden­
ken einer breiteren Öffentlichkeit. Wenn sich 
hier die Medien richtig in den Dienst dieser 
Aufgabe stellen würden, wäre es eine sehr 
dankbare und auch, so glaube ich, eine sehr 
zielführende und vor allem, so meine ich, 
letztlich auf lange Sicht gesehen auch eine sehr 
fruchtbare Tätigkeit. 

Nun noch zu einzelnen Fakten. Österreichi­
sches Filmarchiv und Filmmuseum sind im 
Budget gut dotiert, sie waren es auch in den 
vergangenen Jahren. Ich habe mir selbst einige 
Male Veranstaltungen angesehen. Sie waren 
von hohem Niveau, sie zeugen von tiefem Ernst 
der Damen und Herren, die in diesen Gruppen 
arbeiten. Auch die UNESCO hat bestimmte 
Richtlinien herausgegeben, wie man diese 
Dinge lagern und wie man diese Dinge pfleglich 
behandeln soll. 

Zur Aktion "Der gute Film" kann ich nur 
wiederholen, was ich immer sage: Gute Ergeb­
nisse: weitere Förderung bei der Aktion "Der 
gute Film", die auch neuere Bestrebungen in ihr 
Programm aufgenommen hat, und Kollege 
Moser ist ja einer mit dabei, der diese Aktion 
sicherlich mit unterstützen wird. 

Zur Frage der Filmförderung, des Gesetzes: 
Die Materie ist sehr, sehr schwierig. Wir wissen, 
daß wir hier vielleicht - so hoffen wir - bald zu 
einem Konsens kommen. Ich möchte die 
Schwierigkeiten nicht unterschätzen, die sich 
ergeben werden. Ich bin auch immer einer 
derjenigen, die dieses Gesetz immer wieder 
gefordert haben, und es würde mich auch 
freuen, denn für mich gibt es eben nur ein e n 
österreichischen Film, und man könnte hier doch 
vielleicht eines Tages zu einer Einigung 
kommen. 

Anregen möchte ich: Vielleicht könnte man 
Preise für Film- und Fernsehforschung vorschla­
gen, Herr Bundesminister. Vielleicht wäre es 
auch möglich, ein Rahmenabkommen zwischen 
Filmwirtschaft und Fernsehen zu erzielen, denn 
die Filmlandschaft ist genauso wie die Theater-

landschaft. Man kann das nicht isoliert sehen. 
Nicht allein die Partner Bund oder Länder, 
sondern auch die Filmwirtschaft und alle 
Beteiligten müßten ihren Beitrag leisten, um 
hier zu einem entsprechenden Erfolg zu kom­
men, wobei man natürlich dem Kino eine 
Vorabspielfrist von meinethalben zwei Jahren 
gewähren könnte, um dann in das Fernsehen zu 
gehen, damit der Geschäftsertrag bei der 
Filmwirtschaft gegeben ist. 

Aber wie gesagt: Hier muß man sich eben 
etwas einfallen lassen. überhaupt bin ich ja 
schon seit vielen Jahren der Auffassung, daß 
man einen Medienverbund schaffen sollte, um 
mit allen, die beteiligt sind, die irgendwo in 
diesen Gremien an einem gemeinsamen Strang 
ziehen sollten, zu einem größeren Erfolg zu 
kommen. 

Nun einige Worte zum Theater im allgemei­
nen und zu den Bundestheatern im besonderen. 
Ich wiederhole, was ich schon einige Male 
gesagt habe: Für mich gibt es nur ein e 
Theaterlandschaft in Österreich, und man muß 
die Theaterlandschaft als Gesamtheit sehen, 
auch die Bundestheater inklusive. Natürlich 
steht dabei das Dreispartentheater zur Diskus­
sion. Wir wissen - Kollege Kaufmann weiß es 
genauso wie ich -, daß die Ländertheater hier 
mit Schwierigkeiten zu kämpfen haben. Aber 
man muß einmal den Mut haben zu sagen: So 
geht es eben nicht! Ich kann eben nicht auf 
ewige Zeit ein Dreispartentheater aufrechterhal­
ten, wenn ich nicht die notwendigen finanziellen 
Mittel habe. 

Zu den Bundestheatern: Der Bund hat vier 
Staatstheater zu erhalten. Natürlich kann man 
jetzt die Frage so diskutieren, wie sie Kollege 
Josseck diskutiert hat und wie sie Kollege 
Kaufmann diskutiert hat. Ich möchte einmal die 
Dinge etwas anders betrachten und bitte, mir zu 
folgen. 

Ich glaube, man darf die Bundestheater nicht 
allein nach ihrem Defizit beurteilen (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. G ru be r), sondern ich würde 
sagen: Die Gelder, die zur Verfügung gestellt 
werden, muß man so sehen wie in einem 
Industriebetrieb: als eine Investition. Diese 
Investition kommt ja nicht nur den Bundesthea­
tern zugute, sondern man muß dabei die 
gesamte Infrastruktur betrachten. Ja wo kämen 
die Festspiele her, wo kämen die verschiedenen 
Ländertheater hin, die städtischen Theater, die 
Bühnen, die bei den Bundestheatern verschie­
dene Dinge ausleihen? Das, glaube ich, muß 
man einmal so betrachten. 

Man sollte vielleicht auch bei der Berechnung 
immer die Pensionslasten doch zuerst einmal 
abziehen und dann die realistische Zahl nennen, 
um die es hier geht. 
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Und man sollte nicht die Beschäftigten in den 
Bundestheatern sozusagen zu Prügelknaben 
machen. Natürlich wissen wir, daß hier Mängel 
aufgetreten sind oder auftreten, daß hier 
Fehldispositionen sind. Wer würde das leugnen? 

Ich bin auch der Auffassung, daß man durch 
eine strengere, straffere Führung, vielleicht 
durch eine bessere Programmauswahl, eine 
bessere Gestaltung auch der Termine manches 
erreichen könnte. Ich will mich hier nicht 
hineinrnischen in die Aufgabe der Fachleute; ich 
bin kein Regisseur, ich bin kein Schauspieler. 
Dafür werden sie ja bezahlt, und wenn sie nicht 
entsprechen können, dann muß man sie eben 
kündigen, muß man sie eben entlassen. Man 
muß hier eben den Mut zum Wechsel haben, 
wenn die Dinge nicht in Ordnung sind. 

Aber ich glaube, daß alle Beteiligten ihr 
Bestes geben und versuchen, ihr Bestes zu tun. 
Man sollte vor allem die vielen Tausende, die 
hier beschäftigt sind, nicht in einen Topf werfen. 
Wir sollten auch einmal den Mut haben, ihnen 
zu danken, daß jeden Tag - oder fast jeden Tag­
der Vorhang in der Staatsoper, im Burgtheater, 
im Akademietheater aufgeht und die Menschen 
sich daran erfreuen. Nicht nur immer sagen: Das 
und jenes ist nicht gut, und das wäre zu 
kritisieren! 

Meine Damen und Herren, man sollte hier 
wirklich an die 40 Stunden denken und an alle 
die Dinge, die zusätzlich als Belastung gekom­
men sind, und natürlich an die dort Beschäftig­
ten; das sind ja sehr sensible Typen, vor allem, 
wenn ich an die Behandlung der Schauspieler 
und der Regisseure denke. 

Der "Zigeunerbaron": Ich habe ihn nicht 
gesehen, ich kann mir kein Urteil erlauben, aber 
ich werde ihn mir ansehen. Ich habe nur gehört, 
daß der Regisseur eine völlig falsche Auffassung 
gehabt hat und diese falsche Auffassung nicht 
durchgezogen hat. Wenn er die Auffassung 
gehabt hat, eine Operette machen zu sollen, 
hätte er sie durchziehen müssen. Aber so hat er 
eine komische Oper begonnen und eine Ope­
rette fortgesetzt. Das muß dann natürlich 
schlecht werden, das geht auf keinen Fall gut. 
Aber bitte, das ist dann eine Aufgabe des 
verantwortlichen Direktors, der diesen Regis­
seur bestellt hat. 

Aber ich glaube, das sind nur so kleine Dinge 
im Detail am Rande vermerkt, die man hier 
sagen soll, denn man sollte das Theater nicht nur 
als technokratisches und finanzielles Problem 
sehen, sondern man sollte die gesamte Infra­
struktur, die gesamte kulturelle Theaterland­
schaft sehen, wie sie von diesen Staatstheatern 
befruchtet wird. Dann schauen die Dinge 
vielleicht etwas anders aus. 

Natürlich ist das eine horrende Summe, aber 
man muß dann sagen: Wie anders? Denn man 
kann nicht nur sagen: 800 Millionen oder 600 
Millionen oder 700 Millionen Schilling!, und 
dann vom Rednerpult weggehen und sagen: So, 
und jetzt überlegt es euch!, oder: Laßt selber die 
Phantasie walten! Denn wenn ich eine Opulenz 
des Theaters haben will, wenn ich Opulenz der 
Stimmen haben will, so weiß der, der den 
internationalen Kunstmarkt kennt, der den Wert 
kennt, wie schwierig es erstens einmal ist und 
wieviel Geld das kostet. Eine Birgit Nilsson 
kostet eben ihre 100.000 S. Meine Güte, wenn 
man sie nicht haben will- schön, dann sagt man: 
Wir brauchen sie nicht. - Das war nur eine Zahl; 
vielleicht bekommt sie mehr oder weniger, ich 
weiß es nicht so genau. Aber ungefähr in dieser 
Größenordnung wird sich das abspielen. 

Meine Damen und Herren! Kulturpolitik ist 
schwierige Wirklichkeit und ein Thema, das uns 
noch immer weiterbeschäftigen wird. Und das 
ist ja gut so, denn Kulturpolitik ist etwas 
Lebendiges, und es wäre tödlich, wollte Kultur­
politik in erstarrten Formen steckenbleiben. 

Es gibt viele Fragen, auf die wir wahrschein­
lich lange keine Antwort werden geben können. 
Aber deshalb: Man sammelt Erfahrungen, und 
wenn ich an das zeitgenössische Kunstschaffen 
denke, das noch allzusehr in der Ecke der 
Narrenfreiheit sich bewegt, wobei viele nichts 
damit anzufangen wissen und vielleicht auch 
die Künstler mit schuld sind an dieser Entwick­
lung, dann glaube ich, daß wir noch ein weites 
Feld zu beackern haben. 

Aber vor einem sollten wir uns hüten: 
Kulturpolitiker sollten nicht dem Wortimperia­
lismus verfallen! Wenn wir über Kulturpolitik 
reden oder schreiben, dann sollte die Sprache 
als feinstes und sensibelstes kommunikatives 
Mittel nicht schänden dabei. Denn gerade in der 
Auseinandersetzung und in der sprachlichen 
Formung und Formulierung zeigt sich die Größe 
und die Höhe der Auseinandersetzung in der 
Kulturpolitik. 

Meine Damen und Herren! Die Kulturpolitik 
wird diese Bundesregierung und der SPÖ-Parla­
mentsklub in dem Geiste, in dem sie begonnen 
haben, weiter fortführen, und Sie alle sind 
herzlich eingeladen, dabei mitzutun. Danke 
schön. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der Herr 
Abgeordnete Kraft. 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bei allen bisherigen 
Budgetdebatten der letzten Jahre hat mein 
Kollege, mein leider allzu früh verstorbener 
Kollege Ofenböck mit großem Fleiß, mit großer 
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Energie und mit großem Verständnis zum 
Kapitel Sportpolitik gesprochen. 

Nun, wenn der Herr Kollege Luptowits 
gemeint hat, Kultur wäre ein Bereich, wo 
Teilkompetenzen beim Land lägen: auch beim 
Sport ist das so. Aber, Herr Bundesminister, 
wenn schon ein Teil der Kompetenzen beim 
Land liegt, ist das ja noch lange keine 
Entschuldigung und Begründung dafür, daß 
man mit dem anderen Teil der Kompetenz nichts 
anzufangen weiß oder nichts damit anfängt. 

Die Österreichische Volkspartei bekennt sich 
eindeutig in ihrem Grundsatzprogramm zu einer 
modernen und aktiven Sportpolitik, und wir 
haben das auch in unserem Salzburger Pro­
gramm recht deutlich zum Ausdruck gebracht. 
Ich darf ganz kurz einen Satz aus diesem 
Salzburger Programm zitieren, wo es heißt: "Um 
der gesellschaftlichen Bedeutung des Sportes 
gerecht zu werden, bedarf es einer planmäßigen 
Entwicklung des Breitensportes und einer 
tatkräftigen Förderung des Spitzensportes. Sport 
kann nie Selbstzweck, sondern nur Mittel zur 
Entfaltung der Persönlichkeit sein." 

Ich glaube, das ist ein sehr wichtiger und 
vielsagender Satz in unserem Salzburger Grund­
satzprogramm. 

Allein eine positive geistige Einstellung zum 
Sport und zur Leibeserziehung im allgemeinen 
zu dokumentieren, wäre sicherlich zuwenig. Es 
ist auch zuwenig, Herr Bundesminister, bei 
sportlichen Anlässen schön zu reden. Besser 
wäre es, etwas zu tun. Und beim "Etwas-Tun" 
sind Sie, Herr Minister, am Zug. 

Wenn die Motivation des Sportes in unserer 
Zeit in der breiten Öffentlichkeit oft ein wenig 
mißverstanden wird, dann ist das vielleicht auch 
ein wenig durch die Aussage der Massenmedien 
gegeben, weil eben die Menschen zu fast 98 
Prozent mit dem Leistungs- oder besser gesagt 
mit dem Hochleistungssport konfrontiert wer­
den. Das soll sicherlich keine Negativaussage 
gegenüber dem Hochleistungssport sein. Wir 
bekennen uns zu dem so verstandenen Hochlei­
stungssport, wir wollen unserer leistungsfrohen 
österreichischen Sport jugend absolut die 
Chance geben, sich zumindest unter annähernd 
gleichen Voraussetzungen mit der Jugend der 
übrigen Welt im freien Wettkampf zu messen. 

Es muß aber auch in aller Öffentlichkeit klar 
ausgesprochen werden, daß es die Hauptauf­
gabe der öffentlichen Hand ist, jene Aktivitäten 
zu unterstützen, die all e n Österreichern die 
Möglichkeit geben, sich sportlich zu betätigen. 

Die laufenden Arbeitszeitverkürzungen 
haben zu einer vor Jahren vielleicht noch kaum 
vorstellbaren Zunahme an Freizeit geführt. Die 

quantitative Vermehrung dieser Freizeit hat 
allerdings nicht im gleichen Ausmaß zur 
Erweiterung des Erholungsspielraums und zur 
Nützung der individuellen Entfaltungs- und 
Gestaltungsmöglichkeiten geführt. In der Frei­
zeit ist - ähnlich wie beim Konsum - ein 
deutlicher Trend zu gleichförmigen Verhaltens­
weisen festzustellen, die zu zeitlichen, aber auch 
zu örtlichen Ballungen führen. Vor allem durch 
die Gleichzeitigkeit entstehen besondere Pro­
bleme der Freizeitgestaltung. Etwa gleicher 
Ferienbeginn bei den Schulen, gleicher Arbeits­
beginn, gleicher täglicher Schulbeginn, Fixie­
rung auf ein freies Wochenende, Normierung 
der Geschäftszeiten, Konzentration des Urlaubs 
auf ein bis zwei Monate sind also wesentliche 
Faktoren für die überbeanspruchung der Infra­
struktureinrichtungen und damit für eine starke 
Reduzierung des Freizeitwertes und der eigent­
lichen Freizeit. 

Die "Nettofreizeit" kann infolge langer Ver­
kehrswege, verstopfter Straßen und überfüllter 
Freizeiteinrichtungen, wie Bäder, Sportanlagen, 
Erholungsgebiete, mit der quantitativen Ver­
mehrung der Freizeit nicht Schritt halten. 
Aufgabe einer qualitativen sozialen Wirtschaft 
wird es sein, die Freizeit nicht nur quantitativ zu 
mehren, sondern vor allem auch diese Nettofrei­
zeit zu erhöhen und die individuelle Gestal­
tungsmöglichkeit anzubieten. 

Um aber dieses Ziel zu erreichen, ist es eine 
unbedingte Voraussetzung, eine starke Vereins­
bewegung zu haben. Den vielfach oder manches 
Mal auftretenden Kritikern und Skeptikern, die 
unsere Turn- und Sportvereine gern als nicht 
überlebensfähige Relikte aus vergangenen Zei­
ten bezeichnen, möchte ich doch raten, sich 
einmal in jenen Ländern umzusehen, die 
ebenfalls den Sport sehr gern als "Volkssport" 
propagieren, wo aber die Basis für diesen 
Volkssport fehlt, nämlich die Basis der Vereine 
als Stützen und Kern eines eigentlichen, 
wirklichen sportlichen Erlebnisses. Beispiele 
dafür gibt es einige, auch in größeren Ländern, 
darunter Japan, USA, Kanada. 

Ein "Sport für alle" ist ohne die Mitwirkung 
von Vereinen so schwer realisierbar wie etwa 
die Bildung für alle ohne die Mitwirkung der 
Schulen. Daher ist auch eine Stärkung des 
Sportes in seinem Dienst an der Gesellschaft 
nicht möglich ohne die Stärkung des Vereines. 
Es geht auch dabei wieder nur darum, Impulse 
zu geben. Idealismus kann man nicht bezahlen, 
und er läßt sich auch nicht bezahlen, man kann 
ihn nur ermöglichen. Man kann wohl sagen, daß 
gerade im sportlichen Leben Tausende Ideali­
sten am Werk sind. 

Eine Aufwertung des ehrenamtlichen Sport­
funktionärs ist deshalb so wichtig, weil nur 
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durch seine Tätigkeit eine Sportausübung in 
Österreich überhaupt garantiert werden kann. 
Die Verwirklichung eines umfassenden Sport-· 
konzeptes, wie es die Österreichische Volkspar­
tei erarbeitet hat, erfordert sicherlich auch den 
Einsatz der gesamten Gesellschaft, beginnend 
mit der Familie über die Schule, die Arbeits­
stätte, die Gemeinde bis zu allen jenen 
Institutionen und Einrichtungen, deren Aufgabe 
es ist, den Menschen unseres industrialisierten 
Zeitalters ihr Leben bewältigen zu helfen. 

Die Entwicklung in der BerufsweIt geht vom 
manuellen Arbeiter zum Kopfarbeiter, von der 
Werkbank zum Schreibtisch, von der blauen 
Montur zum weißen Arbeitsmantel. Die schwe­
ren Arbeiten verrichtet zusehends rnehrund mehr 
die Maschine, der Mensch verbraucht zuneh­
mend mehr Nervenkräfte am Arbeitsplatz, aber 
auch auf dem Weg dorthin und zurück. 

Die :moderne Arbeitswelt hemmt den Men­
schen nicht nur in seinem Bewegungsdrang, sie 
legt ihm auch weitere und zusätzliche Beschrän­
kungen auf. Denken wir an Monotonie, Anony­
mität, Zwang zur Spezialisierung, soziale Isolie­
rung, Arbeitslärm, Betriebsamkeit, Fremdbe­
stimmung und anderes mehr. Es kommt daher 
gerade dieser Freizeit immer mehr die Rolle zu, 
diese schwierigen Bedingungen im Arbeitsle­
ben zu kompensieren. 

Ich möchte vielleicht ganz kurz einige 
Leitpunkte für den Bereich Schule und Sport aus 
diesem ÖVP-Konzept herausgreifen, die wir für 
ganz entscheidende Dinge halten. 

Etwa: Kein Schulneubau ohne entsprechende 
Sportstätten. 

Sicherung eines qualifizierten Sportunterrich­
tes an den Volksschulen durch entsprechende 
Ausbildung an den Pädagogischen Akademien. 

Ausbau des schulärztlichen Dienstes zur 
Förderung der Leibeserziehung an allen 
Schulen. 

Förderung der sportlich begabten und interes­
sierten Schuljugend in enger Zusammenarbeit 
mit den österreichischen Sportorganisationen. 

Turnsaalbauten sind in der Größe und 
Ausstattung so zu planen, daß die Hallen auch 
den Erfordernissen des außerschulischen Spor­
tes und der Jugendarbeit in Jugendwerken und 
Sportvereinen entsprechen und dafür auch zur 
Verfügung gestellt werden können. 

Gesetzlicher Schutz bestehender Sportanla­
gen, vor allem im dichtverbauten Gebiet, und 
Sicherung entsprechender Flächen bei Neupla­
nungen von Siedlungen. 

Sport als fester Bestandteil in der Sonderpäd­
agogik, der Behindertenförderung und der 
Rehabilitation in verschiedenen Bereichen. 

Verstärkte Förderung des Versehrtensportes 
mit der Zielsetzung, eine Integration in die 
Gesellschaft über den Sport zu erreichen. 

Der Mensch von heute wird ja von Kindheit an 
in seiner Bewegung eingeschränkt. Ursachen 
dafür sind Kleinwohnungen, überfüllte Kinder­
gärten, fehlende Spielplätze, Freizeitgewohn­
heiten der Eltern und dergleichen mehr, wie 
etwa Autoausflüge, FernsehnachmiUage, Fern­
sehabende. 

Diese Beschränkung, diese Einschränkung 
der Bewegungsfreude setzt sich fort in der 
Jugendzeit. Die Schulzeit ist zu einer Sitzzeit 
geworden. Es gibt an sich erschreckende 
Statistiken, wie viele Haltungsschäden allein 
durch mangelhafte Schulmöbel entstehen, wo 
sich 12-, 13jährige in Schulbänke hineinzwän­
gen müssen, in denen sie auch als 6-, 7- und 
8jährige gesessen sind. 

Die Bewegungsarmut setzt sich sicherlich fort 
im weiteren Berufsleben. Die Folgen sind: Das 
Büroherz, Kreislauflabilität, Haltungsschwä­
chen, Haltungsfehler mannigfacher Art. Die 
Bedrohung der Gesundheit ist heute auch 
deshalb so akut, weil vielfach mehrere Ursachen 
zusammenwirken und oft auch zusammen 
auftreten. 

Herr Bundesminister! Vielleicht auch deshalb, 
weil das Gesundheitsministerium eine der 
Schwachstellen in dieser Regierung ist, tragen 
Sie mit Ihren Kompetenzen, die Sie für den Sport 
haben, erhöhte Verantwortung und Sie sollten 
diese Kompetenzen noch besser verwerten 
und besser einsetzen, als das bisher vielleicht 
der Fall war. 

Sowohl in der Regierungserklärung des Herrn 
Bundeskanzlers als auch in der Budgetrede des 
Herrn Finanzministers sind die Bereiche des 
Sportes, der körperlichen Ertüchtigung mehr als 
stiefmütterlich behandelt. Man gebrauchte 
nichtssagende Formulierungen. Eine solche 
Formulierung habe ich mir herausgegriffen, 
etwa was das Tunisaal-Fertigteil-Sonderpro­
gramm betrifft: Es "soll ... in Angriff genom­
men werden", 1 0 Millionen Schilling sind dafür 
im Bautenministerium veranschlagt. Interessie­
ren würde uns, Herr Minister, eben die 
Gewißheit. Oder: Haben Sie die Gewißheit, daß 
das in Angriff genommen wird? 

Oder es heißt in den Erläuterungen zur 
Budgetrede: "Für die Bereiche Sport, außerschu­
lische Jugenderziehung und Erwachsenenbil­
dung sind die entsprechenden Mittel 
vorgesehen. " 

Herr Minister! Wir glauben eben solchen 
Formulierungen nicht, weil wir allzu oft erlebt 
haben, daß man sich darauf nicht verlassen kann 
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bei dieser Bundesregierung. (Zustimmung bei 
der ()VP.) 

Wenn man schon bei den Zahlen ist: Herr 
Minister, Sie wissen genau, daß die Länder eine 
sehr erhebliche Kompetenz für den Sportbereich 
haben, aber - das miteingerechnet und mitbe­
achtet - daß eigentlich die Länder Sie mit den 
Sportausgaben weit in den Schatten stellen, daß 
von den Ländern her großartige Leistungen -
Sportförderung für körperliche Ertüchtigung -
erbracht werden. 

Ein paar Vergleiche in Zahlen: Die Ausgaben 
der Länder, der Anteil an den Ausgaben der 
Länder - nicht eingerechnet die Beträge aus den 
anderen Ressorts, die ja auch für Sport und 
außerschulischen Sport mitveranschlagt werden 
-, und die Ausgaben, die Aufwendungen, die 
Sie tätigen: 

Im Jahre 1973 gaben die Länder dafür 0,36 
Prozent der Gesamtausgaben aller Länder aus, 
der Bund 0,16 Prozent. 

1974: die Länder 0,45 Prozent, der Bund 0,19 
Prozent. 

1975 - laut Voranschlag -: die Länder 0,40 
Prozent, der Bund 0,17 Prozent. 

Sehr erfreulich ist - das darf ich als 
Oberösterreicher feststellen -, daß die oberöster­
reichischen Ausgaben im Vergleich oder im 
Konzert mit den übrigen Bundesländern sehr 
deutlich hervorstechen. Sie, Herr Minister - das 
möchte ich dankenswerterweise auch hier 
erwähnen und anerkennen -, haben die ober­
österreichische Sportpolitik einmal auch als eine 
sehr gute Sportpolitik oder überhaupt als "die 
Sportpolitik schlechthin" hingestellt und 
erwähnt. 

Herr Bundesminister! Sie lassen sich sehr 
gerne - auch von den Zeitungen; das liest man 
oft - als den obersten Sportchef in Österreich 
feiern; Sie fühlen sich zumindest in dieser 
Sonne, die hier auf Sie strahlt, sehr wohl. Was 
heißt das, Herr Bundesminister? Sie sind 
nämlich nicht der Vorsitzende der Bundessport­
organisationen, sondern nur, wie Sie sagen, .. , 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Sc h ne 11.) Da paßt 
etwas nicht zusammen: Sie haben keine oder 
zuwenig Sportkompetenzen. 

Ein paar Sätze auch noch zum Bundessportför­
derungsgesetz. Herr Bundesminister! Fördern ja 
- bestimmen nein, helfen ja - lenken nein. Um 
es vielleicht auch mit einern sportlichen Ver­
gleich auszudrücken: Sie sollen und Sie können 
ruhig der Kurssetzer dieser österreichischen 
Sportpolitik sein, Sie brauchen nicht Applaudie­
rer am Pistenrand zu sein, aber setzen Sie einen 
flüssigen Kurs für diese österreichische Sport­
politik! 

Herr Minister! Haben Sie vielleicht einmal 
darüber nachgedacht, ob Sie mit Ihren Kompe­
tenzen nicht doch ein bißchen nur den Höchst­
leistungssport überbevorteilen? Ich habe nichts 
gegen den Höchstleistungssport, aber es wäre 
nach meinem Dafürhalten halt doch nicht 
verboten, daß Sie, Herr Bundesminister, auch für 
andere Bereiche, für den Breitensport in vielen 
Sparten aktiv werden, nämlich auch finanziell 
aktiv werden und diese Bereiche nicht alle den 
Ländern überlassen. Sie fühlen sich in diesen 
Strahlen sehr wohl, in den Strahlen, die die 
Länder für Sie bezahlen. Ich möchte gar nicht 
behaupten, daß Sie sich hier ausschließlich mit 
fremden Federn schmücken, aber einige fremde 
Federln auf Ihrem Hut sind hier doch dabei. 

Ich habe es schon erwähnt: Die Beiträge, die 
Sie den Ländern geben, sind an sich ein 
Pappenstiel, und damit könnten ja die Länder an 
sich sehr wenig anfangen. 

Herr Minister! Sie halten bei verschiedenen 
sportlichen Anlässen sehr schöne Reden, 
machen große Aussagen: Unabhängigkeit des 
Sports, freie Entscheidung des Sports, keine 
Lenkung über die Förderung. - Herr Minister! 
Ich hoffe nur, daß diese Aussagen auch wirklich 
Realität sind und Realität bleiben. 

Eine weitere Frage - kurz im Telegrammstil 
ein paar Punkte noch -: Herr Minister! Sind alle 
Schulsportaktionen auch mit den Sportorganisa­
tionen abgesprochen - ich denke hier an die 
Aktion Schulfußball -, abgesprochen etwa mit 
dem Osterreichischen Fußballverband? Ich 
denke in erster Linie an eine Nachwuchsheran­
führung in den Sportorganisationen, in den 
Dach- wie auch in den Fachverbänden. 

Es hat heute ein Vorredner schon erwähnt, 
daß es etwa im ländlichen Bereich noch immer 
eine so erschreckend hohe Anzahl von Nicht­
schwimmern gibt, daß es jedes Jahr zu 
bedauerlichen und doch ziemlich vielen 
Badeunfällen kommt. Herr Minister! Bei jeder 
Pressemeldung über ein ertrunkenes Kind im 
Sommer etwa müßten Sie ja zusammenzucken, 
und Sie müßten schwere Gewissensbisse haben, 
denn, Herr Minister, hier könnten Sie ja etwas 
tun und hier könnten Sie diese Aktionen doch 
ein bißchen ernster nehmen, als das bisher der 
Fall war. (Beifall bei der {)vp. - Zwischenruf des 
Abg. Ha a s .} Meine Herren Kollegen! Wenn Sie 
ein bissei dazwischenhusten wollen, so sind die 
Zwischenrufe ja nicht sehr ernst zu nehmen, 
aber sie beweisen mir, daß in Ihrer Fraktion auch 
in der Bildungspolitik noch viel zu tun ist. 
(Zustimmung bei der {)VP.} 

Herr Minister! Eine weitere Frage. Wäre es 
nicht angebracht, darüber nachzudenken, ob die 
gesamte Förderungsstruktur überhaupt noch 
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zeitgemäß ist und ob mit dieser derzeitigen 
Förderungsstruktur eine optimale Effektivität 
der Förderung erreicht wird?, wobei ja der Sinn 
der Förderung - das muß man immer wieder klar 
herausstreichen - nicht der ist, daß man irgend 
etwas im sportlichen Leben bezahlt, sondern 
der, daß man Anreize gibt, daß man Impulse 
schafft, daß man Anregungen zu Eigeninitiati­
ven der freien Sportverbände und Sportvereine 
gibt. 

Ein weiteres Problem, das unlängst an mich 
als Obmann eines Elternvereines einer AHS 
herangetragen wurde. Es betrifft'die Schulschi­
kurse. Mir wurde mitgeteilt, daß sich etwa 50 
Prozent der Schüler aus den Klassen, die heuer 
für Schulschikurse vorgesehen sind, abgemeldet 
haben. Diese Zahl ist erschreckend hoch. Das 
war noch nie oder in den letzten Jahren 
zumindest nicht in diesem Ausmaß der Fall. Die 
Begründung dafür ist: Weil die Schikurse zu 
teuer sind! Weil der Aufenthalt, die Ausrüstung 
zu teuer ist! Weil die Unterkünfte teuer sind, 
weicht man oft auf schlechte Unterkünfte aus, 
daher wenig Interesse! Nachher besteht sowieso 
keine Möglichkeit, Schi zu laufen!, und derglei­
chen mehr. 

Herr Minister! Sie haben selber einmal 
gesagt, daß bei der Schulbuchaktion - diese 
Dinge kommen ja immer wieder in diesem 
Zusammenhang - durchaus die Möglichkeit 
wäre, etwas einzusparen. Wenn ich mich richtig 
erinnere, sprachen Sie von etwa 100 Millionen. 

Herr Minister! Die Kinder dieser Schule, wo 
ich Elternvereinsobmann bin, haben auch früher 
kostengünstige, wenn nicht überhaupt kosten­
lose Bücher gehabt, keine bakterienverseuchten 
Bücher, aber sie sind früher alle auf Schikurs 
gefahren. Jetzt kriegen sie auch die Bücher, aber 
auf Schikurs fahren nur mehr die Hälfte. 

Herr Minister! Mir geht es wieder darum: 
Nicht daß Sie den Schikurs bezahlen, nicht daß 
Sie die Kosten übernehmen, aber daß Sie 
vielleicht mit einer Beihilfe einen Anreiz für 
diese sportliche Betätigung der Jugend in diesen 
Schulen geben. 

Herr Bundesminister! Hohes Haus! Für eine 
umfassende, zielstrebige Sportpolitik wären 
sicherlich mancherlei Voraussetzungen zu 
schaffen, Voraussetzungen in der Bildungspoli­
tik, in der Gesundheitspolitik, in der Jugend­
politik, in Raumordnung, Städtebau, Siedlungs­
bau, Umweltschutz und dergleichen mehr, aber 
auch Voraussetzungen, die oftmals wenig oder 
gar kein Geld kosten. 

Herr Minister! Im Sportkonzept der ÖVP sind 
eine ganze Reihe von guten Vorschlägen 
angeführt. Ein ÖVP-Konzept für eine vernünf­
tige, wie wir glauben, zielführende Sportpolitik 

ist also vorhanden. Wir bieten Ihnen diese 
klaren und wohldurchdachten Vorschläge, die­
ses Konzept an. Bedienen Sie sich, Herr 
Minister! 

Wir glauben auch, Herr Bundesminister, daß 
Ihre Sportpolitik, wie das bisher manches Mal 
der Fall war, einfach nicht das Solarium für Ihre 
persönliche Publicity sein darf. (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Bundesminister! Wenn Sie bereit wären 
- was wir hoffen und wünschen -, auf diese 
Vorschläge, die wir von der ÖVP Ihnen hier 
vorlegen, einzugehen, indem Sie diese Vor­
schläge mit in Ihre Sportpolitik integrieren, 
dann, glaube ich, können wir in absehbarer Zeit 
zu einer wirklich zielführenden Sportpolitik 
kommen. Wir könnten letztlich auch diesen 
Sport tatsächlich und überall in diese Gesell­
schaft integrieren, und der Sport würde sicher­
lich damit auch einen Beitrag leisten zur 
Selbstentfaltung der Menschen, zum Erleben 
der Gemeinschaft, zum Ausgleich gegenüber 
der einseitigen Arbeitsbelastung, zum Abbau 
der in der heutigen Gesellschaft besonders 
ausgeprägten Aggressivität, aber sicherlich 
auch zur Darstellung von Pluralität in diesem 
Staate, zur sinnvollen Freizeitgestaltung auf der 
Basis - das betone ich nochmals - der 
Freiwilligkeit, und es würde letztlich ein Sport 
als Lebensertüchtigung für die Menschen dieses 
Landes sein. 

Benützen Sie, Herr Bundesminister - und 
damit komme ich zum Schluß -, die Sportpolitik 
in Österreich nicht nur zum Aufmascherln Ihres 
Ressorts, sondern geben Sie dem Sport in 
Österreich mit den Kompetenzen, die Sie haben, 
jene gesellschaftliche Stellung, die ihm auf 
Grund seiner Bedeutung für die Menschen 
dieses Landes zukommt, wie sie aber auch der 
Idealismus Zigtausender Funktionäre und 
begeisterter aktiver Sportler, aber auch das 
Interesse Hunderttausender Fans und Sportkon­
sumenten in Osterreich erfordert. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesminister Dr. Sinowatz. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst Dr. 
Sinowatz: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Da ja kaum Aussicht 
besteht, daß im Verlauf des heutigen Abends 
mehr Interessenten an der Bildungs- und 
Kulturpolitik zu erwarten sind, darf ich verspre­
chen, daß meine Ausführungen sehr kurz sein 
werden und daß ich gleich jetzt einige Probleme 
anschneide. (Abg. Dr. K ö ni g: Unsere Fraktion 
ist jedenfalls stärker vertreten!) Ich freue mich 
darüber, Herr Abgeordneter König, ich begrüße 
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es sehr, ich werde ganz besonders zu dieser 
Seite des Hauses reden. (Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herre~"i; Gc.nz nüchtern 
und ganz ruhig sei eines gesagt: Die notwendi­
gen Leistungen für Schule, Hochschule, Wissen­
schaft, Forschung und Kultur müssen auch in 
einer Zeit der budgetären Anspannung finan­
ziell erbracht werden können. Aber es hieße, 
daß wir uns im luftleeren Raum bewegten, wenn 
wir nicht auch in der Bildungs- und Kulturpolitik 
immer wieder die Beziehung zur Haushaltspoli­
tik herstellen würden. Und deswegen muß 
immer wieder eines festgestellt werden: Daß wir 
die Bildungsexpansion der sechziger und der 
siebziger Jahre bewältigen konnten, die so 
gewaltig wie noch nie in der Schulgeschichte 
Österreichs gewesen ist, das ist ein wirklich 
großes Ereignis. 

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, dabei 
nicht Unterschiede zu machen zwischen einer 
quantitativen und einer qualitativen Bildungs­
politik. Das hieße doch, bei Schlagworten zu 
bleiben. Wenn man die Zahl der Lehrer von 
58.000 auf 72.000 erhöht, dann ist das zwar eine 
quantitative Feststellung, hat aber doch eine 
unerhört qualitative Wirkung für die Bildungs­
landschaft. 

Wenn man feststellt, daß 1967/68 noch 21 
Prozent aller Klassen der allgemeinbildenden 
höheren Schulen mit einer Überschreitung der 
Klassenschülerhöchstzahl rechnen mußten und 
daß das nunmehr in diesem Schuljahr auf 4 
Prozent herabgedrückt werden konnte, dann ist 
das auch eine quantitative Feststellung, die aber 
doch ein~ unerhört qualitative Wirkung hat. 

Auch bei den Schulversuchen, Herr Abgeord­
neter Gruber, ist es dasselbe. Nicht allein 
deswegen, weil wir so viele Schulversuche 
durchführen, ist das bemerkenswert, sondern 
auch deshalb, weil über die Schulversuche 
unerhört geistige Reserven in der Lehrerschaft 
mobilisiert werden. Auch von diesem Stand­
punkt aus halte ich die Quantität der Schulver­
suche für nicht uninteressant. 

Die Veränderung der Schulbesuchsquote an 
weiterführenden Schulen - auch das ist eine 
vorerst quantitative Feststellung -: 1969/70 23 
Prozent der 15- bis 19jährigen, 1974/75 30 
Prozent, und unser Ziel mit dem Schulbaupro­
gramm und dem Schulentwicklungsprogramm 
1980, 1981, 1982: 34 Prozent. Das wieder ist ein 
sehr wesentlicher Bestandteil einer Bildungspo­
litik, die sich auch als Sozialpolitik versteht im 
Hinblick auf die Schaffung von gleichen 
Bildungschancen. 

Natürlich sind in manchem europäischen 
Land der Enthusiasmus und der Elan in der 
Bildungspolitik in den letzten Jahren zurückge-

gangen. Aber, meine Damen und Herren, wir in 
Österreich haben in den letzten Jahren eine sehr 
realistische Bildungspolitik gemacht. Wir haben 
die Gegebenheiten beachtet, unsere Bildungs­
politik baut auf Kontinuität auf, wir können sie 
daher jetzt fugenlos fortsetzen. Wir haben 
keinen Extremkurs gesteuert, und deswegen ist 
es nicht notwendig, daß wir jetzt eine Kurskor­
rektur vornehmen. 

Meine Damen und Herren! Das Schulunter­
richtsgesetz ist geradezu ein Beispiel für die 
Schul politik, die wir in diesem Land gemacht 
haben. 

Zuerst steht die Konzeption, zuerst war die 
Konfrontation mit der Erziehungswissenschaft 
da, mit der Schulpraxis, mit der Bildungspolitik 
in der Schulreformkommission. Viele Jahre 
eigentlich gemeinsame Besprechungen, 
gemeinsames Ringen um dieses Schul unter­
richtsgesetz. 

Dann kam die Phase des Beschlusses: auch 
hier im Parlament, im Unterrichtsausschuß eine 
wirklich vorzügliche Arbeit, eine unerhörte 
Arbeit, wenn ich denke, daß wir mehr als 100 
Stunden beisammengesessen sind und an die­
sem Gesetz gearbeitet haben. 

Wir werden uns daran gewöhnen müssen, daß 
sich an diese bei den Phasen eine dritte Phase 
anschließt: die Phase der Realisierung, das 
Umsetzen in die Schulwirklichkeit, die Informa­
tionsnotwendigkeit, die damit verbunden ist, die 
Instruktion aller Beteiligten, die Erprobung, zum 
Teil auch die Gewöhnung an das neue Gesetz 
und die Reparatur dort, wo es notwendig ist, daß 
etwas geändert werden muß. 

Dann erst kommt auch beim Schulunterrichts­
gesetz die Weiterentwicklung, denn dieses 
Gesetz ist zweifellos Ausgangspunkt für viele 
Weiterentwicklungen im pädagogischen 
Bereich. 

Unter permanenter Erneuerung in kontrollier­
ten Schritten verstehe ich: Immer wieder 
Hinterfragen, wo man steht, und so ist auch 
dieser Passus in der Regierungserklärung zu 
verstehen, daß wir immer trachten müssen, die 
Beteiligten nicht zu überfordern, eine ruhige 
Weiterentwicklung zu sichern. 

Ich bekenne mich zum Schulunterrichtsgesetz 
und ich bin sehr, sehr froh, Herr Abgeordneter 
Dr. Gruber, daß Sie dieses Kind nicht verleug­
nen. Wir haben uns gemeinsam darum bemüht. 
Es ist ein großes, ein wichtiges und ein 
zeitgemäßes Gesetz, und die Fehler, die heute 
genannt worden sind, werden wir beseitigen. 
Wir werden lernen, es zu handhaben. 

Die letzten Nachrichten aus der Schule zeigen 
ja schon - der Abgeordnete Schnell hat es 
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bereits berichtet -, daß das zweite Jahr des 
Schulunterrichtsgesetzes mit weit weniger 
Schwierigkeiten verbunden sein wird, als es das 
erste war. 

Es ist wirklich kein Grund vorhanden - das 
möchte ich dem Abgeordneten Peter sagen -, 
anonyme Beschwerden an das Ministerium zu 
richten. Ich darf sagen: Es kommen so viele 
Hinweise, so viele Nachrichten aus der Schule, 
die durchwegs die Namen der Professoren oder 
die Namen der Elternvereinsmitglieder und 
auch - das freut mich sehr - die Namen der 
Schülervertreter aufweisen. Gerade diese Hin­
weise aus der Schule sind die Grundlage für die 
Arbeit, die wir jetzt im Ministerium zur 
Reparatur dieses Gesetzes - wenn ich diesen 
Ausdruck verwenden darf - begonnen haben. 

Nun zur Frage der Entwicklung der Schüler­
zahlen in unserem höheren Schulwesen. Meine 
Damen und Herren! Eine demokratisch fun­
dierte Verfassung läßt eine zwingende Bedarfs­
steuerung im Bildungsbereich nicht zu. Wir 
wollen das auch nicht. Trotzdem müssen wir uns 
immer wieder um ein Gleichgewicht zwischen 
dem gesellschaftlichen Bedarf und dem indivi­
duellen Anspruch bemühen. Das ist wünschens­
wert. Das ist die Zielsetzung, die wir vor uns 
haben. 

Unsere Aufgabe ist nun, ein möglichst hohes 
Maß an Chancengleichheit zu schaffen. Mir ist 
klar, daß ich hier nur von einem "möglichst 
hohen Maß" sprechen kann, daß wir ein sehr 
breit gefächertes Angebot im Schulsystem 
machen müssen, daß wir alle sozioökonomi­
sehen und soziokulturellen Maßnahmen ergrei­
fen müssen, um den Bildungsgang zu erleich­
tern, und daß wir den Fragen der Bildungsbera­
tung, der Berufsberatung und der Berufsfor­
schung ein sehr großes Augenmerk zuwenden 
müssen, wobei wir uns aber auch über die 
Problematik der Berufsforschung klar sein 
müssen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man sich die 
soziale, die technische Entwicklung der letzten 
zwei Jahrzehnte vor Augen führt und das 
transformiert auf die zwei Jahrzehnte, die vor 
uns liegen, und überlegt -, ich sagte es einmal 
schon -, daß jene jungen Menschen, die heute 
unsere Schulen besuchen, im Jahr 2000 im Zenit 
ihres Lebens stehen werden, dann ist es nicht 
leicht zu eruieren, welche Berufe es dann geben 
wird, dann ist es nicht leicht festzustellen, 
welche Städte, welche Lebensformen es geben 
wird. Ich glaube, gerade deswegen müssen wir 
auch die kulturpolitische Perspektive der Bil­
dungspolitik immer im Auge haben, die indivi­
duelle Anpassungsfähigkeit im geistigen 
Bereich und die geistige Flexibilität dieser 

Menschen, die sich im Jahre 2000 bewegen und 
die diese Zeit bewältigen werden müssen. 

Wir haben tatsächlich, Herr Abgeordneter 
Gruber, zurzeit die umfangreichsten Lehrplanar­
beiten seit dem Beginn der sechziger Jahre. Ich 
muß sagen, daß Ihr Hinweis, daß letzten Endes 
die Ausarbeitung der Lehrpläne gewissermaßen 
kein anonymes Unterfangen bleiben darf, durch­
aus berechtigt ist. Nur: Alle diese Lehrplanar­
beiten werden von Projektgruppen, von Arbeits­
gemeinschaften durchgeführt. 

Doch eines: Auch ich bin Ihrer Auffassung, 
daß die große Zielsetzung letzten Endes eine 
bildungsp 0 I i t i sc h e Aufgabe ist und daß wir 
uns dieser Aufgabe gar nicht entledigen können, 
wenn wir unseren politischen Auftrag ernst 
nehmen. Ich bin daher durchaus Ihrer Meinung, 
daß wir uns hier einschalten sollen und 
einschalten müssen, nicht zuletzt deswegen, um 
diese Ambivalenz - von der der Herr Abgeord­
nete Schnell zu Recht gesprochen hat und der 
der Herr Abgeordnete Peter unterlegen ist, fast 
möchte ich sagen: ohne es zu bemerken -
bewältigen zu können, nämlich einerseits zu 
sagen, daß die Lehrpläne entrümpelt gehören, 
daß man diesen Leistungsdruck nehmen soll, 
daß man vieles beseitigen muß, und auf der 
andern Seite zu meinen, daß man die jungen 
Menschen mehr fordern muß, daß zu wenig 
Leistung in der Schule gefordert wird. Das 
stimmt schon, daß man nach beiden Seiten hin 
arbeiten muß und daß beide Seiten Beachtung 
finden müssen. Und das zu entscheiden, diese 
Linie zu finden, das ist letzten Endes eine 
bildungsp 0 I i t i s c h e Aufgabe. 

Ich möchte heute in dieser Stunde nicht lange 
über die Mathematik, die neue Mathematik -
um nicht von der Mengenlehre zu sprechen -
referieren. Ich möchte nur eines sagen: Auch 
hier haben wir in Österreich eine sehr maßvolle, 
behutsame Vorgangsweise gewählt. Und wir 
werden darüber hinaus auf Grund der Umfra­
gen, die wir schon vor der Diskussion in der 
Öffentlichkeit über die neue Mathematik durch­
geführt haben, eine Eriquete mit allen Beteilig­
ten veranstalten und werden über die Frage der 
Mathematik in der Schule übernaupt sehr 
ausführlich sprechen. 

Die Schulbuchaktion, Herr Abgeordneter 
Gruber, ist ein Kind, das von Ihnen nicht geliebt 
wird. Sie waren ja auch nicht bei der Konzeption 
dabei. Das gebe ich gerne zu. Es wird sicherlich 
bei der Debatte über den Rechnungshofbericht -
den ich sehr ernst nehme und den ich sehr genau 
studiert habe - Zeit sein, sehr ausführlich über 
die Schulbuchaktion zu reden, über die Frage, 
ob man den Buchhandel ausschalten soll und 
ausschalten kann. Reden wir darüber, ob die 
Entwicklung des Arbeitsbuches uns etwas wert 
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ist oder ob wir darauf verzichten wollen; ob die 
Erneuerung des Schulbuches eine pädagogische 
Aufgabe ist, für die einzutreten es wert ist oder 
nicht; ob man die Verteuerung, die entstehen 
würde, würde man dieses Modell anwenden, 
von dem Sie, Rechnungshof und ÖVP, einen 
Namen genannt haben, ob man also die 
Verteuerung, die durch eine verminderte Auf­
lage, durch Buchbinderkosten, Administration 
und Papierkosten, jährlichen Verlust, eintreten 
würde, so ohneweiters hinnimmt; oder ob man 
auf diese kulturelle Infrastruktur verzichten 
möchte, die letzten Endes auch durch die 
Schulbuchaktion geschaffen worden ist. 

Eines steht fest: Unsere Maßnahmen -
Grundausstattung , Festlegung, Einführung 
eines Limits, bessere InforIIiation, Kontrollsy­
stem - haben sich bewährt. Es sind bis 5. 
Dezember 13 Millionen Gutscheine eingelöst 
worden. 10 bis 15 Prozent weniger, als meine 
Prognose lautete, sind eingetreten. Kosten 
bisher 825 Millionen Schilling, veranschlagte 
Kosten 1100 Millionen Schilling, also trotz der 
Verteuerung der Bücher, die man ja abziehen 
muß, doch eine gewaltige Verringerung zum 
Vorjahr. 

Meine Damen und Herren! Über die Erwach­
senenbildung wird ja noch gesprochen werden. 
Nur eines, Herr Abgeordneter Gruber: Abgese­
hen davon, daß in den letzten Jahren eine, und 
zwar die einzig wirkliche Erhöhung des 
Budgets auf diesem Gebiet durchgeführt wurde, 
sollte man - ich habe das versucht bei der Feier 
,,25 Jahre Volkshochschulverband" - nicht nur 
über die Subvention bei der Erwachsenenbil­
dung reden. Hier gibt es Probleme, über die 
auch einmal im Zusammenhang mit der Frage 
Sport, Einflußnahme des Staates auf den Sport, 
Aufgaben des Sports gesprochen werden sollte. 

Es ist heute sicherlich nicht die Zeit dazu, aber 
zum Sport nur eines, Herr Abgeordneter. Sport 
ist Angelegenheit der Länder, Kompetenz der 
Länder. Aber gerade seit es den Sportstättenleit­
plan gibt, also seit 1970/1971, fördert der Bund 
ganz entscheidend, wenn auch subsidiär, wie 
das die Verfassung vorsieht, den Sportstätten­
bau. Das ist eine Maßnahme, die gemeinsam mit 
den Ländern, mit jedem einzelnen Land abge­
sprochen wird, eine Maßnahme, die ich für 
überaus bedeutsam für die Entwicklung der 
Sportstätten in Österreich halte. 

Es gibt im Bereich des Sports eine wirklich 
gute Zusammenarbeit mit den Ländern, auch 
eine gute Zusammenarbeit mit den Sportverbän­
den. Diese Aktion Schülerfußballmeisterschaft 
ist geradezu ein Beispiel dafür, weil hier eine 
Arbeitsgemeinschaft gegründet wurde, in der 
Sport, Schulsport, Fußballverband und Wirt­
schaft vertreten sind. 

Meine Damen und Herren! Das mit den 
Skikursen hätte ich doch ein bisserl anders 
formuliert und etwas klarer gesagt, nämlich daß 
im Grunde genommen viel mehr Klassen an den 
Schulskikursen teilnehmen möchten, als wir das 
leider Gottes zu veranstalten imstande sind. Das 
ist nämlich die Wahrheit. 

Was das Schwimmen betrifft: Hier haben wir 
Gewaltiges getan, nicht zuletzt dadurch, daß mit 
dem Hallenbäderprogramm im Grunde genom­
men mehr Hallenbäder errichtet worden sind, 
als es vorher überhaupt gegeben hat. 

Nun zur Kultur ein Wort. 

Zur Filmförderung nur eines: Ich habe nie ein 
Hehl daraus gemacht, daß ich manche Probleme 
am Beginn für leichter zu bewältigen gehalten 
habe, als sie sich nachher erwiesen haben. Das 
zuzugeben ist, glaube ich, durchaus in Ordnung. 
Man sollte es lieber tun als es' verschweigen. 

Aber daß bei der Filmförderung nichts 
geschehen ist, das stimmt nicht, Herr Abgeord­
neter Kaufmann. Bitte, lesen Sie den letzten 
Kunstbericht, Seite 25. Sie sehen, daß seit dem 
Bestehen des Filmbeirates in Österreich gerade 
für den künstlerischen Film eine Förderung 
gefunden wurde, wie das seit langem in 
Österreich nicht der Fall gewesen ist. 

Nun zu den Bundestheatem ein Wort. Meine 
Damen und Herren! Ich kann Sie nur darum 
bitten, dieses Problem sehr kritisch, aber doch 
auch sehr sachlich zu behandeln. Herr Abgeord­
neter Kaufmann, wissen Sie, wenn man die 
Fragen so aufzäumt, daß man eine Inszenierung 
danach beurteilt, wieviel Kubikmeter Holz 
verwendet worden sind, dann ist das draußen in 
der Öffentlichkeit sehr, sehr imposant, und man 
kann damit zweifellos Eindruck schinden. Es hat 
einmal ein Kollege von Ihnen - den Namen 
möchte ich nicht nennen - im Rundfunk vom 
Mantel der Turandot gesprochen, der 1 Million 
Schilling gekostet habe. Es hat sich herausge­
stellt, daß die Arbeitskosten nur 7000 S ausge­
macht haben und daß die" Turandot" noch unter 
einem ÖVP-Minister inszeniert worden ist. 

Ich meine, man soll die Probleme bitte 
sachlich behandeln. Sie sind ohnehin sehr, sehr 
schwierig. Sie sind im Grunde genommen nicht 
allein national heute für uns so interessant -
wenn ich an die Länderbühnen denke, die 
dieselben Sorgen haben -, sondern auch 
international. Paris: eine Oper mit einem 
Aufwand von 350 Millionen Schilling bei 150 
Spieltagen! Wir haben einen Aufwand von etwa 
270 Millionen Schilling bei 300 Spieltagen. 
Hamburg, München: etwa 250 Millionen Schil­
ling. Sie wissen es aus der Presse, was sich an 
der Mailänder Scala, was sich in New York 
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abgespielt hat, welche Sorgen man in London 
hat. 

Alles das weist darauf hin, daß das Problem 
der Erhaltung der Theater in unserer Zeit ein 
unerhört schwieriges geworden ist. Die Kosten 
steigen hier so wie überall anderswo in 
Betrieben. Nur, die Maßnahmen, die in anderen 
Betrieben getroffen werden können: Rationali­
sierungsmaßnahmen und ähnliches, kann man 
im künsterischen Bereich nicht erwarten. Daraus 
ergeben sich die Schwierigkeiten. 

Aber ich möchte es mir gar nicht leicht 
machen und möchte nicht nachdrücklich sagen, 
daß 1967 der Anteil der Bundestheater am 
Budget 0,59 des Gesamtbudgets ausgemacht hat 
und daß er im jetzigen Budget 0,48 beträgt. Ich 
möchte nicht davon reden, daß die Abgangser­
höhung in den letzten Jahren immer gesunken 
ist. 

Ich möchte sagen, daß der Rechnungshofbe­
richt, den Sie angeschnitten haben und der jetzt 
bei uns bearbeitet wird, zweifellos ein sehr 
wertvolles Dokument ist, daß dieser Rechnungs­
hofbericht sehr kritisch ist, daß dieser Rech­
nungshofbericht auf viele Probleme aufmerksam 
macht, aber vor allem auch eines zeigt: daß wir 
hier ein Problem haben, das in vielen Jahrzehn­
ten gewachsen ist. Ich gebe zu, daß bisweilen 
dieser gewaltige Betrieb ein Eigenleben ange­
nommen hat. Ich möchte das an die Spitze 
stellen, was Sie am Ende gesagt haben, Herr 
Abgeordneter Kaufmann: Daß wir uns zu den 
Bundestheatern bekennen, weil wir uns zu 
unserer kulturellen Vergangenheit bekennen. 

Gerade weil Sie als Generalsekretär des 
Steirischen Herbstes selbst erlebt haben, wie 
bisweilen ohne Wissen um die Zusam~enhänge 
in der Öffentlichkeit falsch diskutiert werden 
kann, würde ich Sie bitten, mit uns gemeinsam 
sachlich diese Frage zu besprechen, damit 
Emotionen, die unter Umständen geweckt 
werden und dazu beitragen könnten, das 
Problem falsch zu sehen, vermieden werden. Wir 
haben beide nicht die Bundestheater erfunden, 
und beide, Sie und ich, sind Kulturpolitiker - ich 
darf das sagen -, die im Grunde genommen eine 
andere Ausformung der Kulturpolitik für minde­
stens ebenso wichtig, wenn nicht für aktueller 
halten. Wir sollten im Grunde genommen über 
die andere Ausformung mehr reden als über 
dieses Problem. Aber wir haben diese tradierten 
Kulturstätten Österreichs ererbt, und wir wollen 
sie in zeitgemäßer Form weiterführen; eine 
große, eine schwierige Aufgabe, eine Verpflich­
tung! 

Abes eines bitte ich zur Kenntnis zu nehmen: 
Hier im Hohen Haus, meine Damen und Herren, 
muß auch gesagt werden: Das ist nicht nur eine 

Einrichtung für Wien! Ohne Staatsoper keine 
Philharmoniker; ohne Philharmoniker keine 
Festspiele; und ohne unsere Solisten, ohne die 
Schauspieler, ohne das technische Personal 
nicht jene kulturelle Infrastruktur, die heute 
letzten Endes in ganz Österreich so bedeutsam 
ist für das kulturelle Leben in unserem Land. 
(Beifall bei der SPO.) 

Wenn Sie sich einmal die Zeit nehmen, im 
Bundestheaterbericht nachzusehen, welche 
Theater, welche Kultureinrichtungen an den 
Bundestheatern partizipieren, Herr Abgeordne­
ter Josseck: Auch die letzte "Lohengrin"-Insze­
nierung in Linz verwendet Kostüme aus dem 
Fundus unserer Bundestheater, und von Bregenz 
bis zum Neusiedler See finden die Festspiele 
letzten Endes nur dadurch statt, daß auch diese 
Bundestheater mit dazu beitragen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit eines 
feststellen, was ich heute schon gesagt habe: Wir 
bieten dem ORF alle Produktionen der Bundes­
theater für die Ausstrahlung im Hörfunk und im 
Fernsehen an. Ich bin kulturpolitisch höchst 
interessiert daran, daß möglichst viele dieser 
Produktionen gezeigt werden. Und ich bin auch 
davon überzeugt, daß diese großen Produktio­
nen unserer Bundestheater einen weitaus gerin­
geren Kostenaufwand erfordern, als wenn 
eigene Produktionen im Fernsehen oder im 
Rundfunk hergestellt werden müßten. Ich bin 
sehr, sehr froh, wenn die jetzt geführten 
Verhandlungen demnächst abgeschlossen wer­
den. (Abg. Dipl.-Vw. Josseck: Warum macht 
man es nicht?) Heute haben Sie eine Auffüh­
rung. Wir haben in den nächsten Tagen wieder 
die Aufnahme einer Produktion. Meine Damen 
und Herren, wir sind dafür und wir bieten alle 
Produktionen der Bundestheater an. 

Zuletzt noch eines. Nicht das ist die Frage: 
künstlerische Effizienz oder Wirtschaftlichkeit, 
sondern künstlerische Effizienz und Wirtschaft­
lichkeit. (Beifall bei der SPO.) Das ist aber eine 
Aufgabe, die nur sehr schwer zu bewältigen ist. 
(Zwischenruf.) Herr Abgeordneter Blenk, Sie 
brauchen nicht hinzuzeigen! Der Herr Abgeord­
nete Kaufmann und ich reden über das Problem 
so oft, daß wir fast genau wissen, was der andere 
denkt! Wir können also durchaus ohne Ihre 
Mithilfe korrespondieren, Herr Abgeordneter 
Blenk. 

Es muß aber auch eine Stelle sein, die gewisse 
Entscheidungen trifft. Denn es muß auch 
bisweilen die Frage entschieden werden, ob ein 
Aufwand im Interesse der künstlerischen Effi­
zienz noch zu tragen ist, oder ob er nicht mehr zu 
tragen ist. Auch das muß entschieden werden. Es 
gibt Streitfälle, und hier müssen Entscheidun­
gen getroffen werden. 
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Ich bin Ihrer Meinung, daß weitaus besser als 
in der Vergangenheit geplant werden muß, daß 
die Konzeptionspflicht ernst genommen werden 
muß, daß wir die Ressourcen, die wir in den 
Bundestheatern haben, besser nützen müssen. 
Die Zahl der Inszenierungen ist eine Frage, die 
auch überprüft werden muß. Und es ist ganz 
sicher, daß wir in den nächsten Jahren nicht mit 
zusätzlichen Dienstposten in den Bundesthea­
tern rechnen können. 

Gerade deswegen - und damit bin ich am 
Schluß, meine Damen und Herren -, weil wir 
uns zu diesen Bundestheatern bekennen, haben 
wir auch die Verpflichtung, alles zu tun, sie in 
zeitgemäßer Form zu führen und die Wirtschaft­
lichkeit zu beachten. Ich rufe hier von dieser 
Stelle nicht nur die Verantwortlichen in den 
Bundestheatern auf, nicht nur die Kulturpoliti­
ker dieses Hauses, ich rufe alle Beteiligten 
unserer Bundestheater auf, hier mitzutun, alle, 
die in diesen Theatern arbeiten dürfen. Es sind 
großartige Einrichtungen, es sind Einrichtun­
gen, die unerhörte Chancen geben, Einrichtun­
gen, die schließlich auch für diese Ausformung 
der Kulturpolitik, die ich die demokratische 
nennen möchte, so bedeutsam sind. Denn das, 
was wir wollen, ist ja, daß morgen und 
übermorgen viele, möglichst alle Menschen in 
diesem Land Anteil nehmen an diesem kulturel­
len Ereignis, das letzten Endes auch zum Ruf 
und zur Besonderheit unseres Heimatlandes 
Österreich beiträgt. (Beifall bei der SP(J.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt die Frau 
Abgeordnete Ottilie Rochus. 

Abgeordnete Ottilie Rochus (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! In der 
heutigen Budgetdebatte haben wir ganz deut­
lich vernommen, daß es noch sehr viele 
ungelöste Fragen in der Bildungs- und Kulturpo­
litik gibt und daß noch sehr viele Probleme zu 
behandeln sind. Die Wege, die zur Erreichung 
der Ziele führen sollen, gehen aber durch die 
politischen Einstellungen sehr weit ausein­
ander. 

Es ist noch in unser aller Ohren, als Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky in seiner Regierungs­
erklärung sagte: "Die Landwirtschaft steht noch 
immer in einem umfassenden Anpassungs- und 
Veränderungsprozeß, zu dessen Bewältigung 
wirtschaftliche, soziale und regionalpolitische 
Maßnahmen erforderlich sind. 

Er zählte unter anderem auch die Verbesse­
rung der Aus- und Weiterbildungsmöglichkei­
ten auf dem Lande auf. Er sagte auch: "Der 
Aufgabenbereich und die Mitverantwortung der 
Bäuerin wird immer größer und führt in 
mehrfacher Weise zu einer außerordentlichen 

Belastung. Die Bundesregierung wird daher 
bemüht sein" - so sagte Herr Bundeskanzler -, 
"durch ihre Aktivitäten die Lage der Bäuerin zu 
erleichtern ... 

Da ich schon sehr lange im landwirtschaftli­
chen Lehr- und Beratungsdienst bin, waren 
diese beiden Feststellungen: erstens Verbesse­
rung der Bildungssituation für die Landwirt­
schaft und zweitens die Verbesserung der 
Situation der Bäuerin Musik für meine Ohren, 
allerdings mit einem kleinen Vorbehalt, denn es 
heißt in einem alten Sprichwort: "Wer singen 
will, findet immer ein Lied." 

Nun habe ich Sorge, daß Herr Bundeskanzler 
Kreisky sehr viel darüber singt, aber vielleicht 
dadurch vergißt, auch Taten zu setzen. (Beifall 
bei der (JVP.) 

Wohl wird auch in der SPÖ-Regierung 
anerkannt, daß unsere Bauern ein sehr hohes 
Maß des Eigenbedarfes an Lebensmitteln dek­
ken, aber - und das ist das Entscheidende - es 
kann dies nur beibehalten werden, wenn es 
gelingt, für die in der Land-und Forstwirtschaft 
tätigen Menschen Bedingungen zu schaffen, die 
es ihnen attraktiv erscheinen lassen, weiterhin 
im ländlichen Raum zu bleiben. 

In Fragen der Aus- und Weiterbildung auf 
dem Lande hat die Regierungspartei eine echte 
Chance, gemeinsam mit der ÖVP Taten zu 
setzen. Sie sind nicht nur dringend notwendig, 
sondern würden der ländlichen Bevölkerung 
echte Verbesserungen bringen. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, 
bedienen Sie sich des Bildungsplanes der ÖVP. 
Er zeigt genau auf, wo rasche Initiativen 
besonders im ländlichen Raum notwendig 
wären. (Beifall bei der (Jvp.) 

Die in der letzten Legislaturperiode verab­
schiedeten landwirtschaftlichen Schulgesetze 
fordern geradezu heraus, auf dem Wege der 
Lehrplanreform das gesamte Schulwesen auf 
eine breitere Basis zu stellen und gegenseitig 
durchlässiger zu machen, wobei ein erster 
Schritt dank der ÖVP-Regierung in Richtung der 
Durchlässigkeit der Schulen schon gesetzt 
wurde. Es besteht bereits die Möglichkeit, daß 
Absolventen der höheren landwirtschaftlichen 
Bundeslehranstalten an pädagogischen Aka­
demien ihre Ausbildung zu Ende führen können. 

Im Zusammenhang mit der pädagogischen 
Ausbildung für den landwirtschaftlichen Lehr­
und Förderungsdienst muß aber gleichzeitig die 
Forderung erhoben werden, daß die räumlichen 
Voraussetzungen am Bundesseminar für das 
landwirtschaftliche Bildungswesen in Ober St. 
Veit, um den Studienbetrieb erweitern zu 
können, geschaffen werden. 
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Die derzeit in Arbeit befindliche Lehrplanre­
form für die höheren Bundeslehranstalten der 
Landwirtschaft zeigt, daß man bemüht ist, sich 
möglichst rasch den Gegebenheiten anzupas­
sen, denn es ist leicht festzustellen, daß sich die 
Strukturen im ländlichen Bereich wandeln. Es 
müßten dieser Erkenntnis aber entsprechende 
Maßnahmen folgen. Damit meine ich, daß in den 
Lehrplänen der landwirtschaftlichen Schulen 
Unterrichtsgegenstände eingebaut werden, in 
denen dieser Strukturwandel zum Ausdruck 
kommt. Um die Zu- und Nebenerwerbsbetriebe 
nicht weiter zwischen die Fronten zu treiben, 
müssen Ausbildungsmöglichkeiten geschaffen 
werden, die echte Lebenshilfe bieten. 

Die Erweiterung der Unterrichtsgegenstände 
über den landwirtschaftlichen in den kaufmän­
nischen und erweitert berufskundlichen Bereich 
hinaus ist längst fällig. Hiezu ist allerdings zu 
erwähnen, daß gerade in den landwirtschaftli­
chen Schulen im Lehrplan die politische Bildung 
bereits verpflichtend als Unterrichtsgegenstand 
vorgeschrieben ist. 

Unverständlich scheint mir auch noch das 
zögernde Vorgehen bei der Lösung der Anre­
chenbarkeit landwirtschaftlicher Ausbildung, 
im speziellen der Schulausbildung für andere 
Lehrberufe. Also es müßte wirklich mehr 
Durchlässigkeit von einer Schultype zur anderen 
geschaffen werden. 

Ich glaube auch, daß die Meisterprüfung in 
den Sparten der Landwirtschaft auch für andere 
Berufssparten - siehe zum Beispiel beim 
Fremdenverkehr oder bei der Fremdenbeherber­
gung, bei Frühstückspensionen - anerkannt 
werden sollte. (Beifall bei der OVP.) . 

Eine Tatsache ist es auch, daß der Prozentsatz 
der Hilfsarbeiter, die aus der Landwirtschaft 
kommen, noch immer am größten ist und daß 
darüber hinaus die Lehrabschlüsse, prozentmä­
ßig gesehen, umso geringer werden, je kleiner 
die Ortschaften sind. In den "Statistischen 
Nachrichten" wird festgestellt, daß in Wien zum 
Beispiel 44,3 Prozent der Personen eine Lehrab­
schlußprüfung haben, in Gemeinden unter 
20.000 Personen eine Lehrabschlußprüfung nur 
mehr 24 Prozent vorweisen, und mit abnehmen­
der Einwohnerzahl werden es immer weniger. 

Über die Ursachen der regionalen Unter­
schiede im Bildungsgrad gibt es zwar keine 
exakten Untersuchungen. Als wahrscheinliche 
Gründe können allerdings angeführt werden: 

Die Einrichtungen zur beruflichen Weiterbil­
dung befinden sich in zentralen Orten. Dadurch 

_ müssen Bildungswillige im ländlichen Raum oft 
. weite Anreisewege und zusätzliche Kosten auf 

sich nehmen. 

Will man also diesen Menschen im ländlicheri 
Raum annähernd gleichwertige berufliche Start­
bedingungen bieten, so muß man einfach auf 
ihre speziellen Probleme eingehen. Außerdem 
muß eine bessere Information erfolgen über die 
Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten, über 
die verstärkte Förderung der beruflichen Weiter­
bildung, über entsprechendes Lehrstellenange­
bot in zumutbarer Entfernung, es müssen 
ausreichende Unterkunftsmöglichkeiten im 
Bereich der berufsbildenden Schulen geschaffen 
und letztlich die Mehrkosten für die Ausbildung 
abgegolten werden. 

Im Bundesvoranschlag 1976 können wir lesen, 
daß es als Ziel des Schulentwicklungsprogram­
mes angesehen wird, daß das Schwergewicht 
von den allgemeinbildenden höheren Schulen 
zu den berufsbildenden höheren Schulen hin­
geht. Ich hoffe, daß sich dies auch auf die 
landwirtschaftlichen Schulen spürbar auswirkt 
und vor allem genügend finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Die Budgeteinschränkung 1976, welche die 
Mittel für die Beratungskräfte im land- und 
hauswirtschaftlichen Beratungsdienst betrifft, 
wird sich letztlich auch auf das Kapitel 
Unterricht spürbar auswirken. Der seit Jahren 
mit bestem Erfolg gepflogene Einsatz der 
landwirtschaftlichen Lehrer im Beratungsdienst 
scheint mit dieser Kürzung ernstlich in Frage 
gestellt. Es ist so, daß die Ausbildung der Lehrer 
und Berater bis hinauf zur pädagogischen 
Ausbildung und zur Befähigungsprüfung für den 
Lehr- und Beratungsdienst eine Einheit darstellt. 
Das ist gut so und sehr notwendig. 

Durch den Einsatz der Kräfte in Schule und 
Beratung ist dieser immer praxisbezogen und 
hat sich auch bestens bewährt. Es hat sicherlich 
seinen Grund, wenn Herr Minister Sinowatz auf 
dem Berufsschulsektor versucht, diese verloren­
gegangene Praxisbezogenheit wieder herzustel­
len. Es wäre daher ein Fehler mit kaum 
ausdenkbaren Folgen, wenn man die bisher 
gehandhabte Form der Lehrer- und Berateraus­
bildung für die Landwirtschaft entweder in 
Frage stellen würde oder auf dem Umweg über 
das Budget die Beratertätigkeit abzuwürgen 
begänne. Berufsbildende Schulen, deren Lehr­
kräfte in reiner Theorie verhaftet bleiben, 
werden ihren Aufgaben sicherlich nicht ganz 
gerecht werden können. 

Es ist JUer schwierig, eine Linie zu ziehen, da 
auch die Kompetenzen für die Ausbildungswege 
in der Landwirtschaft etwas zersplittert sind. Das 
Schulwesen gehört zum Unterricht. Die Berufs­
bildung gehört zum Sozialministerium. Dienst­
rechtlich gehören die bundesangestellten Leh-
rer zum Landwirtschaftsministerium. . 

86 
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Die landwirtschaftlichen Lehr- und Bera­
tungskräfte haben seit eh und je den Bauern 
Hilfestellung gegeben. Dies gilt nicht nur für die 
Verbesserung des Einkommens, für die Durch­
setzung der überbetrieblichen Zusammenarbeit, 
sondern auch· für die Fortbildung der bäuerli­
chen Bevölkerung, sprich Erwachsenenbildung. 

Es ist für mich daher fast unverständlich, 
wenn man überhaupt nur daran denkt, diese 
Einheit des Lehr- und Beratungsdienstes zu 
trennen. Denn wie sonst sollte man wirklich die 
agrarischen Probleme an die ländliche Bevölke­
rung heranbringen, wenn nicht in hohem Maße 
durch den persönlichen Einsatz geschulter 
Kräfte, der landwirtschaftlichen Lehrer und 
Lehrerinnen? 

Mit Interesse habe ich gehört, daß der Herr 
Bundeskanzler, wie ich schon anfangs erwähnt 
habe, den Aufgabenbereich und die Mitverant­
wortung der Bäuerin sehr hoch einstuft und 
zugesteht, daß gerade die Bäuerin einer außeror­
dentlichen Belastung ausgesetzt ist. Das sind 
zurzeit noch Worte, und ich hoffe, daß es so 
kommen wird, daß er auch den Bäuerinnen 
Hilfestellungen gibt. Eine Hilfestellung wäre 
also die Beratung. 

Der Frau in der Land- und Forstwirtschaft soll 
durch die Vermittlung des Bildungsangebotes 
geholfen werden. Sie soll einerseits mit dem 
sprunghaften Ansteigen des Wissens, insbeson­
dere . des technischen Wissens, Schritt halten, 
anderseits ihre eigenen Fähigkeiten entwickeln, 
um den Anforderungen in Beruf und Familie 
gewachsen zu sein. (Beifall bei der OVP.) 

Die Aufgabe ist es daher, optimale Bedingun­
gen für die Motivierung und die Realisierung 
des Lernens in der beruflichen Weiterbildung zu 
schaffen. Die hauswirtschaftlichen Lehrerinnen 
und natürlich auch die in der Landwirtschaft 
tätigen Lehrer und Beratungskräfte haben 
Programme für die Weiterbildung der ländli­
chen Frau und der ländlichen Jugend erstellt. Es 
werden den Landfrauen Kurse, Vorträge, Vor­
führungen, Lehrfahrten angeboten. Organisa­
tion und Durchführung liegen in den Händen 
dieser Wirtschaftsberater und -beraterinnen, 
jener Fachkräfte, die auf dem Gebiet des 
ländlichen Haushaltes und des landwirtschaftli­
chen Betriebes bestens ausgebildet sind. 

230 Beraterinnen - und Sie gestatten, daß ich 
als Frau gerade die Beraterinnen hier besonders 
anführe '- führen jährlich bis ZU! 10.000 
hauswirtschaftliche Veranstaltungen dürch, die 
jährlich von knapp 400.000 Landfrauen besucht 
werden und von einem halben bis zu 14 Tagen 
dauern. 

In den letzten Jahren lassen sich immer mehr 
Frauen aus dem ländlichen Raum von diesen 

Lehrkräften über sozioökonomische Probleme 
beraten. Sie holen bei Beraterinnen Auskünfte 
über Schul- und Berufsbildung für Kinder, 
Sozialmaßnahmen und Maßnahmen der Arbeits­
marktverwaltung ein. 

Die Bildungsfreudigkeit - und das darf ich 
wirklich auch aus der Praxis her bestätigen -
und die Willigkeit der in der Land- und 
Forstwirtschaft tätigen Frauen sind eindeutig 
steigend. Will man daher den Bäuerinnen 
wirklich helfen, so wie es Herr Bundeskanzler 
Dr. Kreisky in seiner Regierungserklärung 
versprochen hat, dann muß man ihnen die 
Wirtschaftsberaterin zur Seite geben (Beifall bei 
der OVP) und der Ausbildung dieser Lehrkräfte 
besondere Aufmerksamkeit schenken. Oder 
man redet nur wieder über etwas und meint es 
gar nicht ernst damit. 

Letztlich geht es hier auch um die Existenz 
von Menschen, um eine Berufswelt, die uns 
allen hautnah und ernst genug sein muß, um sie 
nicht zu übersehen oder gar mit diesen 
Menschen politische Spekulationen anzustellen. 

Der Beruf der landwirtschaftlichen Lehrerin 
und Wirtschaftsberaterin verlangt Idealismus 
und ein fundiertes Fachwissen vereint mit 
permanenter Weiterbildung. 

Das Image dieses Berufsstandes könnte man 
noch um vieles verbessern, wenn man diesen 
Frauen auf Grund ihrer Ausbildung und ihres 
Wirkens auch den Titel "Ingenieur" verleihen 
würde (Ruf bei der OVP: Kostet nichts!), wie das 
bei den Männern, welche die gleiche Ausbil­
dung und 'Tätigkeit haben, schon lange getan 
wird. Dies, Herr Bundesminister, soll eine 
Anregung in den letzten Tagen des "Jahres der 
Frau" sein, und ich bitte um Überprüfung. 
(Beifall bei der OVP. - Ruf bei der OVP: Kostet 
nichts!) Kostet nichts. 

Ein zweiter Punkt, der mir besonders am 
Herzen liegt, ist die Sparsamkeit bei der 
Schulbuchaktion. Die seinerzeit so freizügig 
zugestandene Abgabe von Schulbüchern an alle 
Schüler hat, wie zu erwarten war, zu einer 
Kostenlawine geführt. Die Österreichische 
Volkspartei hat vor dieser Entwicklung gewarnt. 

Aber eine Limitierung der Kosten für einzelne 
Schulstufen geht meines Erachtens am Kern der 
Sache vorbei. Es wäre sinnvoll, die ganze 
Aktion, so gut sie in ihren Grundsätzen ist, neu 
zu überdenken. 

Es gibt eine ganze Reihe von Büchern, die 
keine Arbeitsbücher sind, wie wir heute schon 
gehört haben, und die den Schüler auch nicht 
ein Leben lang begleiten müssen. Es sind dies 
Schriftwerke, die einfach nur eine relativ kurze 
Zeit während der Gesamtausbildung gebraucht 
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werden. Ich denke dabei - gestatten Sie mir, daß 
ich das sage - an die Lateinbücher und an die 
Mathematikbücher oder auch an die Lesebücher 
der unteren Schulstufen. 

Diese Bücher könnten in einer einmaligen 
Anschaffungsaktion den Schulen zur Verfügung 
gestellt werden. Der Ersatz unbrauchbar gewor­
dener Exemplare käme weit billiger als die 
Neuanschaffungen für alle Schulklassen in 
Österreich. 

Es müßte sich auch ein Weg finden lassen, die 
Verwaltung dieser Bücher so zu gestalten, daß 
den Lehrkräften nicht noch zusätzliche admini­
strative Aufgaben erwachsen. Wenn schon im 
Schulunterrichts gesetz die Demokratisierung 
der Schulen und die Schülermitverantwortung 
gesucht werden, so wäre es sinnvoll, dieser 
Schülermitverwaltung auch erweiterte Pflichten 
zuzuteilen .. Ich bin überzeugt, dies würde bei 
den Schulbüchern richtig gut gehen. 

Ich habe aus der Fülle der Probleme nur 
einige herausgegriffen und möchte ersuchen, 
über alle Schranken des politischen Denkens 
und über die Fesseln des eigenen Engagements 
hinweg Lösungen zu finden, Aufgaben, deren 
Bewältigung alle angeht. 

Ich darf im Sinne meiner Fraktion hoffen, daß 
Sie, meine Damen und Herren von der linken 
Seite, nicht nur Preiserhöhungen und Teuerun­
gen Ihre Zustimmung geben, sondern auch 
diesen von mir vorgebrachten Problemen und 
Vorstellungen wohlwollend Rechnung tragen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Lona Murowatz. 

Abgeordnete Lona Murowatz (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich möchte mich jetzt 
wieder einem anderen Kapitel der Bildungspoli­
tik zuwenden. Bildung ist die Grundlage für das 
persönliche Glück des einzelnen und für die 
Bewältigung seines Lebens, zugleich aber auch 
die unabdingbare Voraussetzung für die Weiter­
entwicklung aller Kulturbereiche und für das 
Wachstum der Wirtschaft. Aus diesem Grund hat 
die Gesellschaft alle Anstrengungen zu unter­
nehmen, um die optimale Bildung des einzelnen 
zu gewährleisten, heißt es im Vorwort des 
Bildungsprogramms der SPÖ. (Abg. Dr. Marga 
Hubinek: Leider überbolt!) 

Die Bildungspolitik der siebziger Jahre hat 
wesentlich dazu beigetragen, die Chancen­
gleichheit im Bereich der Schule und Hoch­
schule zu verwirklichen. Seit 1970 wird das 
Unterrichtsministerium erstmals in der 
Geschichte der Zweiten Republik von Soziali­
sten geleitet (Abg. Dr. Marga Hubinek: 

Schlecht genug!), wodurch eine bereits histo­
risch gewordene umfassende Erneuerung des 
Bildungswesens Österreichs eingeleitet wurde. 
- Das ist vielleicht Ihre Meinung, Frau Kollegin, 
unsere Meinung geht in eine andere Richtung. 
(Abg. Dr. Marga Hub i ne k: Diese Meinung 
wird aber von vielen getei1t!) Aber unsere 
Meinung wird immerhin von 50,4 Prozent 
getragen! (Beifall bei der SPO.) 

Mittelpunkt sozialistischer Bildungspolitik 
war es in der Vergangenheit und wird es auch in 
der Zukunft sein, Grundsätze der Schulreform zu 
verwirklichen, die jedem Kind die gleichen 
Bildungschancen gewährleisten und ihm 
einen guten Start im Leben sichern. 

"Das stete Bemühen um mehr Chancengleich­
heit im Bildungs- und Kulturbereich ist daher 
eine aktuelle und demokratische Aufgabe 
zugleich." Das steht in der Regierungserklärung 
vom 5. November 1975. 

Durch die kostenlosen Schulbücher, Schul­
und Heimbeihilfen, Schülerfreifahrten, Bil­
dungsberatung und den geplanten Bundesschul­
bau haben wir diese Aufgabe weitgehend 
bewältigt. 

Schul- und Bildungsreformen können aber 
niemals endgültig abgeschlossen sein. Längst 
wissen wir, daß die Schule allein heute nicht 
mehr imstande ist, jenes Wissen zu vermitteln, 
das den beruflichen und persönlichen Erfolg 
begünstigt. Der rasante Fortschritt in Wissen­
schaft und Technik erfordert ständige Anpas­
sung und die Bereitschaft zu lernen. 

Die Bildungseinrichtungen müssen sich daher 
nicht nur auf eine möglichst zweckentspre­
chende Organisation des Schulwesens, sondern 
in ebensolchem Maß auch auf die permanente 
Weiterbildung beziehen. Alle Maßnahmen und 
Institutionen, die es auf diesem Gebiet gibt, 
müssen dem ganzen Menschen von der Kindheit 
bis ins Alter dienen. 

Das Bildungswesen umfaßt demnach nicht 
bloß das vorbereitende Schulwesen, sondern 
gleichwertig auch die nachschulische Erwach­
senenbildung. Die bisherige Bedeutung der 
primären Schulbildung als Vorbereitung für das 
Leben nimmt in dem Maße ab, als die 
nachschulische Erwachsenenbildung als beglei­
tende Bildungshilfe an Boden gewinnt. Diese 
Entwicklung verlangt sowohl eine Umstruktu­
rierung des Schulwesens als auch den Zusam­
menschluß von Schulwesen und Erwachsenen­
bildung in ein umfassendes permanentes Bil­
dungswesen. 

Aus diesem Grunde ist auch ein gewisser 
Wandel in den Aufgaben und Zielstellungen der 
Weiterbildung festzustellen. Man hat früher 
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Erwachsenenbildung in erster Linie als Ergän­
zung der Schulbildung aufgefaßt, sozusagen als 
das Nachholen von aus irgendwelchen Gründen 
versäumten Gelegenheiten. Heute ist perma­
nente Bildung deswegen so wichtig, weil sich 
der Mensch in jeder Phase seines Lebens 
weiterzubilden hat. 

In den Regierungserklärungen von 1970, 1971 
und 1975 wird die Bedeutung der Erwachsenen­
bildung in unserem Bildungssystem als Hilfe zur 
persönlichen Lebensgestaltung und beruflichen 
Mobilität manifestiert. 

Wie ernst es der Bundesregierung um die 
Bedeutung der außerschulischen Bildung ist, 
kommt in den Zahlen der hiefÜI seit 1971 
veranschlagten Summen zum Ausdruck. Die 
Förderungsmittel wurden im Jahre 1972 nahezu 
verdoppelt. Diese erhöhten Mittel fanden ab 
dem Jahre 1973, dem Jahr, in dem das 
Erwachsenenbildungsförderungsgesetz in Kraft 
trat, ihren Einbau in das ordentliche Budget. 
Dadurch erhalten vor allem die großen Ver­
bände der allgemeinen Erwachsenenbildung, 
der Verband österreichiseher Volkshochschulen, 
der Ring Österreichiseher Bildungswerke, die 
Arbeitsgemeinschaft der Volksbildungsheime 
Österreichs und der Verband österreichiseher 
Volksbüchereien seit 1972 teils durch Aufstok­
kung der Basisförderung, teils im Rahmen der 
Projektförderung wesentlich höhere Subventio­
nen des Staates. 

Ich darf, meine Damen und Herren, Ihnen 
einige Zahlen in dieser Richtung nennen, weil 
Sie, Herr Abgeordneter Gruber, gemeint haben, 
man solle nicht nur verbale Bekenntnisse zur 
Erwachsenenbildung ablegen. Vielleicht darf 
ich Ihrer Erinnerung nachhelfen, wieviel Mittel 
die ÖVP-Regierung für die Erwachsenenbildung 
bereitgestellt hat und wieviel die sozialistische. 
Die ÖVP-Regierung hat im Jahre 1967 
22,085.852 S bereitgestellt. Dieser Betrag wurde 
schon 1968 um 2 Millionen gekürzt, und der 
Tiefstand war im letzten Jahr Ihrer Regierung, 
1969, mit 18,039.845 S. Sie erinnern sich 
vielleicht noch, daß damals einige Volkshoch­
schulen schwarze Fahnen gehißt haben, und 
zwar aus Trauer wegen dieser schlechten 
Dotierung. (Abg. Dr. Marga Hub i ne k: Jetzt 
werden die Spitäler schwarze Fahnen haben!­
Abg. Dr. Gruber: Es waren auch einmal 
schwarze Witwen auf der Galerie oben!) Aber 
Sie haben ja gesagt, daß die Mittel stagnieren, 
der Finanzminister möge mehr Mittel bereit­
stellen. 

Nun ein Vergleich: Im Jahre 1972 - ich habe 
es schon gesagt - wurden die Mittel nahezu 
verdoppelt von 24 Millionen auf 46 Millionen 
Schilling, und sie werden auch im Jahre 1976 
nahezu 50 Millionen Schilling betragen. (Beifall 

bei der SpD.) Dazu kommen noch 10 Millionen 
Schilling für die ORF-Akademie, die ja letztlich 
auch der Zusammenarbeit zwischen Schule und 
Erwachsenenbildung dienen soll. 

Auch die Förderung der Gemeindebüchereien 
konnte unter Einführung eines neuen Verteiler­
schlüsseis verbessert werden. 

Schließlich ermöglichte die Aufstockung der 
Mittel erstmals auch die Durchführung großer 
gemeinsamer Projekte der Verbände der 
Erwachsenenbildung zur Weiterentwicklung 
dieses Bereiches, so etwa die Werbekampagne 
für Weiterbildung. Ohne an dem System der 
Freiwilligkeit zu rütteln, hat sich die Werbekam­
pagne die Motivation für die Erwachsenenbil­
dung zur Aufgabe gestellt. Die Ergebnisse der 
Grundlagenforschung für den kulturellen 
Bereich haben ja sehr deutlich gezeigt, daß 
diese Motivation sehr notwendig ist, denn 
immerhin sind es nur neun Personen von 100, 
die einen weiterbildenden Kurs besuchen, und 
nur 19 von 100, die einen berufsbildenden Kurs 
besuchen. Diese Motivation ist also sehr, sehr 
wichtig. 

Die Konferenz der Erwachsenenbildung 
Österreichs und die Abteilung Erwachsenenbil­
dung im Bundesministerium befassen sich 
eingehend mit den aufgeworfenen Fragen. So 
wurde zu diesem Zweck 1972 eine Projekt­
. gruppe "Bildungswerbung" eingesetzt. Die 
erste Aktion lief unter dem Motto "Der gute 
Vorsatz 1973, aufwachen und weiterbilden". Der 
Erfolg war verblüffend, er zeigte sich in 
verstärkten Teilnahmeanmeldungen bei den 
Erwachsenenbildungseinrichtungen. 

Eine weitere Kampagne wurde gestartet, 
Plakate, Zeitungsinserate, Werbespots in Hör­
funk und Fernsehen, Kinowerbung unter dem 
Motto "Unser Vitamin B hilft jedem - denn unser 
Vitamin B ist Bildung". 

Eines dieser Inserate wendet sich an die 
Frauen, durch Weiterbildung im Leben mehr zu 
erreichen als nur einen Platz am Herd. Aus dem 
Bericht über die Situation der Frau in Österreich 
geht eindeutig hervor, daß das Bildungsniveau 
der Frauen in Österreich auch heute noch 
erheblich niedriger ist als jenes der Männer. 
Alarmierend ist der Umstand, daß drei Viertel 
aller Frauen keine über die pflichtschule 
hinausgehende formale Ausbildung abschlie­
ßen. Ich glaube, gerade für die Frauen wird es 
sehr wichtig sein, daß sie von dem großen 
Bildungsangebot, das wir bereits haben - von 
den Volkshochschulen über die Kammern und 
Gewerkschaften bis zu den Bildungseinrichtun­
gen Hörfunk und Fernsehen -, wirklich 
Gebrauch machen. 

Ein Seminar im Bundesinstitut für Erwach-
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senenbildung unter dem Titel "Frau und 
Bildung - Wunsch und Wirklichkeit in Familie, 
Beruf und Gesellschaft" erarbeitete konkrete 
Vorschläge, um das oft noch vorhandene 
Bildungsgefälle zwischen Mann und Frau im 
Beruf abzubauen. 

In diesem Zusammenhang ist es besonders 
erfreulich, daß zum ersten Mal in einer 
Regierungserklärung auf den besonderen 
Umstand der Doppelbelastung der berufstätigen 
Frau durch Haushalt und Berufstätigkeit und die 
daraus resultierenden Nachteile hingewiesen 
wird. Daß die Bundesregierung bereit ist, 
beizutragen, diese Problematik zu lösen und den 
Frauen über die formelle Gleichberechtigung 
hinaus die tatsächliche Gleichstellung in der 
Gesellschaft zu gewährleisten, wird von den 
berufstätigen Frauen besondere Anerkennung 
finden. 

So sind in den letzten Jahren sehr wertvolle 
Maßnahmen und Aktionen für die außerschuli­
sche Bildung durchgeführt worden. Das Erwach­
senenbildungsförderungsgesetz, die Verdoppe­
lung der Förderungsmittel und der Zusammen­
schluß der Träger zur Konferenz der Erwach­
senenbildner Österreichs waren die ersten 
Impulse. 

Wichtige Vorhaben für diese Legislaturpe­
riode sind der Ausbau der Zusammenarbeit mit 
der ORF-Akademie, die Vorarbeiten für die 
Einführung des Bildungsurlaubes und die 
Gründung eines Institutes für politische Bildung, 
das später vor allem durch die Einbeziehung der 
außerschulischen Jugenderziehung zu einer 
Servicestelle für den Gesamtbereich der politi­
schen Bildung ausgebaut werden soll. 

Dieses Institut wird eine Lücke in unserem 
Bildungssystem schließen. Lange genug war die 
politische Bildung in Österreich ein Tabu, weil 
bei uns das Wort "politisch" leider vielen 
suspekt ist. Politik wird fast immer mit dem 
Begriff "Parteipolitik" gleichgesetzt und nicht 
mit der Regelung menschlichen Zusammenle­
bens. Daß wir alle von der Politik betroffen sind, 
hat sich im Bewußtsein unserer Bürger noch 
nicht durchgesetzt. In der Demokratie aber, 
wenn sie lebensfähig sein soll, ist die Politik 
eine Sache aller Bürger. Der unmündige, den 
politischen Geschehnissen gegenüber gleich­
gültige Mensch ist heute mehr denn je zuvor der 
Demagogie und Manipulation ausgeliefert. Die 
größte Bedrohung der Freiheit geht vom 
Nichtwissen und Nichturteilenkönnen aus. 

Ziel politischer Bildung muß daher sein, 
Informationen zu bieten, die Methoden der 
Massenbeeinflussung durchsichtig, transparent 
zu machen, Zusammenhänge der politischen 
Bereiche klarzulegen und die Umsetzung des 

Wissens in Engagement zu erreichen. Nur der 
mündige und kritische Mensch, der immer 
wieder überkommene Ordnungen in Frage 
stellt, und der informierte Mensch, der ein 
möglichst breites Feld von Informationen und 
die Fähigkeit zur Beurteilung dieser Informatio­
nen besitzt, werden sich in einer immer 
komplizierteren Umwelt zurechtfinden. 

Daher heißt politische Bildung heute nicht 
zuletzt, in allen Bereichen Menschen zu finden, 
die sich verantwortlich fühlen und bereit sind, in 
ihrem Umkreis aus dieser Verantwortung zu 
handeln, unabhängig von der Stellung, die sie 
einnehmen. 

Wir sind aber auch der Meinung, daß ein 
Mensch nur dann politisch gebildet sein wird, 
wenn ihm die Politik im demokratischen Sinne 
immer und überall vorgelebt wird. Erlebt das 
Kind Verstehen und Toleranz im Elternhaus, 
sind die Wurzeln für Toleranz und verständnis­
volles Verhalten gelegt. Die natürliche Entwick­
lung wird sich festigen und zur persönlichen 
Einstellung werden. Wo die Eigenart eines 
Menschen, ob es nun ein Kind, ein Jugendlicher 
oder ein Erwachsener ist, anerkannt, seihe 
Persönlichkeit nicht unterdrückt, sondern geför­
dert wird, dort wird man hoffen können, daß eine 
Achtung für den anderen anstelle der Verach­
tung des Andersdenkenden tritt. Was für den 
einzelnen gilt, bestimmt auch die kleine, die 
größere und die große Gemeinschaft. 

Wir messen daher der politischen Bildung im 
Bereich der Schule besondere Bedeutung bei. 
Gerade die Entwicklung der letzten Jahre hat 
zur kritischen Fragestellung geführt, ob die 
staatsbürgerliche Erziehung in der herkömmli­
chen Art ausreiche, dem Heranwachsenden 
jenes Maß an politischer Bildung zu geben, ohne 
das Demokratie, wie wir sie heute verstehen, 
nicht denkbar ist. 

Für uns ist es unverständlich, daß die 
Kollegen der ÖVP bei der Beratung der 5. 
SchOG-Novelle nicht bereit waren, politische 
Bildung in den Lehrplan für die AHS aufzuneh­
men, obwohl sie bei den landwirtschaftlichen 
Schulgesetzen zugestimmt haben. 

Diese zwiespältige Haltung ist deshalb so 
unbegreiflich, weil die Ablehnung bei den 
Beratungen im Unterausschuß fast zur gleichen 
Zeit erfolgte, als die ÖVP ihren Plan 4 vorgelegt 
hat. In diesem Plan wird politische Bildung fast 
an die Spitze gestellt und unter anderem in 
erster Linie als Hilfe, sich in der gesellschaftli­
chen Wirklichkeit zurechtzufinden, dargelegt. 

Warum Sie diese Hilfe den Schülern der AHS 
nicht zugestehen wollen, ist schon sehr eigen­
artig. 
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Wir haben in Wirklichkeit ja schon immer 
politische Bildung betrieben. Nur haben wir es 
mit einem andern Ausdruck und anderer 
Überschrift gemacht, auch mit einem etwas 
anderen Inhalt. Das war nicht sehr effektvoll. 
Wir nannten es Staatsbürgerkunde. Mühsam 
haben die Schüler den Weg des Gesetzes erlernt, 
der in der Verfassung drinnen steht. Sie haben 
gelernt, daß der Bundespräsident den National­
rat auflösen kann, daß er den Oberbefehl über 
das Bundesheer führt, und sie haben die 
Kompetenzen der Landeshauptleute gegenüber 
dem Bund sehr genau in den berühmten 
Kompetenzartikeln kennengelernt. 

Das, was wir Staatsbürgerkunde nennen, war 
sehr fern dem praktischen Leben des Staatsbür­
gers. In diesem Zusammenhang ist interessant, 
was Professor Anton Pelinka über die Staatsbür­
gerkunde sagt. Er meint, im Gegensatz zur 
emanzipatorischen politischen Bildung ist die 
traditionelle politische Bildung am gesellschaft­
lichen Status quo ausgerichtet. Das Ziel dieser 
traditionellen politischen Bildung ist es, für den 
Staat und für die hinter dem Staat verborgenen 
Interessen zu erziehen. 

Genau das aber kann eine zeitgemäße 
politische Bildung nicht sein. Die Aufgaben der 
politischen Bildung, wie sie das Bundesministe­
rium für Unterricht und Kunst vorschlägt, gehen 
in der Zielsetzung weit über die Staatsbürger­
kunde hinaus; sie schließen die Entwicklung der 
Fähigkeit zu kritischem Urteil, zum Erkennen 
von Zusammenhängen und zum Werten der 
Informationen sowie die Bereitschaft zum Enga­
gement, zur übernahme politischer Verantwor­
tung im öffentlichen Leben wie in den berufli­
chen Bereichen und zum Eintritt für den 
demokratischen Staat ein. Im westlichen Aus­
land, vor allem in der Bundesrepublik Deutsch­
land und in den USA, ist dieser Entwicklung 
durch Schaffung relevanter Unterrichtsgegen­
stände längst Rechnung getragen worden. 

So gibt es in allen Bundesländern der 
Bundesrepublik unter verschiedenen Namen 
einen Unterrichtsgegenstand mit den Inhalten 
der politischen Bildung, wie sie für Österreich 
angestrebt wird. Die bisherige Entwicklung 
zeigt einen schrittweisen Übergang von der 
traditionellen Staatsbürgerkunde zur politischen 
Bildung. 

Seit 1971 ist Politische Bildung als Pflichtge­
genstand an den Pädagogischen Akademien 
eingeführt. Dieser erste Schritt schafft die 
Voraussetzung, daß die jungen Pädagogen 
befähigt sind, nicht nur den Lehrstoff zu 
vermitteln, sondern auch zum partnerschaftli­
chen Dialog mit den Schülern. 

An den Musisch-pädagogischen Realgymna-

sien gibt es in der achten Klasse die Arbeitsge­
meinschaft "Geschichte und Sozialkunde-Geo­
graphie und Wirtschaftskunde". In einer Reihe 
von Seminaren für AHS- und Berufsschullehrer 
werden von den Teilnehmern Erkenntnisse und 
Aufgabenbereich diskutiert, daneben gibt es 
laufend Erneuerungsarbeiten an den Lehr­
plänen. 

Erstmals wird ab September 1976 Politische 
Bildung an den Berufsschulen nach dem am 1. 
September in Kraft tretenden Lehrplan unter­
richtet. Der Unterrichtsgegenstand Politische 
Bildung in der Berufsschule hat neben der 
Verfassungs- und Institutionenkunde verstärkt 
Elemente des sozialkundlichen und gesell­
schaftlichen Bereiches aufzunehmen. 

Die Auswahl ist durch das Alter der Berufs­
schüler, durch ihren gesellschaftlichen Bezug 
und durch die Eigenart und Aufgabe der 
Berufsschule bestimmt. 

Dem Berufsschüler sollen Kenntnisse und 
Erkenntnisse zur aktiven und kritischen Bewäl­
tigung der Lebenssituation vermittelt werden als 
Hilfeleistung, in der der junge Mensch aus der 
Familie in die Welt der Erwachsenen treten muß 
und in der er für sich selbst verantwortlich wird. 

Wie aus einer schriftlichen Anfragebeantwor­
tung des Herrn Bundesministers hervorgeht, 
sind die wichtigsten Projekte für die nächste Zeit 
die Behandlung der gesamten Materie Politische 
Bildung in der Schulreformkommission 1975/76, 
die Erstellung eines neuen Programms für die 
Lehrerfortbildung auf Grund der bisherigen 
Erfahrungen, weiters die Ausdehnung der 
unverbindlichen Übung Politische Bildung auf 
die sechste Klasse der AHS und die kontinuierli­
che Weiterentwicklung der Lehrpläne.' 

Diese Vorhaben sollen dazu dienen, daß aus 
unseren Schulen Menschen hervorgehen, die 
reif und bereit sind, die Gegenwart zu meistern 
und aktiv am Aufbau einer freieren, mensch­
licheren Gesellschaft mitzuarbeiten. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Wilhelmine Moser. 

Abgeordnete Wilhelmine Moser (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich gebe zu, die 
Versuchung war außerordentlich groß, auf die 
Worte des Herrn Ministers bezüglich Bundes­
theater Bezug zu nehmen. (Zwischenrufe. -
Präsident Pro bs t gibt das Glockenzeichen.) 
Einiges, was der Herr Minister gesagt hat, tut 
mir weh. Es tut mir weh, daß ich es hier 
unwidersprochen lassen muß. Aber in Anbe­
tracht der späten Stunden werde ich mich 
beherrschen, vielleicht werde ich bei einer 
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anderen Gelegenheit dazu sprechen und werde 
ich mich ... (Abg. Dr. Tull: Der tut mir leid!­
Weitere Zwischenrufe bei der SptJ und Gegen­
rufe bei der tJ VP.) 

Präsident Probst: Bitte fair zu sein! Die Damen 
haben alle reden können. 

Abgeordnete Wilhelmine Moser (fortsetzend): 
Ich werde mich also beschränken und das 
Budgetkapitel "Unterricht" als steirische Abge­
ordnete aus der Sicht der Steiermark zu 
beurteilen versuchen. 

Ich möchte mit dem Positiven beginnen. Wir 
sind zum Beispiel froh, daß nach jahrelangem 
Drängen jetzt endlich die Vergabe für das 
Schulzentrum Hartberg erfolgen soll oder viel­
leicht sogar schon erfolgt ist. Wir sind unter 
anderem für dieses Schulzentrum deshalb 
eingetreten, weil es sich noch in einer vertretba­
ren Größenordnung bewegt. 

Dagegen möchte ich zum Beispiel starke 
Bedenken gegen das Riesenprojekt eines Schul­
zentrums in Weiz anmelden. Ich weiß, der Herr 
Kollege Wuganigg wird damit keine Freude 
haben. Ich kann mir denken, daß er über dieses 
Projekt stolzgeschwellt ist. Sosehr wir natürlich 
den Neubau von Schulen auf dem Land 
begrüßen, weil ja dadurch eine Milderung des 
Bildungsgefälles zwischen Stadt und Land 
eintreten wird, so müßte man doch wohl 
überlegen, ob nian wirklich in einer einzigen 
Bezirksstadt so groß bauen soll. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Haben Sie auch 
gewissenhafte Bedarfsschätzungen und Progno­
sen des Bevölkerungswachstums in dieser 
Gegend durchführen lassen? 

Schon bisher sind für das Schulzentrum Weiz 
nicht weniger als 580 Millionen Schilling 
veranschlagt. Wer wird diese Schülerfabriken 
frequentieren? 

Die Eltern in der Steiermark werden zum 
Beispiel auch erwarten, daß gewisse Mittel für 
mehr höhere technische Lehranstalten für wirt­
schaftliche Frauenberufe aufgewendet werden. 
Wir haben in der Steiermark eine einzige 
Schule, nämlich in Graz. Dringend nötig wären 
Ausbildungsstätten in der Obersteiermark und 
in der Oststeiermark. 

In Kärnten gibt es diese Schulen in sechs 
Orten, im Burgenland in drei Orten. In diesem 
Zusammenhang ist es bedauerlich, daß die 
mittleren Fachschulen und Höheren Lehranstal­
ten für wirtschaftliche Frauenberufe bei steigen­
den Schülerzahlen eine Kürzung im Budget 
hinnehmen mußten. 

Ich weiß schon, daß man diese Schulen mit 

dem wenig schmeichelhaften Titel "Knödelaka­
demien" abtut. Das kann aber wohl nur jener 
tun, der sich nicht davon überz~ugt hat, wie sehr 
in den letzten Jahren der Lehrstoff modernisiert 
und den modernen Gegebenheiten angepaßt 
wurde. 

Wichtig ist auch, daß aus diesen Schulen das 
dringend benötigte Personal für Anstalten, 
wirtschaftliche Betriebe, Heime und so weiter 
kommt. Sie wissen, Herr Minister, wie groß die 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen dieser Art 
ist und wie viele Bewerberinnen jedes Jahr 
abgewiesen werden müssen. (Der Prä s i den t 
übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Noch· eine weitere Frage möchte ich im 
Zusammenhang mit neu geplanten Schulbauten 
aufwerfen. Man hört immer wieder von vermeid­
baren Fehlplanungen. Auch der Herr Kollege 
Josseck hat schon Beispiele angeführt. 

Darf ich Sie fragen, Herr Minister: Werden 
von Ihnen Erfahrungsberichte über neue Schul­
bauten eingeholt? 

Nur ein kleines Beispiel: Zur Beaufsichtigung 
der Schüler in den Pausen ist es von Wichtigkeit, 
wie die Gänge geplant sind; ob eine optimale 
Übersicht gewährt ist; es ist auch wichtig, ob ein 
großer oder kleiner Aufwand bei der Reinigung 
der Bauten notwendig ist. 

Die meisten in der Steiermark vorgesehenen 
Schulneubauten werden im sogenannten Lea­
sing-Verfahren errichtet. Der Herr Minister hat 
im Ausschuß am 21. November dieses Jahres die 
Gesamtbelastungen des Bundesbudgets für die 
Leasing-Schulbauten mit 6 Milliarden Schilling 
angegeben. Dies entspricht einer Rückzahlungs­
rate von rund 400 Millionen Schilling pro Jahr 
für die nächsten 15 Jahre. 

Es erhebt sich nun die große Sorge, vor allem 
auch bei den Elternvertretungen, ob für die 
bestehenden Schulen mit ihrem großen Bedarf 
an Investitionen, zeitgemäßen Einrichtungen 
und Lehrmitteln noch einigermaßen genügend 
Geld vom Bund zur Verfügung gestellt werden 
kann. 

Ich möchte zum Beispiel auf die oft katastro­
phalen Verhältnisse in Grazer Schulen hinwei­
sen. Im Bundesgymnasium Carnerigasse ist es 
seit Jahren nicht möglich, das Geld für die 
dringend notwendigen Jalousien aufzutreiben. 
Ich weiß wohl, daß nach zwei Jahren intensiver 
Interventionen diese Jalousien bewilligt wur­
den, Herr Minister, nur das Geld dafür ist eben 
bisher noch nicht flüssig gemacht worden. 

Stellen Sie sich die armen Schüler vor, meine 
Damen und Herren, die bei glühender Sommer­
hitze ohne diese schützenden Jalousien dort 
sitzen müssen und lernen sollen! 
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Die Zustände in den beiden musisch-pädago­
gischen Schulen am Hasnerplatz sind unzu­
mutbar. 

Die Verhältnisse im Bundesgymnasium Kir­
chengasse sind fast unbeschreiblich. Dies haben 
nicht nur bereits mehrere Kommissionen festge­
stellt, auch ich als Mutter konnte mich davon 
überzeugen, daß mein jüngster Sohn oft unter 
bedenklichen baulichen Bedingungen von Leh­
rern unterrichtet wird, die man für ihren 
Idealismus bewundern muß, in einer so primiti­
ven Umgebung überhaupt zu arbeiten. 

Die Räumlichkeiten sind in einem ausgespro­
chen schlechten Zustand. Erst in diesem Sommer 
wurden in der ganzen Schule Schukostecker 
angebracht. Stellen Sie sich vor, meine Damen 
und Herren: Bis zum Sommer waren dort nur 
einfache Steckdosen vorhanden. Erst jetzt 
können die Geräte gefahrlos benützt werden. 

Für den gesamten Lehrkörper, insgesamt 
immerhin 40 Damen und Herren, sowie für das 
übrige Personal steht sage und schreibe eine 
einzige Toilette zur Verfügung. 

Muß es unter diesen Umständen der Direktor 
nicht wie Hohn empfinden, wenn er einen Erlaß 
des Bundesministeriums vorliest, in dem von 
Humanisierung des Arbeitsplatzes gesprochen 
wird? Sie müßten den desolaten Zustand der 
Klassenzimmer sehen! überflüssig zu erwähnen: 
Die Schule hat weder einen Physiksaal noch 
einen Zeichensaal. 

Das Akademische Gymnasium in Graz hat 
zurzeit 23 Klassen. Nur 15 davon können im 
Haupthaus untergebracht werden, zwei Klassen 
sind sogenannte Wanderklassen im Hause. Drei 
Klassen sind in einer Schule am Kaiser-Joseph­
Platz untergebracht, drei weitere Klassen im 
Vincentinum. Dort können sie allerdings nur bis 
zum Sommer bleiben. Was dann wird, kann 
heute niemand sagen. 

Keller und Dachboden dieser Schule sind voll 
belegt. Auch hier sind die Lehrer durch die in 
der Stadt verstreuten Klassenzimmer, zwischen 
denen sie hin und her laufen müssen, unzumut­
bar belastet. 

Es kommen immer mehr Schüler. Die Hoff­
nung des Herrn Ministers, die er vor einiger Zeit 
geäußert hat, daß die Schülerzahlen wohl 
schrumpfen werden, hat sich nicht erfüllt. 

Bundesgymnasium Uchtenfels: Können Sie 
sich vorstellen, daß erst vor kurzem mit dem Bau 
eines Turnsaales begonnen wurde? Bisher war 
dort kein Turnsaal vorhanden. Die Beispiele 
könnten beliebig fortgesetzt werden. 

Abschließend erlauben Sie mir noch ein Wort 
zum Schulunterrichtsgesetz. So sehr es in vielen 

Bestimmungen von der Elternschaft begrüßt 
wurde, haben insbesondere die danach erlas­
senen Verordnungen oft zu einer unerträglichen 
Ausweitung der Verwaltungs tätigkeit zu Lasten 
der Unterrichtsarbeit geführt. Der Herr Kollege 
Zeillinger hat es erst vor kurzem sehr drastisch 
an Hand von Beispielen hier im Hohen Haus 
dargelegt. Sogar Herr Präsident Schnell hat 
heute Kritik daran geübt. 

Die Eltern bitten, unverzüglich geeignete 
Maßnahmen gegen diesen so entstandenen 
Bürokratismus zu ergreifen. Ebenso sollten die 
bestehenden Unklarheiten in den Bestimmun­
gen über die Leistungsbeurteilungen ehestens 
behoben werden. 

Meine Damen und Herren! Die steirischen 
Eltern und Elternvertreter würden sich freuen, 
wenn diese vor Ihnen dargelegten Probleme und 
Wünsche. die Beachtung des Herrn Ministers 
finden würden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Maderner. 

Abgeordneter DDr. Maderner (SPÖ): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
vorgerückte Stunde empfiehlt etwas Eile, ich 
will mich daher an das Beispiel meiner 
Vorrednerin halten. 

Das Budget des Unterrichtsministeriums hat 
ein Volumen von 18,2 Milliarden, das bedeutet 
gegenüber 1975 eine Steigerung um 2 Milliar­
den oder um 11,5 Prozent. Diese Tatsache stellt, 
glaube ich, dem Kulturwillen der österreichi­
schen Bevölkerung ein gutes Zeugnis aus. 

Wenn auf Grund der Untersuchung über das 
Kulturverhalten ein sarkastischer Journalist von 
"Heimat bist du dummer Söhne" gesprochen 
hat, so kann man allein aus diesem Budget 
schließen, daß der Wille besteht, Mängel auf 
dem Bildungssektor zu beseitigen. Die bisheri­
gen Leistungen beweisen, daß bei dieser 
außerordentlichen Bildungsexplosion wirklich 
viel geschehen ist; der Herr Minister hat das 
deutlich gesagt, ich will es nicht wiederholen. 

Klar ist, daß es in der Zeit einer weltweiten 
wirtschaftlichen nennen wir es noch Rezession, 
um nicht das Wort Krise zu gebrauchen, 
natürlich notwendig wird zu sparen und daß die 
rein materielle Expansion aufhören wird .. 

Das bedeutet aber, daß der Trend, wie er 
bisher war, aufrechterhalten werden kann; daß 
also, was zum Beispiel den Schulbau betrifft, 
kein Stopp entsteht, daher auch kein Stopp für 
Bildungschancen. 

Natürlich gibt es Mängel. Die Frau Abgeord­
nete Moser hat sicher berechtigt auf solche 
hingewiesen;. ich könnte Beispiele aus Kärnten 
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nennen. Die Art, wie man etwa an der 
Bundeshandelsakademie in Klagenfurt oder am 
Gymnasium II in Klagenfurt, das auf drei Stellen 
verteilt ist, unterrichten muß, ist bestimmt nicht 
angenehm, ist eine Erschwernis und sicher nicht 
ein Maximum oder ein Optimum dessen, was 
man an Bildungsertrag herausholen kann. Wir 
dürfen aber nicht vergessen, daß ein halbes 
Jahrhundert, seit den Tagen des Kaisers Franz 
Joseph bis weit hinein in die Tage der 
ÖVP-Unterrichtsminister, auf diesem Sektor 
nichts geschehen ist; daß man nicht in wenigen 
Jahren nachholen kann, was ein halbes Jahr­
hundert versäumt wurde. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Ich glaube, daß die angespannte wirtschaftli­
che Situation uns zu anderem zwingt als dem 
notwendigen Ausbau, der ohnehin kommt. 
Wahrscheinlich werden wir in zehn Jahren diese 
Probleme wirklich nicht mehr haben (Abg. Dr. 
Gruber: Ich werde nimmer mitdiskutierenI), 
noch dazu in Anbetracht der Tatsache, daß die 
nachwachsende Generation zahlenmäßig 
schwächer wird und daher bessere Arbeitsbe­
dingungen für die Lehrer entstehen. (Abg. Dr. 
G r u be r: Freuen Sie sich?) Ich freue mich nicht 
darüber, aber es ist eine Tatsache, und die kann 
ich nicht ändern. 

Es wird also nun die Möglichkeit bestehen, 
daß wir uns auf das Wesentliche konzentrieren; 
da möchte ich das Schulorganisationsgesetz des 
Jahres 1962, und zwar § 2, zitieren, denn dort ist 
das Wesentliche in sehr eindrucksvoller Weise 
zusammengefaßt: 

"Die österreichische Schule hat die Aufgabe, 
an der Entwicklung der Anlagen der Jugend 
nach den sittlichen, religiösen und sozialen 
Werten sowie nach den Werten des Wahren, 
Guten und Schönen durch einen ihrer Entwick­
lungsstufe und ihrem Bildungsweg entsprechen­
den Unterricht mitzuwirken. Sie hat die Jugend 
mit dem für das Leben und den künftigen Beruf 
erforderlichen Wissen und Können auszustatten 
und zum selbsttätigen Bildungserwerb zu 
erziehen." 

Hier sind die Punkte, über die heute schon 
mehrmals gesprochen worden ist; ich werde 
darauf zurückkommen. 

Die Schulreformkommission hat in ihrer 
Formulierung der Bildungsziele besonderen 
Wert auf die Mündigkeit gelegt, und auch da ist 
in dem so sehr kritisierten Schulunterrichtsge­
setz eine Menge enthalten. Wenn man nämlich 
an die Schülervertreter denkt, an die Klassen­
sprecher, an die Schulsprecher, an die gesamte 
Schülervertretung, kann man sagen, daß gerade 
bei dem Versuch, zur Mündigkeit zu erziehen, 
echte Ansatzpunkte existieren. 

Leider wird in der Union höherer Schüler und 
in der Jungen ÖVP, wie ich der Aussendung des 
ÖVP-Pressedienstes entnommen habe, nur von 
Alibi-Veranstaltungen ohne Effizienz gespro­
chen. Man verlangt ein Büro für die Schülerver­
treter und Ersatz von Fahrtspesen und spricht 
sogar davon, daß Unterrichtsminister Sinowatz 
die Schüler brüskieren würde. - Unterrichtsmi­
nister Sinowatz die Schüler brüskieren! Ein 
Mensch, der so viel Bereitschaft zu Konsens 
zeigt, der ein echtes Verständnis für Fragen 
politischer Bildung, für Jugendfragen hat! Das 
ist ein zu hartes Urteil, glaube ich, und es ist ein 
unpassendes Urteil. Die Kollegin Murowatz hat 
darauf hingewiesen: Politische Bildung wurde 
als Lehrfach und natürlich auch als Einübungs­
fach gerade von den Damen und Herren - nein, 
nur Herren waren dort! -, also von den Herren 
der ÖVP im Unterausschuß des Unterrichtsaus­
schusses, der sich mit der 5. Schulorganisations­
gesetz-Novelle beschäftigt hat, abgelehnt, mit 
der Feststellung, daß dadurch die Konfrontation, 
die Polarität institutionalisiert würde, und das 
wollte man vermeiden. Es ist ein Gegensatz ... 
(Abg. Dr. Gru ber: An diese Wendung kann ich 
mich nicht erinnern, Kollege Madernerl Die 
haben Sie jetzt erfunden I) Nein, Herr Dr. 
Gruber, die habe nicht ich jetzt erfunden. 

Mein von mir sehr geschätzter engerer 
Berufskollege Dr. Moser hat damals noch eine 
Zeitschrift "Jugend", die das Unterrichtsmini­
sterium herausbringt, zitiert und hat gesagt: Da 
ist ein Artikel von mir, von Mademer, der ist in 
Ordnung, der kann so bleiben, aber dann ist der 
vom bösen Politologen Pelinka da, der durchaus 
nicht unserer Partei angehört oder nahe steht, ein 
Universitätsprofessor aus Innsbruck, und der 
fordert zu einer Art von Konfliktaustragung in 
der Schule auf; das dürfen wir doch unseren 
Direktoren und Professoren nicht zumuten, und 
daher sollten wir das noch sehr gründlich 
überdenken. Wir sollten also später wieder 
einmal davon sprechen . .. (Abg. Dr. G r u b er: 
Aus einer Zeitschrift wird man ja noch zitieren 
dürfen!) Ja, aber nicht das ist die Ansicht 
Pelinkas gewesen. Pelinka war der Meinung, 
man soll diese Konfliktsituation institutionali­
sieren. Ihre Herren waren der Meinung, man 
dürfe das jetzt noch nicht tun, und man muß also 
da noch einE> gute Weile warten. (Abg. Dr. 
Gruber: Das ist ein Zeichen dafür, daß ... 1) 

Ich will mich jetzt aber nicht verlieren, Herr 
Dr. Gruber. Ich habe schon einmal den Fehler 
begangen, zu lang mit Ihnen zu diskutieren und 
dann die Zeit zu überschreiten: um viertel zehn 
am Abend will ich diesen Fehler nicht wiederho­
len. Ich werde also auf das Wesentliche 
zurückkommen. 

Sowohl Herr Abgeordneter Peter als auch Sie, 
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Dr. Gruber, haben -Sorgen wegen der großen 
Zahl der Maturanten geäußert, und die sind ja 
durchaus verständlich. Wer hätte diese Sorgen 
nicht? (Abg. Dr. Gruber: Also haben Sie sie 
auch . .. ?) Ich habe das gar nicht geleugnet! Ich 
will es sogar betonen! 

Die Frage aber ist, ob man einfach nur eine 
Sorge äußern oder gar, als Reaktion darauf, 
diesen ganzen Schwung zu höherer Bildung, der 
in der Bevölkerung da ist, wieder abbremsen 
soll. Die Folge wäre, daß jene sozialen 
Schichten, die traditionell ihre Kinder zu 
höherer Bildung führen, das auch weiter tun 
würden. Gebremst würden die Kinder aus jenen 
Schichten, die jetzt zaghaft begonnen haben, 
ihre Kinder in höhere Schulen zu schicken, und 
gerade das wollen wir nicht! Wir wollen die 
soziale Gerechtigkeit aufrechterhalten und wir 
müssen daher nachdenken, welche Lösung man 
findet. Das ist ein sozialistisches Prinzip: zu 
versuchen, von Menschen geschaffene Probleme 
durch menschliches Nachdenken zu beseitigen. 
(Abg. Dr. G ru be r : Nachdenken ist nicht immer 
Ihr Prinzip!) Meines ist es ganz bestimmt. 

Wir kennen die Notwendigkeit der Zweidrit­
telmehrheit. Wir werden also gemeinsam nach­
denken müssen, ein Alleingang wird gar nicht 
möglich sein. Ich möchte nun versuchen, in den 
wenigen Minuten einige Anregungen zu geben. 

Von Herrn Abgeordneten Peter und einigen 
anderen Rednern wurde von der Notwendigkeit 
des Sichtens und Lichtens der Lehrpläne 
gesprochen. Man spricht nicht nur heute davon, 
sondern seit mindestens 25 Jahren, wenn nicht 
länger; das ist ein Gebiet, auf dem bisher relativ 
wenig geschehen ist. 

Nun sollen die jungen Menschen, wie wir aus 
dem Schulorganisationsgesetz gesehen haben, 
zu gesunden, arbeitstüchtigen, pflichttreuen und 
verantwortungsbewußten Gliedern der Gesell­
schaft und zu Bürgern der demokratischen und 
bundesstaatlichen Republik Österreich herange­
bildet werden; sie soll e n auf Berufe vorgebil­
det werden. Das heißt: Die Aufgabe der Schule 
ist es nicht nur, die jungen Menschen mit 
Lehrstoff anzustopfen. In dem Dreieck: Lehrer­
Stoff - Schüler ist der Schüler das Wesentliche, 
nicht der Stoff. Der Stoff ist das Mittel, durch das 
der Schüler gebildet wird, nicht aber der Schüler 
das Mittel, über den Stoff zu verfügen, in ihm 
memorierbares Wissen einfach zu stapeln. 

Nun sind gerade die höheren Schulen sehr 
stark damit belastet, allzuviel Stoff zu sammeln. 
Warum? Weil man geglaubt hat, höhere Schulen 
als Spiegelbild philosophischer Fakultäten ein­
richten zu müssen. Das ist ganz bestimmt nicht 
richtig. Worauf kommt es denn an? - Kommuni-

kationsfähigkeit ist unbedingt notwendig; die 
wird heute noch viel zu sehr vernachlässigt. 

Im Anfang war das Wort -logos -: Worte muß 
man haben, damit man denken kann; der 
Sprachschatz muß ausgeweitet werden. Beim 
Sprachunterricht kann man nicht Zeit gewinnen. 
Man muß viel Zeit haben, um Sprachfähigkeit zu 
entwickeln. 

Dagegen steht das, wa$ schon vor 100 Jahren 
der Pädagoge Dörpfeld sachunterrichtliche 
Fächer genannt hat, also alle die Fächer, die im 
Volksmund "Lemfächer" genannt werden, in 
denen es keine Schularbeiten gibt. Dort gibt es 
eine Möglichkeit - ich würde nicht so sehr 
sagen: zu streichen, das auch -: durch Konzen­
tration auf Bildungseinheiten Zeit zu sparen. 

Das würde dazu führen, daß es nicht die 
vielen Zweistundenfächer gibt, diesen - wie hat 
das Derbolav genannt? - Chor der 15 Fächer, die 
den Primaner noch im Schlaf umstellen. Das ist 
nicht zweckmäßig; ein Mensch erlebt die Welt 
nicht als Chemie und als. Physik und als 
Naturgeschichte und als Biologie, er erlebt die 
Menschen um ihn nicht als Geschichte, als 
Geographie, sondern er erlebt die Um~e1t, die 
Natur, er erlebt die Mitwelt, die Menschen, er 
erlebt die geistige Welt, die in uns ist. Eine 
Konzentration auf Bildungseinheiten könnte 
erstens der Entrümpelung dienen. Zweitens 
könnte diese Methode dazu führen, daß Zeit 
gewonnen wird für etwas anderes, nämlich für 
Elemente der Berufsbildung, die sich zum 
Einbau il1 die Lehrpläne höherer Schulen 
eignen. 

Mir schwebt ein Versuchsmodell vor: etwa die 
Lehrstoffinhalte der Handelsschule mit denen 
eines Oberstufenrealgymnasiums zu verbinden. 
Ich muß feststellen, daß eine Gruppe von 
Salzburger Professoren unter Leitung des Lan­
desschulinspektors Krausler mir gestern ein 
etwa 100 Seiten umfassendes, fabelhaft saube­
res, durchdachtes Manuskript für Lehrpläne 
dieser Art geschickt hat - sie werden offiziell 
eingereicht werden -, und es ist die Vermutung 
nicht abwegig, daß die Autoren ungefähr gegen 
tausend Stunden daran gearbeitet haben, und 
zwar unhonoriert, freiwillig, weil sie -die Sache 
interessiert und weil sie sich dafür engagieren. 

Wir erwarten 1976 wahrscheinlich rund 
15.000 Maturanten an allgemeinbildenden und 
5000 Maturanten an berufsbildenden höheren 
Schulen. Das Ziel des Bundesministeriums für 
Unterricht besteht darin, eine Ausgewogenheit 
dieser Zahlen zu erreichen. Deshalb die Förde­
rung und der Einsatz für das berufsbildende 
Schulwesen in Österreich, um in einigen Jahren 
gleiche Zahlen dieser Maturanten zu erreichen. 

Trotzdem bedeutet aber natürlich eine Matura 
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ohne jede Berufsvorbereitung auch weiterhin 
ein Problem: Wenn es nämlich nicht möglich ist 
- aus welchem Grund immer -, an die 
Hochschule zu gehen, befindet sich der Matu­
rant einer allgemeinbildenden höheren Schule, 
der keinerlei Berufsvorausbildung bekommen 
hat, in einer Sackgasse. Diese Art von Sackgas­
sen läßt sich vermeiden. Daher: Berufsbil­
dende Elemente - we'nigstens zunächst ver­
suchsweise in kleinen Schritten - auch an 
allgemeinbildenden höheren Schulen! 

Man wird sagen: Wir haben ohnehin die 
berufsbildenden höheren Schulen. Der Aus­
gangspunkt ist ein anderer: Bei der berufsbil­
denden höheren Schule steht die Fachschule am 
Anfang. Durch Rezeption von allgemeinbilden­
den Fächern ist sie zur berufsbildenden höheren 
Schule geworden. 

Bei dem Typ, der mir vorschwebt, steht die 
Allgemeinbildung am Anfang. Sie ist der 
Schwerpunkt. Durch Rezeption berufsbildender 
Elemente wird auch hier eine Brücke zum Beruf 
geschlagen. 

Der von mir sehr geschätzte Abgeordnete 
Wille hat heute in der Debatte über das Kapitel 
Wissenschaft festgestellt, daß es bedauerlicher­
weise kein Forschungsgebiet über das Feld der 
Arbeit, über die Arbeitswelt gibt. Er hat 
gemeint, das hänge vielleicht mit der Interes­
senslage zusammen, daß man dieses Gebiet 
vernachlässigt hat. Das glaube ich nicht, so sehr 
ich Kollegen Wille sonst schätze. Ich glaube 
vielmehr, daß der Grund dafür darin liegt, daß 
alle die, die sich mit Bildungsfragen beschäfti­
gen, selbst durch höhere Schulen und durch 
Universitäten gegangen sind und daß ihnen die 
Welt der Arbeit einfach fremd ist. Das ist ein 
Fehler. (Abg. Dr. Gruber: Sie meinen der 
manuellen Arbeit!) Daß ihnen manuelle Arbeit 
einfach fremd ist. Sie waren von vornherein 
durch das elitäre System unserer Schulen schon 
darauf eingestellt, in höhere Berufe zu kommen. 
Das bedeutet, daß es offenbar doch auch niedere 
geben muß. Und zu diesen hin hatten sie keine 
Beziehung. 

Ich denke: Es ist wichtig, daß möglichst viele 
Schüler - auch die, die allgemeinbildende 
höhere Schulen besuchen - irgendeinen Kontakt 
zur Welt der Arbeit bekommen. Darüber hinaus 
glaube ich, daß man sich ernstlich Gedanken 
darüber machen muß, wie man auch sonst noch 
die Brücken zwischen der Arbeitswelt und der 
Welt der Bildung schlägt, wie man eine 
Verbindung herstellt. Dazu gibt es mehrere 
Möglichkeiten: 

Eine ist erwähnt worden: Berufsbildendes 
Element an allgemeinbildende höhere Schulen. 
Dann endlich: eine innere Form des zweiten 

Bildungsweges! Auch darüber haben wir im 
Unterausschuß diskutiert. Es war nicht möglich, 
durchzusetzen, daß das unglückselige neunte 
Semester des Gymnasiums für Berufstätige fällt. 
Eben jetzt sind Absolventen dieses Schultyps 
wieder dabei, schriftlich· zu maturieren. Sie 
haben das Wintersemester an dEm meisten 
Hochschulen verloren, weil im allgemeinen mit 
dem Wintersemester als erstem Semester begon­
nen werden sollte. Da muß ein eigenständiger 
Kanon entwickelt werden. Viele der Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die Schülern zwischen 14 und 
18 Jahren erst anerzogen werden müssen, haben 
die berufstätigen Menschen schon erworben. 
Ihre Energie, ihre Zielstrebigkeit, ihr Verant­
wortungsbewußtsein sind sehr viel größer. Da ist 
noch viel zu tun: Einen eigenständigen Kanon, 
ein eigenständiges Curriculum zu einwickeln. 

Dann: Die Universitätsreifeprüfung! Davon 
wurde schon andeutungsweise gesprochen. Sie 
wird die Verbindung von Arbeitswelt zur 
höheren Bildung sicher erleichtern. Meine 
persönliche Anregung würde darin bestehen, 
doch zu überlegen, ob man nicht auch für 
Pädagogische und für Berufspädagogische Aka­
demien analoge Prüfungen einrichten könnte. 
Und schließlich: Ein echter Ausbau des Fernun­
terrichts - vielleicht über den ORF und durch 
andere Möglichkeiten -, ein institutionalisierter 
Fernunterricht etwa nach den Grundsätzen, die 
Professor Rudolf Gönner, Salzburg, vor kurzem 
in "Erziehung und Unterricht" entwickelt hat. 

Das bedeutet also: mehr Chancengleichheit 
durch Chancenvielfalt. Das ist wesentlicher als 
Gleichheit, denn die Menschen sind so Unter­
schiedlich, daß Chancengleichheit viele bremst. 
Chancenvielfalt ist das Wichtige I 

Intelligenz braucht man zweifellos in allen 
Berufen. Es ist falsch zu glauben, nur Schreib­
tischberufe benötigten Intelligenz. Auch Arbei­
ter, auch Gewerbetreibende, auch Bauern 
benötigen Intelligenz. Die Auslaugung dieser 
Berufe ist ja sehr bedenklich, von einer anderen 
Seite her gesehen. 

Es gibt eine Reihe von Reformen, die nichts 
kosten, die sich anbieten, die nur eine innere 
Veränderung bedeuten. Zu den Reformen, die 
beschlossen werden, sollte nicht nur die Sistie­
rung der Aufnahmeprüfung gehören, sondern 
deren Abschaffung auf allen Ebenen, die 
Abschaffung des 13. Schuljahres, das ja doch nie 
mehr kommt. 

Vielleicht darf ich noch auf folgendes Beispiel 
hinweisen: Studenten der Pädagogischen Aka­
demie - ich spreche von der Klagenfurter 
Situation -, die sich in der eineinhalb Kilometer 
entfernten Universität für Bildungswissenschaf­
ten vervollkommnen wollen - nachdem sie eine 
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Hauptschullehrerausbildung in zwei Fächern 
abgeschlossen haben -, müssen ganz von vorne 
anfangen und umgekehrt: Auch solche, die von 
der HOChschule an die Pädagogische Akademie 
wollen, erhalten kein Semester eingerechnet. Es 
sind nicht nur die gleichen, sondern dieselben 
Dozenten tätig. Auf vielen Gebieten wird genau 
dasselbe gemacht, und trotzdem keine Anrech­
nung. Hier leisten wir uns etwas - in Salzburg 
wird es nicht viel anders sein -, das man mit 
gutem Willen wird beseitigen können. Ich 
glaube, man muß sich das nur überlegen. Es ist 
ein Konsens notwendig. Ich bin sicher, daß er 
auch erreichbar ist. Diese Entwicklung· ent­
spricht keiner Böswilligkeit. Es trifft vielmehr 
ein Wort Goethes zu: Vernunft wird Unsinn, 
Wohltat Plage. - Durch die Entwicklung der Zeit 
kann so etwas geschehen. 

Alles in allem: Die Zustimmung zu dem 
Budget, das größer ist als das vorhergehende, 
trotz der Schwierigkeiten, die in fast allen 
Ländern dazu geführt haben, daß das Bildungs­
und Kulturbudget geschrumpft ist, kann nicht 
schwerfallen. Nicht nur deshalb wäre es 
zweckmäßig gewesen, wenn alle Fraktionen 
ihre Zustimmung erteilt hätten. Sie wäre auch 
ein Ausdruck des Vertrauens zum Ressortmini­
ster gewesen. Minister Sinowatz hat sich als 
"kraftvoll" bei der Durchsetzung des Budgets 
erwiesen. (Widerspruch bei der t>VP.) Er hatte 
Erfolg. Er hat sich als extrem konziliant und 
konsensbereit erwiesen, wo immer entspre­
chende Verhandlungen geführt wurden. Nicht 
umsonst und nicht zufällig haben ihn Journali­
sten '- und zwar nicht nur sozialistische 
Journalisten - zu einem der populärsten 
Politiker von ganz Österreich gewählt. 

Ich möchte nicht abschließen, ohne nicht auch 
ein Wort über die Lehrer zu sagen. Mit den 
Lehrern steht und fällt die Bildungsarbeit. Ich 
habe eine idealistische Gruppe in Salz burg 
erwähnt. Man wird ähnliche auch anderswo 
finden. Die Lehrer müssen eine Kunst entfalten, 
denn durch ein Studium allein kann man kein 
guter Lehrer werden. Schon die Griechen haben 
gewußt, daß der Mensch erst durch Zucht zum 
vollwertigen Menschen wird. Früher einmal, vor 
Generationen, haben Lehrer mit dem Rohrstab 
diese Zucht durchgesetzt. Später durch frontalen 

. Unterricht. All das ist heute vorbei. Statt der 
äußeren Autorität müssen sie eine innere 
Autorität ausstrahlen. Die Zucht besteht in der 
Erziehung zur Mündigkeit, zur Selbsttätigkeit 
und zur Selbstverantwortlichkeit der Schüler. 
Das ist eine schwere Aufgabe. Da sich dieser 
Aufgabe so viele mit großem Engagement 
unterziehen, möchte ich von dieser Stelle aus 
auch einen Dank an die Lehrer richten. (Beifall 
bei der SPt>.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Höchtl. 

Abgeordneter Mag. Höchtl (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wenn Sie, Herr Kollege 
Maderner, zitieren, zitieren Sie bitte den 
richtigen Autor. Ich habe zufällig diese Presse­
aussendung, die Sie der Jungen ÖVP zuge­
schrieben hatten, hier. Es stimmt nicht, daß sie 
von der Jungen ÖVP ist, sondern sie ist von der 
"Union Höherer Schüler", einer Mittelschüleror­
ganisation, die von der öVP unabhängig ist. 
Wenn Sie schon nicht den richtigen Autor 
nehmen, dann hätte ich von Ihnen wenigstens 
erwartet, daß Sie das Zitat richtig wiedergege­
ben hätten. Aber auch das stimmte nicht. 

Die "Union Höherer Schüler" hat anläßlich 
der letzten Sitzung des Schülerbeirates eine 
Aussendung gemacht, worin sie festgestellt hat, 
daß der Unterrichtsminister entgegen seinen 
Zusagen laut "AZ" vom 8. Februar 1973 nicht 
mehr bereit wäre, einer gesetzlichen Regelung 
der Schülervertretung auf Landes- und Bundes­
ebene ähnlich dem Personal vertretungs gesetz 
zuzustimmen. Deshalb wäre bei den Schülerver­
tretern die Ansicht gegeben, daß der Schülerbei­
rat eher dem Unterrichtsminister als Alibi diene, 
was eine Brüskierung der Schüler darstelle. 

Das ist zwar im ÖVP-Pressedienst erschienen, 
Herr Kollege, aber es war nicht die Junge ÖVP, 
die als Organisation diese Aussendung heraus­
gegeben hat. (Abg. Dr. Tull: Wir haben sie ja!) 
Ich kann Ihnen, wenn Sie wollen, diese 
Aussendung nachher geben. Sie stammt von 
dem Salzburger Schülervertreter Egger und ist 
im Anschluß an die 10. Sitzung des Schülerbei­
rates herausgegeben worden. Soweit zu dieser 
Angelegenheit. (Abg. Dr. Tull: Jetzt kann man 
sich auf Sie überhaupt nicht mehr verlassen! -
Abg. Dr. G ru be r: Auf den Tull kann man sich 
nicht verlassen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich heute einem Problem zuwenden, 
das meines Erachtens in der nächsten Zeit, in 
den nächsten Jahren von größerer Bedeutung 
sein wird. Wir wissen doch: Es ist heute schon 
eine von immer mehr Menschen anerkannte 
Tatsache, daß durch die Entwicklung der 
Zeitbudgets der einzelnen Menschen die 
Aspekte der Freizeit zu den wesentlichen 
Strukturproblemen unserer Gesellschaft gehö­
ren werden. 

Wenn wir beispielsweise den Ausführungen 
des belgischen Sozialwissenschaftlers Poelmans 
in seinem 1974 erschienenen Artikel "Die 
industrialisierte Gesellschaft - Ursprung einer 
immer kürzeren Arbeitszeit und einer Ausdeh­
nung der Freizeit" folgen wollen, dann können 

14. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)124 von 137

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIV. GP - 14. Sitzung - 17. Dezember 1975 1261 

Mag. Höchtl 

wir bei den erwarteten Reduktionen der durch­
schnittlichen jährlichen Arbeitsleistung der 
berufstätigen westeuropäischen Bevölkerung 
von 1980 Stunden des Jahres 1970 auf 1800 
Stunden des Jahres 1980 bis auf 1550 Stunden 
des Jahres 2000 eine durchaus begrüßenswerte, 
jedenfalls aber sehr signilikante Verschiebung 
zwischen Arbeitszeit und Freizeit erwarten. 

Vielleicht drückt diese Entwicklung, diese 
Tendenz noch stärker und anschaulicher der 
französische Statistiker und Nationalökonom 
Jean Fourastier aus, der für die nahe Zukunft 
eine Lebensarbeitszeit von rund 35 Jahren bei 
einer Jahresarbeitszeit aber von nur 1200 
Stunden berechnet. 

Was ergäbe diese Berechnung für jeden 
einzelnen? Das ergäbe, wenn wir ein Menschen­
leben mit rund 700.000 Stunden annehmen, daß 
der Mensch dann von 100 Lebensstunden nur 
mehr 6 Stunden Arbeitszeit hätte. Also ein sehr, 
sehr überwiegendes Verhältnis der Nichtar­
beitszeit. 

Diese Entwicklung, wenn wir sie charakteri­
sieren wollen, bedeutet, daß die Freizeit zum 
primären Bereich des menschlichen Lebens 
werden wird, was bedeutet, daß für den 
schulisch-erzieherischen Teil wie auch für den 
außerschulischen Bereich der Freizeitbewälti­
gung große Probleme vorgegeben sind. 

Wenn wir nur eine kurze historische Analyse 
unserer Gesellschaft vornehmen wollen, können 
wir eines festhalten: daß es jahrhundertelang 
ausschließlich ein Normensystem der Arbeit 
gegeben hatte, das vielleicht eine gewisse 
Ideologisierung der Arbeit zwangsläufig zur 
Folge hatte. Wenn wir die heute noch in der 
Schule vermittelten Kenntnisse betrachten, so 
haben wir noch jetzt eine ausschließliche 
Ausbildung für die Arbeit und die darin 
erforderlichen Verhaltensweisen. 

Ich glaube, daß wir in unserem Ausbildungs­
system allmählich eine Forderung verwirklichen 
müssen, die in einer Zeit vermehrter Freizeit 
meines Erachtens eine absolute Notwendigkeit 
darstellt: Wir dürfen es nicht mehr länger als 
gegeben, als nicht änderbar hinnehmen, daß die 
Schule nur auf das künftige Arbeitsleben 
vorbereitet, sondern wir müssen auch trachten, 
daß der einzelne auf die richtige Verwendung 
seiner zunehmenden Freizeit vorbereitet wird. 

Nur dadurch und durch eine Fülle an 
Angeboten außerschulischer Einrichtungen zur 
sinnvollen Freizeitgestaltung, die aber ein 
Angebot darstellen müssen und keinen Zwang, 
können wir beklagenswerte Verirrungen wie 
Alkoholismus, Prestigekonsum, Abstumpfung, 
Langeweile und so weiter verhindern und dem 
einzelnen mehr Befriedigung vermitteln. 

Freizeit darf also nicht oder nicht nur als 
Anzeiger sozialpolitischen Fortschritts verstan­
den werden, der aus produktionstechnischem 
Fortschritt resultiert, sondern als mehr: als ein 
Problem gesellschaftlicher Moral angesichts der 
Chancen, das Menschliche am Menschen zu 
aktivieren, und zwar ohne Zwang und ohne 
Disziplinierung . 

Gerade in diesem Kapitel Unterricht gibt es 
mannigfaltige Ansatzpunkte, wie wir den Auf­
gaben gerecht werden können, für diese immer 
größer werdende Freizeitgesellschaft wirksame 
vorbeugende Maßnahmen zu setzen. Ich möchte 
mich lediglich auf zwei Ansätze beziehen, 
nämlich auf den Sport und auf die außerschuli­
sche Jugenderziehung, wobei ich diese letztere 
wieder eingeengt auf die Jugendförderung im 
Bundesjugendplan sehen möchte. Es hat bereits 
mein Kollege Kraft zu einigen sportpolitischen 
Ansichten der Österreichischen Volkspartei 
Stellung genommen; ich möchte einige komple­
mentäre Aussagen dazu treffen. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
betrachten den Sport als jenes Feld von 
möglichen Aktivitäten, wo aktiv, von der Freude 
am Spiel und an der Bewegung bestimmt, 
Erholung genossen werden kann als unentbehr­
liches Mittel zur körperlichen Fitneß und zur 
Gesundheitsvorsorge, aber auch als verbinden­
des und gemeinschaftsbildendes Element in 
einer leider nur allzuoft auseinanderstrebenden 
Gesellschaft. Das heißt: Im Sport sind wichtige 
Aspekte sowohl der Bildungs- als auch der 
Gesundheits- und dadurch insgesamt der 
Gesellschaftspolitik zu sehen. 

Ich glaube, Herr Minister, es wäre vielleicht 
Zeit, wenn Sie sich ein Beispiel an Ihrem 
Kollegen in der Bundesrepublik Deutschland 
nehmen könnten, dem dort für das Sportressort 
zuständigen Innenminister, um einmal öffentlich 
Ihre Grundsätze, die Sie mit der Sportpolitik 
verfolgen, darzulegen. Dies haben Sie bisher 
nicht gemacht, wobei man entweder annehmen 
könnte, daß Sie keine diesbezüglichen Grund­
sätze hätten oder daß Sie diese nicht in der 
Öffentlichkeit auf den Tisch legen wollen. 

Ich fordere Sie jedenfalls hiemit auf, diese 
Grundsätze möglichst bald darzulegen, damit 
dann eine grundsätzliche Diskussion über 
Sportpolitik beginnen kann. (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Minister! Es liegen aber nicht nur die 
Grundsätze Ihrer Sportpolitik im dunkeln, 
sondern es gibt auch zahlreiche andere Forde­
rungen, zu deren Verwirklichung Sie bisher 
entweder überhaupt nichts oder nur sehr wenig 
beigetragen haben. So wird meine~' Erachtens 
der Bedeutung des Sports im schulischen Leben 
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noch immer nicht in gebührender Form Rech­
nung getragen. 

Herr Minister! Sie wissen doch ganz genau, 
wie der Unterrichtsgegenstand Leibesübungen 
anderen Fächern gegenüber allgemein unterbe­
wertet wird. In den Lehrplänen ist doch nur eine 
sehr, sehr geringe und - das wird sicher auch 
Ihre Meinung sein - unzureichende Stundenan­
zahl dafür vorgesehen. Als besonderer Mißstand 
im schulischen Bereich muß die Tatsache 
bezeichnet werden, daß - obwohl sehr, sehr 
viele Organisationen diese Forderungen in den 
letzten Jahren bereits aufgestellt haben - noch 
immer nicht an den Berufsschulen der Sportun­
terricht erteilt werden kann. 

Als weiteren nicht akzeptablen Zustand 
möchte ich die Situation des Sports an sehr, sehr 
vielen Pflichtschulen bezeichnen, wo oft aus 
personellen, aber auch aus räumlichen Gründen 
überhaupt kein fachgerechter Sportunterricht 
erfolgt. Es ist aber erwiesen - und das wissen 
Sie, Herr Minister -, daß gerade im Alter von 
acht bis zwölf Jahren der günstigste Zeitpunkt 
für die Schulung der Bewegungsfertigkeit liegt. 
Deshalb wird diese sogenannte versäumte 
Unterstufe als besonders schmerzvoll empfun­
den, die Tatsache also, daß in dieser für die 
Entwicklung des jungen Menschen so überaus 
wichtigen Zeit in der Ptlichtschule viel zuwenig 
Sportunterricht gegeben wird. 

Herr Minister! Machen Sie doch endlich 
entscheidendere Anstrengungen, um die not­
wendigen Sportpädagogenzu bekommen. Es 
gibt ja Vorschläge in Hülle und Fülle. Es wäre 
vielleicht die Heranziehung der ausgebildeten 
Sportlehrer zumindest für die Volksschule zu 
überlegen. Auch könnten eventuell interessierte 
und geeignete Lehrer durch Zusatzprüfungen 
für den Sportunterricht gewonnen werden. 

Oder, Herr Minister: Wie wäre es, einmal 
einen ÖVP-Vorschlag anzunehmen, den wir 
im September dieses Jahres in einer Sportpres­
sekonferenz präsentieren konnten, wo wir 
gesagt haben, daß ehemaligen Spitzensportlern 
doch der Eintritt in den öffentlichen Dienst als 
Sportlehrer ermöglicht werden sollte durch eine 
finanzielle Hilfe während der ergänzenden 
Ausbildungszeit oder durch Anrechnung der 
Zeit als aktiver Spitzensportler in die Vordienst­
zeit? - Meines Erachtens wird in den nächsten 
Jahren eine immer zunehmendere Bedeutung 
der Förderung sogenannter Life-time-Sportarten 
zukommen, die nämlich sowohl vom freizeitpäd­
agogischen als auch vom gesundheitspolitischen 
Standpunkt nicht oft genug hervorgehoben 
werden können. 

Weiters müssen im Schulsport jene personel­
len und räumlichen Voraussetzungen zu einer 

stärkeren Differenzierung des Sportunterrichts 
nach Neigung und Leistung geschaffen werden. 
Ich meine die Forderung von Neigungsgruppen, 
die Forderung von Sportlehrgängen und von 
Schulkämpfen. 

Überhaupt müßte das Hauptanliegen der 
Sportpolitik darin gelegen sein, eine möglichst 
enge und intensive Kooperation zwischen 
Schulsport und Vereinssport zu forcieren. Wir 
wissen heute aus empirischen Untersuchungen, 
daß ein relativ starker Abfall in der sportlichen 
Betätigung nach dem Abgang aus den Schulen 
eintritt. So finden wir bei den Vierzehn- bis 
Fünfzehnjährigen noch einen Prozentsatz von 
rund 85 Prozent als aktiv Sportbetreibende, 
während wir bei den Zweiundzwanzigjährigen 
nur mehr 56 Prozent als aktive Sportler 
vorfinden können. 

Hier sind jedenfalls meines Erachtens ver­
schiedene Brücken zu den Vereinen noch immer 
nicht geschlagen worden, die aber im Interesse 
einer allgemeinen Förderung des Breitensportes 
dringendst geboten erscheinen. Es sind doch 
immer mehr Sportärzte, aber auch Pädagogen, 
die den Breitensport in den Vordergrund rücken 
und dafür sehr, sehr einleuchtende Argumente 
vorbringen. 

Es sind demnach eine Vielzahl von Maßnah­
men einzuleiten, die alle zusammen das 
öffentliche Bewußtsein in einer Richtung beein­
flussen sollten, daß dadurch Aktivsport jedem 
einzelnen als Notwendigkeit erscheint und 
darüber hinaus vielleicht dadurch erreicht 
werden kann, daß Mittel anderen Zwecken als 
der Krankenversorgung zugeführt werden 
können. 

Ich möchte Sie also ersuchen, eine gemein­
same, groß angelegte Pro-Sport-Aktiv-Kam­
pagne in Zusammenarbeit mit den Massenme­
dien zu erwägen, die das allgemeine Sportbe­
wußtsein heben könnte und zu einer aktiven 
Sportbetätigung animiert. Es müßten darin jene 
wesentlichen Werte, die der Sport verkörpert, 
propagiert werden. Ich erwähne die Bedeutung 
des Sports als Ausgleichsfaktor, die Bedeutung 
des Sports für die Gesunderhaltung der Men­
schen, für die Freizeitgestaltung, die gemein­
schaftsbildende Funktion, aber auch die Bedeu­
tung des Sports als Erziehungsfaktor . 

Deshalb sollte meines Erachtens die staatliche 
Förderung des Sports zum überwiegenden Teil 
darauf abzielen, daß möglichst viele Menschen 
in Österreich nicht nur zu einer sportlichen 
Tätigkeit angeregt werden, sondern daß ihnen 
diese auf Grund vorhandener Sportstätten auch 
ermöglicht wird. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn wir gerade diese Sportstätten anschnei­
den, dann sehen wir aus der Analyse verschiede-
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ner empirischer Befunde, daß vor allem die 
Bewohner kleinerer Gemeinden Österreichs 
wesentlich benachteiligt sind. Zwischen den 
großen Städten und den Gemeinden unter 2000 
Einwohnern klafft ein sehr starkes Loch. In 
einem Vergleich würde das ungefähr bedeuten, 
daß Gemeinden unter 2000 Einwohnern um ein 
Viertel weniger sportlich Aktive aufweisen als 
große Städte, wobei eindeutig durch diese 
Befunde empirischer Natur bewiesen ist, daß 
diese Benachteiligung dieser kleineren Gemein­
den ausschließlich auf die nicht vorhandenen 
Sportstätten zurückzuführen ist. 

Wenn ich schon die Sportstätten nun in diesen 
Vergleich bringe, Herr Minister, dann wissen 
Sie auch aus Umfrageergebnissen Ihrer Partei 
oder des Ihrer ParteJ nahestehenden IFES - eines 
Meinungsforschungsinstitutes -, daß wesentlich 
mehr Österreicher Sport betreiben würden, 
wenn mehr Sportstätten zur Verfügung stünden. 

Ein kurzer Blick auf das Sportförderungsbud­
get zeigt aber - wenn wir schon alle Positionen, 
die vorhanden sind, zusammenfassen wollen -, 
daß ein Betrag von rund 27 Millionen Schilling 
herauskommt, was vielleicht in seiner Höhe 
dadurch leicht abschätzbar ist, daß ich es nur mit 
dem Landessportbudget des Landes Oberöster­
reich vergleichen möchte. Dieses Land Ober­
österreich allein übertrifft bereits den Bundesan­
satz für den Sportstättenbau. 

Es gibt - das wissen Sie auch - eine 
Berechnung des Nachholbedarfes im Sportstät­
tenbau in Österreich, die ungefähr besagt, daß 
wir rund 3 Milliarden Schilling benötigen 
würden, um den geforderten und erwünschten 
Grad der Versorgung mit Sportstätten sicherzu­
stellen. Und wenn wir so eine vielleicht nicht 
ganz zugelassene Rechnung anstellen würden 
und Ihre 27 Millionen Schilling des Budgets 
1976 hernehmen, dann würde bei ausschließli­
cher Bundesförderung gerade im Jahre 2090 -
ich verspreche mich nicht; es ist das Jahr 2090 -
jener Stand an Sportstätten erreicht werden, der 
dem Bedarf des Jahres 1975 entspricht, ohne auf 
die inflatorische Entwicklung überhaupt einzu­
gehen. 

Ich glaube also, Herr Minister, daß in diesem 
Bereich eine stärkere Koordinierung mit den 
Ländern und mit den Gemeinden dringend 
geboten scheint, um eine zügigere Aufholjagd 
ingangzusetzen. 

Doch es geht nicht allein um die Errichtung 
von Sportstätten, sondern es wird einmal 
grundsätzlich die Frage zu überlegen sein, ob 
sich nicht der Bund auch an der Erhaltung dieser 
einmal errichteten Sportstätten beteiligen 
müßte. Sie kennen doch die Klagen der 
Verbände, die unter den Lasten der Erhaltung 

stöhnen und die fordern, daß ihr Betriebsdefizit 
von der öffentlichen Hand gedeckt würde. 

Herr Minister! Ich habe hier nur einige 
Sportprobleme angeschnitten, die aber im 
Interesse der vielen Betroffenen einer baldigen 
Lösung zugeführt werden müssen. Ich habe aber 
manchmal das Gefühl, daß es Ihnen ja gar nicht 
so sehr darum geht, vorhandene Probleme des 
Sportes allgemein zu lösen, sondern vielleicht 
manchmal eher darum, in der Öffentlichkeit zu 
glänzen. Wenn ich so Ihre Hauptaktivitäten im 
Sport analysiere, so muß ich Ihnen zumindest in 
einem großen Ausmaß Einseitigkeit bescheini­
gen, Einseitigkeit im Sinn der fast ausschließli­
chen Beschäftigung mit dem Spitzensport, 
wahrscheinlich deswegen, weil es dadurch 
sicher leichter ist, sich spielend ins Rampenlicht 
zu TÜcken. 

Um das große Anliegen aber der österreichi­
schen Bevölkerung, nämlich um die wirksame 
Förderung des Breitensportes, aber auch damit 
verbunden um den zum großen Teil doch 
reform- und modernisierungsbedürftigen Schul­
sport kümmern Sie sich meines Erachtens doch 
etwas zuwenig. Diesbezüglich glaube ich, Herr 
Minister, wäre ein Umdenken dringendst 
geboten. 

Nun noch einen kurzen Blick auf die 
Jugendförderung. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Was die Jugendorganisationen des 
Bundesjugendringes in den letzten Jahren an 
Versprechen und gebrochenen Versprechen 
erleben mußten, verdient hier eine Erörterung. 
Es ist wirklich ein Doppelspiel der SPÖ, indem 
sie einerseits versucht, sich durch große Reden 
den Anschein einer Jugendfreundlichkeit zu 
geben, andererseits aber, wenn dann Taten zu 
setzen wären, erweist es sich immer wieder, daß 
wir es eher mit einer jugendfeindlichen Regie­
rung zu tun haben. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Minister! Wir erleben ja dieses Vorge­
hen, das ich als unrühmlich bezeichnen möchte, 
ja des öfteren. Ich möchte nur auf die leidliche 
Frage der Herabsetzung des aktiven Wahlalters 
verweisen, das zwar nicht Sie allein betrifft, 
sondern andere Kollegen: Nach anfänglicher 
Bereitschaft der Sozialisten, durchaus dem 
Wunsche der Jugend auf frühere politische 
Mitgestaltung gerecht zu werden, gab es 
wahrscheinlich in Ihrer Partei Meinungsfor­
schungsergebnisse, die zeigten, daß die SPÖ gar 
nicht so gut bei jungen Wählern ankommt. 

So wurde sofort - meines Erachtens aus 
opportunistischen, aber durchsichtigen Gründen 
- die Bereitschaft dazu revidiert und zurückge­
zogen. Damit wurde aber 110.456 jungen 
Österreichern und Österreicherinnen des Jahr­
ganges 1956 das politische Mitgestaltungsrecht 
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am 5. Oktober 1975 vorenthalten, obwohl viele 
von ihnen im sei ben Jahre 1975 bereits bei 
regionalen oder lokalen Wahlen ihr Wahlrecht 
ausüben konnten. 

Das ist doch eine Politik, die offensichtlich 
Unglaubwürdigkeit bewirken muß. Ich glaube, 
daß dieser Unglaubwürdigkeit, wie Wahlanaly­
sen ja auch zeigen, von den jungen Wählern in 
gebührender Form Rechnung getragen wurde. 

Genauso wie es Ihre Partei, Herr Minister, im 
Falle des Wahlalters getan hat, haben Sie die 18 
Jugendorganisationen des Österreichischen 
Bundesjugendringes enttäuscht. Die Auseinan­
dersetzung zwischen Ihnen und dem Österrei­
chischen Bundesjugendring begann ja bereits 
im Jahre 1972. Sie wissen, daß damals eine 
Steigerung des gesamten Budgetvoranschlages 
für das Jahr 1973 um rund 9 Prozent gegeben 
war, der Bundesjugendplan aber um 5 Prozent 
gekürzt wurde. Nach einigen Gesprächen 
konnten wir von Ihnen das Versprechen bekom­
men, den Bundesjugendplan für das Jahr 1974 
doch in einem ähnlichen Ausmaß zu erhöhen, 
wie die Erwachsenenbildung in den dem Jahr 
1973 vorangegangenen Jahren erhöht werden 
konnte. Vielleicht war dies ein Versuch ihrer­
seits, einiges bei den Jugendorganisationen 
wieder gutzumachen. 

Was aber nicht gehalten worden ist, Herr 
Minister, war natürlich Ihr Versprechen. Denn 
ein eingehaltenes Versprechen hätte nach 
einfachen Berechnungen den Bundesjugend­
plan auf mehr als 40 Millionen Schilling 
anwachsen lassen müssen, und genau auf diese 
Summe von 40 Millionen Schilling hat auch die 
Forderung des Österreichischen Bundesjugend­
ringes in seiner Sitzung vom 29. Mai 1973 
gelautet; genau Ihrem Versprechen gemäß. 
(Beifall bei der (jVP.) 

Nun ging aber das Spiel weiter. Sie versuch­
ten, den Vertretern des Österreichischen Bun­
desjugendringes zu versichern, daß der fehlende 
Betrag doch in irgendeiner Form im Jahr 1975 
enthalten sein wird. Was nun schon fast 
selbstverständlich war, war natürlich im Budget 
1975 auch diese zweite versprochene Anhebung 
nicht enthalten. Ja nicht nur diese versprochene 
Steigerung fehlte, sondern es wurde sogar der 
gesamte Betrag der Jugendförderung um 
570.000 S gekürzt, was eine reale Kürzung des 
Bundesjugendplanes um 2,4 Millionen Schilling 
darstellte. Und bei diesem gekürzten Ansatz 
bleibt es bedauerlicherweise auch in Ihrem 
Vorschlag für das Jahr 1976. 

Herr Minister! Sie können doch wahrlich nicht 
annehmen, daß diese Vorgangsweise in irgend­
einer Form dazu in der Lage wäre, Ihre 
Glaubwürdigkeit zu erhöhen. Sie müssen sich 

vielmehr dessen bewußt sein, daß das Vertrauen 
in Ihre Versprechungen beim Österreichischen 
Bundesjugendring fast den Nullpunkt erreicht 
hat. (Beifall bei der (jvp.) 

Ich kann mich noch gut daran erinnern, Herr 
Minister, als Sie am 29. März 1973 in einer 
Jugenddiskussion die Meinung vertreten haben, 
daß Sie sich dessen bewußt seien, bis jetzt für 
die Jugend wenig erreicht zu haben. Ich hoffe 
nur, Herr Minister, daß sich Ihr leider allzusehr 
den traurigen Tatsachen entsprechendes 
Bewußtsein möglichst bald im Interesse der 
österreichischen Jugend ändern möge. (Beifall 
bei der (jvp.) 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Dr. Mader­
ner zu einer tatsächlichen Berichtigung. Herr 
Abgeordneter, Sie haben fünf Minuten Redezeit. 

Abgeordneter DDr. Mademer (SPÖ): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Abgeordnete Höchtl hat es für notwendig 
befunden, seine erste Rede im Parlament mit 
einer Berichtigung einzuleiten, die aber selbst 
berichtigt werden muß. 

Nach dem ÖVP-Pressedienst hat die Junge 
OVP folgendes ausgesendet: 

"Für die Schaffung eines Schülervertretungs­
gesetzes ähnlich dem Personalvertretungsgesetz 
setzt sich die Junge ÖVP ein. Die derzeitige 
Form und Einrichtung der Schülerbeiräte, die 
von der Jungen ÖVP grundsätzlich begrüßt 
werden, ist durch eine weitgehende Abhängig­
keit von den Schulbehörden (Einberufung und 
so weiter) und durch das Fehlen jeglicher 
Mitbestimmungsrechte gekennzeichnet. Von 
einer effizienten Schülervertretung kann daher 
im Zusammenhang mit den Schülerbeiräten 
nicht gesprochen werden." 

Weiter heißt es, daß Fahrtkostenersatz und 
Büro verlangt werden. 

In einer anderen Aussendung, die die Union 
Höherer Schüler betrifft - ich habe ja zuerst 
nicht, wie der Herr Abgeordnete Höchtl gesagt 
hat, zitiert, sondern ich habe berichtet; zitiert 
habe ich lediglich aus dem Schulorganisations­
gesetz; alles andere war frei gesprochen, das hat 
er wahrscheinlich bemerkt -, heißt es: 

" ,Entgegen seinen Zusagen aus dem Jahre 
1973 ist Minister Sinowatz nicht mehr bereit, 
einer gesetzlichen Regelung der Schülervertre­
tung auf Landes- und Bundesebene ähnlich dem 
Personalvertretungsgesetz zuzustimmen. Es ist 
bei den Schülervertretern daher die Ansicht 
verbreitet, der Schülerbeirat diene dem Unter­
richtsminister lediglich als Alibi, was eine 
Brüskierung der Schüler darstelle' r erklärte der 
Salzburger Michael Egger für die Union Höherer 
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Schüler Donnerstag dem ÖVP-Pressedie11s"t 1iii 
Anschluß an die heutige Sitzung des Schülerbei­
rates. .. (Abg. Dr. Kor e n: Folglich war es nicht 
die Junge tJVP! Jetzt haben Sie die Korrektur 
bestätigt! Natürlich, was denn sonst! - Abg. Dr. 
Bus e k: Das ist ja keine Berichtigung!) 

Ich habe es nicht bestätigt. Ich habe gesagt: 
Die Junge ÖVP und die Union Höherer Schüler 
haben Kritik geübt. Ich habe dann über diese 
Kritik berichtet. Das war der wirkliche Inhalt. 
(Beifall bei der SptJ.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordneter Haas. 

Abgeordneter Haas (SPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Debatte über den 
Sport hier im Hohen Hause von diesem Pulte aus 
war in der Vergangenheit immer wieder vom 
Grundsatz des Fair play getragen. Dem Herrn 
Abgeordneten Kraft ist es heute vorbehalten 
geblieben, von dieser Regel der sportlichen 
Auseinandersetzung abzuweichen und sich uns 
mit einigen Schlägen unter die Gürtellinie als 
neuer Sportsprecher der Österreichischen Volks­
partei vorzustellen. 

Dazu, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, kann man nur eines sagen: Mit 
derartigen Kraftakten hier im Hohen Hause wird 
dem Anliegen des Sports, glaube ich, kein sehr 
guter Dienst erwiesen. 

Zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Kraft noch ein Wort, weil er dem Herrn Minister 
das gute ÖVP-Sportkonzept angeboten hat. Es 
ist sehr lieb von ihm, uns das anzubieten, nur die 
Sozialistische Partei und der Herr Bundesmini­
ster brauchen es nicht. Denn die SPÖ hat ihr 
Sportprogramm (Abg. Kra ft: Hat ja keines!), 
und zwar sogar ein sehr, sehr gutes Programm 
(Beifall bei der Sp(J) , auf dessen Grundlage der 
Herr Bundesminister Dr. Sinowatz in den letzten 
Jahren sehr erfolgreich konstruktive Sportpolitik 
betreibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
ist heute schon mehrmals gesagt worden, daß 
der Sport einen großen gesellschaftspolitischen 
Faktor darstellt, der immer mehr an Bedeutung 
gewinnt. Das aus verschiedenen Gründen: Die 
Menschen haben mehr Freizeit und die Men­
schen in der modernen Gesellschaft haben auch 
mehr Freiheit. Die Erfahrung zeigt uns, daß die 
Freizeit oft nicht richtig ausgefüllt und genützt 
wird, was zu Langeweile, übermut, Depressio­
nen und Ähnlichem führt, und daß das 
überangebot an den Möglichkeiten der Freizeit­
gestaltung sehr oft zur passiven Konsumation 
ohne eigene Auswahl führt. 

Die Wohlstandsgesellschaft, meine sehr 

geehrten Damen und Herren, erzeugt aber auch 
einen immer stärker werdenden Hang zur 
Bequemlichkeit, der sehr leicht und rasch zur 
Erscheinung: Krank durch Bequemlichkeit!, 
führen kann. Es ist zu sagen - dies wurde von 
diesem Pult auch schon mehrmals festgestellt -, 
daß es alarmierende Zahlen über den Gesund­
heitszustand von Kindern, Jugendlichen und 
Erwachsenen gibt, die uns sehr deutlich zeigen, 
daß Sport und Gesundheit in einer sehr engen 
wechselseitigen Beziehung stehen, sodaß man 
ruhig behaupten kann, die Gesunderhaltung des 
menschlichen Körpers durch sportliche Betäti­
gung ist der wahre Wert des Sports. Allerdings 
in unserer Zeit, in der der Sport immer mehr an 
wirtschaftlicher, teilweise sogar auch an politi­
scher Bedeutung gewinnt, läßt sich das nicht 
immer so genau und klar erkennen. 

Bei dieser kurzen Betrachtung des Sports muß 
man aber auch hervorheben, daß der Sport 
gerade in der modernen Industriegesellschaft 
auch eine wichtige soziale Funktion zu erfüllen 
hat. Sportliche Betätigung fördert nämlich nicht 
nur das Gemeinschaftsgefühl durch das gemein­
same Erlebnis, sondern auch die Leistungs­
freude, die natürlich ein großer Vorteil für jede 
Gesellschaft ist. 

Eine Leistungsgesellschaft braucht daher den 
Sport, vor allem aber den Breitensport, als eine 
ihrer Grundlagen. Aus diesen heute auch schon 
unbestrittenen Tatsachen läßt sich wieder 
ableiten, daß dafür, was für das Leben des 
einzelnen in der Gesellschaft von so weitrei­
chender Bedeutung ist, nicht früh genug die 
Grundlagen geschaffen werden können. Das 
heißt: Mit der sportlichen Betätigung muß schon 
in der Kindheit und in der Jugendzeit begonnen 
werden, denn die Leibeserziehung ist ein 
wertvoller Bestandteil der Gesamterziehung, 
und der Schulsport - auch das ist ja heute schon 
unbestritten - hat eine wichtige Aufgabe zu 
erfüllen. 

Viele von uns werden sich erinnern, daß bei 
den Debatten über den Sport immer mit Recht 
über den Schulsport gesprochen wurde und er 
einer starken Kritik ausgesetzt gewesen ist. Aber 
die Zeit, in der das Turnen in der Schule an 
letzter Stelle der Unterrichtsfächer gestanden 
hat, ist Gott sei Dank vorbei. Das ist vor allem 
darauf zurückzuführen, daß seitens des Bundes­
ministeriums zahlreiche Maßnahmen in die 
Wege geleitet wurden, um den Sport in der 
Schule zu aktivieren. Ich möchte nur einige 
dieser Maßnahmen in Erinnerung rufen: 

In der 5. Novelle zum Schulorganisationsge­
setz erfuhren die Schulen mit sportlichem 
Schwerpunkt ihre gesetzliche Verankerung. An 
den höheren Schulen trat eine wesentliche 
Verbesserung durch Aufnahme ausgebildeter 

14. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 129 von 137

www.parlament.gv.at



1266 Nationalrat XlV. CP - 14. Sitzung - 17. Dezember 1975 

Haas 

Leibeserzieher ein. Es erfolgte eine spezifische 
Ausbildung der Hauptschul-Turnlehrer durch 
die Einführung der sechssemestrigen Haupt­
schul-Lehrerausbildung. An den Berufsschulen 
erfolgte die Einführung des Freigegenstandes 
"Turnen" als Vorstufe für den obligatorischen 
Turnunterricht. Die Schul-Schikurse wurden 
ausgebaut und an der Hauptschule neu einge­
führt. Die Schulsportwettkämpfe wurden in 
einem Ausmaß intensiviert, daß sogar ein 
eigener hauptamtlicher Geschäftsführer berufen 
werden mußte. 

Es erfolgte auch eine Intensivierung des 
Turnsaalbaues, was sich vielleicht am besten in 
Zahlen ausdrückt: Wenn man feststellen kann, 
daß seit 1970 140 Turnsäle fertiggestellt oder in 
Bau genommen werden konnten, so unter­
streicht das sehr, sehr deutlich die Bemühungen 
der hiefür zuständigen Verwaltung, auf diesem 
Sektor etwas zu tun. 

Hand in Hand mit diesen so begrüßenswerten 
Neuerungen geht aber auch ein umfangreiches 
Programm zur Errichtung von Sportstätten. Ich 
erinnere nur an das Hallenbäderprogramm für 
Standorte mit Bundesschulen und an das 
Sporthallenprogramm, welches seit 1973 läuft. 
Zu diesem eine ganz kurze Bemerkung: 

Im Zuge der Durchführung dieses Sporthal­
lenprogramms werden in vielen Regionen 
unseres Landes in den zentralen Orten die 
Voraussetzungen dafür geschaffen, daß größere 
sportliche Veranstaltungen durchgeführt wer­
den können. Dazu kommt noch, daß durch eine 
Teilung einer solchen Halle in drei Normalturn­
säle eine gleichzeitige Verwendung für mehrere 
Sportarten möglich ist. Mit diesen 21 Sporthal­
len, die derzeit im Bau beziehungsweise im 
Stadium der Planung sind und für die der Bund 
einen Betrag von rund 300 Millionen Schilling 
zur Verfügung stellt, wird ein sehr, sehr 
wichtiger Beitrag zur Versorgung der Bevölke­
rung mit Sportstätten geleistet. 

Ich glaube, daß das mehr als beachtenswert 
ist; man sollte das auch von Seite der Opposition 
entsprechend würdigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
all diesen Maßnahmen der letzten Jahre wurden 
und werden die Grundlagen dafür geschaffen, 
daß die Ausübung des Sports fast überall 
möglich ist, weil ein entsprechendes Angebot an 
Sportstätten vorhanden ist. Diesbezügliche 
Untersuchungen, über die von dieser Stelle mein 
Kollege Höchtl gesprochen hatte, bestätigen uns 
ja, daß der eingeschlagene Weg im Sportstätten­
bau richtig ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
österreichischen Sportvereine - es sind mehr als 
6000 - werden in Zukunft sicher die Nutznießer 

unserer sportfreundlichen Politik sein. Nicht nur 
deshalb, weil ihnen alle diese nun geschaffenen 
Sportstätten zur Verfügung stehen, sondern vor 
allem auch deswegen, weil ja die am Sport 
interessierte und die durch die Schule sportlich 
geübte Jugend den Verein suchen wird, um 
weiter sportlich tätig sein zu können. 

Die Vielzahl der Vereine bietet auch eine 
Vielfalt der Möglichkeiten sportlicher Betäti­
gung. Wir können das gar nicht hoch genug 
einschätzen, ebenso die Leistungen all derer, die 
aus reinem Idealismus, aus Begeisterung, aus 
Liebe zum Sport unermüdlich am Werke sind, 
um das Vereinsleben in Schwung zu halten. 

Die Probleme in den Sportvereinen sind 
mannigfaltig. Ich möchte nur eines kurz 
beleuchten, weil es bezeichnend dafür ist, in 
welche Richtung sich manche Sportarten immer 
mehr entwickeln. 

Wir alle wissen, daß die Kosten eines 
Spielbetriebes enorm hoch sind. Jeder Verein ist 
glücklich, wenn er einen Sponsor findet, der ihn 
finanziell unterstützt. Allerdings passiert es 
dann recht oft, daß der äußere Einfluß auf den 
Verein groß wird und die Tätigkeit des Vereines 
dann oft in Richtung Spitzensport gelenkt wird. 
Der Spitzensport hat eben seine Faszination, er 
schafft Prestige, er bringt Zuschauer; mehr 
Zuschauer bedeuten aber wieder höhere Ein­
nahmen. All das ist erfreulich, aber dann nicht 
gut, wenn man vor lauter Spitzensport den 
Breitensport vergißt, denn nur aus ihm kann sich 
der Leistungssport entwickeln. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Irgend jemand hat einmal ausgerechnet, daß der 
Breiten-, Fit-, Leistungs- und Hochleistungssport 
bei uns in Österreich pro Jahr zirka 1 Milliarde 
Schilling brauchen würde, um seine Zielsetzun­
gen erreichen zu können. Bei diesem Betrag sind 
die Kosten für die Errichtung von Sportstätten 
gar nicht berücksichtigt. Das macht es verständ­
lich, daß der Sport eine großzügige Förderung 
braucht, um nur annähernd seine Aufgaben 
erfüllen zu können. 

Der Bund, die Länder, die Gemeinden geben 
für diese Förderung jährlich beachtliche Beträge 
aus, unabhängig voneinander und daher viel­
leicht nicht imm.er gerade zieltührend. Es müßte 
daher, glaube ich, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, einmal ernstlich überprüft werden, 
ob diese gewaltigen Mittel durch eine Koordi­
nierung der Förderung, eventuell durch einen 
gesamtösterreichischen Förderungsplan, nicht 
besser und zielführender eingesetzt werden 
könnten. (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung unter Dr. Kreisky hat in den 
letzten fünf Jahren durch ihre konstruktive 
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Sportpolitik viel getan, um dem Sport seinen 
richtigen Stellenwert in der Gesellschaft zu 
verschaffen. Mit all diesen Maßnahmen der 
letzten Jahre, von denen ich einige aufgezeigt 
habe, soll eines erreicht werden: Für die 
Menschen unseres Landes sollen alle Vorausset­
zungen geschaffen werden (Abg. An ton Sc h 1 a -
ger: Staatsmännische Rede!), um Sport ausüben 
zu können, dies aber nicht nur als Mittel 
prophylaktischer Gesundheitspflege des einzel­
nen, sondern vor allem im Interesse der 
Persönlichkeitsformung und der Gemeinschafts­
bildung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Ing. Amtmann. 

Abgeordneter Ing. Amtmann (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ein abgewandeltes Sprichwort: Je 
später die Stunde, desto kürzer die Reden! steht 
meinen Ausführungen Pate, sie werden daher 
gekürzt und schnell gesprochen sein. 

Zunächst darf ich kurz auf die Berichtigung 
des Herrn Hofrates Maderner eingehen. Daß 
man der Jungen ÖVP etwas unterstellt hat, 
wurde in der Form möglich, daß von zwei 
bestehenden Aussendungen, die ja vom Herrn 
Abgeordneten auch zugegeben worden sind, der 
Inhalt vermischt worden ist und daß sich 
dadurch ergeben hat, daß man eine Aussage, die 
von seiten der Union Höherer Schulen gemacht 
worden war, der Jungen ÖVP unterstellt hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun 
eine kurze Stellungnahme zu den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Peter, der sich in 
Richtung unseres Abgeordneten Gruber äußerte. 
Er meinte, er hätte es ja ohnehin gleich gesagt, 
dieses Schulunterrichts gesetz wäre als solches 
nicht richtig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein 
Gesetz auf dem Schulsektor, das von vornherein 
alle Voraussetzungen erfüllt, ist in Anbetracht 
der ungeheuer komplizierten Materie, die es zu 
behandeln hat, eine Fiktion. Man muß einmal 
mit so einem Gesetz beginnen, allerdings in der 
Folge dann auch die Bereitwilligkeit haben, es 
dort, wo es notwendig ist, zu ändern, und das mit 
der erforderlichen Raschheit. Und das ist letzten 
Endes das, was die Österreichische Volkspartei 
will, denn damit kann man den Betroffenen 
weitaus mehr dienen als womöglich mit Geset­
zen, die in einer unendlich langen Zeit 
zusammengesetzt werden und dann, wenn sie 
eingeführt werden, durch die Entwicklung 
bereits überholt worden sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine 
Zahlengraphik in den Beilagen zur Budgetrede 
des Herrn Finanzministers soll die Leistungen 

der Regierung für den Unterrichtsbereich ver­
deutlichen. Die Darstellung ist so ausgelegt, daß 
eine steilaufsteigende Stiege, deren Stufen es 
zeigen, wie hoch die Zuwachsraten sind, in etwa 
augenscheinlich machen soll, welch ungeheure 
Leistungen hier erbracht worden sind. 

Unterzieht man aber diese imposant aus­
sehenden Zahlen und Angaben einer näheren 
Betrachtung, stellt man fest, daß es sich nicht um 
eine Expansion auf Grund solcher Leistungen, 
wie man es darstellen möchte, handelt, sondern 
daß sich diese zwangsläufig ergeben hat. Zieht 
man nämlich Belastungen, die höher geworden 
sind, zusammen, und zwar die Inflationsrate und 
den Mehrbedarf an Lehrkräften sowie die 
steigenden Schülerzahlen, sind die ausgewie­
senen Zuwachsraten de facto bereits aufgesaugt. 
In den Jahren 1974 und 1975 zusammen stehen 
zum Beispiel einer Zuwachsrate der Inflations­
rate von 25 Prozent, einer Zunahme im 
Lehrerstand von 8,3 Prozent und einer Zunahme 
im Schülerstand von 2,8 Prozent gerade noch 
ausreichende 35 Prozent Budgetausweitung 
gegenüber. 

Wir haben es hier mit einem sogenannten Fall 
des Plus-Minus-Null-Wachstums zu tun, wo 
vielleicht der Verfasser dieser Aussage Plus­
Minus-Wachstum gesagt, aber bloß Null-Wachs­
tum gemeint hat. 

Es muß aber nicht immer eine Budgetauswei­
tung sein, mit der man einen Fortschritt 
vollziehen kann. Ich glaube, selbst ein Mensch 
mit eskalierendem Optimismus nimmt bei dem 
heute amtierenden Finanzminister noch an, daß 
es zu etwas kommt, wodurch sich die wirt­
schaftliche Situation verbessert. 

Es wird aber genauso im Bereich, wo es nicht 
um das Finanzielle geht, irgendwo etwas auf der 
Stelle getreten. In den Erläuterungen zum 
Budget steht zwar stolz zu lesen: In den letzten 
Jahren hat die Bundesregierung große Anstren­
gungen unternommen, unsere Bildungseinrich­
tungen zu entrümpeln und sie an einen den 
heutigen Anforderungen entsprechenden Stan­
dard heranzuführen. Wenn man aber mit diesen 
Gesetzen und Verordnungen und was so noch 
dazugehört, arbeiten muß, fragt man sich 
allerdings verwundert, wo denn eigentlich diese 
Entrümpelung stattgefunden hat. Bei sehr 
wohlwollender Beurteilung kann man streng­
stenfalls zur Auffassung gelangen, wenn wir 
schon bei den von Ihnen geprägten Ausdruck 
Gerümpel bleiben wollen, daß altes Gerümpel 
durch modernes Gerümpel ersetzt wurde. Es ist 
ja bekannt, daß Modernes etwas komplizierter 
ist als das ältere. 

Trat der Lehrer früher allein mit seinen 
methodischen und fachlichen Vorbereitungen 
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ausgestattet in seine Schulklasse, so ist das 
heute etwas anders, denn er muß zusätzlich noch 
ein Wust von Gesetzen, Verordnungen, Verfü­
gungen und ähnlichem mitnehmen, wodurch 
sich eine,schöne Menge Papier ergibt, die ihrem 
Gehalt nach sehr wenig mit Motivation oder mit 
Wissensvermittlung zu tun hat. 

Wenn es nur um das Tragen dieses Papieres 
ginge, wäre das an und für sich nicht schlimm, 
denn der Lehrer ist ja ohnedies gewohnt, sehr 
viel und sehr schwer zu arbeiten. Aber er muß ja 
den Inhalt dieser Papiere lesen und den Inhalt, 
der in diesen Papieren steht, auch benützen und 
anwenden. Manches Mal begegnen einem da 
Passagen, von denen man als Lehrer, der doch 
gewohnt ist, Logik zu vermitteln und Logik als 
solche bei seinen Gedankengängen anzuwen­
den, annehmen muß, daß da anscheinend 
Sprachkünstler am Werk sind, die eine gewisse 
Artverwandtschaft mit den Wiener phantasti­
schen Realisten haben müssen. 

Oder, was glauben Sie, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, hält wohl ein biederer 
Familienvater, der es verstanden hat, der 
Versuchung, moderner Intellektueller zu wer­
den, auszuweichen, davon, wenn er einen 
Positivbescheid bekommt, mit dem dann 
einen Rechtsanwalt aufsucht, und dieser Anwalt 
den Inhalt dieses Bescheides dann so deutet, daß 
dies für ihn bedeutet, sein Sohn wäre nun 
geeignet, in die nächste Klasse aufzusteigen, ein 
Zustand, der ihn bei der früheren Form von Haus 
aus bekannt war, nachdem man ihm ja nicht das 
Gegenteil mitteilte. 

Eine Entrümpelung allerdings scheint wirk­
lich stattgefunden zu haben, und es muß sich 
dabei um eine Art ministerielle Mentalitäts­
entrümpelung gehandelt haben, vermutlich im 
Sinne des modernen natürlichen Rechtsbewußt­
seins. 

Der Herr Minister meinte nämlich, das 
Schulunterrichtsgesetz sei das beste und nur die 
buchstabengetreue Ausführung durch die Leh­
rer stelle es in Frage. Durch diese Aussage wird 
ein Beamter - ein Lehrer ist ja ein Beamter -
letzten Endes dazu verhalten, gegen das Gesetz 
zu verstoßen, also gegen seinen Diensteid zu 
verstoßen, der da lautet, die Gesetze treu und 
unverbrüchlich zu beachten. 

Wenn dies, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, der neue Geist ist, der umgeht oder den 
Sie umgehen lassen wollen, dann muß ich Ihnen 
sagen, daß er aus meiner Sicht ein Geist ist, den 
man als Ungeist bezeichnen muß. 

Ich sehe aber - ich hoffe, zu Recht - die 
Ursache dieser Aussagen mehr in dem Umstand, 
daß man nicht gerne zugibt, daß man irgendet­
was nicht ganz richtig gemacht hat. Das paßt 

auch besser in das ganze Geschehen hinein, 
denn damit reiht sich der Herr Minister dann 
harmonisch in die Reihen dieses Ausredenkabi­
netts ein. 

Es sind oft nur geringfügige Ungereimtheiten, 
die die Ursache dafür bilden, daß man dieses 
Gesetz etwas verändern, anpassen sollte. Aus 
Zeitgründen will ich es mir ersparen, einige 
Beispiele, die ich dazu ausgeführt habe, zu 
nennen. Sie sind, glaube ich, im Verlaufe der 
Diskussion auch irgendwo im Ansatz angedeutet 
worden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mittelpunkt des pädagogischen Tuns muß 
Lehren und Lernen sein. Dies ist durch 
bestmögliches Zusammenwirken von Lehren­
den, Lernenden und Eltern zu fördern. Erst dort, 
wo dieses natürliche Zusammenwirken durch 
irgendwelche Gründe, gleich immer welcher 
Art, gestört wird, darf erst das Gesetz einsetzen. 
Dieses Gesetz muß dann allerdings so sein, daß 
es von jedem einzelnen, von allen drei 
Beteiligten gleich deutbar sein muß, nicht so, 
daß es verschieden gedeutet werden kann, das 
heißt, es muß ein klarer, einfacher Text sein. 

Um dieses Ziel zum Wohle der Beteiligten zu 
erreichen, ersuche ich Sie, sehr geehrter Herr 
Minister, so dringend als möglich im Interesse 
der Schüler, der Lehrer und der Eltern der 
Schüler die Novellierung einzuleiten. Die 
Aussagen, die bis jetzt bezüglich dieser Notwen­
digkeit von Ihnen gemacht worden sind, sind 
noch nicht mit der notwendigen Vitalität zum 
Ausdruck gebracht worden, aus der man 
erkennen kann, daß Sie tatsächlich die Absicht 
haben. 

Nachdem aber auch einige der Redner von der 
Sozialistischen Partei irgendwie die Notwendig­
keit angekündigt haben, glaube ich, müßte es 
jetzt genügen, daß dieser Schritt nun endlich 
durchgeführt wird. 

Ein Schultyp, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, und die damit verbundene Berufs­
ausbildung sind von der Änderung, die in der 
letzten Zeit im Schulbereich stattgefunden hat, 
aber völlig unberührt geblieben, es sind dies die 
berufsbildenden Pflichtschulen. Aber das 
Manko womöglich bei diesen Schulen in der 
Unterrichtsform oder beim Ausbildungssy­
stem zu suchen, wäre grundfalsch. Die Erfolgs­
und Grundforderung jedes Lernerfolges ist der 
praxisbezogene Unterricht. Und der ist durch 
das derzeit angewendete duale Ausbildungssy­
stem bestmöglich gewährleistet. 

Das Manko liegt ausschließlich im Imagebe­
reich dieser Schulkategorie. Diesen Schulen 
haftet mehr und mehr das Bild an, Schlußlicht 
einer vertikalen Gliederung zu sein, dies aber 
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völlig zu Unrecht, denn ohne die Abgänger 
dieser Schule fehlt einer Gesellschaft die 
stärkste, nämlich die produzierende Kraft. 

Diese diskriminierende Schlußlichtposition, 
die diesen Schulen anhaftet, muß eben abgebaut 
werden, und zwar in der Form, daß zu anderen 
Schulen eine Gleichstellung erfolgt, um es dann 
den Abgängern dieser Schulen zu ermöglichen, 
eine weitere Bildung im schulischen Bereich 
vornehmen zu können. Derzeit befinden sie sich 
in einer Ausbildungssackgasse beziehungs­
weise in einer Ausbildungseinbahn. 

Ein dringendes Erfordernis besteht auch bei 
der Ausbildung der Berufsschullehrer. Das beste 
Berufswissen und die beste Berufserfahrung 
nützen nicht soviel, wie sie nützen könnten, 
wenn die Kunst des Vermitteins dessen, was 
man selbst weiß, nicht besteht. 

Es 'sind daher Voraussetzungen zu schaffen, 
um den Unterricht so optimal als möglich zu 
gestalten, indem man den Lehrer genauso, wie 
er mit seinem Berufswissen ausgestattet ist, mit 
jenen Voraussetzungen ausstattet, die notwen­
dig sind, um zu unterrichten, nämlich mit 
Motivationsmöglichkeiten, mit Methodik und 
Didaktik. 

Derzeit, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, vollzieht sich der Dienstantritt eines 
Berufsschullehrers in etwa so, daß er wenige 
Tage vor Schulbeginn die Mitteilung bekommt, 
eingestellt worden zu sein. Einige Tage darauf 
bekommt er dann seinen Stundenplan, und 
vielleicht eine Woche, nachdem er weiß, daß er 
Berufsschullehrer wird, steht er vor seiner 
Aufgabe, nämlich vor der Klasse. Die Forderung, 
die seitens der Berufsschullehrer erhoben wird, 
die dahin geht, die derzeit zweisemestrige 
Ausbildung auf vier Semester zu erstrecken, 
muß vollzogen werden. Diese zusätzliche Aus­
bildung muß dann zeitlich so eingesetzt werden, 
daß sie vor dem Beginn seiner Unterrichtstätig­
keit erfolgt. 

Abschließend gestatten Sie mir einige Bemer­
kungen für unsere Lehrer. Ich fühle mich zu 
diesen Bemerkungen veranlaßt, weil in der 
letzten Zeit so einige Aussagen gemacht worden 
sind, die nicht gerade dazu geeignet sind, den 
Lehrer als solchen in seinem Leistungswillen zu 
fördern. Es war da zu hören von Halbtagsbe­
schäftigten, es war zu hören, daß man ihre 
Gehälter veröffentlichen würde, es war zu hören, 
daß sie Inflationsgewinner seien. 

Ich glaube nicht, daß das der richtige Ton oder 
die richtigen Worte diesem Berufsstand gegen­
über sind. Abgesehen davon, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß man die 
Lehrergehälter ruhig veröffentlichen könnte, 
denn sie sind nicht so, wie man sie vielleicht dort 

mit diesen Aussagen darstellen wollte, sind 
diese Ausführungen eben dazu geeignet, den 
Lehrer als einen Parasiten hinzustellen, und 
diese Bezeichnung verdient er unter keinen 
Umständen, sondern im Gegenteil, es müßte 
alles dazu getan werden, um sein Image zu 
fördern und nicht zu untergraben. 

Schauen Sie, die berufskundliche Beschrei­
bung eines Lehrers lautet: Vorbereitung und 
Durchführung des Unterrichtes, Übung und 
Kontrolle im Unterricht, Kontrolle und Bewer­
tung der Schülerleistung, erzieherische Tätig­
keit, Verwaltungstätigkeit, Fortbildung, der man 
auch einen großen Zeitaufwand widmen muß. 
Das heißt, daß er außer der Unterrichtszeit noch 
viele Stunden aufzuwenden hat, um seine 
Aufgabe zu erfüllen, und mit diesem Zeitauf­
wand, den er erbringt, kommt er weit über die 
Normalarbeitszeit als solche hinaus. 

Darüber hinaus - und dies ohne oder für sehr 
wenig Lohn - ist der Lehrer überall dort zu 
sehen, wo es gilt, allgemein für alle etwas zu 
tun. Er ist also Bildner, er ist Volkstumsbewah­
rer, er ist Kulturträger und in vielen Vereinen 
derjenige, der dort unbemerkt oft das Wesentli­
che, das es zu tun gibt, vollzieht. Unverdrossen 
und mit großem Einsatz erfüllt er gleich immer, 
wo er steht, seine Aufgabe sehr erfolgreich. 

Denn wer sonst, frage ich Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, neben den 
Schülern hat wohl das Verdienst, wenn im 
Ausland Österreicher - egal, in welcher Art und 
in welcher Tätigkeit sie dort wirken - als 
bestqualifizierte Fachkräfte anerkannt werden 
und größtmögliche Wertschätzung genießen und 
vor allem dort sehr große Dinge erbringen? Das, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, ist die 
Leistung unserer Lehrer, und sie verdienen es 
daher nicht, daß man sie in irgendeiner Form 
abqualifiziert und nicht als das hinstellt, was sie 
sind. (Beifall bei der OVP.) Weitaus eher als eine 
Diskriminierung verdienen unsere Lehrer daher 
ein Wort des Dankes, den ich damit ausgespro­
chen haben möchte. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Busek. 

Abgeordneter Dr. Busek (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich darf Sie trotz der 
fortgeschrittenen Stunde um fünf Minuten 
Aufmerksamkeit für 1000 Jahre bitten. 

Ich habe - das scheint mir ein Problem zu sein, 
das eines Unterrichtsministers wert ist - einer 
Rundfunkmeldung entnommen, daß sich die 
Bundesregierung im Zusammenwirken - das 
war dieser Meldung zu entnehmen - mit der 
Landesverteidigungsakademie über die Gestal­
tung der 1000-Jahrfeier 1976 den Kopf zerbro-
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ehen hat, und laut einer Rundfunkmeldung ist 
als Ergebnis folgendes dabei herausgekommen: 
eine Ausstellung über die Babenberger in 
Lilienfeld, ein gesamtösterreichisches Jugend­
treffen aus allen Gegenden des Landes und die 
Gründung des Instituts für politische Bildung. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, daß für 
1000 Jahre dieses Landes diese drei Dinge doch 
nicht das einzige sind, was wir zu bieten haben. 

Ich habe noch den Zeitungen entnommen, daß 
das Unterrichtsministerium unseren Schülern 
ein Babenberger-Buch verehren wird und daß es 
eine Wanderausstellung geben wird. 

Ich glaube aber, daß das alles für ein doch 
immerhin sehr historisches Datum zuwenig ist. 
Wir sollten uns das überlegen, wenn wir am 
Freitag für 30 Jahre schon eine Festsitzung 
machen, denn bei bester geschichtlicher Beur­
teilung: Weder die Babenberger noch die 
tausendjährige Geschichte dieses Landes haben 
es sich verdient, daß man derart beiläufig daran 
vorübergeht. Denn jedes Jahr wird in Nieder­
österreich ein Stift in den Mittelpunkt einer 
kulturpolitischen Leistung gestellt, ein Jugend­
treffen ist eine Sache, die sich unter den 
verschiedensten Anlässen machen läßt, und am 
Institut für politische Bildung wird seit Jahren 
schon herumlaboriert - zwar nicht seit 1000 
Jahren, aber doch schon seit einigen Jahren -, 
und das als einen Anlaß zu nehmen, dieses 
Institut zu gründen, das ist, glaube ich, doch 
nicht die richtige Korrelation. 

Ich darf Sie erinnern, Herr Minister: 1965 hat 
der sozialistische Teil der Bundesregierung für 
20 Jahre Zweite Republik mehr Phantasie 
entwickelt, als gegenwärtig ziemlich knapp vor 
dem Datum hier vorrätig ist. 

Der Herr Bundeskanzler zitiert gerne Robert 
Musil und verweist immer wieder auf den 
"Mann ohne Eigenschaften". Dort hat es sogar 
eine Parallelkommission für eine offizielle 
Kommission gegeben, die sich mit 70 Jahren 
Kaiser Franz Joseph befaßt hat. (Abg. Dr. 
Kre i sky: Parallelaktion!) 

Herr Bundesminister! Ich fordere Sie auf: 
Geben Sie Ihrem Bundeskanzler die Chance, 
eine Parallelkommission (Abg. Dr. Kr eis k y : 
Parallelaktion!) zu gründen, indem Sie eine 
eigene für 1000 Jahre Österreich machen, denn 
ich glaube, wir brauchen für unser Land 
geschichtliche Kontinuität. Die ist vielleicht 
diese fünf Minuten wert, denn wir hätten auch 
eines zu leisten: den Bürgern unseres Landes 
jenes Geschichtsbewußtseins mitzugeben, das 
für die nächsten 1000 Jahre trägt. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. Dr. Fis ehe r: Sie sollten lieber in 
vier Jahren denken als in 1000 Jahren!) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Frauseher. 

Abgeordneter Dr. Frauscher: (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Wenn man dem Herrn 
Bundesminister heute bei seinem Debattenbei­
trag gefolgt ist, ist einem klar geworden, warum 
ihn der Herr Bundeskanzler in den Kreis seiner 
möglichen Nachfolger aufgenommen hat: Der 
Herr Minister versteht es genauso gut wie der 
Herr Bundeskanzler, die Dinge so darzustellen, 
als sei alles in bester Ordnung. Die heutige 
Debatte hat aber gezeigt, daß es auf dem Gebiet 
unseres Bildungswesens noch eine ganze Reihe 
schwerwiegender Probleme gibt, und zu einigen 
Punkten möchte ich auch noch ein paar kurze 
Bemerkungen machen. 

Wenn man heute mit Lehrern spricht, hört 
man Klagen darüber, daß der Verwaltungsauf­
wand, der ihnen aufgelastet wird, immer größer 
wird. Es wurde schon gesagt, daß dies eine Folge 
des Schulunterrichtsgesetzes und der vielen 
Verordnungen ist, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden müssen. Ich teile die Meinung 
des Herrn Ministers, daß ein neues Gesetz von 
solcher Tragweite einige Zeit braucht, bis es in 
der Praxis eingeführt ist. Ich bin aber auch der 
Meinung, daß man es sich sehr wohl überlegen 
muß, in einigen Punkten dieses Gesetz zu 
novellieren. 

Meine persönliche Meinung ist, daß man in 
erster Linie überlegen muß, ob für den Bereich 
des Schulwesens die Regelung des Verfahrens 
nach dem A VG richtig ist, oder ob man nicht 
besser hier andere Verfahrensregeln finden 
sollte. 

Eltern und Schüler hört man heute klagen, 
daß die Lehrpläne unzeitgemäß und mit reinem 
Lernstoff überladen sind. Es wurde schon gesagt, 
daß die Lehrpläne ja novelliert werden sollen, 
und da dies eine Reform ist, die keine 
besonderen Budgetmittel erfordert, besteht 
begründete Aussicht, daß diese Reform in den 
nächsten Jahren durchgeführt werden wird. 

Bei den Rückständen im Sachaufwand ist die 
Lage keineswegs besser geworden als vor 
einigen Jahren, als ich einmal darüber klagen 
mußte, daß in Salzburg die Stadtwerke erst mit 
der Einstellung der Strom- und Heizungsliefe­
rungen drohen mußten, bis die Rechnungen des 
Vorwinters bezahlt wurden. Ich glaube kaum, 
daß hier eine wesentliche Besserung eintreten 
wird, auch nächstes Jahr nicht, da die Ausgaben 
für den Sachaufwand laut Voranschlag 1976 nur 
um 10,6 Prozent gegenüber 1975 steigen 
werden. 

Für den Schulbau sind 1976 wieder nur 700 
Millionen Schilling im Kapitel Bauten vorgese-
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hen; das ist der gleiche Betrag wie heuer und um 
200 Millionen Schilling weniger als 1974. Die 
Inangriffnahme wichtiger Schulbauten wird 
dadurch immer wieder verzögert, wie etwa bei 
der Höheren technischen Lehranstalt in Salz­
burg. 

Die Zahl der Ausbildungsplätze an den 
berufsbildenden höheren Schulen wurde wohl 
in den letzten Jahren beachtlich erhöht. Eine 
Reihe von Schulen hat man ja über das 
Leasing-System finanziert, weil man über das 
Budget dazu nicht imstande war. Die Zahl der 
Abweisungen von Bewerbern um die Aufnahme 
an berufsbildende höhere Schulen ist jedoch 
noch immer sehr hoch. Es wurde zwar heute 
gesagt, daß heuer einige Absolventen einer 
Höheren technischen Lehranstalt nicht unterge­
kommen sind, keinen entsprechenden Posten 
gefunden haben; ich glaube aber, daß das eine 
vorübergehende regionale Erscheinung ist, die 
auch mit der derzeitigen Wirtschaftskrise 
zusammenhängt. Unsere Wirtschaft wird es trotz 
der schlechten Wirtschaftspolitik der Regierung 
schon zustande bringen, daß wieder ein Wirt­
schaftsaufschwung kommen wird. 

Die jungen Menschen, die bei ihrer Bewer­
bung um die Aufnahme an einer berufsbilden­
den höheren Schule abgewiesen werden, verlie­
ren entweder ein Jahr oder müssen sich zum 
Besuch einer allgemeinbildenden höheren 
Schule entschließen. Dabei ist die große Zahl 
von Maturanten der AHS, die über keine 
spezielle Berufsausbildung verfügen, sowieso 
eines der großen Probleme unserer Bildungs­
politik. 

Mit diesem Thema befaßt sich auch in einem 
Artikel im "Kurier" vom 1. September dieses 
Jahres Professor Horst Knapp. Er verweist 
darauf, daß laut Volkszählung 1971 8 Prozent 
aller erwachsenen Österreicher die Mittelschule 
absolviert hatten. Schon im Schuljahr 1972/73 
besuchten jedoch 16,6 Prozent der 14jährigen 
eine AHS, und dieser Anteil ist inzwischen noch 
gestiegen. Professor Knapp folgert daraus, daß 
für jeden Posten, der heute mit einem Mittel­
oder Hochschulabsolventen besetzt ist, zwei bis 
drei Anwärter heranwachsen. Das kann nach 
Meinung von Professor Knapp auch dann nicht 
gut gehen, wenn im Zuge der technischen 
Entwicklung der Akademikerbedarf von Wirt­
schaft und Verwaltung weiter ansteigt. 

Professor Knapp schreibt dazu: "Eine Bil­
dungspolitik, die möglichst vielen Jugendlichen 
den Weg zur Mittelschule und Hochschule 
öffnet, führt nur dann nicht in eine Sackgasse, 
wenn Matura und Doktorhut bloß der persönli­
chen Lebensbereicherung dienen." 

Er bezweifelt aber, daß dies das Ziel ist, 

welches die Jugendlichen und ihre Eltern 
anstreben, er hat meiner Meinung nach damit 
auch sicherlich recht. Professor Knapp sieht die 
Ursache für das Problem der Mittelschülerla­
wine in der falsch verstandenen Chancengleich­
heit. Diese soll nämlich nicht nur darin 
bestehen, daß das Arbeiter- und Bauernkind 
eine Mittelschule besuchen k a n n, wenn es 
begabt ist, sondern auch darin, daß Akademiker-, 
Beamten- oder Unternehmerkinder die Mittel­
schule nicht besuchen m ü s sen, wenn ihre 
Begabung auf einem anderen - etwa handwerk­
lichen - Gebiet liegt, ohne daß die Eltern 
deshalb über die Schulter angesehen werden. Es 
wird noch viel Arbeit erforderlich sein, hier eine 
Änderung in der Einstellung zu erreichen. 

In den letzten Jahren sind bereits verschie­
dene Maßnahmen gesetzt worden, mit dem 
Problem der Maturanten der allgemeinbilden­
den höheren Schulen fertigzuwerden. So wurde 
in der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle vor­
gesehen, daß Kollegs eingerichtet werden 
sollen, welche die Maturanten von der AHS in 
möglichst kurzer Zeit zum Bildungsziel einer 
berufsbildenden höheren Schule führen. Diese 
Kollegs werden sicherlich einen wertvollen 
Beitrag zur Lösung des Problems leisten, auf 
lange Sicht sollten sie jedoch durch den Ausbau 
der berufsbildenden höheren Schulen weitge­
hend wieder überflüssig werden, weil es doch 
auf jeden Fall sinnvoller ist, die jungen 
Menschen schon mit 14 Jahren direkt zum 
Besuch einer berufsbildenden höheren Schule 
hinzuführen. 

Schließlich wird man den jungen Leuten auch 
sagen müssen, daß sie mit einer kaufmännischen 
oder gewerblichen Lehre ebenso ausgezeich­
nete Berufschancen haben. Allmählich beginnt 
sich diese Erkenntnis auch durchzusetzen, was 
die ständig steigenden Lehrlingszahlen der 
letzten Jahre beweisen, die ja nicht nur auf die 
stärkeren Geburtenjahrgänge zurückgehen. 

Durch unser duales Ausbildungssystem wird 
den jungen Leuten eine ausgezeichnete Grund­
lage für ihre spätere Berufslaufbahn mitgege­
ben. Dies wird von ihnen auch anerkannt, wie 
eine auf wissenschaftlicher Basis durchgeführte 
Umfrage eines unabhängigen Meinungsfor­
schungsinstitutes ergab. 

Die Befragung von Lehrlingen des letzten 
Lehrjahres ergab eindeutig, daß rund 90 Prozent 
der befragten Lehrlinge das Ausbildungssystem 
und die Ausbildung im Betrieb positiv beurtei­
len. Von 87 Prozent der Lehrlinge wurde die 
Meinung geäußert, daß man nur mit einer 
gründlichen Ausbildung im Beruf weiterkom­
men könne. Lediglich 6 Prozent der Befragten 
gaben ein negatives Urteil ab. Die positive 
Einstellung der überwiegenden Mehrheit der 
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Lehrlinge zum Ausbildungssystem und zu den 
Ausbildungsbetrieben ist damit wohl eindeutig 
bewiesen. 

Es ist erfreulich, daß in den letzten Jahren von 
den verantwortlichen Stellen immer wieder ein 
klares Bekenntnis zum System der dualen 
Berufsausbildung abgelegt wurde. Es ist aber 
bedenklich, daß von gewissen Kreisen innerhalb 
der SPÖ immer wieder anderslautende Forde­
rungen erhoben werden. 

So erschien im Herbst 1974 eine Schrift "Für 
eine sozialistische Politik der SPÖ", herausge­
geben von einem Autorenkollektiv, dem auch so 
bekannte Leute wie Fabris und Konecny 
angehören. Es wird dort Klage darüber geführt, 
daß verschiedene Kernsätze des Schulpro­
gramms 1969 der SPÖ über Berufsausbildung 
unerfüllt sind beziehungsweise sogar zum 
größten Teil noch nicht einmal in Angriff 
genommen wurden. Diese Kernsätze sind: 

Der schrittweise Abbau des derzeitigen 
dualen Systems der Berufsausbildung ist anzu­
streben. 

Die bisherige Teilzeitberufsschule soll in ihrer 
Zielsetzung an die Vollzeitberufsschule heran­
geführt beziehungsweise durch sie ersetzt 
werden. 

Eine Integration von Berufsschulen und 
Berufsfachschulen soll erreicht werden. 

Mit dieser Schrift wird eben Klage darüber 
geführt, daß diese Zielsetzungen noch nicht 
erfüllt sind. 

Als zentrales Ziel sozialistischer Bildungspoli­
tik wird dann die Schaffung der Gesamtschule 
der 15- bis 18jährigen genannt, und es wird 
ausgeführt, daß dieses Ziel in einzelnen, aber 
simultan miteinander vermittelten Reformen 
verwirklicht werden müsse. Es werden acht 
Schritte der Reform angeführt, die ich hier 
zitieren möchte. 

Erstens: Integration der Hauptschule und der 
Unterstufe der AHS . zur Gesamtschule I. 

Zweitens: Polytechnische Fächer - Arbeits­
und Berufslehre - und Berufspraktika in der 
Oberstufe der AHS. 

Drittens: Abschaffung der Matura in der 
jetzigen Form; statt genereller Studienberechti­
gung Studienberechtigung für einzelne Fächer­
gruppen. 

Viertens: Lehrlingsausbildung in Vollzeitbe­
rufsschulen mit Arbeitspraktika, die in Vertrags­
betrieben stattfinden. 

Fünftens: Integration des beruflichen Schul­
wesens. 

Sechstens: Angleichung an den reformierten 
Lehrplan der Oberstufe der AHS. 

Siebentens: Zusammenführen vorerst durch 
Versuchsschulen beider Zweige des Bildungs­
wesens zur Gesamtschule 11. 

Achtens: Aufbau eines Systems von postse­
kundären Ausbildungsinstitutionen. 

Wenn man dies alles überlegt und sich dazu in 
Erinnerung ruft, daß der Herr Bundeskanzler 
und Vorsitzende der Sozialistischen Partei bei 
einer Debatte im Sommer des vergangenen 
Jahres ausdrücklich erklärte, seine Partei strebe 
nicht nur systemkonforme, sondern auch system­
verändernde Reformen an, dann wird einem 
bewußt, wie gefährlich diese Strategie ist und 
wie wachsam man die Entwicklung verfolgen 
muß. Wir werden es an dieser Wachsamkeit 
nicht fehlen lassen. 

Ich hoffe aber auch, daß sich der Herr 
Unterrichtsminister mit den vorgetragenen Ziel­
setzungen aus dieser Broschüre nicht identifi­
ziert und daß eine gemeinsame sinnvolle 
Weiterentwicklung unseres Bildungswesens 
möglich sein wird. 

Nach diesen allgemeinen Bemerkungen 
möchte ich mich noch ganz kurz etwas genauer 
mit den Zahlen des Budgets für das Kapitel 
"Unterricht" auseinandersetzen. 

Es wird immer darauf verwiesen, daß sich die 
Ausgaben für dieses Kapitel ja laufend erhöhen. 
(Unruhe. -Der Präsi den tgibtdas Glockenzei­
chen.) Erst heute wieder hat der Herr Kollege 
Maderner stolz auf diese Steigerungen hinge­
wiesen. Es ist sicherlich richtig, daß hier 
Erhöhungen stattfanden. So betrugen im Jahr 
1970 die Ausgaben in diesem Kapitel 7,6 
Milliarden, im Jahr 1974 14,1 Milliarden, und 
laut Voranschlag sollen sie im nächsten Jahr 
17,9 Milliarden Schilling betragen. 

Eine laufende Steigerung war aber auch 
schon vor 1970 zu verzeichnen, denn 1965 
betrugen die Ausgaben 4,1 Milliarden Schilling 
und sie stiegen bis 1970 auf 7,6 Milliarden 
Schilling. Für den gesamten Zeitraum 1965 bis 
1976 ergibt sich daher eine jährliche Zunahme 
von 14,7 Prozent. 

Mit der bloßen Betrachtung dieser Zahlen darf 
man sich aber nicht zufriedengeben. Man muß 
sie kritisch analysieren. Vor allem muß man 
bedenken, daß es in der gesamten Periode 
Preissteigerungen gab, und zwar im Ausmaß von 
durchschnittlich 5,7 Prozent im Jahr. Diese 
Durchschnittsrate wurde aber in den letzten 
Jahren bedeutend überstiegen. 

Von 1965 bis 1970 hatten wir eine durch­
schnittliche jährliche Inflationsrate von 3,1 
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Prozent zu verzeichnen. Bei einer durchschnittli­
ehen Erhöhung der Budgetausgaben für das 
Kapitel "Unterricht" im gleichen Zeitraum von 
13,4 Prozent ergibt dies eine reale Ausgabenzu­
nahme von 10 Prozent im Jahr, sofern man die 
Staatsausgaben mit dem Deflator des Bruttona­
ti9nalproduktes deflationiert. 

Für die Periode 1971 bis 1976 steigen zwar die 
Ausgaben mit 15 Prozent im jährlichen Durch­
schnitt stärker als in der Vorperiode, es ist jetzt 
aber auch die Inflationsrate höher und wird für 
diesen Zeitraum bei 8,5 Prozent liegen. Die reale 
Steigerung beträgt daher nur mehr 6,5 Prozent 
und ist damit um ein Drittel niedriger als zur 
ÖVP-Zeit und bestimmt kein Ruhmesblatt für 
die sozialistische Bildungspolitik. 

Wenn man die geringe nominelle Steigerung 
von 11,6 Prozent des Voranschlages 1976 
gegenüber 1975 betrachtet, wird überdies klar, 
daß auch das Unterrichtsressort nun zum Opfer 
der schlechten Finanzpolitik des Herrn Finanz­
ministers wird. (Zustimmung bei der OVP.) 

Wie schwierig die Budgetsituation insgesamt 
für den Herrn Finanzminister ist, wird am besten 
daraus ersichtlich, daß sowohl beim Personal­
aufwand wie auch beim Sachaufwand von 1975 
auf 1976 die geringsten Zuwachsraten seit 
Jahren zu verzeichnen sind. Schließlich muß 
man noch bedenken, daß ein wichtiger Teil der 
Schulausgaben nicht im Kapitel 12, sondern im 
Kapitel 64, "Bauten und Technik", erfolgt, 
nämlich jener Teil, der sich mit Grundankäufen, 
Instandsetzungen und Bauvorhaben befaßt. 1976 
werden dafür die gleichen Mittel wie 1975, 
nämlich knapp über 700 Millionen Schilling, zur 
Verfügung stehen, nachdem 1974 noch über 900 
Millionen Schilling dafür ausgegeben wurden. 

Einer durchschnittlichen jährlichen Zunahme 
von 8,8 Prozent für die Jahre 1965 bis 1910 steht 
nun nicht einmal eine einprozentige Zunahme 
in den Jahren 1971 bis 1976 gegenüber. Fürwahr 
eine traurige Bilanz! Daß es auf dem Schulbau­
sektor überhaupt Fortschritte gab, ist nur auf das 
Leasing-System zurückzuführen, womit aber die 

Budgets kommender Jahre schwer belastet 
werden. 

Abschließend bleibt mir daher nur eine 
Feststellung übrig: Das Budget für das Kapitel 
"Unterricht" ist genauso schlecht wie das 
Budget insgesamt. Die Folgen einer jahrelangen 
falschen Wirtschafts- und Finanzpolitik treten 
nun offen zutage, und wir lehnen daher das 
Kapitel "Unterricht" genauso ab, wie wir 
morgen das gesamte Budget ablehnen werden. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezial berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim m u n g 
über die Beratungsgruppe VI des Bundesvoran­
schlages 1976. 

Diese umfaßt die Kapitel 12 und 13 samt den 
dazugehörenden Teilen des Konjunkturaus­
gleich-Voranschlages und das Kapitel 71 in 2 
der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist mit Mehrheit il n g e -
nommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
die Anfragen 54/ J bis 81/ J eingelangt sind. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für morgen, 
Donnerstag, den 18. Dezember 1975, um 9 Uhr 
mit folgender Tagesordnung ein: 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1976 samt 
Anlagen (2 und Zu 2 der Beilagen), 

Beratungsgruppe XI, Finanzen, 

sowie Bundesfinanzgesetz, die beiden Syste­
misierungspläne und Dienstpostenplan. 

Die Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 22 Uhr S5 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei L61 48965 f/f 
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